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Die Ehe Seiner Königlichen Hoheit des Her— 
zogs Auguſt Friedrich von Suſſex, Koͤniglichen 
Prinzen von Großbritannien und Irland, und von 
Hannover, mit Lady Auguſta Murray, Tochter 
eines ſchottiſchen Earl's (Grafen) und Pair's, von 
Vater⸗ und Mutterſeite abſtammend aus altem Ge— 
ſchlecht von brittiſchem hohem Adel, hat auf die 
Frage geführt von der Rechtsguͤltigkeit und Standes— 
maͤſigkeit dieſer Ehe, mit den hieraus eutſpringenden 
rechtlichen Folgen. 


Dieſe Frage bildet einen Rechtsfall, in welchem, 
ſeinem Gegenſtande nach, man leicht einen der wich— 
tigſten und beruͤhmteſten unſerer Zeit erkennen wird. 
Dennoch war derſelbe, nach ſeiner wahren und 
vollen Bewandtniß, in geſchichtlicher und rechtlicher 
Hinſicht, von dem Publicum bis jetzt viel zu wenig 
gekannt und beachtet. 


Iſt die Ehe des Herzogs rechtsguͤltig und voll— 
wirkend, insbeſondere fuͤr die Gemahlin und Kinder, 
in England? Iſt ſie es in Irland und in Schott— 
land? Iſt ſie es in Hannover? Sind die daraus 
abſtammenden Nachkommen berechtigt zu dem vollen 
Genuß der vaͤterlichen Standes- und Familieurechte? 
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Sind fie berechtigt zu der Erbfolge in des Herzogs 
Allodialvermoͤgen, und in feinen Pairſchaften (Pee- 
rages) in England, in Schottland, in Irland? Sind 
ſie, wenn einſt die Reihe ſie treffen wuͤrde, berech— 
tigt zu der Thronfolge, in jedem von dieſen drei 
Koͤnigreichen? Sind ſie es in dem Koͤnigreich Han— 
nover? — Dieß ſind die Rechtsfragen, welche hier 
zur Eroͤrterung und Beantwortung ſich darſtellen. 


Nachſtehende geſchichtliche und rechtliche Ausfüh- 
rung iſt dazu beſtimmt, die Sache, nach allen jenen 
Beziehungen, in ihr wahres und volles Licht zu 
ſetzen. Möge ſie die unparteiiſchen Kenner befrie— 
digen, wenigſtens ihnen das eigene Urtheil erleichtern. 
Die darin aufgeſtellten Rechts Grundſaͤtze, beſonders 
in Beziehung auf Teutſchland und Hannover, ſind 
dieſelben, welche der Verfaſſer in einer langen Reihe 
von Jahren, ſowohl in akademiſchen Lehrvortraͤgen 
als auch in öffentlichen Druckſchriften, feiner Ueber— 
zeugung gemaͤß, offenkundig ausgeſprochen hat. Sie 
wurden alſo nicht erſt bei Gelegenheit oder aus 
Aulaß dieſes Rechtfalles gebildet. Er ſchrieb und 
laͤßt ſolches hier drucken, dafuͤr, auſſer dem gewoͤhn— 
lichen Buchhaͤndler Honorar, bezahlt von Niemand. 


Frankfurt am Main, am 30. Jaͤnner 1834. 


18. 
19. 


Uebersicht des Inhaltes. 


Erster Theil. 
Geschichtliche Darstellung. 


Vermählung und perſönliche Verhältniſſe der Ehegatten. 


HauptMemente der Herkunft: 1) Lady Auguſta Murray's, a) auf väter— 
licher Seite. 

b) auf mütterlicher Seite. 

2) des Herzogs. 

Genealogiſche Denkwürdigteiten, welche beide Ehegatten gemeinſchaftlich 
angehen. - 
Des Herzogs Bewerbung um die Hand von Lady Auguſta. 

Schriftlicher Ehevertrag, und deſſen Vollziehung. 

Kirchliche Trauung zu Rom, durch einen engliſchen Geiſtlichen. 

Des Herzogs ſchriftliches Betenntniß von dieſer Trauung. 

Oeffentliche Trauung zu London, nach dreimaligem kirchlichem Aufgebot. 
Geburt eines Sohnes aus dieſer Ehe, genannt Auguſtus Friedrich. 
Königliche Mißbilligung der ehelichen Verbindung, auf den Grund einer 
brittiſchen Parlament Acte von 1772. 

Auf Antrag des königlichen GeneralProcurators, erklärt das Londoner erz— 
biſchöfliche Gericht die Ehe für nichtig. 

u. 15. Nichtanerkennung des erzbiſchöflichen gerichtlichen Ausſpruchs, von 
Seite 1) ſowohl des Herzogs, 

2) als auch der Gemahlin; welche in ſpäterer Zeit den Titel Lady d'Ame— 
land annahm, als eine Art von Incognito. 

Gleichwie die Kinder den alt-braunſchweigiſchen Familiennamen Eſte an- 
nahmen, ftatt des zeither geführten prinzlichen Titels. 


Zweiter Theil. 
Rechtliche Beurtheilung. 


Borerörterungen. 


I) Mehrheit der KechtSubjeete in Einer Individualperſon. 
Heutige ſtaats- und völterrechtliche Beiſpiele hievon. 


„ 


Insbeſondere in Großbritanniens und Irlands Verhältniß zu Hannover. 
Auch bei Mitgliedern des- Regentenhauſes zeigt ſich Mehrheit der Recht: 
Subjecte. 

Namentlich in Hannover. 
Mehrfache Recht Subjectivität des Herzogs von Suſſer. 1) In England, 
Schottland und Irland. 

2) In Teutſchland: a) in dem Kurfürſtenthum Braunſchweig-Lüneburg 
und in dem Geſammthauſe Braunſchweig. 

b) In dem Teutſchen Reich. 

II) Thatteftand der Vermählung. 1) Durch ſchriftlichen, eidlich bekräf⸗ 
tigten, vollzogenen Vertrag. 

2) Durch zweimalige kirchliche Trauung. a) In Rom. 

b) In London. 

III) Der Rechtsbeſtand der Ehe ward nirgend widerſprochen, auſſer in dem 
Königreich England, vor dem Londoner erzbiſchöflichen Gericht, im Namen 
Georg's III. 

Gegenſtände der rechtlichen Beurtheilung. 


Erſte Abtheilung. 


Beurtheilung nach den Hechtsverhältnissen in den Königreichen 


England, Schottland und Irland. 


31 u. 32. D In England und Schottland. Der Rechtsbeſtand des 


Statuts von 1772, ward rechtsverwahrend angefochten von der Oppoſition. 


33, 34 u. 35. Das Statut von 1772 iſt nicht anwendbar auf den vorlie⸗ 


36. 


* 


genden Fall. 

Auch iſt, wegen Incompetenz, der Ausſpruch des Londoner en 

Gerichts an ſich ſchon unwirkſam in Schottland. 

Wo beide Ehegatten Eingeborne und politiih wohnhaft find, ihre Ehe 

kirchlicher Sinſegnung nicht bedurfte, und der Mangel elterlicher Einwilligung 

kein trennendes Ehehinderniß war. 

Selbſt in England iſt der Ausſpruch nichtig. 

Angeſehene brittiſche Rechtsgelehrte erklärten ſich daher für volle Rechts- 

wirkung der Ehe in Großbritannien, für die Gatten und Kinder. 

II) In Irland. Welches zur Zeit der Vermählung ein unabhängig 

für ſich beſtehendes, von Großbritannien durchaus getrenntes Königreich war. 

Auch war das großbritanniſche Statut von 1772 zu keiner Zeit beſtimmt 

für Irland; wo die Rechtsgültigkeit der Ehe des Herzogs auſſer Zweifel iſt. 
Daher war und iſt auf das Rechtsverhältniß des Herzogs, ſeiner Gemahlin 

und Kinder, in und zu Irland, weder das großbritanniſche Statut von 
1772, noch der Ausſpruch des Londoner erzbiſchöflichen Gerichts anwendbar. 
Unvereinbar ſogar, und darum rechtwidrig, iſt das Statut, mit dem an⸗ 
genommenen Grundſatz vollkommener Gleichheit der Thronfolge und per⸗ 
ſönlicher Identität des Staatsoberhauptes, in Großbritannien und in 
Irland. 

und hat die Ehe des Herzogs, auch nach dem Gutachten eines iriſchen 
Rechtsgelehrten, in Irland volle Rechtswirkung für die Gatten und Kinder. 
Schlußfolgen aus vorſtehenden Erörterungen. 


Zweite Abtheilung. 


Beurtheilung nach den Rechtsverhältnissen in dem Teutschen 
Reich, und in dem Kurkürstenthum Braunschweig-Lüneburg, 


$. 46. 


61 


63. 


64. 


jetzt Königreich Hannover. 
Einleitung. 


Ohne Widerſpruch blieb, in dem Teutſchen und Hannoveriſchen Rechtsver⸗ 
hältniß, ſowohl die Rechtsbeſtändigteit als auch die Standesmäſigkeit der 
Ehe. 

Feſtſetzung der Rechtsfragen. 

Entſcheidungsquellen. 


Erſter Abſchnitt. 
Rechtsbeständigkeit der Ehe. 


J) Kirchliche Gültigkeit. 

II) Bürgerliche Rechtmäſigkeit, als Conſenſual Vertrag, nach gemeinem 
Reichsrecht unabhängig von kirchlicher Einſegnung. 

Welche bei Ehen der Katholiken und der Evangeliſchen kein weſentliches 
Erforderniß war. 

Daher ſind die ohne kirchliche Einſegnung eingegangenen Ehen rechtsgültig, 
und den daraus abſtammenden Nachkommen gebührt das Recht der 
vollen Legitimität. 

Zumal und vorzugweiſe bei Ehen, reichsunmittelbarer Erlauchten. 

Welche, in und auſſer Teutſchland, gerichtlich und auſſergerichtlich als 
rechtsgültig und vollwirkend anerkannt wurden. 

In dem vorliegenden Fall ward die Gewiſſensehe geſchloſſen, durch ſchrift⸗ 
lichen, eidlich bekräftigten und körperlich vollzogenen Ehevertrag in un— 
tadelhafter Form. 

Der Mangel vorausgehender väterlicher Einwilligung war kein vernichtendes 
Ehehinderniß. 

Nach der Natur der teutſchen väterlichen Gewalt, zumal bei Erlauchten. 
Und in Folge eines Reichsgeſctzes. 

Das Gegentheil ausſprechende Landesgeſetze waren nicht anwendbar auf 
Erlauchte. 

Aber auch abgeſehen von dem Allen, war nicht nur die Ehe für von 
Vaterſeite ſtillſchweigend genehmigt zu achten, ſondern auch das väterliche 
Widerſpruchrecht durch Präcluſion erloſchen. 

u. 62. Weder das großbritanniſche Statut von 1772, noch der Ausſpruch 
des londoner erzbiſchöflichen Gerichts von 1794, wirken vernichtend auf 
die Ehe, in Abſicht auf die Hannoveriſchen Rechtsverhältniſſe des Herzogs, 
ſeiner Gemahlin und Kinder. 

III) Sogar eine nur verweinte Ehe würde, für die aus dieſer Ehe ab— 
ſtammenden Kinder, väterliche Ebenbürtigkeit und alle Privat- und Staats— 
Succeſſionsrechte begründen. 

IV) und fo wenig ein Verzicht der Kinder auf ihre väterlichen Standes 
und Familienrechte anzunehmen iſt, eben ſo wenig könnte ein Verſehen 
oder eine Machläffigkeit der Eltern nachtheilig wirken auf dieſe Rechte. 


Zweiter Abſchnitt. 
Standesmäsigkeit der Ehe. 


. Einleitung. 


Rechtsbegriffe der gleichen und ungleichen Ehen, insbeſondere der Mißheurath. 


. Feſtſetzung der Rechtsfrage für gegenwärtigen Rechtsfall. 
. Beſtimmungen des alten und mittleren teutſchen Rechts über Mißheurathen, 


womit die ſubſidigriſch aufgenommenen fremden Rechte übereinftimmen. 
Das neue teutſche Reichsrecht hielt den altgermaniſchen Rechts Grundſatz 
feſt; nur für Ehen von Herren aus reichsſtändiſchen Häuſern macht es 
ſeit 1742 eine Ausnahme. 

Für Mißheurathen ſolcher Herren, erfolgte, durch einen Reichs ſchluß von 
1747, ausnahmweiſe eine Beſtimmung ihres Rechtsbegriffs. 


Nach welchem auch fernerhin Ehen von Herren der genannten Art mit 


Perſonen von niederem Adel, keine Mißheurathen waren, und der altger— 
maniſche Rechts Grundſaß von Misheurathen als gemeinrechtliche Regel galt. 
Welcher reichsſchlusmäſigen Beſtimmung die Praxis der Reichs gerichte folgte. 
und eben ſo das Herkommen in unbeſtrittenen Fällen. 

Dieſem, auch durch die reichsgerichtliche Praxis und das Herkommen bekräf— 
tigten Reichsrecht zufolge, und ſelbſt nach der Hannoveriſchen Haus- und 
Staatspraxis, iſt die Ehe des Herzogs von Suſſex keine Mißheurath, 
ſondern vollwirkend für die Gattin und Kinder. 

Um ſo mehr, da auch ſchon vor den neueren reichsgeſetzlichen Beſtimmungen, 
ein Reichsherkommen denſelben Rechtsgrundſatz ſeit Jahrhunderten feſtgeſtellt 
hatte; nicht nur in beſtrittenen Fällen bei den Reichsgerichten. 

77, 78 u. 79. Sondern auch in einer Reihe von unbeſtrittenen Fällen. 
Mißheurath iſt ſohin, auch nach dem ſchon vor 1742 beſtandenen Reichs. 
recht, die in Frage ſtehende Ehe keineswegs, ſondern vollwirkend. 


Volle Standesmäſigkeit ſogar iſt ihr nicht abzuſprechen. 


Denn die Vergleichung des hohen Adels in Teutſchland, 

Mit dem hohen Adel in England, Schottland und Irland, 

Spricht für analogiſche Standesgleichheit beider, und darum für volle 
Standesmäſigkeit der in Rede ſtehenden Ehe. 

Welches beſtätigt wird durch die Haus- und Staatspraxis in Großbritan. 
nien und Irland, und in dem Geſammthauſe Braunſchweig. 

Schlußfolgen aus vorſtehender Erörterung. 


PP 


Erster Theil. 


Geschichtliche Darstellung. 


z——— 


8. 1. 
vermählung und perfönliche Verhältniffe der 
Ehegatten. 


Seine Koͤnigliche Hoheit Auguſt Friedrich, Her— 
zog von Suſſex, vermaͤhlte ſich im Jahr 1793 mit 
Lady Auguſta Murray. 


Der Herzog, gebohren am 27. Jaͤnner 1773, der 
anglikaniſchen Kirche zugethan, iſt der ſechste Sohn Sei— 
ner Majeſtaͤt Georg's III., Koͤnigs des (ſeit 1800) Ver— 
einigten Reichs Großbritannien und Irland, zugleich Kur— 
fuͤrſten von Braunſchweig-Luͤneburg, ſeit 1814 Koͤnigs 
von Hannover. Als er ſich vermaͤhlte, war der Herzog 
koͤniglicher Prinz von Großbritannien (England und Schott— 
land) und von Irland, auch kurfuͤrſtlicher Prinz von 
Braunſchweig-Luͤneburg oder Hannover. Spaͤter, am 
7. November 1801, erhielt derſelbe von ſeinem koͤnig— 
lichen Vater die Pairwuͤrden (Peerages) eines Herzogs 
von Suſſer, Grafen von Inverneß in Schottland, und 
Barons von Arklow in Irland, welche durch Erbgangs— 
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recht auf feine rechtmaͤſigen Nachkommen uͤbergehen. Seit 
der Verwandlung des Kurfuͤrſtenthums Braunſchweig⸗ 
Lüneburg in das Koͤnigreich Hannover, im Jahr 1814, 
iſt der Herzog koͤniglicher Prinz von Hannover. 


Lady Auguſta Murray, gebohren am 27. Jaͤnner 
1768, der anglikaniſchen Kirche zugethan, war die zweite 
Tochter eines ſchottiſchen Pair's (Peer’s) John Murrap's, 
fünften Earl's (Grafen) von Dunmore, Gouverneurs 
der Jungfern-Inſeln (Virgin Islands) und Bahama- 
Inſeln, und ſeiner Gemahlin Charlotte Stewart, Tochter 
eines ſchottiſchen Pair's, Alexanders, ſiebenten Earl’s 
(Grafen) von Galloway. 


Die Gemahlin des Herzogs von Suſſex ſtarb am 
4. Maͤrz 1830, ihr Vater im Maͤrz 1809, ihre Mutter 
am 11. November 1818. 


In dem mütterlichen Nachlaß fanden die Kinder des 
Herzogs urkundliche Nachrichten, aus welchen ſie die erſte 
glaubwuͤrdige und vollſtaͤndige Kunde von der Ehegeſchichte 
der Eltern ſchoͤpften. 


Aus der Standes- und Familiengeſchichte 
ihrer Eltern, mag hier vorzugweiſe Folgendes in Be— 
tracht gezogen werden. 


§. 2. 
Haupt Romente der Herkunft: 
1) Lady Auguſta Murray's 
a) auf väterlicher Seite. 


Lady Auguſta Murray war, auf vaͤterlicher und 
muͤtterlicher Seite, von erlauchter Herkunft. 


Auf vaͤterlicher Seite ſtammte ſie, als Tochter 
Johann Murray's, Grafen (Earl’s) von Dunmore, 
aus dem gräflichen, ſeit 1676 markgraͤflichen, ſeit 1703 
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herzoglichen Haufe Atholl oder Athole in Schottland ) 
und aus der graͤflichen Familie Derby in England ). 

Die altadeliche Familie Murray war lange Zeit 
angeſeſſen in der Grafſchaft Perth. Sie nennt als ihren 
Stammvater Malcolm Murray, deſſen Sohn Wilhelm 
im Jahr 1282 ſich mit Adda-Moravia vermaͤhlte, einer 
Tochter Maliſe's, Seneſchalls (Landeshauptmanns) von 
©trathern, der deßhalb die Baronie Tullibardin in Beſitz 
erhielt. 

Durch koͤnigliche Verleihung erhielt die Familie Atholl, 
die altere Linie des Geſchlechtes Murray, nach und nach 
folgende Titel: den Titel Baron Strange, of Knockyn, 
am 2. December 1299; Baron Murray, of Tullibar- 
din, in der Grafſchaft Perth, am 15. April 1604; 
Earl of Tullibardin, im Jahr 1606; Earl of Atholl, 
and Viscount Glenalmond, im Jahr 1676; Duke of 
Atholl, Marquis of Tullibardin, Earl of Strathay and 
Strathardle, Viscount Balquhidir, Lord Balvennie 
and Gask, im Jahr 1705; Earl of Strange, Baron 
Murray, of Stanley, Grafſchaft Glouceſter, am 8. Aus 
guſt 1786. 

Carl, zweiter Sohn John's, vierten Grafen und 
erſten Marquis Murray, ward am 16. Auguſt 1686 
zum Grafen (Earl) von Dunmore erhoben ). Dieſer 
Graf Carl von Dunmore war Urgroßvater von Lady 
Auguſta Murray. 


Der Adelſtand auch der graͤflichen Familie Derby 
iſt ſehr alt. William de Audleigh, der zu der Zeit des 


1) Joh. Hübner's genealogiſche Tabellen, Th. IV, Tab. 1237. 
2) Ebendaſelbſt, Tab. 1249. 
3) The Peerage of the United Kingdom of Great Britain and Ire- 


land; by John Debrett (London 1829. 8.), Vol. II, p. 672, 
676, et 809 — 811. 
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Königs Johann ohne Land Cr 1216) lebte, erhielt von 
ſeinem Vetter, Sir Adam, Lydulph's Sohn, die Herr— 
ſchaft Stanleigh, dann die Haͤlfte von Batterley in der 
Grafſchaft Derby, als Tauſchwerth für Talk in der 
Grafſchaft Stafford. Dieſer William, der Stanleigh zu 
ſeinem Wohnſitz waͤhlte, nahm den Zunamen Stanleigh 
oder Stanley an; von ſeiner Herrſchaft, welche ihren 
Namen von dem rauhen und ſteinigen Boden erhalten 
hatte, der einen Theil des Landbezirks bildete, welcher 
den Namen Moorlaͤnder (Moorlands) hatte. William 
von Stanley, Urenkel dieſes Williams, lebte unter Hein— 
rich III. (T 1272), und war Vater von Sir William 
von Stanley. Dieſer vermaͤhlte ſich mit Johanna, der 
aͤlteſten Tochter und Erbin von Sir Philipp von Bam— 
ville, Herrn auf Sturton in der Grafſchaft Cheſter, zu 
deſſen Beſitz Sir William durch feine Heurath gelangte ). 
Mehrfach verwandt und verſchwaͤgert war das Geſchlecht 
Derby mit der koͤniglichen Familie aus dem Haufe Plan— 
tagenet 7. 

Die Familie Derby erhielt nach und nach folgende 
Titelverleihungen ): Baron Stanley auf Latham, in der 
Grafſchaft Lancaſter, auf Antrag des Parlaments, am 
20. Jaͤnner 1455; Graf (Earl) von Derby, am 27. Oe⸗ 
tober 1485; Baronet, am 26. Juni 1627. 

Lady Auguſta Murray's Ascendent im fuͤnften Grad 
(atavus, Ururaͤltervater), Jacob, ſiebenter Graf von 
Derby, genannt der loyale Graf, welchen der Uſurpator 
Cromwell im Jahr 1651 enthaupten ließ, war ſouve— 
rainer Herr der Inſel Man, deren Beherrſcher in dem 
vierzehnten und funfzehnten Jahrhundert ſogar den Titel 


DDebrert, 1. % el p. 306 

2) Man ſ. das in der zweiten näachſtfolgenden Note angeführte Werk 
des Herrn Joh. Sof. Dillon, F. 58 ff., S. 100 ff. 

3) Debrett, J. c., Vol. I, p. 142. 
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„Koͤnig von Man“ führten ). Mit Souverainetaͤt 
und Proprietaͤt gehoͤrte die Inſel der graͤflichen Familie 
Derby bis 1736, wo ſie durch Erbgangsrecht an die 
herzogliche Familie Atholl gelangte. Dieſe verkaufte I im 


10 


2) 


Den Titel König von Man und den Inſeln («Rex Manniae 
et Insularum») führte, unter Andern, William de Monteacuto, 
Graf von Salisbury, welcher um das Jahr 1342 als König der 
Inſel Man gekrönt ward; desgleichen Wilhelm Scrope Graf von 
Wiltſhire, der fie «cum corona v 1393 durch Kauf erworben hatte; 
auch Heinrich Pierey, Graf von Northumberland, der ſie durch 
Ceſſion des Königs Heinrich IV. von England erhielt, welcher 
ihren Beſitz wider das Haus Scrope Coder Seroop) durch Erobe— 
rung ſich verſchafft hatte. Im Jahr 1405 verlieh dieſelbe König 
Heinrich IV., der ſie abermal erobert hatte, dem Ritter John von 
Stanley. Ihm folgte im ſouverainen Beſitz der Inſel Lord 
William Stanley, deſſen Enkel, Thomas Stanley, zum Grafen 
von Derby erhoben wurde. Von dem Hauſe Stanley oder Derby 
kam die Inſel durch Erbgangsrecht an John Murray, der 1676 
zum Grafen von Atholl erhoben ward, und 1703 ſtarb. Deſſen 
Sohn Carl, welcher 1686 zum Grafen von Dunmore erhoben ward, 
und 1710 ſtarb, iſt Urgroßvater von Lady Auguſta Murray, der 
Gemahlin des Herzogs von Suſſex. King's description of the 
isle of Man. Iſelin's hiſtoriſch- und geographiſches Allgemeines 
Lexicon, Th. III, S. 345. Hübner, a. a. O., Th. IV, Tab. 
1237. Blackstone's Commentaries on the Laws of Eng- 
land, Introduction, Sect. 4, H. 4, Vol. I (edit. 15, London 
1809), p. 105. Jo. Jos. Dillon, pro liberis celsissimi et re- 
gii Prineipis Augusti Frederiei de Sussex defensio; de Regibus 
Manniae antiquis et recentibus disquisitio etc. (Lond. 1834. 8.), 
15. 45. — 48. pag. 71.— 100. Von der neueren Geſchichte der Sn: 
ſel ſ. man auch Debrett, I. e., Vol. II, p. 674, und Vol. I, 
p. 141. Noch jetzt iſt die Inſel Man ein von England politiſch 
getrenntes Gebiet. Sie hat ihre eigenen Geſetze, und verbindende 
Kraft haben für ſie nur diejenigen Statuten des Parlaments, 
worin fie ausdrücklich genannt iſt. Ge. Custance, a concise 
view of the Constitution of England (third edition, London 
1815), chap. 3. Blackstone, I. e. 


Die Parlamentiicte über den Kauf und Verkauf, von 1765, ſteht 
in Entick’s present State of Great Britain, Vol. IV. p. 251., 
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Jahr 1765 die Souverainetaͤt an die Krone England, 
jedoch mit Vorbehalt aller Eigenthumsrechte und eines ſo 
anſehnlichen Inbegriffs von Vorrechten und Regierung 
rechten, daß ihr dortiger Rechtszuſtand dem jetzigen der 
teutſchen jo genannten mediatiſirten vormals reichsſtaͤn⸗ 
diſchen Haͤuſer aͤhnlich war. Dieſer ausgezeichnete Rechts: 
zuſtand blieb bis in das Jahr 1827, wo die Krone auch 
die Eigenthumsrechte und übrigen Gerechtſame, welche in 
dem deßhalb errichteten großbritanniſchen Statut als „80 
vereign rights‘ bezeichnet werden, gegen eine ſtarke 
Summe Geldes an ſich brachte. Des genannten ſieben— 
ten Grafen von Derby Ahnherr im ſiebenten Grad (tri- 
tavi pater, Ururururaͤltervater), folglich Lady Auguſta 
Murray's Ahnherr im zwoͤlften Grad, war Carl VII. 
König von Frankreich, welcher im Jahr 1461 ſtarb ). 


Ferner erblickt man unter Lady Auguſta Murray's 
vaͤterlichen Ahnen, unter andern folgende erlauchte Na— 
men: Koͤnig Eduard IV. von England, Ascendent im 
eilften Grad, welcher im Jahr 1483 ſtarb; deſſen Toch— 
ter, die koͤnigliche Prinzeſſin Eliſabeth Plantagenet, 
vermaͤhlte Koͤnigin von England; ihren Gemahl, den 
Koͤnig von England Heinrich VII. Tudor, welcher 1509 
ſtarb 2); Herzog Ludwig J. von Montpenſier, welcher 
1582 ſtarb, als Ahnherr im achten Grad; deſſen Toch— 
ter, die Prinzeſſin Charlotte von Bourbon, welche 
ebenfalls im Jahr 1582 ſtarb; deren Gemahl, Wil 
helm I. von Naſſau, Prinzen von Oranien, den Grün: 


auch in v. Martens Sammlung der wichtigſten Reichsgrundge—⸗ 
ſetze, Th. I, S. 1156. 

1) Vorſtehende Verwandtſchaftverhältniſſe findet man dargeſtellt auf 
der unten beigefügten Stammtafel, Num. I. 

2) Koch, tables genealogiques des maisons souveraines de IEu- 
rope, tab. 64 et 65, und die hier unten beigefügte Stamm: 
tafel, Num. II. 
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der der Freiheit der Vereinigten Niederlande ); ferner, 
deſſen Tochter, die Prinzeſſin Charlotte Brabantina 
von Naſſau, Gemahlin des Herzogs von Thouars aus 
dem Haufe la Tremouille ); deren Tochter Charlotte, 
Prinzeſſin de la Tremouille, Gemahlin Jacob's, fies 
benten Grafen von Derby, Souverains der Inſel 
Man, welche im Jahr 1664 ftarb 9. 


8 3. 


b) auf mütterlicher Seite. 


Nicht minder ausgezeichnet iſt auch auf muͤtter— 
licher Seite die Herkunft der Gemahlin des Herzogs 
von Suſſex. 

Ihre Mutter war Lady Charlotte Stewart, oder 
Stuart, Tochter Alexanders Stewart, ſiebenten Earl’s 
(Grafen) von Galloway, Pair's von Schottland ), 
und ſeiner Gemahlin Catharina, Tochter Johann's Earl's 
von Dundonald, welcher mit Lady Suſanna, Tochter 
des Herzogs von Hamilton, vermaͤhlt war. 


Altberuͤhmt iſt die Familie Stewart. Schon in 
der erſten Haͤlfte des dreizehnten Jahrhunderts war Wal— 
ter Stewart Großhofmeiſter (high steward) von Schott⸗ 
land. Sein Sohn Alexander erhielt, wegen ausgezeich— 
neter Verdienſte um den ſchottiſchen Staat, im Jahr 
1263 von dem Koͤnig Alexander III. eine Dotation in 
den Landſchaften Garlies und Glaſſerton ). Alexander 


1) Koch, I. e., tab. 17. Hübner, a. a. O., Th. I, Tab. 256, und 
die unten beigefügte Stammtafel, Num. III. 

2) Hübner, a. a. O., Th. IV, Tab. 1159. 

3) Hübner, a. a. O., Th. IV, Tab. 1159. Debrett, I. c., Vol. I, 
p. 139. — Auch ſehe man die hier beigefügte Stammtafel, 
Num. III. 

4) Das angef. Peerage von Debrett, p. 743 et 809 sq. 

5) Ebendaſelbſt, p. 740. 


16 


Stewart ward am 2. April 1607 von dem König zum 
Baron von Garlies ernannt, hauptſaͤchlich wegen feiner 
Abſtammung aus dem graͤflichen und herzoglichen Hauſe 
Lennox, welches mit den Koͤnigen von England und 
Schottland aus dem Haufe Stuart nah verwandt war ). 
Ebenderſelbe ward am 19. September 1623 zum Earl 
(Grafen) von Galloway ernannt, und einer von ſeinen 
Nachkommen, Graf Johann, erhielt am 6. Juni 1796 
den Titel Baron Stewart, of Garlies, in Großbritan⸗ 
nien 2). 


Unter ihren mütterlichen Ahnen zählt die Gemahlin 
des Herzogs von Suſſex, als Ascendenten, zwei Mar: 
quis und drei Herzoge aus dem altberühmten ſchot— 
tiſchen Geſchlecht Hamilton ), welches mit Koͤnigen von 
Schottland aus dem Hauſe Stuart durch Vermaͤhlungen 
mehrfach verwandt iſt ). 


Auf mütterlicher Seite befinden ſich auch folgende 
Aſcendenten der Gemahlin des Herzogs von Suſſer ): 
im neunten Grad, Jacob Hamilton, Graf von Arran, 
erſter (ſeit 1552) Herzog von Chatelherault (in Poitou), 


1) Koch, tab. 66 et -o. 

2) Debrett, I. e., p. 742, 744 et 745. 

3) Man ſehe die unten beigefügte Stammtafel, Num. IV. — Ben 
der Geſchichte der Familie Hamilton ſeit 1103, ſ. man De- 
brett, J. c., p. 650— 659. Schon am 9. April 1389 erhielt die⸗ 
ſelbe den Grafentitel. 

4) Koch, tab. zo. Hübner, Th. IV, Tab. 1235. — «Ob pro- 
pinquam eum Rege consanguinitatem», wie es in dem Diplom 
heißt, ernannte 1559 König Jacob VI. von Schottland, Sohn der 
unglücklichen Maria Stuart, den Grafen Hamilton von Arran 
zum Marquis von Hamilton; ein Titel, der bis dahin in Schott⸗ 
land noch Niemand war verlichen worden. Dillon, a. a. O., F. 76, 
S. 130. 

5) Ueberſichtlich vorgeſtellt in der unten beigefügten Stammtafel, 
Num. IV. 
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feit 1543 Regent von Schottland, während der Min 
derjaͤhrigkeit der Königin Maria Stuart ), welcher 1542 
fuͤr den Fall, wenn Maria kinderlos ſterben wuͤrde, von 
dem Parlament von Schottland als naͤchſter Verwandter 
der Koͤnigin fuͤr ihren Thronfolger erklaͤrt ward; im 
eilften Grad, die koͤnigliche Prinzeſſin Maria Stuart, 
vermaͤhlte Hamilton 2); im zwoͤlften Grad, der Vater 
dieſer Prinzeſſin, Koͤnig Jacob II. von Schottland, 
welcher im Jahr 1460 ſtarb. 


8. A. 


2) des Herzogs. 


Was die Herkunft Seiner Koͤniglichen Hoheit des 
Herzogs von Suſſex betrifft, fo iſt dieſelbe weltge— 
ſchichtlich bekannt. 


Als Sohn Georg's III., Koͤnigs des vereinigten Reichs 
Großbritannien und Irland, Kurfuͤrſten von Braunſchweig— 
Lüneburg, ſeit 1814 Koͤnigs von Hannover, iſt derſelbe 
ein Abkoͤmmling des erſten Königs von England aus 
dem Hauſe Braunſchweig, Georg's J. 


Durch dieſen ſtammt derſelbe von dem Stammvater 
des Geſammthauſes Braunſchweig, von Azo (Albert) II. 
von Eſte, Markgrafen in Italien, Grafen von Luigiani, 
Eſte, Rovigo u. ſ. w., welcher im Jahr 1097 ſtarb, 
und von deſſen Gemahlin Cuniza oder Cunigunde. Cu— 
niza war Erbtochter, und ſpaͤter Erbin des alten Wel— 
fiſchen Hauſes, als der Mannſtamm deſſelben im Jahr 
1055 mit ihrem Bruder erloſchen war, mit Welf III., 
Herzog von Kaͤrnthen und Markgrafen von Verona ). 


1) Koch, tab. 70. 

2) Ebendaſelbſt. 

3) J. L. Pricelius, Stammtafel des deutſchen Welfen-Hauſes. 
Braunſchweig 1830 (eigentlich 1832), im größten Imperialfolio. 

Klüber’s Abhandlungen ıc., 2. Bd. 2 
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Unter den europaͤiſchen Regentenfamilien iſt das Haus 
Eſte eines der aͤlteſten; eine Reihe von Urkunden ſchon 
aus dem eilften Jahrhundert, zeugt von dem großen 
Anſehen und Beſitzthum der damaligen Grafen und Mark— 
grafen von Eſte ). Nicht minder alt und angeſehen iſt 
das Haus der Welfen ). Carl's des Großen zweite 
Gemahlin, Judith, war eine Tochter Welf's, Grafen in 
Baiern. 

§. 3. 


Genealogiſche Denkwürdigkeiten, welche beide Ehe— 
gatten gemeinſchaftlich angehen. 


Aus vorſtehender verwandtſchaftlichen Ueberſicht er— 
hellet, daß Seine Koͤnigliche Hoheit der koͤnigliche Prinz 
Auguſt Friedrich, Herzog von Suſſex, und Lady Auguſta 
Murray, deſſen Gemahlin, gemeinſchaftlich abſtammen: 

von zwei Koͤnigen von England, Eduard IV. und 
Heinrich VII. Tudor; 


Jo. Steph. Pütteri tabulae genealogicae (Goett. 1768. 4.) 
tab. IV. Koch, tableau des revolutions de Europe, T. III 
(Paris 1823. 8.), tab. 129, p. 114. — Ein Geſchlechtregiſter des 
Hauſes Eſte, ſteht auch in Hübner's genealog. Tabellen, Th. I, 
Tab. 303. — Daß der Titel „Markgraf von Eſte“, vor der 
Mitte des 12. Jahrhunderts von Nachkommen des oben erwähnten 
Azo II. nicht geführt worden ſey, wird bemerkt in (C. L. Scheidt's) 
Anmerkungen und Zuſätzen zu Moſer's Einleitung in das Braun⸗ 
ſchweig⸗Lüneburgiſche Staatsrecht (Gött. 1757. 8.), S. 1 ff. 

1) Urkunden von 1014, 1029, 1055, 1065, 1072, 1079, 1095, 1097, 
in Lünig's Cod. diplom. Italiae, T. I. p. 1523 1533, und an- 
dere in den Originibus Guelficis. — In den Jahren 844 und 848 
erhielt Otto Eſte von dem Kaiſer Lothar I. und ſeinen Sohn und 

gitregenten Ludwig II. als Geſchenk die Stadt Comacchio mit ihrem 
ganzen Gebiet. Rousset, Supplément au Corps diplomatique 
universel de Du Mont, T. I, P. I, p. 21 et 22. Lünig J. c., T. I. 
p- 1515. G. B. Pig na, istoria de' Princidi di Este. Ferrara 1570. fol. 

2) J. G. Eichhorn's Urgeſchichte des erlauchten Hauſes der Welfen. 
Hannover 1817. 8. 
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von einem König von Schottland, Jacob II.; 

von Wilhelm I. von Naſſau, Prinzen von Ora— 
nien, dem Großvater Wilhelms III., Koͤnigs von 
Großbritannien, und dem Ahnherrn des jetzigen 
koͤniglichen Niederlaͤndiſchen Hauſes. 

Auch iſt bekannt, daß die Prinzeſſin Sophie, Ge— 
mahlin des Kurfuͤrſten Ernſt Auguſt von Braunſchweig— 
Lüneburg, abſtammte aus dem Königlichen Haufe von 
Schottland und England, als Tochter der mit dem Kur— 
‚fürften von der Pfalz und König von Böhmen Fried⸗ 
rich V. vermaͤhlten Prinzeſſin Eliſabeth Stuart, deren 
Vater Jacob VI. Koͤnig von Schottland und, ſeit 1603, 
auch Koͤnig von England war; ſodann, daß wegen dieſer 
Abſtammung die genannte Kurfuͤrſtin Sophie im Jahr 
1701 zur Thronerbin von Großbritannien und Irland 
erklaͤrt ward ), weßhalb nachher ihr Sohn Georg I. im 
Jahr 1714 zu dem Thron gelangte. 

Hieraus erhellet: 

daß Lady Auguſta Murray, gemeinſchaftlich 
mit dem ganzen jetzt in Großbritannien und Irland 
regierenden koͤniglichen Hauſe, herſtammte aus dem 
koͤniglichen Hauſe von Schottland und Eng— 
land; daß alſo Lady Auguſta von derſelben 
Herkunft war, welcher das Haus Braunſchweig— 
Luͤneburg ſeine Erhebung auf den Thron von 
Großbritannien und Irland zu danken hat. 


§. 6. 
Des Herzogs Bewerbung um die Hand don 
Lady Auguſta. 
Der ehelichen Verbindung Seiner Koͤniglichen 
Hoheit des Herzogs von Suſſex, damaligen koͤniglichen 


1) In dem Statut von 1701, 13 Will. c. 6; in The Statutes at 
Large containing all the public acts of Parliament etc., by 
Hawkins, T. III, p. 531. 
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Prinzen von Großbritannien und von Irland, auch kur— 
fürftlihen Prinzen von Braunſchweig-Luͤneburg oder 
Hannover, mit Lady Auguſta Murray, liegen nachfolgende 
Thatumſtaͤnde zum Grunde. 

Nach Vollendung feiner akademiſchen Studien zu 
Goͤttingen, machte der Prinz auf ſeinen Reiſen, zu Rom 
im December 1792, die Bekanntſchaft von Lady Auguſta 
bei ihrer Frau Mutter, der ſehr geachteten Graͤfin Dun— 
more. Eine edle Geſtalt, große Vorzuͤge des Geiſtes 
und des Herzens, machten ihm dieſe Dame bemerkbar. 
Bei einem genauen Umgang von vier Monaten entſtand 
und reifte bei ihm der Gedanke, ihr ſeine Hand anzu— 
bieten. Einwendungen, entſchiedenen Widerſtand der 
Mutter fuͤrchtend, machte er den Antrag unmittelbar bei 
der Tochter. 

Mit ſeltener Seelenſtaͤrke ſiegte anfangs bei der Er— 
ſehnten, der kuͤhle Verſtand uͤber die Neigung des Herzens. 
Edelmuͤthig und hochherzig wies ſie den Antrag zuruͤck; 
um Seinetwillen, indem ſie ihm lebhaft vorſtellte, in 
welche unangenehme Verwickelung mit ſeinen koͤniglichen 
Eltern eine ſolche Verbindung ihn bringen, welche per— 
ſoͤnliche Nachtheile er ſich dadurch zuziehen koͤnnte. 

Die Wahrnehmung ſo erhabener Geſinnung ſteigerte 
des Herzogs Achtung fuͤr Auguſta's Seelenwuͤrde, ſie 
erſchien ihm darum noch liebenswuͤrdiger. „Statt“ — 
ſo ſchrieb er, faſt fuͤnf Jahre nach ſeiner Vermaͤhlung, 
an einen berühmten engliſchen Rechtsgelehrten) — „meine 
Bewerbung abzubrechen, diente dieſes nur dazu, meine 
Leidenſchaft noch mehr anzufeuern, die ſchon ſo hoch 


1) In einem Schreiben aus Neapel vom 30. Jänner 1798, an Herrn 
Thomas Erskine, ſeit 1806 Pair von Großbritannien, Lord— 
Canzler und Sprecher im Unterhauſe. Dieſes denkwürdige Schrei— 
ben, welches ein eigenhändiges Bekenntniß des großjährig gewor— 
denen Herzogs enthält, iſt unten beigefügt, als Beilage V. 
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geftiegen war, daß keine Gewalt auf on ſie haͤtte 
unterdruͤcken koͤnnen “. 

Es zeigte ſich hier die gewoͤhnliche, die naturliche Er— 
ſcheinung, wenn, in Angelegenheiten des Herzens, die 
Denkkraft mit dem Gefühlvermoͤgen in Kampf geraͤth. 
Es war jene vor dem Tribunal der Vernunft untadelhafte 
Erſcheinung, in einer Angelegenheit, die mehr als jede 
andere die individuelle Perſoͤnlichkeit des Menſchen in 
Anſpruch nimmt; darum keineswegs widerſtrebend dem 
naturlichen Sittengeſetz, und achtbar auch dem aͤuſſern 
Richter, ſo bald durch ſie keine beſtimmte Zwangpflicht 
gegen Andere verletzt wird. 


. 81:7, 
Schriktlicher Ehevertrag, und deſſen Vollziehung. 


Nach langem Harren gelang dem Herzog, das von 
Auguſta's Verſtand ihrem Herzen abgenoͤthigte Wider— 
ſtreben zu uͤberwaͤltigen. Der Bund der Herzen ward 
von beiden Theilen, vor Gott und ihrem Gewiſſen, un⸗ 
widerruflich geſchloſſen. 


Beide gaben einander Urkunde darüber, wie folgt. 
Der Herzog ): 
„Niederknieend vor Gott unſerem Schöpfer, ver 


1) Urtext: «On my knees before God our Creator, I, Augustus 
Frederick, promise thee Augusta Murray, and swear upon 
the Bible, as J hope for salvation in the world to come, that 
J will take thee Augusta Murray for my wife, for better for 
worse, for richer for poorer, in sielmess and in health, to 
love and to cherish till death us do part, to love but thee 
only and none other, and may God forget me if I ever for- 
get Thee. The Lord's name be praised, so bless me, so bless 
us O God, and with my hand writing do I Augustus Frede- 
rick this sign, March 211, 1793, at Rome, and put my Seal 
to it, and my name. (L. S.) (Signed:) Augustus Fre- 
derick». 
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„ſpreche ich Auguſtus Friedrich Dir Auguſta Mur: 
„ray, und ſchwoͤre ich auf die Bibel, ſo wahr 
„ich hoffe ſelig zu werden in der kuͤnſtigen Welt; 
„daß ich Dich Auguſta Murray zu meinem Weibe 
„nehmen will im Gluͤck und im Ungluͤck, in 
„Reichthum und in Armuth, in Krankheit und 
„bei Geſundheit; daß ich Dich lieben und pflegen 
„will, bis der Tod uns trennt; daß ich Dich allein 
„lieben will und keine andere; und moͤge Gott 
„mich vergeſſen, wenn je ich Dich vergeſſe. Der 
„Name des Herrn ſey gelobet. So ſegne mich, 
„ſo ſegne uns, o Gott! Gegenwaͤrtiges unterzeichne 
„ich, Auguſtus Friedrich, mit eigener Hand, zu 
„Rom am 21. März 1793, und ſetze mein Siegel» 
„und meinen Namen darunter . 
(L. S.) „Auguſtus Friedrich “. 
Hierunter ſteht von des Herzogs Hand ſpaͤter — 
wie aus dem Datum und der Verſchiedenheit der Tinten— 
farbe und der mit einer andern Feder gemachten Schrift— 
zuge hervorgeht — Folgendes: 
„Vollzogen zu Rom, am 4. April 1793 %. 
Lady Auguſta Murray ſchrieb 9: 
„Rom, den 21. März 1793. 
„Niederknieend vor Gott meinem Schoͤpfer, 
„verſpreche ich Auguſta Murray, und ſchwoͤre ich 
„auf die Bibel, ſo gewiß ich hoffe ſelig zu werden 


— mn 


1) Urtext: „Completed at Rom April the 4 1793». 


2) Urtext: March 21 1793. Rome». «On my knees before 
God my Creator I Augusta Murray promise, and swear upon 
the Bible as I hope for salvation in the world to come to 
take Thee Augustus Frederick for my Husband, for better 
for worse, for richer for poorer, in sickness and in health, 
to love and to cherish till death us do part: so bless my 
God and sign this. (J. S.) Augusta Murray.» | 
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„in der Fünftigen Welt, daß ich Dich Auguſt 
„Friedrich zu meinem Ehegemahl nehmen will, 
„im Gluck und im Ungluͤck, in Reichthum und 
„in Armuth, in Krankheit und bei Geſundheit; 
„daß ich Dich lieben und pflegen will bis der 
„Tod uns trennt. So ſegne mich Gott, und 
„unterzeichne ich Gegenwaͤrtiges “. 
„Au guſta Murray“. 


Die Urſchriften vorſtehender, von beiden Theilen 
eigenhaͤndig geſchriebener, unterzeichneter und vom Herzog 
beſiegelter Urkunden, jetzt im Beſitz von Sir Auguſtus 
d'Eſte, befinden ſich beiſammen auf einem Papierbogen, 
dem der Herzog eigenhaͤndig folgende Ueberſchrift gegeben 


hat 9: 


„Da dieſes Papier beſtimmt iſt, das gegenſeitige 
„Eheverſprechen zwiſchen Auguſtus Friedrich und 
„Auguſta Murray zu enthalten; jo muͤſſen darauf 
„unſere beiderſeitigen Namen von uns beiden ge— 
„ſetzt ſeyn, und muß daſſelbe in meinem Beſitz 
„gehalten werden. Es iſt ein Verſprechen, wel— 
„ches keiner von uns beiden brechen darf, und es 
„iſt gegeben vor Gott unſerem Schoͤpfer und all— 
„barmherzigen Vater /. 


Die Vollziehung des vorſtehenden am 21. März 


1793 
ſpaͤter, 


geſchloſſenen Ehevertrags, erfolgte vierzehn Tage 
am 4. April zu Rom, laut des oben gemeldeten, 


von dem Herzog eigenhaͤndig auf die Vertragurkunde ge— 
ſchriebenen Bekenntniſſes. 


1) Urtext: «As this paper is to contain the mutual promise of 
marriage between Augustus Frederick and Augusta Murray; 
our mutual names must put here by us both, and kept in 
my possession. It is a promise neither of us can break, and 


18 


made before God our Creator, and All- mereiful Father.» 
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8 8. 


Kirchliche Trauung zu Rom, durch einen englifchen 
Geiſtlichen. 


An demſelben Tage, wo, wie gemeldet, in Folge 
des vorausgegangenen ſchriftlichen Vertrags die Ehe voll— 
zogen ward, geſchah, ebenfalls zu Rom, in dem Hotel, 
wo Lady Auguſta mit ihrer Frau Mutter wohnte, eine 
kirchliche Trauung. Sie ward verrichtet durch einen 
engliſchen Geiſtlichen (wan English Clergyman v), nach 
dem Ritus der anglicaniſchen Kirche; nicht, wie hie und 
da irrthuͤmlich vorausgeſetzt worden iſt, durch einen katho— 
liſchen Prieſter, auch nicht nach dem Ritus der roͤmiſch—⸗ 
katholiſchen Kirche. 

Der Geiſtliche, welcher die Trauung verrichtete, lebt 
noch jetzt (December 1833) in England, in einem Alter 
von mehr als achtzig Jahren; es iſt der hochehrwuͤrdige 
Herr Gunn (the reverend Master Gunn) zu ©mall 
borough in der Grafſchaft Norfolk. 


Befragt, ob Er die Trauung verrichtet habe, hat 
dieſer Geiſtliche ſolches, gleichwie ſeine damalige Anweſen— 
heit in Rom, nie widerſprochen. Aber ſtets hat derſelbe 
ſich geweigert, foͤrmliches Zeugniß von ſeiner Trauhand— 
lung zu geben. Als Grund der Weigerung laͤßt er die 
Beſorgniß muthmaßen, daß er dadurch ſich vielleicht einer 
fiscaliſchen Verfolgung ausſetzen würde, um die in dem 
unten ($. 12) erwähnten brittiſchen Statut von 1772 
enthaltene Strafandrohung wider ihn geltend zu machen ). 

Dagegen hat derſelbe feinem Dioͤceſan Biſchof, dem 
hochwuͤrdigſten Biſchof von Norfolk, eine Urkunde über 


1) Eitel ſcheint dieſe Beſorgniß zu ſeyn, da der Geiſtliche, welcher 
ſogar auf brittiſchem Gebiet, in der Hauptſtadt London, die beiden 
Ehegatten öffentlich traute ($. 10), deßhalb fiscaliſch nie verfolgt 
worden iſt. 
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die von ihm verrichtete Trauung zur Verwahrung eins 
gehaͤndigt, deren Veroͤffentlichung nach feinem Tode kein 
Hinderniß im Weg ſtehen wird. Auch hat der Biſchof, 
wie er verſichert, fuͤr den Fall ſeines fruͤheren Ablebens 
in ſeinem Teſtament Fuͤrſorge getroffen, daß mit dieſer 
Urkunde nach dem erklaͤrten Willen ihres Ausſtellers ver— 
fahren werde. 


8. 9. 


Des Herzogs ſchriktliches Bekenntnifs von dieſer 
Trauung. 


Der Herzog ſelbſt gab ein ſchriftliches Bekenntniß 
von der zu Rom geſchehenen Trauung. In dem oben 
(F. 6) erwähnten Brief an Herrn Thomas Erskine ſchreibt 
er: „Nachdem ich endlich meine Auguſta von der Un— 
„moͤglichkeit überzeugt hatte, ohne fie leben zu koͤnnen, 
„fand ich einen engliſchen Geiſtlichen, und wir wurden 
„zu Rom, im Monat April 1793, ingeheim getraut, 
„nach den Gebraͤuchen der engliſchen Kirche Y. Er fügt 
noch hinzu, daß ſolches ohne Mitwiſſen von Lady Dun— 
more geſchehen ſey; erſt drei Monate ſpaͤter ſey dieſelbe 
davon unterrichtet worden. 

Die Wahrheit dieſes letzten Thatumſtandes, auch daß 
der Herzog die Abſicht gehegt habe, vor Veroͤffentlichung 
ſeiner mit Lady Auguſta eingegangenen Ehe, die Geſin— 
nungen ſeiner koͤniglichen Eltern vorzubereiten, erhellet 
aus einem Schreiben, welches derſelbe am 28. Februar 
1794 an ſeine Frau Schwiegermutter, Lady Dunmore, 
erließ; eine Abſicht, welche durch voreilende Publieitaͤt 
ſeines ehelichen Verhaͤltniſſes vereitelt ward. In dieſem 
denkwürdigen Schreiben ) ſagt der Herzog: 

„Das Geheimniß unſerer Vermaͤhlung, d. h. der 


1) Es ſteht unten vollſtandig, als Beilage VI. 
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„Vermaͤhlung Ihrer Tochter Auguſta Murray mit mir, 
„haͤtte ich wohl gern noch laͤnger bewahrt, bis die Ge— 
„ſinnungen meiner Koͤniglichen Eltern und die des Publi— 
„cums vorbereitet geweſen waͤren darauf zu hoͤren — 
„und ich richtete meine eifrigſten Bemuͤhungen auf dieſen 
Zweck. Es iſt mir leider nicht gelungen. Das Publi— 
„cum ſelbſt hat ſich in die Sache gemiſcht, ſo daß das 
„Schweigen, welches mir früher die Klugheit auflegte, 
„jetzt von der Nothwendigkeit vernichtet iſt, der ich mich 
„unterwerfe. Ich mache daher ferner kein Geheimniß 
„aus der Vermaͤhlung Ihrer Tochter, Auguſta Murray, 
„mit mir; zugleich ſpreche ich Sie, theure Dame, gaͤnz— 
„lich frei von allem Argwohn, den die Ungerechtigkeit 
„des Publicums gegen Sie gehegt haben mag. Die erſte 
„Kenntniß von dem Vorgang erhielten Sie zu Florenz, 
„durch einen Brief von mir, datirt zu Rom, — als der 
„Zuſtand meiner Gemahlin mich noͤthigte, Ihnen den— 
„ſelben zu erklaͤren. Ich will ſelbſt noch hinzufuͤgen, 
„daß es die Beſorgniß um ihr Leben war, welche mich 
„dieſes thun ließ, ſonſt wuͤrden Sie ſelbſt dann noch 
„nichts davon erfahren haben «. 


0 §. 10. 

Oeffentliche Trauung zu London, nach dreimaligem 
kirchlichem Aufgebot. 

Der Herzog fand fuͤr gut, auf die zu Rom ge— 
ſchehene Privattrauung auch eine oͤffentliche, und zwar 
in der Hauptſtadt London, folgen zu laſſen. Dieſelbe 
geſchah, und zwar nach dreimaligem kirchlichem 
Aufgebot, zu London am 5. December 1793. Ein 
kirchenamtliches Zeugniß von dem Aufgebot und der oͤf— 
fentlichen Trauung, folgt unten als Beilage ). 


1) Der Trauſchein, Beilage VII. 
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Sowohl das dreimalige Aufgebot als auch die Trauung 
geſchah oͤffentlich, in der Sanct-Georgkirche, Hanover 
square; in derſelben Kirche, welche die Pfarrkirche weit 
des groͤßeren Theils des zu London wohnenden engliſchen 
Adels, insbeſondere des vornehmeren iſt, die auch ſonn— 
täglich von demſelben gewoͤhnlich und am meiſten beſucht 
wird. Aufgebot und Trauung geſchahen ohne Widerſpruch 
von irgend einer Seite. 

Ueber dieſe zweite Trauung erklaͤrt ſich der Herzog, 
in ſeinem oben (§. 6) angeführten Schreiben an Maſter 
Thomas Erskine, wie folgt. „Nachdem ich etliche Mo— 
„nate, wiewohl ingeheim, mit Auguſta gelebt hatte, ward 
„ich nach England zuruͤckgerufen; wo ich, aus Beſorgniß, 
„daß in Abſicht auf die Legitimitaͤt meines Kindes ) 
„irgend eine Schwierigkeit gemacht werden moͤge, ſelbſt 
„veranlaßte, daß ich zum zweitenmal getraut ward «. 

In gleicher Weiſe erklaͤrt ſich der Herzog uͤber die 
zweite Trauung, in dem oben (§. 9) angeführten Schrei— 
ben an ſeine Schwiegermutter, die Graͤfin Dunmore. 


g 11. 
Geburt eines Sohnes aus dieſer Ehe, genannt 
Auguſtus Friedrich. 


Nach dieſer zweiten Trauung, uͤber zehn Monate 
nach der erſten, gebar, zu London am 13. Jaͤnner 1794, 
Auguſta dem Prinzen einen Sohn, welcher nach dem 
Ritus der anglicaniſchen Kirche getauft ward, und bei 
dieſer Taufe den Namen Auguſtus Friedrich erhielt. 
Als an dem genannten Tage gebohrner Sohn von Au— 
guſtus Friedrich, dem Herzog von Suſſex, und von Auguſta, 
Auguſtus Friedrich, ward derſelbe in das kirchliche Tauf— 
regiſter eingetragen. ä 


1) Deſſen Geburt damals zu erwarten war. 
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g 12. 


Königliche Miſsbilligung der ehelichen verbindung, 
auf den Grund einer groſsbritanniſchen Parlament- 
Acte von 1772. 


Als des Prinzen eheliche Verbindung mit Lady Au— 
guſta nun ruchtbar geworden war, faßte deſſen Herr 
Vater, Seine Majeſtaͤt Koͤnig Georg III., den Entſchluß, 
ſeine Mißbilligung derſelben foͤrmlich zu erkennen zu geben, 
und zu erwirken, daß dieſelbe in England, durch einen 
Ausſpruch des Londoner erzbiſchoͤflichen Gerichts, fuͤr 
nichtig erklärt werde. 

Seinen Entſchluß glaubte der Koͤnig Dach eine groß⸗ 
britanniſche Parlamentucte vom Jahr 1772 geſetzlich 
begruͤnden zu koͤnnen; durch das Statut 12 Georgii 
III. c. 11, welches die Ueberſchrift fuͤhrt: „Acte fuͤr beſ— 
ſere Einrichtung der Ehen in der koͤniglichen Familie , 
gewoͤhnlich Königliche Vermaͤhlungs Acte (Royal Marriage 
Act) genannt ). 

In dieſer Acte des damaligen Parlaments von Groß 
britannien (von England und Schottland), welche vor 
der, erſt am 2. Juli 1800 erfolgten, realen und gleichen 
Vereinigung des Koͤnigsreichs Irland mit Grobe a 
errichtet ward, iſt geſetzlich feſtgeſtellt: 

1) daß kein Prinz und keine Prinzeſſin, welche Nach⸗ a 
kommen Georg's II. ſind, — mit Ausnahme der Nach⸗ 


1) Dieſer Großbritanniſche Royal Marriage Act ſteht unten, als Bei⸗ 
lage VIII. Abgedruckt findet man ihn auch in der zweiten (nicht 
auch in der erſten) Ausgabe von de Martens Recueil des prin- 
cipaux Traites etc., T. II, p. 33. Mit hiſtoriſchen und kritiſchen 
Anmerkungen ſteht derſelbe, als Anhang, in «The Case of the 
Children of His Royal Highness the Duke of Sussex elueida- 
ted: a Juridical Exercitation. By Sir John Dillon (London 
1832. J.), p. 57—5g. Ein Auszug ſteht in Blackstone's an- 
gef. Commentaries, Book I, ch. 4, Vol. I, p. 226. 
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kommenſchaft der in auswärtige Familien vermaͤhlten oder 
kuͤnftig ſich vermaͤhlenden Prinzeſſinnen, — faͤhig ſeyn 
oll ſich zu vermaͤhlen, ohne vorher hiezu die unter dem 
großen Staatsſiegel (von Großbritannien) ausgefertigte 
und in dem Geheimen Rath erklaͤrte Einwilligung des 
Koͤnigs erhalten zu haben, welcher Conſens, zu deſſen 
Gedächtniß, auf dem Erlaubniß- und Eheregiſter (License 
and Register of Marriage“) vorgemerkt, und in die 
Buͤcher des Geheimen Raths eingetragen werden ſoll; 
und daß jede Vermählung oder Ehevertrag irgend eines 
von jenen Nachkommen, wenn nicht zuvor ſolcher Conſens 
iſt erlangt worden, in aller und jeder Hinſicht und Ab— 
ſicht nichtig und ungültig ſeyn ſoll. 


Doch ſoll 2) jeder von den erwaͤhnten Perſonen, 
welche das fuͤnf und zwanzigſte Jahr zuruͤckgelegt hat, 
frei ſtehen, nach zwoͤlf Monate vorher bei dem koͤniglichen 
Geheimen Rath davon gemachter Anzeige, ohne des Koͤ— 
nigs Einwilligung ſich zu vermaͤhlen; es waͤre denn, daß 
vor Ablauf der zwoͤlf Monate die beiden Haͤuſer des 
Parlaments ihre Mißbilligung der beabſichtigten Vermaͤh— 
lung ausdruͤcklich erklaͤrt haͤtten. 


3) Alle, die wiſſentlich oder willig eine ſolchergeſtalt 

verbotene Vermaͤhlung ſolenniſiren, dazu Beiſtand leiſten, 

oder dabei gegenwaͤrtig ſind, ſollen in die Strafe des 
Statuts der Proviſion und des Praͤmunire verfallen. 


§. 15. 
Auf Antrag des königlichen Generalprocurators, er- 


klärt das Londoner erzbiſchöfliche Gericht die Ehe 
für nichtig. 


In Folge der koͤniglichen Mißbilligung, kam es zu 
einer Verhandlung bei dem zu London beſtehenden geiſt— 
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lichen Obergericht des Erzbisthums Canterbury, dem Court 
of Arches of Canterbury ). 


Bei dieſem Gericht trat der königliche General Procu— 
rator James Heſſeltine für den König als Kläger auf, 
nicht wider den Prinzen, ſondern wider deſſen Gemahlin; 
es geſchah ſchon am dritten Tage nach ihrer Entbindung, 
und waͤhrend des Prinzen Abweſenheit im Ausland. Als 
Grund ſeiner Klage benannte derſelbe die Thatſache der 
zweifachen Vermaͤhlung, zu Rom und London, und 
die Unvereinbarkeit derſelben mit der Vorſchrift des Sta— 
tuts von 1772. 

Die Schlußbitte der Klage ging dahin: „zu decretiren 
und zu erklaͤren, daß Seine Koͤnigliche Hoheit Prinz 
Auguſtus Friedrich frei geweſen und noch ſey von allem 
Eheband mit der genannten hochachtbaren Lady Auguſta 
Murray /,. 


Durch ein interlocutoriſches Decret, welches die Kraft 
und Wirkung eines ſchriftlichen Definitiv Beſcheides haben 
ſolle ), erklaͤrte am 14. Juli 1794, der Richter, wie folgt. 


Der General Proecurator habe feinen Klagegrund voll— 


1) Dieſes geiſtliche Obergericht, unter dem Erzbiſchof von Canterbury, 
hatte ehedem ſeinen Sitz in der Kirche ad Sanctam Mariam e 
arcubus (St. Mary le bow) zu London, und erhielt davon den 
Namen Court of Arches (Bogengericht). Jetzt wird es, wie 
alle geiſtlichen Gerichte zu London, in dem Gebäude, welches den 
Namen Doctors Commons führt, gehalten, und davon auch Court 
of Doctors Commons benannt. So auch in dem Teftament des 
Herzogs von Suſſex, unten Beilage IX. Sich ſelbſt titulirt das 
Gericht, in dem hier in Beziehung kommenden Ausſpruch: «Arches 
Court of Canterbury in the Common Hall of Doctors Commons 
situate in the Parish of Saint Benedict, near Paul’s Wharf, Lon- 
don». — Von dem Gerichtſprengel diefes Tribunals ſ. man Black- 
stone's angef. Commentaries ete., Book III, ch. 5, Vol. III, p. 64. 


2) «By his Interlocutory Decree having the force and efleet of 
a Definitive Sentence in Writing ». 
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ſtaͤndig und hinlaͤnglich erwieſen. Prinz Auguſtus Fried: 
rich, gebohren am 27. Jaͤnner 1773, ſey ein Prinz von 
koͤniglichem Gebluͤte, als leiblicher und geſetzmaͤſiger Sohn 
Georg's III. und als Nachkomme Georg's II., im Sinn 
der Parlament Acte von 1772. Zu der Zeit der angeb— 
lichen verſchiedenen Vermaͤhlungen, habe derſelbe das ein— 
und zwanzigſte Jahr noch nicht vollendet, und das Alter 
von fünf und zwanzig Jahren noch nicht erreicht gehabt. 
Derſelbe ſey alſo, nach Inhalt der genannten Parlament— 
Acte, nicht fähig geweſen, und ſey er noch nicht fähig, 
auf irgend eine Weiſe eine Ehe einzugehen, ohne unter 
dem großen Staatsſiegel von Großbritannien ) ausgefer— 
tigte und in dem Geheimen Rath erklaͤrte Einwilligung 
des Koͤnigs. Nun ergebe ſich aber aus den in dieſer 
Sache beigebrachten Beweiſen, daß Prinz Auguſtus Fried 
rich ſolche Einwilligung zu einer Vermaͤhlung nicht er— 
langt habe. 


Demnach ſpreche, decretire und erklaͤre der Richter, 
in Hinſicht auf den Thatumſtand der Vermaͤhlung oder 
vielmehr des Scheins oder Bildes einer Vermaͤhlung, 
welche angeblich in der Wohnung der hochachtbaren Char— 
lotte Gräfin von Dunmore in der Stadt Rom am 
5. April 1793 Statt gehabt und ſolemniſirt worden, 
daß nicht genugſam durch Zeugniſſe erwieſen ſey, daß 

irgend ein ſolcher Thatumſtand der Vermaͤhlung oder viel— 
mehr des Scheins oder Bildes einer Vermaͤhlung, auf 
irgend eine Weiſe in der Stadt Rom zwiſchen Seiner 
Königlichen Hoheit dem Prinzen Auguſtus Friedrich und 
der hochachtbaren Lady Auguſta Murray, ledigen Standes, 
der gegenwaͤrtigen Verklagten, Statt gehabt habe oder 
ſolemniſirt worden ſey; daß auch, wenn ſolcher Thatum— 
ſtand in Rom zur Wirklichkeit gelangt waͤre, die angeb— 


1 sel and ift hier, gleichwie in der VarlamentActe von 1772, nicht 
in Beziehung genommen. 


32 


liche Vermaͤhlung ſchlechthin nichtig und ungültig in aller 
Hinſicht und Abſicht geweſen und noch ſey, von Rechts— 
wegen ). 

Auch ſpreche, decretire und erklaͤre der Richter, daß 
aus den in dieſer Sache vorgelegten geſetzmaͤſigen Bewei— 
ſen erhelle, daß am 5. December 1793 eine Vermaͤhlung 
oder ein Schein oder Bild von Vermaͤhlung Statt gehabt 
habe und ſolemniſirt, oder vielmehr profanirt worden ſey, 
zwiſchen den genannten Perſonen, in der Pfarrkirche Sanect— 
Georg, Hanover Square, in der Grafſchaft Middleſer, 
nach in der genannten Kirche bekannt gemachten Aufge— 
boten, und daß die erwaͤhnte angebliche Vermaͤhlung ſchlecht— 
hin nichtig und unguͤltig in aller Hinſicht und Abſicht 
geweſen und noch ſey, von Rechtswegen. 

Und ſpreche, decretire und erklaͤre Er (der Richter), 
daß Seine genannte Koͤnigliche Hoheit Prinz Auguſtus 
Friedrich frei geweſen und noch ſey, von jedem Eheband 
mit der gedachten hochachtbaren Lady Auguſta Murray. 


§. 14. 
nichtanerkennung des erzbifchöflichen gerichtlichen 
Ausſpruchs, von Seite 
1) ſowohl des Herzogs. 


Die Verhandlung vor dem erzbiſchoͤflichen Gericht und 
deſſen Ausſpruch erfolgten waͤhrend des Herzogs Abweſen— 
heit von England. Die Klage war nicht wider Ihn 
gerichtet, weder als Hauptbeklagten noch als Mitbeklagten, 
er ward nicht zu der Verhandlung adcitirt, und der Rich— 
terſpruch erfolgte, ohne ihn mit ſeiner Vertheidigung ge— 
hoͤrt zu haben, obwohl Er, gleich weſentlich wie die Ge— 
mahlin, bei der Sache betheiligt war. 


1) « That the said pretented Marriage was and is absolutely null 
and void to all intents and purposes in the Law whatsoever.» 


* 
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Nie hat der Herzog die Rechtskraft des wider ſeine 
Gemahlin, ungehoͤrt ſeiner, von dem erzbiſchoͤflichen Ge— 
richt ertheilten Ausſpruchs anerkannt, weder fuͤr ſich und 
ſeine Gemahlin, noch fuͤr ſeine aus dieſer Ehe abſtam— 
menden Nachkommen; nie hat derſelbe aufgehoͤrt, den 
Rechtsbeſtand ſeiner Ehe und die Legitimitaͤt der daraus 
abſto nenden Kinder zu behaupten. 


Schon "h dem Schreiben an feine Frau Schwieger— 
mutter vom 28. Februar 1794 (Beilage VI), ſagte er, 
daß Er, „fuͤr ſeinen Theil nie aufhoͤren werde, die Legi— 
timitaͤt ſeines Kindes (des damals noch einzigen, des 
Sohnes) zu behaupten “. 


Fuͤnf Jahre ſpaͤter, in dem oben ſchon erwaͤhnten 
Schreiben an Herrn Thomas Erskine, vom 30. Jaͤnner 
1798 (Beilage V), erklaͤrte Seine Koͤnigliche Hoheit, 
wie folgt: 


„Die Zeit iſt nun gekommen, wo mir nach den Ge— 
„ſetzen meines Vaterlandes erlaubt iſt ) hervorzutreten 
„und meine Anſpruͤche auf meine Gemahlin geltend zu 
„machen. Ich wende mich daher an Ihre Guͤte, daß 
„Sie mir vor den Augen der Welt diejenige Gerechtigkeit 
„verſchaffen, deren ich beraubt worden bin durch den 
„Mißbrauch der Gewalt, welche die Nation den Haͤnden 
„der Regierung anvertraute, und zwar für ganz andere 
„Zwecke, und nicht in der Abſicht, daß dieſelbe zu mei— 
„nem Nachtheil angewendet werde. Ich hoffe jedoch 
„immer noch, daß bei meiner Ruͤckkehr nach England, 
„welche naͤchſtens Statt finden wird, meine Feinde ſich 
„vor dem Kampfe fuͤrchten, und ſich zu einem guͤtlichen 
„Vergleich herabſtimmen werden. Sollte dieſes jedoch 
„nicht geſchehen, ſo muß ich Sie um Ihren guͤtigen 
„Beiſtand bitten, und ich zweifle nicht, daß Ihre Klugheit 


* 
1) Der Herzog war vor drei Tagen volljährig geworden. 
Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 3 
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„und tiefe Kenntniß der Geſetze Mittel finden werden, 
„die Liſten meiner Feinde zu zerſtoͤren, nicht nur zu 
„meinem Vortheil, ſondern auch zu ihrer aͤuſſerſten 
„Verwirrung ,. | 


In Abſicht auf den wider feine Gemahlin ergangenen 
Ausſpruch des erzbiſchoͤflichen Gerichts, erklaͤrt ſich der 
Herzog in demſelben Schreiben wie folgt. — 


„Dieſes “ (die in London geſchehene zweite Trauung) 
„hatte jenen Ausſpruch zur Folge, welchen der Lord 
„Canzler im Gerichtshofe der Doctors Commons gegen 
„mich auswirkte. Zwar geſchah ſolches auf Befehl Seiner 
„Majeſtaͤt, aber ich bin feſt uͤberzeugt, daß der Koͤnig 
„ſolche Grauſamkeit weder gut b konnte noch wollte; 
„er gab bloß ſeinen Willen zu erkennen, daß die Geſetze 
„ihren Lauf nehmen ſollten, wenn ſie gerecht waͤren, 
„und ich habe nur gegen diejenigen zu klagen, denen 
„dieſer Auftrag gegeben wurde, weil ſie einen willkuͤhr— 
„lichen und ungerechten Gebrauch davon gemacht haben. 
„Dieſer Proceß wurde ſogleich nach meiner Abreiſe aus 
„England im Jahr 1794 angefangen, und mit einer In— 
„humanitaͤt geführt, wie fie das Landesgeſetz nicht nur 
„nicht billigen kann, ſondern welche demſelben geradezu 
„entgegenlief. Meine Gemahlin wurde gerichtlich belangt; 
„zwei Tage nach ihrer Entbindung, zu einer Zeit, wo 
„ſie gaͤnzlich vertheidigungslos war, da ſich ihr Gemahl 
„abweſend befand. Die Geſetze ſelbſt, wenn auch nicht 
„die edleren Gefuͤhle der Menſchlichkeit, haͤtten ihre An— 
„klaͤger veranlaſſen ſollen, ihr gewaltſames Verfahren 
fuͤr einige Zeit aufzuſchieben, welches in dieſem Augen— 
„blick auf die Geſundheit meiner Gemahlin ſehr ſchaͤdlich 
„wirken mußte. Das Herz jedes Mannes von Gefühl, 
„beſonders aber jedes Ehemannes, muß bluten, bei der 
„Erzaͤhlung von ſolchen Leiden «. 


* 


g 15. 
Fortſetzung. 


Endlich gab auch der Herzog in ſeinem Teſtament ), 
welches er ſieben Jahre nach der Vermaͤhlung, zu London 
am 12. December 1800, in landesgeſetzmaͤſiger Form 
vor drei mitunterſchriebenen Zeugen errichtete, folgende 
Erklaͤrung. 


„Damit aber meine Wuͤnſche und Abſichten ruͤckſicht⸗ 
„lich der Verwendung meines uͤbrigen Eigenthums mit 
„Gewißheit ausgefuhrt werden, was auch die unvorher— 
„geſehenen Vorfälle ſeyn mögen, und ich eine Pflicht er— 
„fuͤlle, welche, wie ich fühle, mir obliegt, halte ich es 
„für nothwendig und gerecht, hier in dieſem meinem 
„letzten Willen zu erklaͤren, daß ich feierlich und guͤl— 
„tig vermaͤhlt ward, mit Lady Auguſta Murray, 
„zweiter Tochter des Earl of Dunmore, am vierten 
„Tage des Monats April, in dem Jahre unſers Herrn 
„Ein tauſend ſieben hundert und drei und neunzig in 
„der Stadt Rom, und in dem Gaſthofe bekannt unter 
„dem Namen von Samiento, wo vorgenannte meine 
„Gemahlin mit ihrer Mutter, Lady Dunmore, und ihrer 
„Schweſter Lady Virginia Murray, zu dieſer Zeit wohnte, 
„und auch, daß ich — zu groͤßerer Sicherheit, aber nicht 
„„aus Beſorgniß, als ob die erſte Vermaͤhlung unzureichend 
„geweſen ſey — mich zum zweitenmal mit vorerwaͤhnter 
„meiner Gemahlin vermaͤhlen ließ, in der Pfarrkirche 
„St. George, Hanover Square in der Grafſchaft Middle⸗ 
„ſex, nach vorhergegangenem Aufgebot bekannt gemacht 
„in beſagter Kirche, am fünften Tage des Decembers in 
„dem Jahr unſers Herrn Ein tauſend ſieben hundert drei 
„und neunzig; und daß, obgleich ſeitdem der Gerichtshof 
„der Doctors Commons einen Beſchluß bekannt gemacht 


1) Unten, als Beilage IX. 
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„hat, welcher meine Vermaͤhlung als ungeſetzlich und 
„nichtig erklaͤrt, — daß ich mich doch noch immer durch 
„alle Pflichten des Geſetzes, des Gewiſſens 
„und der Ehre verbunden fuͤhle, ſie als eine recht— 
„maͤſige und in jeder Ruͤckſicht unbezweifelte 
Muuahlin zu betrachten, als wenn jener Beſchluß 
„nicht Statt gefunden hätte, und daß ich unfern Sohn ), 
„Auguſt Friedrich, welcher nach dieſen beiden Ver— 
„maͤhlungen gebohren ward, und von dem ſie entbunden 
„wurde durch Doctor Thynne, in Lower - Berkeley 
„Straſſe Num. Sechszehn, in dem Kirchſpiel Mary la 
„bonne, als meinen eheleiblichen und geſetzmaͤ⸗— 
„ſigen Sohn betrachte, und als ſolchen immer 
„anerkennen werde. Damit aber einſt kein Streit 
„entſtehe und die Verfuͤgung über mein Eigenthum ver— 
„eitle, welche ich zu Gunſten meiner Gemahlin und 
„meines Kindes treffe, ſo bekenne und erklaͤre ich hiemit, 
„daß — in was fuͤr Eigenſchaft oder Lage das Geſetz 
„dieſelben auch betrachten oder verſetzen moͤge — ich ihnen, 
„und ihnen allein, mein Eigenthum gebe und vermache, 
„auf die Art und in dem Verhaͤltniß wie folgt „. 

Dieſen Geſinnungen und Grundſaͤtzen getreu, fuhr 
der Herzog von Suſſex auch nach dem widrigen Ausſpruch 
des erzbiſchoͤflichen Gerichts fort, ſeine Gemahlin als ehe— 
lich, den mit ihr erzeugten Sohn als ehelichen und voll— 
berechtigten Nachkommen mit ihm in aller Hinſicht und 
auf immer verbunden, beide als ſeine Standesgenoſſen, 
als gleichbürtige Mitglieder des koͤniglichen Großbritan— 
niſchen und kurfuͤrſtlichen Braunſchweig-Luͤneburgiſchen 
Hauſes zu betrachten und oͤffentlich zu behandeln. 

Dem in das achte Jahr eingetretenen Sohn ſchrieb 
er eigenhaͤndig, an deſſen Geburtstag, im Jahr 1801 


1) Die Tochter, Auguſte, exiſtirte damals noch nicht. Sie ward 
gebohren erſt am 11. Auguſt 1801. 
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einen feinem Herzen zu großer Ehre gereichenden Brief ), 
dem er die Aufſchrift gab: „An meinen ſehr geliebten 
„Sohn, den Prinzen Auguſt Friedrich “. Dieſer Sohn 
befindet ſich im Beſitz einer großen Anzahl von Briefen, 
welche der Herzog nach dem oben erwaͤhnten Ausſpruch 
eigenhaͤndig an feine Gemahlin ſchrieb, in deren Auffſchrif— 
ten er dieſelbe „Koͤnigliche Hoheit“ und „Prin— 
zeſſin - titulirte; bald engliſch: „TO H. R. H. 2) the 
Princess Augustus Frederick“; bald franzoͤſiſch: ‚a Son 
Altesse Royale, la Princesse Augustus Frederick #, 
Seinem Sohn, als derſelbe ſchon ſeit etlichen Jahren 
großjaͤhrig war, ließ er einſt, in ſeiner Gegenwart, in 
der Sanect-Georgkirche das Kirchenbuch aufſchlagen, um 
mit eigenen Augen darin die Aufzeichnung zu leſen, daß 
und wann ſeine Eltern in dieſer Kirche oͤffentlich getraut 
wurden. a 


§. 16. 
2) als auch der Gemahlin; welche in fpäterer Zeit 
den Titel Lady d' Ameland annahm, als eine 
Art von Incognito. 


So wenig als der Herzog, eben ſo wenig erkannte 
je ſeine Gemahlin den Ausſpruch des erzbiſchoͤflichen 
Gerichts fuͤr rechtskraͤftig. Beide fuhren, in England und 
auſſerhalb, nach wie vor fort, ſich gegenſeitig und vor 
Gott und der Welt als rechtmaͤſige Ehegenoſſen zu be— 
trachten und zu behandeln. Nach wie vor fuͤhrte die 
Gemahlin, ſtets mit Vorwiſſen und auf beſtimmtes Ver— 
langen des Herzogs, ſeinen Namen und Titel und ſein 
Wappen. 

Sieben Jahre nach dem ConſiſtorialAusſpruch ward, 
am 11. Auguſt 1801 zu London, aus dieſer ehelichen 


1) Datirt vom Bord des Endymion, am Cap Finisterrä, 13. Jan. 1801. 
2) Her Royal Highness. 
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Verbindung ein zweites Kind, eine noch jetzt lebende 
Tochter, Auguſta Emma, gebohren, ungerechnet ein oder 
zwei Kinder, die nicht lebensfaͤhig zur Welt kamen. 


Obgleich ſpaͤter ein Mißverſtaͤndniß zwiſchen beiden 
Theilen eingetreten war, ſo ließen ſie doch das Eheband 
unter ſich unverändert fortbeſtehen ), bis daſſelbe im Jahr 
1830 durch den Tod der Gemahlin geloͤſet ward. 


Erſt mehre Jahre nach der Geburt der Tochter, un— 
gefaͤhr zehn Jahre nach der Vermaͤhlung, ſah die Her— 
zogin ſich veranlaßt, einen niedern Titel anzunehmen, 
als eine Art von Incognito, wie hohe Standesperſonen 
nicht ſelten, und manche auf lange Zeit oder fuͤr immer 
zu thun pflegen 2). Es geſchah während einer langen 
Abweſenheit des Herzogs, der wegen eines Aſthma's auf 
den Rath feiner Aerzte ſich auf längere Zeit nach Liſſa— 
bon begeben hatte. Es geſchah in Folge von oͤkonomi— 
ſchen Beſchraͤnkungen, wozu ſie, offenkundig, durch Vor— 
enthaltung der noͤthigen Subſiſtenzmittel, durch von ihr 
unverſchuldete gerichtliche Verfolgung von Glaͤubigern, 
ſogar durch Verhaftung ihrer Perſon nebſt dem Sohn, 
war genoͤthigt worden. Es geſchah ohne irgend eine 
ausdrückliche oder ſtillſchweigende Verzichtleiſtung auf Theil: 
nahme an dem Stande, Titel und Wappen ihres Ge⸗— 
mahls, welche ohnedem, wie jeder andere Verzicht, recht: 
lich nicht zu vermuthen, in jedem Fall aber auf das 


1) Daß das Cheband durch wechſelſeitige Einwilligung gelöfet worden 
ſey, ward gemeldet in den oben angeführten Considerations on 
the Royal Marriage Act (Lond. 1811) von Herrn Dillon, 
nachher aber von ihm ſelbſt, in ſeiner Druckſchrift: The Case of 
the Children of H. R. H. the Duke of Sussex (Lond. 1832. 4-), 
p. 17, als Irrthum widerrufen, auf den Grund eines widerſpre— 
chenden eigenhändigen Schreibens der Gemahlin. 


2) J. J. Moſer's Verſuch des neueſten europaiſchen Volkerrechts, 
Th. VI, S. 44. F. C. r. Moſer's Hofrecht, Bd. I, S. 255. 
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Strengſte zu erklären iſt. Sie wählte, mit Vorwiſſen 
des Koͤnigs, den Namen Lady d' Ameland )). 


Dieſe Wahl erfolgte ohne Beziehung auf ein Beſitz— 
thum oder auf Abſtammung von einer Familie deſſelben 
Namens, ganz willkuͤhrlich ); gleichwie fruͤher die im 
Jahr 1798 verſtorbene Erzherzogin Marie Chriſtine von 
Oeſtreich, Gemahlin des Herzogs von SachſendTeſchen, 
zuweilen als Incognito den Titel Gräfin d' Ameland ge: 
führt hatte, als fie, ſeit 1781, zu Bruͤſſel, in Verbindung 
mit ihrem Gemahl, die Würde einer General Gouvernante 
der oͤſtreichiſchen Niederlande bekleidete. 


Hoͤren wir die ungluͤckliche Gattin und Mutter ſelbſt, 
wie ſie, im ſiebenzehnten Jahre nach dem Ausſpruch des 
erzbifchöflichen Gerichts, über dieſe zarten Verhaͤltniſſe ſich 
ausdruͤckt, in einem eigenhaͤndigen Schreiben, welches ſie 
am 16. December 1811 an Herrn Johann Joſeph 
Dillon Esg. erließ. 


1) Die Inſel Ameland, unweit der Küſte von Weſtfriesland, war 
ſeit dem neunten Jahrhundert eine Freie Erbherrſchaft der frie— 
ſiſchen adelichen Familie Camminga. Von dieſer erwarb dieſelbe 
durch Kauf die im Jahr 1726 verftorbene Mutter Johann Wil: 
helms Friſo, Fürſten von Naſſau-Oranien und Erbſtatthalters in 
Friesland. Noch der im J. 1806 verſtorbene Wilhelm V., Prinz 
von Oranien, letzter Erbſtatthalter, titulirte ſich von diefem ora— 
niſchen ſouverainen Familienbeſitzthum: «Onafhanklyk Heer van 
de vrye en souvereine Erfheerlykheit Ameland o. Adr. Kluit 
historia federum Belgii federati, Pars prior, p. 107. 


2) In Debrett's Peerage etc. (London 1822), vol. II, p. 810, 
wird gemeldet, des Herzogs von Suſſex Gemahlin ſey am 15. Au— 
guſt 1806 von dem König ermächtigt («authorized») worden, den 
Zunamen de Ameland anzunehmen, in Hinſicht auf ihre Abſtam— 
mung von der Familie «de Ameland. — Von einer förmlichen 
Ermächtigung verſichert Sir Auguſtus d'Eſte nie Etwas vernom— 
men zu haben. Auch nie Etwas weder von dem jetzigen oder frü— 
heren Daſeyn einer Familie des genannten Namens, noch von der 
erwähnten Abſtammung aus derſelben. 
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Den genannten Ausſpruch (vom 14. Juli 1794) 
ſchrieb ſie, habe ſie anders nicht betrachtet, denn als 
einen Uebergriff der Gewalt (/a Stretch of Power“); 
auſſerdem werde (im Jahr 1801) ihre Tochter nicht zur 
Welt gekommen ſeyn. Lord Thurlow (Lord Kanzler von 
Großbritannien) habe gegen ſie geaͤuſſert, ihre Ehe ſey 
gut (gefegmäfig) im Ausland: die Religion ſage ihr, daß 
dieſelbe gut ſey in der Heimath. Kein Beſchluß irgend 
eines maͤchtigen Feindes („powerful Enemy «) 
koͤnne und werde ſie je anders glauben machen. Durch 
Verweigerung der Subſiſtenz, habe man ſie ge— 
zwungen („forced“) einen Namen, nicht jenen des 
Herzogs von Suſſex, anzunehmen: aber glauben habe 
man Sie nicht gemacht, daß Sie kein Recht habe auf 
des Herzogs Namen. 


„Meine Kinder und ich ſelbſt“, heißt es weiter, 
„ſollten verhungern, wofern ich nicht gehorchte. Ich 
gehorchte; aber uͤberzeugt bin ich nicht. So bald 
mein Sohn es wunſcht, bin ich bereit zu erklaͤren, daß 
Schulden, Gefaͤngniß, Verhaftung, Noth, mit 
Einem Wort Gewalt („ Debt, Imprisonment, Ar- 
restation, Necessity, Force like this in short“) es 
waren, die mich noͤthigten, den Schein anzunehmen als 
gebe ich meine Anſpruͤche auf, aber keineswegs irgend 
eine Ueberzeugung, daß fie unbegründet ſeyen «. 


„In der beſuchteſten Kirche von London, beſucht aus 
der ganzen Stadt, öffentlich (dreimal) aufgeboten wer⸗ 
den, — iſt das nicht ein Anſuchen um Erlaubniß? — 
Und warum ward dieſe nicht verſagt? — Für gut (ge 
ſetzmaͤſig) halte ich meine Vermaͤhlung zu Rom, fuͤr gut 
meine Vermaͤhlung in der St. Georgkirche (zu London). 
Und nie werde ich die Sache als erledigt an— 
ſehen, als bis dieſes anerkannt iſt , 
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g. 17. 


Gleichwie die Kinder den alt-braunfchweigifchen Fa- 
miliennamen Eſte annahmen, ſtatt des zeither ge- 
kührten prinzlichen Titels. 

Aus gleicher Ruͤckſicht und mit derſelben Geſinnung, 
wie die Gemahlin Seiner Koͤniglichen Hoheit des Her— 
zogs von Suſſex ſich zu der Annahme des Titels Lady 
d'Ameland entſchloſſen hatte, verſtand ſte ſich um dieſelbe 
Zeit dazu, daß ihre beiden mit dem Herzog erzeugten 
Kinder, ſtatt des zeither geführten prinzlichen Titels, 
den Zunamen von Eſte annahmen, den ſie noch jetzt 
fuͤhren. 

In dem oben ($. 16) erwähnten Schreiben vom 
16. December 1811, an Herrn Dillon, druͤckt ſich die— 
ſelbe aus, wie folgt. „Prinz Auguſt iſt jetzt nach Ser; 
ſey geſendet, als Lieutena t d'Eſte im ſiebenten Füfeliers 
regiment. Vor ſeinem Abgang erklaͤrte Er ſeinem Vater: 
Er habe nichts dagegen, unter irgend einem Namen, den 
anzunehmen man ihn beſtimme, fortzugehen, aber er 
wiſſe, was er ſey, und das Vertrauen habe er, daß 
eine Zeit kommen werde, wo er ſelbſt ſehen werde, daß 
ſeiner Mutter, ſeiner Schweſter und ſeiner eigenen Ge— 
burt Gerechtigkeit widerfahre . 

Die Mutter, gleichwie jetzt noch die Kinder, betrach— 
tete den Namen Eſte als einen Familientitel, der den 
Kindern vermoͤge ihrer Abſtammung von dem Markgra— 
fen Azo II. von Eſte, dem Stammvater des Geſammt— 
hauſes Braunſchweig, gebuͤhre, der folglich auf ihre Fa— 
miliengemeinſchaft mit den uͤbrigen Mitgliedern des Welf— 
Eſteſchen oder Braunſchweigiſchen Hauſes hinweiſe. Unter 
ſolchem Namen widmete der Sohn ſich dem brittiſchen 
Militaͤrdienſt, jetzt in dem Grad eines Oberſten in der 
koͤniglichen Garde, zugleich Commandeur des koͤniglichen 
Hannoveriſchen Guelphenordens. 

O O — - 
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Zweiter Theil. 


Rechtliche Beurtheilung. 


Vorerörterungen. 


§ 18. 


I) Mehrheit der Recht Subjecte in Einer Individual- 
Perſon. 


Bei Beurtheilung dieſes Rechtsfalles kommt zuvoͤr⸗ 
derſt, in Hinſicht ſowohl auf England, Schottland und 
Irland, als auch auf Hannover und das vormalige 
Teutſche Reich, die Mehrheit der weſentlich verſchiede⸗ 
nen Recht Subjecte in Betrachtung, welche Seine Koͤ⸗ 
nigliche Hoheit der Herzog von Suſſex zu der Zeit ſei— 
ner Vermaͤhlung in ſeiner Perſon vereinigte. 

Daß ein Menſch mehrfache Recht Subjecte oder juri— 
diſche Perſoͤnlichkeiten in ſich vereinigen, daß folglich ein 
menſchliches Individuum im rechtlichen Sinn mehrfache 
Perſonen darſtellen, und nach Verſchiedenheit dieſer Per— 
ſonen ſein Rechtsverhaͤltniß verſchieden ſeyn koͤnne ), iſt 


1) a Accidere omnino potest, ut idem homo diverso jure utatur 
ex pluribus qualitatibus sibi non repugnantibus descendente, 
id est, plures sustinere personas v. Hofacker, principia 
juris civilis, T. II. $. 232. 
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eine aus der ſtaats- und privatrechtlichen Theorie und 
Praxis bekannte, allgemein anerkannte, durch taͤgliche 
Erfahrung beſtaͤtigte Wahrheit ). 


Es beſteht dieſe Wahrheit für öffentliche Rechtsver⸗ 
haͤltniſſe nicht weniger, als für private. Sie bewährt 
ſich bei allen monarchiſchen Regenten, denen die Ober— 
herrſchaft über verſchiedene weſentlich getrennte Staaten 
zuſteht ), und zwar nicht nur bei ſo genannter Perſo— 
nal Vereinigung mehrerer Staaten unter einem gemein— 
ſchaftlichen monarchiſchen Oberhaupt, ſondern auch bei 
dinglich nach gleichem Recht (coordinirt) unter einem mo 
narchiſchen Oberhaupt vereinigten Staaten ); Vereinigungs— 
arten, von welchen die aͤltere und neuere Geſchichte eine 
Reihe von Beiſpielen liefert ). 


1) Grotius, de jure belli et pacis, lib. I. c. 4. F. 6. n. 1. et 
lib. II. c. 14. §. 1. n. 2. Pufendorf, de jure naturae et 
gentium, lib. I. c. 1. $. 14. Jo. Nie. Hertius, diss. de uno 
homine plures sustinente personas. Giess. 1699; auch in deſſen 
Commentationibus et Opusculis, Vol. I. Tom. 3. num. 3. 
pag. 41. sqq. J. H. Boehmer, introd. in jus Digestorum, 
lib. I. tit. 5. $. 2. Nettelbladt, jurisprudentia naturalis, 
$. 82. Ebendeſſelben, Systema element. jurisprudentiae po- 
sitivae, Lib. I. Sect. 2. p. 15. J. Chr. Majer's Einleit. in 
das Privat Fürſtenrecht, Cap. II, §. 23, S. 40 f.; Cap. IV, F. 43 ff., 
S. 91 ff. Glück's Erläuterung der Pandecten, Th. IL, §. 113, 
Num. III, S. 57. A. Schweppe's römiſches Privatrecht, Bd. J, 
$. 47. C. F. Mühlenbruch, doctrina Pandectarum, vol. II., 
$. 208. J. R. v. Wening-Ingenheim's Lehrbuch des gemei- 
nen Civilrechtes, Bd. I, 9. 108. 


2) Hertius, diss. cit., Sect. II. $. 12 et 9.; Sect. III. $. 1. 2 
et 3. \ 


3) J. L. Klüber, droit des gens moderne de l’Europe, $. 27. 


4) Klüber, I. c., Note c und d. Vattel, droit des gens, liv. I, 
ch. 1,9: 9. | 
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g 19. 
Heutige ſtaats- und völkerrechtliche Beifpiele hievon. 


Wie jetzt der Kaiſer von Oeſtreich und der Koͤnig 
von Ungarn, der Koͤnig von Preuſſen und der ſouve— 
raine Fuͤrſt von Neuchatel, der Koͤnig von Schweden 
und der König von Norwegen, der König von Daͤne— 
mark und der Herzog von Holſtein und Herzog von 
Lauenburg, der Koͤnig der Niederlande und der Groß— 
herzog von Luxemburg, obgleich in einer Individual Per⸗ 
ſon vereinigt, doch verſchiedene juridiſche Perſonen oder 
Recht Subjecte darſtellen, eben fo liefern auch Großbritan— 
nien und Irland ein Beiſpiel monarchiſcher Perſonen— 
mehrheit. = 


Nachdem zwiſchen den Königreihen England und 
Schottland ſeit 1603, unter einem gemeinſchaftlichen 
Staatsoberhaupt und unter dem gemeinſchaftlichen Titel 
Großbritannien, nur perſoͤnliche Vereinigung beſtanden 
hatte, ward dieſelbe durch die UnionActe von 1706 und 
1707 in eine dingliche mit Rechtsgleichheit (unio civita- 
tum realis aequalis) verwandelt, obgleich im Innern 
der beiden Länder noch manche Rechtsverſchiedenheit ob: 
waltet. 


Seit Irland durch eine brittiſche Parlament Acte von 
1782 fuͤr ein ſelbſtſtaͤndiges Koͤnigreich anerkannt war, 
ſtand es, wie fruͤher ſtets ſchon dem Recht und der That 
nach, alſo nun auch nach eigener ausdruͤcklicher Anerken— 
nung des brittiſchen Parlaments, durch die Gemeinſchaft 
des Staatsoberhauptes, nur in perſoͤnlicher Verbindung 
mit Großbritannien. Erſt durch die Union Acte vom 
2. Juli 1800 ward dieſelbe in eine dingliche, mit Rechts: 
gleichheit beider Reiche, verwandelt, ſo daß Irland eigene 
Staatsverwaltung, buͤrgerliche und kirchliche Geſetze und 
Rechtspflege behalten hat. 
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g. 20. 


Insbefondere in Groſsbritanniens und Irlands 
Verhältnifs zu Hannover. 


Eine Mehrheit und weſentliche Verſchiedenheit der in 
Einer Individual Perſon vereinigten Recht Subjecte, macht 
ſich, ſeit 1714, vorzuͤglich bemerkbar bei dem Koͤnig von 
Großbritannien und Irland, in ſeinem Verhaͤltniß 
zu dem Kurfuͤrſtenthum, jetzt Koͤnigreich, Hannover ). 


Anerkannt, ſogar ausdruͤcklich feſtgeſetzt ward dieſelbe, 
ehe noch dem Kurhauſe BraunſchweigLuͤneburg die Thron: 
folge in England durch die Acte vom 12. Juni 1701 
foͤrmlich zugeſichert war, durch eine reichsgrundgeſetzliche 
Beſtimmung, welche ſagt: „daß in dem Fall, wenn ein 
Auslaͤnder auf den engliſchen Thron kommen wuͤrde, 
ohne Einwilligung des Parlaments die engliſche Nation 
nicht verpflichtet ſeyn ſoll, an irgend einem Krieg Theil 
zu nehmen, der die Vertheidigung von Beſitzungen oder 
Territorien bezwecke, welche der Krone England nicht 
angehören ). 


Am Beſtimmteſten und Vollſtaͤndigſten bewaͤhrt ſich 
ſeitdem der Grundſatz von der juridiſchen SubjectVer— 
ſchiedenheit in dem beiderſeits verfaſſungsmaͤſigen Zuſtand 
einer durchgaͤngigen, abſoluten und realen Abſonderung 
des Vereinigten Reichs Großbritannien und Irland von 
dem Koͤnigreich Hannover. Jedes von beiden hat ſeine 
eigene politiſche Selbſtſtaͤndigkeit oder Souverainetaͤt; jedes 
hat ſeine eigene Staatsverfaſſung, welche, bei der phy— 
ſiſchen Einheit des Staatsoberhauptes, dieſem in jedem 


1) Pütter's Beiträge zum teutſchen Staats- u. Fürſtenrechte, Th. 
II, S. 17. 

2) Statut von 1701: 12. 13. Will. III. cap. 2. in den Statutes 
at Large etc., by Hawkins, Vol. III. p. 507; auch in der 
angef. Sammlung von Martens, Th. I, S. 870. 


46 


der beiden Staaten einen ausſchließend eigenen Öffentlichen 
Charakter beilegt. 


Insbeſondere iſt die Ordnung der erblichen Thron— 
folge in beiden Staaten weſentlich verſchieden, obgleich 
in beiden Linealfolge mit Erſtgeburtrecht gilt. In Han— 
nover gelangt der Weiberſtamm zur Thronfolge, erſt nach 
gaͤnzlicher Erloͤſchung des Mannſtammes in dem geſamm— 
ten Hauſe Braunſchweig ). In Großbritannien und Ir— 
land ſtehen darin die Prinzeſſinnen den maͤnnlichen Mit— 
gliedern nur ihrer Linie nach, gehen aber jenen in allen 
andern Linien vor. 


In jedem der beiden Reiche wird die geſammte Staats⸗ 
gewalt, bei allen inneren und aͤuſſeren Hoheitrechten, 
durchaus unabhaͤngig von dem andern ausgeuͤbt. Jedes 
von beiden hat ſeine eigenen Staatsgeſetze und eigene 
Hausgeſetze für die koͤnigliche Familie . Der König 


1) Dieſe Thronfolge Ordnung beſtand in der Zeit des Teutſchen Reichs. 
C. O. Rechenberg diss. de successionibus in Serenissima 
domo Guelfica usitatis. Lips. 1716. rec. 1735. 4. Struben's 
Nebenſtunden, Th. V, S. 366. Moſer's teutſches Staatsrecht, 
Th. XIII, ©. 64 ff.; Th. XV, S. 352 ff. u. 518; Th. XVI, S. 
191 ff. Ebendeſſelben Familien Staatsrecht der teutſchen Reichs⸗ 
ſtände, Th. I, S. 129 ff. u. 814. Ebendeſſelben Einleitung 
in das Churfürſtliche und Herzogliche Braunſchweig-Lüneburgiſche 
Staatsrecht, Cap. 12, $. 13, S. 660. Ein Familiengeſetz von 
1680, welches Untheilbarkeit und Erſtgeburtrecht feſtſetzt, iſt noch nicht 
durch den Druck bekannt gemacht. Spittler's Geſchichte des 
Fürſtenthums Hannover, Th. II, S. 321. — Auf das Neue iſt 
dieſelbe Succeſſions Ordnung feſtgeſetzt, in dem Grundgeſetz für 
das Königreich Hannover, vom 26. September 1833, Cap. II, 
2.1 

2) Das Grundgeſetz für das Königreich Hannover vom 26. Septems 
ber 1833, Cap. II, $. 26, verheißt ein neues Hausgeſetz. Ein eiges 
ner Hausvertrag vom 19. und 24. October 1831, errichtet von 
König Wilhelm IV. und dem regierenden Herzog Wilhelm von 
Braunſchweig, und am 2. und 25. Jänner und 22. Februar 1831 
einwilligend unterzeichnet von den Brüdern des Königs (nicht 
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von Hannover übt das Kriegs- und Friedensrecht und 
das Recht der Staatsvertraͤge ganz unabhaͤngig von Eng— 
land, wohl gar in entgegengeſetzter Richtung ). Gleich 
andern ſouverainen Maͤchten, unterhaͤlt er bei demſelben 
eine eigene Geſandſchaft, und ſchließt er, wie Souverain 
zu Souverain, Staatsvertraͤge mit demſelben, nament—⸗ 
lich Allianzvertraͤge 2) und Subſidienvertraͤge ). 


8 21. 


Auch bei Mitgliedern des Regentenhauſes zeigt ſich 
Mehrheit der RechtSubiecte. 


Wie bei der Perſon des erbmonarchiſchen Staatsober— 
hauptes, welches uͤber mehre ſelbſtſtaͤndige Staaten die 
Regierung führt, fo zeigt ſich eine Mehrheit weſentlich 
verſchiedener Recht Subjecte auch bei den Mitgliedern ſei— 
nes Regentenhauſes, ſo fern dieſelben als ſolche eine eigene, 


auch von ſeines Vaters Bruders Sohn, dem kinderloſen Herzog 
von Glouceſter), enthält Beſtimmungen über die künftigen Ver— 
mählungen des Geſammthauſes Braunſchweig. Dieſer Hausvertrag 
ſteht in der Hannoveriſchen Geſetzſammlung, 1833, Abth. I. St. 
1, S. 1—3. 

1) An Englands langem Krieg wider Napoleon, nahm Hannover als 
kriegführende Macht keinen Theil. In einem Krieg des Teutſchen 
Reichs wider England, hätte der Kurfürſt von BraunſchweigLüne— 
burg, als mitfriegführender Theil, mit feiner reichsmatrikular— 
mäſigen Waffenmacht wider England zu Felde ziehen müſſen. 

2) Hannover's Beitrittvertrag vom 7. April 1815 zu dem Wie: 
ner Allianzvertrag vom 25. März 1815, in Klüber's Acten 
des Wiener Congreſſes, Bd. VII, S. 212. In dieſem Vertrag 
unterſcheiden ſich die beiderſeitigen paciscirenden Souveraine in 
ihren Titeln, wie folgt: «His Majesty the King of the United 
Hingdom of Great Britain and Ireland, and His Majesty 
the Ring of Great Britain and Hanover. 

3) Beiſpiele dieſer Art vom 4. März 1793, 7. Jänner 1794 und 26. 
Auguſt 1815, in v. Martens Recueil des Traites, etc., T. V,. 
p. 99 et 106, et Supplöment, T. V, p. 215. 
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von den übrigen Staatsbuͤrgern unterſchiedene Claſſe bil: 
den, und in dieſer Eigenſchaft ihnen ein beſonderer Rechts— 
zuſtand gewährt iſt ). 

Der Inbegriff ſolcher beſondern Rechte hat in Teutſch⸗ 
land den Namen Privat-Fuͤrſtenrecht (jus privatum 
Principum) erhalten; er iſt ein Nebentheil der Staats— 
und der Privat-Rechtswiſſenſchaft zugleich, weil er aus 
Staats- und Privatrecht gemiſcht iſt und, wiſſenſchaftlich 
geordnet, gleichſam auf der Grenze liegt zwiſchen der 
Wiſſenſchaft des Staatsrechts und jener des Privatrechts. 


Mitgliedern eines erbmonarchiſchen Regentenhauſes, 
welche ſelbſt zu der Regierung ſouverainer Staaten ge— 
langt ſind, und ihren Nachkommen, bleiben in dem Stamm— 
hauſe und Stammlande nach wie vor ihre Staats- und 
Familienrechte. Die jetzigen Koͤnige von Belgien und 
von Griechenland haben durch Annahme dieſer Kronen 
nicht aufgehört, der eine herzoglicher Prinz von Sachſen— 
Coburg⸗Gotha, der andere koͤniglicher Prinz von Baiern 
zu ſeyn. Der Großherzog von Toscana faͤhrt fort, ne— 
ben ſeiner ſouverainen Regenteneigenſchaft in Italien, 
Erzherzog von Oeſtreich zu ſeyn. 


§. 22. 
namentlich in Hannover. 


Eben ſo haben auch die Prinzen und Prinzeſſinnen 
des Hauſes BraunſchweigLuͤneburg darum, weil dieſes 
auf die Throne von Großbritannien und Irland gelangt 
iſt, nicht aufgehoͤrt die beſondern Rechte zu genieſſen, 
welche ihnen als Mitgliedern des Hauſes Braunſchweig 


1) Majer, a. a. O. Cap. IV, $. 43, S. 92 f. Pütter, primae 
lineae juris privati Principum, $. 1. — 8. J. L. Klüber's offent⸗ 
liches Recht des Teutſchen Bundes und der Bundesſtaaten (8. Aufl. 
1831.), 8. 11, 259 u. 262. 
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zukommen. In dieſer Eigenſchaft genieſſen ſie nach wie 
vor alle Rechte, welche die Hannoveriſchen Haus- und 
Verfaſſungsgeſetze ihnen beilegen. In der Zeit des Teut— 
ſchen Reichs, hatten ſie die Reichsunmittelbarkeit, und in 
ihren Rechtſtreitigkeiten als Beklagte das Recht der Legal— 
Austraͤge und des Gerichtſtandes vor den beiden Reichs— 
gerichten, auch der Wahl zwiſchen beiden, vermoͤge eines 
von ihrem Geſammthauſe im Jahr 1648 erworbenen 
kaiſerlichen Privilegiums. Der zweite Sohn Georgs III., 
Friedrich, Herzog von York, war nicht nur königlicher 
Prinz in England, in Schottland, in Irland, und kur— 
fuͤrſtlicher Prinz in Hannover, er war auch regierender 
Fuͤrſtbiſchof von Osnabruͤck, und in dieſer Eigenſchaft 
teutſcher Reichsſtand und Landesherr. 


In ihrer Hannoveriſchen Eigenſchaft, ſind die brit— 
tiſchen Staats- und Familiengeſetze fuͤr die Mitglieder des 
koͤniglichen Hauſes nicht verpflichtend. In Großbritan— 
nien find Prinzen und Prinzeſſinnen, die der anglikani— 
ſchen Kirche nicht zugethan, und die, welche mit einer 
roͤmiſch-katholiſchen Perſon vermaͤhlt find, nicht thron— 
folgefaͤhig: in Hannover beſteht ſolche Beſchraͤnkung nicht. 
Bei der Verſchiedenheit der hannoveriſchen und der brit— 
tiſchen Thronfolge Ordnung, iſt moͤglich, daß aus ihrem 
Hauſe zwei verſchiedene Individuen auf die Throne von 
Hannover und von Gt. roßbritannien und Irland gelangen, 
ohne daß darum die uͤbrigen Mitglieder des Hauſes auf— 
hoͤren, ſowohl in Großbritannien und Irland als auch 
in Hannover Prinzen und Prinzeſſinnen vom koͤniglichen 
Gebluͤte zu ſeyn, welches auch jeder von den beiden Koͤ⸗ 
nigen in demjenigen Staat bleibt, wo er nicht Koͤnig iſt. 


Wuͤrden in dieſem Augenblick die Throne von Groß— 
britannien und Irland und von Hannover erledigt, ſo 
wuͤrde in England die Prinzeſſin Victoria, Tochter des 
verſtorbenen Herzogs von Kent, in Hannover hingegen 
ihr Oheim der Herzog von Cumberland den N be⸗ 

Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 4 
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ſteigen. Es würde aber darum die Prinzeſſin nicht auf— 
hoͤren, koͤnigliche Prinzeſſin von Hannover, und der Her— 
zog, nun Koͤnig, koͤniglicher Prinz von Großbritannien 
und Irland zu ſeyn, und in dieſer verſchiedenartigen Ei— 
genſchaft würde ihr wechſelſeitiges Thronfolgerecht in den 
beiden Koͤnigreichen nach wie vor fortbeſtehen. 


§. 25. 
Mehrfache Recht Subjectivität des Herzogs von Suſſex. 
1) In England, Schottland und Irland. 


Seine Koͤnigliche Hoheit der Herzog von Ouffer 
vereinigte, zu der Zeit ſeiner Vermaͤhlung, in ſeiner 
Perſon verſchiedene Recht Subjecte. Vermoͤge feiner Ab— 
ſtammung war er koͤniglicher Prinz in England, in Schott⸗ 
land, in Irland. Zugleich war er kurfurſtlicher Prinz in 
dem Kurfuͤrſtenthum Braunſchweig-Luͤneburg oder Han⸗ 
nover, auch in dieſer letzten Beziehung ein Reichsunmit⸗ 
telbarer (S. R. Imperii Immediatus) in dem ee 
Reich. 


Gleichwie feines Herrn Vaters Majeſtaͤt erbmonar⸗ 
chiſches Staatsoberhaupt in England, in Schottland, 
in Irland war, eben ſo war auch der Herzog in jedem 
dieſer Koͤnigreiche inlaͤndiſcher koͤniglicher Prinz. In jedem 
von ihnen hatte er, mit derſelben weſentlichen Verſchie— 
denheit welche das Staatsverhaͤltniß und die Geſetze eines 
jeden begruͤnden, alle Rechte und Pflichten eines Prinzen 
vom koͤniglichen Geblüte ). 


1) Von dem Rechtsverhältniß der oben (§. 1) erwähnten erblichen 
Pairſchaften (Peerages) des Herzogs, ſ. man die unten (. 31) 
angeführten Considerations ete. des Herrn Dillon, in den bei- 
gefügten « Additional Considerations », p. 28. sqgq- 


* 
„ 8 234. 


2) In Teutſchland. 


a) In dem Kurkürstenthum Braunschweig - Lüneburg und in dem Gesammt- 
hause Braunschweig. 


In Teutſchland, unter welchem das Kurfuͤrſten— 
thum Braunſchweig-Luneburg als ein reichsunmittelbares 
Land, begabt mit Landeshoheit und Reichsſtandſchaft, mit— 
begriffen war, hatte Prinz Auguſt Friedrich, als er die 
Ehe ſchloß, die Eigenſchaft eines kurfuͤrſtlichen nachge— 
bohrnen Prinzen von Braunſchweig-Luneburg. 

In dieſer Eigenſchaft hatte derſelbe in dem Kur— 
fürſtenthum, wie noch jetzt in dem Koͤnigreich Han— 
nover, den Genuß aller Vorrechte eines nachgebohrnen 
landesherrlichen Prinzen, namentlich in Hinſicht auf Ge— 
brauch der Haustitel und Wappen ), auf Succeffion in 
der Landesregierung, auf Verſorgung durch Apanage 2), 
auf die Regentſchaft und Vormundſchaft im Fall der Min— 
derjaͤhrigkeit oder Verhinderung des Staatsoberhauptes“) 
u. d. m. 


1) Moſer's teutſches Staatsrecht, Th. XIV, S. 400; Th. XXII, 
S. 206, 210 u. 213. Ebendeſſelben Familien Staatsrecht der 
teutſchen Reichsſtände, Th. II, S. 785 ff. 


2) Moſer's teutſches Staatsrecht, Th. XIV, S. 2 ff. 101 ff., 
375 ff., 399 ff. Ebendeſſelben angef. Familien Staatsrecht, 
Th. I, S. 360 ff. — Die neueſten Beſtimmungen über die 
Apanagen in dem königlichen Hauſe Hannover, enthält das 
Grundgeſetz des Königreichs von 1833, 66. 124, 134 u. 135; 
in den Europäiſchen Verfaſfungen ſeit 1789, von Pölitz, Bd. III, 
S. 593 f. Ueber die Art der Vererbung dieſer Apanagen, wird 
daſelbſt verwieſen auf das zu erlaſſende Hausgeſetz. 

3) Das angef. Grundgeſetz für das Königreich Hannover, vom 
26. September 1833, Cap. II, $. 15, ſagt: „Die Regentſchaft 
gebührt dem nach der Reihe des Erbfolgerechts zunächſt ſtehenden 
Agnaten, welcher das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat “. Nach 
$. 15 gebührt die Erziehung des minderjährigen Königs, in Er» 

* 
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Als Mitglied des Geſammthauſes Braunſchweig, 
gebuͤhrten dem Herzog, wie noch gegenwaͤrtig, alle Fa— 
milienrechte, welche die Hausgeſetze und das Herkommen 
den Mitgliedern des Geſammthauſes beilegen. 


8. 25, 
b) In dem Teutschen Reich. 


In dem ganzen Teutſchen Reich hatte der Herzog 
von Suſſex, als Mitglied eines reichsſtändiſchen Regen— 
tenhauſes, zumal eines kurfuͤrſtlichen, alle Vorrechte, welche, 
vermoͤge der Reichsverfaſſung, den Mitgliedern ſolcher 
Haͤuſer zuſtanden. 

Die wichtigſten dieſer Vorrechte waren, der hohe 
Reichs Adelſtand ), die Wahlfaͤhigkeit zu der teutſchen 
Kaiſer- oder Koͤnigswuͤrde 2), die perſoͤnliche Reichsun— 
mittelbarfeit ). Die letzte begründete das hohe Vorrecht, 


mangelung der Mutter und Großmutter, „dem Regenten unter 
Beirath des Miniſterii . 

1) J. L. Klüber, comment. de nobilitate codicillari, $. 6. et 20. 
Ebendeſſelben isagoge in elementa juris publiei quo utuntur 
Nobiles immediati in imperio rom. germ., $. 5. 

2) Nach Herkommen und Analogie, gehörte zur Kaifermahlfähigfeit 
mehr nicht als teutſcher hoher Adelſtand. Pütter, institutiones 
juris publici germ., $. 56. Unſtreitig gehörten aber die Söhne 
reichsſtändiſcher Regentenhäuſer zu dem hohen Adel. Keine Stufe 
des hohen Adels war ausgeſchloſſen von jener Wahlfähigkeit. Daß 
z. B. reihsftändifche Grafen wahlfähig waren, beweiſen die Bei— 
ſpiele von den Grafen Rudolph von Habsburg 1272, Adolph von 
Naſſau 1291, Gunther von Schwarzburg 1347. 

3) «Sunt Immediati, qui sub nullius Status vel Membri Im- 
perii superioritate territoriali continentur, velut.... Elec- 
tores et 8) Principes, tam ecelesiastici, quam see „tam 
antiqui, quam novi, tam primo quam secundogeniti, tam 
regentes, quam apanagiati, tam status, quam non sta- 
tus». Godofr. Dan. Hoffmann, diss. quinam sint Inmediati, 
nee ne? (Tubing. 1771. 4.), $$. 19. 25. et 26. So auch: Jo. 
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für die Perſon nur der Reichshoheit ), dem Kaiſer und 
Reich untergeordnet zu ſeyn; alſo nicht untergeordnet der 
Landeshoheit irgend eines regierenden Landesherrn, na— 
mentlich nicht desjenigen des Stammlandes , und nicht 


Aug. a Berger, disquisitio de statu Principum et Comitum 
in Germania apanagiatorum immediato (Lips. 1725. 4.), 15. 
— 66. J. C. Majer diss, de imperii Immedietate (Tubing. 
1788. 40), $. 15. Einleitung in den Reichshofraths-Proceß, her 
ausgegeben von J. H. C. von Selchow, Bd. I, Tit. 20, $. 10, 
S. 274. Moſer's teutſches Staatsrecht, Th. XIV, S. 409 ff. 
Ebendeſſelben Familien Staatsrecht der teutſchen Reichs ſtände, 
Th. I, S. 449 ff. Pütter, instit. juris publ. germ., $. 452. 

e Selchow, elem. juris publ. S. R. I. hodierni, T. II., 
$. 519. Häberlin's Handbuch des teutſchen Staatsrechts, Th. 
III, S. 521. J. C. Majer’s teutſches welbiches Staatsrecht, 
Th. I, $. 82, S. 366. Ebendeſſelben Einleitung in das Pris 
vat⸗Fürſtenrecht, $. 53, S. 149, Note 69. Gönner's teutſches 
Staatsrecht, F. 59. Leiſt's Lehrbuch des teutſchen Staatsrechts, 
$. 18. 

1) Pütter, institut. juris publici germ., $. 33. Klüber's Einlei— 
tung zu einem neuen Lehrbegriff des teutſchen Staatsrechts, §. 93 f. 
G. D. Hoffmann, diss. cit., $. 16. 17. et 18. Majer, diss. 
cit., F. 4. Allgayer's Beſtimmung der weſentlichen Merkmale 
der Reichs-Mittel- und Unmittelbarkeit (Würzburg 1795. 8.), §. 18, 
S. 55, u. $. 19, S. 39, Num. 4. 

2) „Den Nachgebohrnen (Kindern des Landesregenten und Apanagir— 
ten) verbleibt ihre Reichsunmittelbarkeit, mit den daraus abflieſ— 
ſenden Rechten, und ſie können als Unterthanen des Erſtgebohrnen 
nicht betrachtet werden“. Leiſt a. a. O., F. 32, verglichen mit 
§. 18. — „Die nachgebohrnen Herren, und auch ihre Gemahlinnen 
und Kinder, haben die Rechte der Reichsunmittelbarkeit von Ge— 
burt, und der Primogenitur-Vertrag benimmt ihnen ſelbige nicht, 
macht fie dem regierenden Herrn des Hauſes, für ihre Perfon nicht 
unterwürfig. Sie führen Namen, Schild und Wappen ihres reichs— 
fürſtlichen und reichsgräflichen Hauſes, als gebohrne Furſten oder 
Reichsgrafen, und behalten auch die damit verbundene Rechte der 
Unmittelbarkeit, Fori, Austraegarum, ete., jo wie die ihrem Haufe 
angeſtammten Rechte auf diejenigen Reichslande, von welchen ſie 
nur vertragsweiſe, jo lange die Linie des Erſtgebohrnen dauert, 
abgeſchieden find, ihnen verbleiben “. J. F. von Tröltſch, von 
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dem particulären Landes- oder Provinzialrecht, ſondern, 
bei einem Mangel von rechtsguͤltigen Beſtimmungen des 
eigenen Familienrechts, nur dem gemeinen Reichsrecht ). 


Dem zufolge hatten die Mitglieder reichsſtaͤndiſcher 
Regentenhaͤuſer, in ihren vperſoͤnlichen Rechtſtreitigkeiten, 
als Beklagte ihren Gerichtſtand nicht vor den Gerichten 
ihres Stammlandes, ſelbſt die Soͤhne, vermoͤge der in 
Gemaͤßheit der Reichsverfaſſung auch ihnen angeſtammten 
Reichsunmittelbarkeit, nicht vor denen ihres die Landes— 
regierung führenden Vaters ). Ihr perſoͤnliches Forum 


* 
Freiheiten und Immunitäten ꝛc., in Siebenkees Beiträgen zum 
teutſchen Rechte, Th. III, S. 202. Eben ſo auch: J. F. W. de 
Neumann, meditationes juris Principum privati, T. V, F. 249, 
p. 170, T. IX, p. 231. J. C. F. Breyer, diss, de charactere 
Immedietatis in imperio R. G. (Tubing. 1774. 4), $$. 20. — 25., 
Pag. 34-— 62. 

10 Schnaubert's Beiträge zum deutſchen Staats- und Kirchenrecht, 
Th. I, S. 56. Majer's Einleit. in das PrivatFürſtenrecht, $. 72, 
S. 223. Pütter, primae lineae juris privati Principum, |. 2. 
3. et 80. De Selchow, I. c., T. II. $$. 528. 530. 554. et 602. 
— «Immediatus semper et ubique est Immediatus», war ein 
Grundſatz des ReichsStaatrechtes, welcher von den Reichsgerichten 
ſtets in Anwendung gebracht ward. Ihm zufolge genoſſen die 
Reichsunmittelbaren, wenigſtens die aus reichsſtändiſchen Häuſern, 
das Vorrecht der fo genannten Erterritoriafität, in allen unter 
dem Teutſchen Reich begriffenen Ländern, im Verhältniß zu der 
dortigen Landeshoheit. 


2) Myler ab Ehrenbach, de principibus et statibus imperü, P. 
I. c. 35. $. 4. Pp. 326. Ebendeſſelben, gamologia persona- 
rum illustrium, c. 22. p. 477. Jo. W. comes de Wurm- 
brand, diss. forum S. J. R. G. prineipum (Trajecti ad Rhen. 
1692. 4.), c. 2. class. F. 13. p. 51., class. 4. F. 4. p- 37. sq- 
J. H. Berger, diss, de potestate personae publicae in se ipsum 
(Vitemb. 1692. 4.) , f. 44. M. H. Gribneri principia juris- 
prudentiae privatae illustris, cum ipsius discursu ete. (Erf. et 
Lips. 1745. 8.), lib. I. c. 4. . 3. p. 104. sqq. De Neumann, 
I. e., T. IX. p. 141. sq. Pütter, primae lineae juris privati 
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waren die durch Reichsgeſetze verordneten Austraͤge ), 
eine Art von Schied- oder Compromißgerichten, und die 
beiden hoͤchſten Reichsgerichte, das Reichskammergericht 
und der Reichshofrath. 


Die Mitglieder des Geſammthauſes Braunſchweig— 
Luneburg hatten uͤberdieß, vermoͤge eines kaiſerlichen Pri— 
vilegiums von 1648, als Beklagte die Wahl zwiſchen 
dieſen beiden Reichsgerichten ). Auch find, für Strei— 
tigkeiten unter ihnen, Stamm- oder Familienaustraͤge durch 
Hausgeſetze verordnet ). 


Doch erkannten die evangeliſchen oder proteſtantiſchen 
reichsunmittelbaren Erlauchten (IIlustres), gleich den ka— 
tholiſchen, in ihren Eheſachen, wenn die Rede war von 
Errichtung oder Aufloͤſung des Ehebandes (de vinculo 
matrimonii vel colligando vel dissolvendo), die Ge⸗ 


Principum, $. 73. De Selchow, I. c. T. II. $. 569. Leiſt, 
a. a. O. Breyer, diss. cit., $. 21. p. 34. — 39. Klüber's 
angef. Einleitung ꝛc., $. 94, Note e. 

1) J. A. a Berger, disqu. cit., $$. 26. et 59.— 66. Comes de 
Wurmbrand, I. c. Ge. Schubhard, de Austraegis S. R. I. 
(Wetzlar. 1754. 4.), c. 3., F. 93., p. 61. J. J. Tafinger, in“ 
stit. jurisprudentiae cameralis, $. 434. Prehn, von Austrägen, 
§. 17. F. J. D. v. Boſtell's Beiträge zur kammergerichtl. Lite— 
ratur u. Praxi, Th. I, S. 86. Pütter, I. c. $. 452. Gön⸗ 
ner's teutſches Staatsrecht, §. 317, Num. VII. Leiſt, a. a. O., 
$. 126. 

2) Moſer's angef. Einleitung ꝛc., Cap. 8, §. 1, S. 148 ff. Leiſt, 
a. a. O., §. 129. Pütter's Literatur des Teutſchen Staatsrechts, 
Th. III, S. 503 f. Klüber's neue Literatur des T. Staats— 
rechts, $. 1266. 

3) Mofer’s Einleit. in das Braunſchweig⸗Lüneburgiſche Staatsrecht, 
Cap. 2, Abſchn. 1, §. 23, u. Abſchn. 2, §. 11, S. 75 u. 90. 
Moſer's teutſches Staatsrecht, Th. XXIII, S. 223. — 227. Noch 
im J. 1738 bezog ſich Kurbraunſchweig gegen Braunſchweig-Wol— 
fenbüttel auf die Familienausträge. Moſer, a. a. O., Th. 
XXII, S. 473 u. 274 f. 
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richtbarkeit der Reichsgerichte nicht an; ſie unterwarfen 
ſich darin freiwillig dem Ausſpruch eines von ihnen hiezu 
erwaͤhlten evangeliſchen Conſiſtoriums, oder der gemein— 
ſchaftlichen Entſcheidung einer evangeliſch-theologiſchen und 
einer juriſtiſchen Facultaͤt auf einer teutſchen Univerſitaͤt ). 


Auch waren die genannten Erlauchten, bei Schlieſſung 
ihrer Ehen, zu Beobachtung kirchlicher Foͤrmlichkeiten nicht 
verpflichtet, mithin berechtigt, Gewiſſensehen (matrimo- 
nia conscientiae) zu ſchlieſſen, mit voller Rechtswir— 
kung fuͤr die Ehegatten und Kinder, wovon unten Naͤheres. 


Mit dieſen hohen Reichsvorrechten der Haͤupter und 
uͤbrigen Mitglieder reichsſtaͤndiſcher Regentenhaͤuſer, ſo 
wie noch jetzt mit der Souverainetaͤt jener Haͤupter und 
mit dem hohen bevorrechteten Stande der genannten Mit— 
glieder, war und iſt noch heute vereinbar, daß die einen 
und die andern wegen übernommener Dienſtverhaͤltniſſe 
oder wegen Grundbeſitzes, zugleich in unterthanſchaftlicher 9, 


1) Moſer von der teutſchen Juſtizverfaſſung, Th. I, S. 720 ff. 
Mohl's Syſtem der Gerichtsbarkeit des Reichskammergerichts, 
Th. II, §. 193, S. 433. Weſtphal's teutſches Staatsrecht, 

* S. 531. Die oben S. 53 angef. Einleitung in den Reichshofraths Proceß, 
Bd. I, S. 113 f. De Cramer, obss. juris universi, T. IV. obs. 
1050. Ebendeſſelben Wetzlariſche Nebenſtunden, Th. 120, 
Num. 3, ©. 577. — Als im J. 1694 der Kurprinz Georg Ludwig 
von Braunſchweig-Lüneburg, ſpäter Kurfürſt und (unter dem Na⸗ 
men Georg I.) König von England, ſich von feiner Gemahlin 
ſcheiden ließ, geſchah es durch ein beſonders hiezu von ihm nieder— 
geſetztes Ehegericht. L. P. Giovanni, Germania princeps, 
lib. VI. c. 1. $. 28. p. 704 (edit. 3. 1752). Moſer's teutſches 
Staatsrecht, Th. XX, S. 422. 

2) Etliche von vielen Beiſpielen nur aus der Gegenwart, mögen 
dieſes erläutern. Der ſouveraine Landgraf Ludwig von Heſſen— 
Homburg ſteht als Gouverneur der Bundesfeſtung Luxemburg, in 
Dienſtverhältniß zu dem Teutſchen Bund und der Bundesverſamm— 
lung. In unterthanſchaftlichem Verhältniß zu Preuſſen, ſteht der⸗ 
ſelbe als preuſſiſcher General der Infanterie, und als Beſitzer der 
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oder wegen Lehnbeſitzes in vaſſallitiſcher ) Beziehung zu 
teutſchen und andern Souverainen ſtehen. 


8. 26. 


HH) Thatbestand der Vermählung. 


1) Durch ſchriftlichen, eidlich bekraͤftigten, voll— 
zogenen Vertrag. 


Dreifach, in drei verſchiedenen Zeitpuneten, ward der 
Ehebund geſchloſſen, zwiſchen dem koͤniglichen und kur— 
fürftlichen Prinzen Auguſt Friedrich und Lady Auguſta 
Murray; zuerſt durch ſchriftlichen, eidlich bekraͤftigten Ehe— 
vertrag und deſſen Vollziehung, dann durch zweimalige 
muͤndliche Erklaͤrung des beiderſeitigen Eheconſenſes bei 
den kirchlichen Trauungen zu Rom und in London. 


Aemter Winningen, Orbisfeld und Hötersleben in dem Regie— 
rungsbezirk Magdeburg. In gleichem Verhältniß zu Preuſſen 
ſtehen: der ſouveraine Herzog Wilhelm von Braunſchweig, wegen 
des Fürſtenthum Oels in Schleſien; der ſouveraine Herzog von 
Anhalt-Bernburg wegen des Schloſſes und Vorwerks Zeitz ꝛc.; 
der ſouveraine Fürſt von Schwarzburg-Sondershauſen, wegen et— 
licher Aemter ꝛc. Standesherrlich iſt dem ſouverainen Herzogthum 
Naſſau untergeordnet, der Erzherzog Stephan Franz Victor von 
Oeſtreich, wegen der Grafſchaft Holzappel und der Herrſchaft 
Schaumburg. Als General der Cavalerie ſteht in Dienſtverhältniß 
zu Preuſſen, der Herzog Ernſt von Cumberland, königlicher Prinz 
des vereinigten Reichs Großbritannien und Irland, und auch von 
Hannover. 


1) Nicht ſelten war ein Souverain wegen eines Lehnbeſitzthums zu— 
gleich Vaſſall eines andern Souverains, oder auch Vaſſall feines 
Vaſſallen, ja ſogar ſeines eigenen Unterthans, wie von 1792 bis 
1806 der König von Preuſſen Vaſſall der adelichen Familie von 
Geuder genannt Rabenſteiner auf Heroldsberg, wegen 40 Morgen 
Landes zu Deberndorf bei Fürth. Vergl. Boehmer, principia 
juris feudalis, $. 100. Scheidt's Anmerkungen zu Moſer's 
Braunſchweig-Lüneburg. Staatsrecht, S. 131. 
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Am 21. Maͤrz 1793 zu Rom, gaben beide Theile, 
jeder eigenhändig in einer gemeinſchaftlichen Urkunde, eins 
ander ſchriftliche, ſogar durch koͤrperlichen Eidſchwur be— 
ſtaͤrkte, Erklaͤrung ihres Eheconſenſes (declaratio con- 
sensus matrimomalis juramento firmata ). 


Die Urkunde ($. 7) enthält ein beiderſeits erflärtes 
und beiderſeits acceptirtes Verſprechen der ehelichen Ver— 
bindung, mithin die Aeuſſerung der vereinigten Willkuhr 
beider Theile in Anſehung deſſelben Gegenſtandes. Da 
beide Theile mannbar — der Prinz hatte das zwanzigſte, 
Lady Auguſta das funf- und zwanzigſte Jahr überſchrit— 
ten — und ledigen Standes waren, da ſie durch ein ſie 
bindendes poſitives Geſetz weder zu Einholung elterlicher 
Einwilligung in die Erklaͤrung ihres Eheconſenſes, noch 
zu kirchlicher Trauung verpflichtet waren, ſo ſtand ihrer 
ehelichen Verbindung weder ein phyſiſches noch ein mo— 
raliſches Hinderniß im Wege. Es enthält alſo die ger 
meinſchaftliche Vertragurkunde alle weſentlichen Eigenſchaf— 
ten eines Vertrags ), und zum Ueberfluß hat gleichzeitig 
jeder von beiden Theilen ſeinen Eheconſens durch Eid— 
ſchwur bekraͤftigt. 


Koͤnnte Zweifel daruber erhoben werden, ob in die— 
ſer Urkunde beide Theile nicht ſowohl die Eheeinwilligung 
(consensus matrimonialis) als vielmehr die Verloͤbniß— 
einwilligung (consensus sponsalitius) erklart hätten, fo 
würde folder rechtsgenuͤgend geloͤſet durch des Prinzen 


1) L. C. Schroeder, elementa juris naturalis, socialis et gen- 
tium, $$. 253. 394. et 401. sqd. Höpfner's Naturrecht, 
§. 63. Hufeland's Lehrſätze des Naturrechts (2. Aufl. 1795. 
8.), F. 257. K. H. Gros, Lehrbuch der philoſophiſchen Rechts— 
wiſſenſchaft, $. 178. Blackstone's Commentaries etc., Book 
I, ch. 15, p. 440. — «Consensu perfiei matrimonium, ratio 
dietitat, corporum conjunctio illud impletv. Ulr. Huber, de 
jure civitatis, Lib. II. Sect. 1. cap. 3. n. 13. et ıg. Faſt eben 
jo das Decretum Gratiani, c. 37, C. 27. qu. 2. 


DP . 
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eigenhaͤndige Erklaͤrung der geſchehenen koͤrperlichen Voll— 
ziehung der Ehe, welche in derſelben Urkunde enthalten 
iſt, mit den Worten: „Vollzogen zu Rom, am 4. April 
1793 %).. 


Schon dieſe Urkunde, deren Original im Beſitz des 
aus derſelben Ehe abſtammenden Sohnes ſich befindet, 
liefert alſo den Beweis der geſchehenen Vermaͤhlung. 
Dieſelbe begründet das Daſeyn einer jo genannten Ge 
wiſſensehe (matrimonium conscientiae), von deren Rechts— 
beſtand, ſowohl in England und Schottland, als auch 
in Teutſchland, unten ($. 35, 37 und 50 ff.) näher 
die Rede ſeyn wird. 


Ein hollaͤndiſcher Rechtslehrer 2), ausgezeichnet durch 
Scharfſinn und Rechtskunde, ſprach als in der Theorie 
begruͤndet ein Urtheil aus, welches den gegenwaͤrtigen Fall 
auf das Genaueſte unter ſich begreift. Er ſchrieb: „Quoties 
igitur fidem contrahentes praesentem jungunt in con- 
jugale foedus, et invicem promittunt, nunq uam 
mutaturos fidem, neque alterum ab altero 
desertum iri, nulla causa est, quare id pro vero 
matrimonio non sit habendum; etiamsi forte ver- 
bum futurae terminationis sid adjectum; neque 
enim voces, sed contrahentium animos spectari con- 
venit. Si quis diuinis tactis seripturis jurauerit 
mulieri, legitimam se eam uxorem habiturum, vel 
si in oratorio tale sacramentum dederit, sit illa le- 
gitima uxor, quamuis nulla dos, nulla scriptura alia 
interposita sit; habetur (in Decreto Gratiani) 


1) Dieſer Fall iſt vorgeſehen in dem Cap. 30. X. de sponsal. 

2) Ulr. Huber, digressiones Justinianeae (Franeq. edit. 3. ex 
recensione Zach. Huberi, ibid. 1696. 4.), Lib. II. cap. 7- 
p. 11. 
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c. Si quis 9. C. 30. qu. 5.) Plane haud aliter usu 
quotidiano videmus omni die servari. Conventiones 
enim de nuptiis ita solent iniri, ut irrevocabilem 
conjugii fidem contrahentes invicem polliceantur, 
neque multum refert, utrum stipulatio concipiatur 
ejusmodi verbis, promittis uxorem meam te 
futuram? Promitto; an directe loquantur, acci- 
pio te in uxorem, in maritum. Ctraque for- 
mula praesens consensus declarari intelligitur . 


& 27. 


2) Drüurch zweimalige kirchliche Trauung. 
a) In Rom 


Beide Theile erachteten fuͤr gut, die von ihnen ge— 
ſchloſſene Ehe auch durch kirchliche Einſegnung (benedic- 
tio sacerdotalis) nach dem Gebrauch ihrer Kirche, der 
anglikaniſchen, einſegnen zu laſſen. Es geſchah ſolches 
zweimal, das erſtemal in Rom, das anderemal in London. 


Die Ceremonie der erſten kirchlichen Trauung verrich— 
tete, zu Rom am 4. April 1793, ein gerade dort an— 
weſender engliſcher Geiſtlicher, der hochehrwuͤrdige Herr 
Gunn, welcher noch jetzt in England lebt. 


Derſelbe widerſpricht zwar keineswegs, daß Er die 
Trauung verrichtet habe, er weigert ſich aber foͤrmliches 
Zeugniß darüber zu geben, aus Furcht, dadurch einer, 
wenn gleich erfolgloſen, fiscaliſchen Verfolgung ſich aus— 
zuſetzen. Indeß hat er für den Fall feines Ablebens, 
der (er iſt uͤber achtzig Jahre alt) wahrſcheinlich nicht 
ſehr entfernt iſt, ein ſchriftliches Zeugniß bei ſeinem Dioͤ⸗ 
ceſaniſchof hinterlegt, welches in dem von ihm beſtimm— 


1) Corpus juris canonici, ex editione J. H. Boehmeri, T. I. 
p. 951. 
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ten Zeitpunet dem Sohn des Herzogs ausgeliefert wer: 
den ſoll (§. 8). 

Kann gleich der Trauſchein dieſes Geiſtlichen jetzt noch 
nicht vorgezeigt werden, ſo wird es doch zu ſeiner Zeit 
geſchehen koͤnnen. Einſtweilen wird die Thatſache dieſer 
in Rom geſchehenen Trauung als zur Nothdurft beſchei— 
nigt anzuſehen ſeyn “), durch das zweimalige ſchriftliche Ber 
kenntniß des Prinzen, welches derſelbe, beinahe fuͤnf und 
acht Jahre nach der Vermaͤhlung, in einem eigenhaͤndigen 
Schreiben an Herrn Thomas Erskine und in ſeinem 
Teſtament erflärte ($. 6, 9, 14 u. 15). Die Beweis; 
kraft dieſes Bekenntniſſes wird unterſtutzt, durch den oben 
($. 26) gemeldeten urkundlichen Beweis der vorher ſchon 
ſchriftlich und eidlich geſchloſſenen, dann auch vollzogenen 
Vermaͤhlung. 

Nach den engliſchen Geſetzen iſt es zu der Guͤltigkeit 
einer Ehe kein weſentliches Erforderniß, daß bei der 
Trauung auſſer dem dieſelbe verrichtenden Geiſtlichen noch 
irgend ein anderer Zeuge gegenwärtig ſey 9). 

Der gewaͤhlten Form der Vermaͤhlung, ſowohl durch 
ſchriftlichen Vertrag als auch durch kirchliche Einſegnung 
eines engliſchen Geiſtlichen nach dem Ritus der anglika— 
niſchen Kirche, beide zu Rom, ſtand ein oͤrtliches geſetz— 
liches Verbot nicht im Wege. 

Da naͤmlich in dem Kirchenſtaat die Landesgeſetze fuͤr 
Eingang der Ehen unter Proteſtanten keine Art von 
Foͤrmlichkeit vorſchreiben, ſo iſt dort die Wahl der Form 
der eigenen Einſicht und dem Gewiſſen der Betheiligten 
unbeſchraͤnkt gelaſſen. Der Prinz und Lady Auguſta, 


1) «Standum est super hoc verbo viri et mulieris v. Cap. 12 X. 
qui filii sint legitimi. Vergl. Cap. 3. eod. 

2) Worte der Herren Doctor Lushington und Griffith Richards 
Esg., in ihrem Rechtsgutachten, zu der dritten Frage; in den 
angef. Papers etc., No. 2, p. 14. sq- 
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Tochter eines ſchottiſchen Pairs, machten von dieſer Frei— 
heit um ſo unbedenklicher Gebrauch, da auch die brittiſchen 
und ſchottiſchen Geſetze derſelben nicht entgegenſtanden. 
Denn in England erklaͤrt das Ehegeſetz von 1753 (the 
Marriage Act, 26 Geo. II. c. 33.) ausdruͤcklich, daß 
die Ehen der Mitglieder des koͤniglichen Hauſes an die 
darin verordneten Foͤrmlichkeiten nicht gebunden ſeyn ſol— 
len ), und in Schottland iſt kirchliche Trauung bei Pro— 
teſtanten noch heute nicht geſetzlich nothwendig, und wer— 
den Ehen von ihnen oft ohne kirchliche Ceremonie mit 
voller Rechtswirkung geſchloſſen ). 


Ungehindert alſo durch Geſetze des Orts, waͤhlten 
der Prinz und Lady Auguſta zuerſt (21. Maͤrz 1793) 
die Form eines ſchriftlichen Vertrags, auf welchen vier— 
zehn Tage ſpaͤter (4. April) kirchliche Privattrauung 
durch einen engliſchen Geiſtlichen nach dem Ritus der 
anglikaniſchen Kirche, und Vollziehung der Ehe folgten, 
Alles in der Stadt Rom. 


8 28. 
b) In London. 


Auf die kirchliche Privattrauung zu Rom, folgte noch 
in demſelben Jahr, am 5. December 1793, eine oͤffent— 
liche. Dieſe geſchah in der Haupt- und Reſidenzſtadt 
London, mit aller daſelbſt uͤblichen Feierlichkeit, in der 


1) Dillon, the Case of the Children etc., pag. ıı et 43. 

2) Selbſt ein engliſches Statut (10 Anna c. 18. s. 194) erkannte 
dieſes an. Eifernd wider die heimlichen Ehen (matrimonia elan- 
destina), verfügte daſſelbe Geldſtrafe wider Geiſtliche, welche ohne 
vorausgegangenes kirchliches Aufgebot, oder ohne biſchöfliche Disven⸗ 
ſation davon, trauen würden, ſetzte aber ausdrücklich hinzu, daß dieſes 
auf in Schottland geſchloſſene Ehen nicht zu erſtrecken ſey, «that 
the said provisions for marriage do not extend to te part of 
the United Kingdom called Scotland v. 


63 


Pfarrkirche Sanet-Georg, Hanover Square, nach vor 
hergegangenem dreimaligem oͤffentlichem Aufgebot (§. 10). 

Sie geſchah in der Pfarrkirche weit des groͤſſeren 
Theils des zu London wohnenden engliſchen Adels, ins— 
beſondere des vornehmeren, auch ſonntaͤglich von demſel— 
ben gewoͤhnlich und am meiſten beſucht. Sie geſchah ſo 
zu ſagen unter den Augen Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs 
und der anweſenden koͤniglichen Familie. Von keiner 
Seite war, auf das an drei verſchiedenen Sonntagen in 
der Kirche oͤffentlich geſchehene Aufgebot, irgend ein Ein: 
ſpruch erfolgt. Ohne Anſtand geſchah alſo und konnte 
geſchehen, die oͤffentliche Trauung. 

Durch dieſe Londoner kirchliche Proclamationen und 
Einſegnung, beide in facie ecclesiae, ward der im Aus— 
land zweifach geſchloſſene Ehevertrag, auch im Vaterlande 
des Prinzen, im Angeſicht des Publicums, beſtaͤtigend 
wiederholt. 


Des Herzogs feſte, unerſchuͤtterliche Abſicht, eine in 
jeder Beziehung rechtsgultige und wirkſame Ehe zu ſchlieſ— 
ſen, erhellet mit groͤßter Beſtimmtheit aus dem dreifachen 
Vermaͤhlungsact, verſchieden dreifach in der Zeit, zwei— 
fach im Ort. Jedesmal ſetzte er dabei ſeine ganze Per— 
ſoͤnlichkeit ein, mit Enthaltung von Beifuͤgung ſeiner Ti— 
tel und Wuͤrden, welche ſaͤmmtlich, nach der Natur und 
dem Zweck des vollbrachten Rechtsgeſchaͤftes, unter jener, 
wenn und ſo weit es noͤthig, ſtillſchweigend mitbegriffen 
waren ), deren ausdruͤcklicher Erwähnung es alſo nicht 
bedurfte. 

Durch vorſtehende Ausführung (§. 26 — 28) iſt der 
Thatbeſtand der Vermaͤhlung des Herzogs mit Lady 
Auguſta, auf das Vollkommenſte hergeſtellt. 


1) «Quodsi de persona, qua quis utatur, ambigitur, tum ex ejus 
quod geritur natura atque fine res erit judicanda v. Mühle n- 
bruch, doctrina Pandectarum, Vol. II. $. 208. 
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IE) Der Rechtsbeftand der Ehe ward nirgend wider- 
ſprochen, auſſer in dem Königreich England, vor 
dem Londoner erzbiſchöflichen Gericht, im Namen 
Georgs III. 


Der Rechtsbeſtand der Vermaͤhlung ward nirgend 
und von keiner Seite her widerſprochen oder angefochten, 
auſſer in dem Koͤnigreich England, vor dem erzbiſchoͤf— 
lichen Gericht zu London, im Namen Seiner Majeſtaͤt 
des Koͤnigs Georg III. in deſſen Eigenſchaft als Koͤnig 
von England ($. 12 und 13), nicht auch als Vater. 


Widerſpruch oder Anfechtung erfolgte, weder in ſei— 
ner ſtaatsoberhauptlichen und ſtammherrlichen, noch in 
feiner väterlichen Eigenſchaft, in den Koͤnigreichen Schott: 
land und Irland, und eben fo wenig in dem Kurfuͤrſten⸗ 
thum, jetzt Koͤnigreich, Hannover. 


S. 30. 
IV) Gegenſtände der rechtlichen Beurtheilung. 


Nach hergeſtelltem Thatbeſtand der Vermaͤhlung, ſte— 
hen, unter Beachtung der mehrfachen Recht Subjectivitaͤt 
des Herzogs (§. 18 — 26), zu rechtlicher Beurtheilung 
die Fragen: 


Iſt die Ehe rechtsguͤltig und vollwirkend fuͤr die Ge— 
mahlin und Kinder in England? Iſt ſie es in Irland 
und in Schottland? Iſt ſie es in Hannover? 


Sind die aus dieſer Ehe abſtammenden Nachkommen 
berechtigt zu der Erbfolge in des Herzogs AllodialVer— 
moͤgen, und in ſeinen Pairſchaften (Peerages) in Eng⸗ 
land, in Schottland, in Irland? 
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Sind ſie berechtigt zur Thronfolge in jedem won Die: 
ſen drei Koͤnigreichen? 

Sind ſie berechtigt zu der Thronfolge in dem Koͤnig— 
reich Hannover? 


Erste Abtheilung. 


Beurtheilung nach den Rechtsverhaͤltniſſen 
in den Koͤnigreichen England, Schottland 
und Irland. 


S 51. 


J. In England und Schottland. 


Der Rechtsbeſtand des Statuts von 1772 ward 
rechts ver wahrend angefochten von der 
Oppoſition. 


Betrachtet man die (§. 30) aufgeworfenen Fragen 
nach den Rechtsverhaͤltniſſen in England, in Schottland, 
in Irland, ſo ergibt ſich nach der beſtehenden Verſchie— 
denheit dieſer drei Koͤnigreiche, folgende Beurtheilung. 


In Hinſicht auf alle drei Koͤnigreiche, ward dieſer 
Rechtsfall von dortigen angeſehenen Rechtsgelehrten mehr— 
fach abweichend von den Grundſaͤtzen beurtheilt, welche 
das Londoner erzbiſchoͤfliche Gericht zur Grundlage ſeines 
Ausſpruchs gewaͤhlt hatte. Es ward demſelben alle Rechts— 
kraft für Irland und Schottland, ja für England ſelbſt, 
abgeſprochen. i 

Zu dem Ende kam zuvoͤrderſt der Rechts beſtand 


des Royal Marriage Act von 1772 in Frage. 
Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd 3 
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Erlaͤuternd find in dieſer Hinſicht die Parlamentver— 
handlungen, welche der Acte vorausgingen und folgten. 


Die Bill, welche den Vorſchlag zu der Parlament— 
Acte enthielt, war durch eine Botſchaft der Krone, datirt 
vom 20. Februar 1772, an das Parlament gelangt. 
Die Bill fand ſtarken Widerſpruch in beiden Haͤuſern, 
beſonders in dem Oberhauſe. Als ſie hier durch Stim— 
menmehrheit durchgeſetzt war, legten, am 3. Maͤrz, die 
thätigften der in der Minoritaͤt begriffenen Lords zwei 
energiſche Proteſtationen ) dawider in das Tagebuch 
des Oberhauſes. In beiden ſind die Gruͤnde des Wider— 
ſpruchs mit eben ſo großer Beſtimmtheit als Freimuͤthig— 
keit dargelegt; man nennt als Verfaſſer der erſten und 
gehaltreichſten Rechtsverwahrung, den berühmten Burke. 
In den Unterſchriften dieſer denkwürdigen Verwahrungs— 
urkunden, bemerkt man die Namen der einflußreichſten 
Mitglieder der Oppoſition, der Lords Rockingham, Fitz— 
william, Richmond, Portland, Temple u. A. 0 


Hervorgehoben und ausgefuͤhrt iſt darin, unter An— 
derem Folgendes. Die Acte, indem ſie einen Gegenſtand 
von hoͤchſter Wichtigkeit fuͤn den Staat, dem einſeitigen 
Willen des Königs hingebe, ſey gegründet auf eine un— 
gereimte und unconſtitutionelle Lehre. Durch den allge— 
meinen Ausdruck „Koͤnigliche Familie “, welcher durch die 
hinzugefuͤgte Ausnahme der in auswärtigen Familien ver— 
maͤhlten Prinzeſſinnen nicht gehoͤrig qualificirt werde, ſcheine 
ſie die koͤnigliche Praͤrogative uͤber die großbritanniſche 
Jurisdictions Grenze rechtlos auszudehnen, und in ſo fern 


1) Abgedruckt findet man dieſe Proteſtations Urkunden in den 
Considerations of the Royal Marriage Act, and on the Appli- 
cation of that Statute to a Marriage contracted and solemnized 
out of Great Britain. By John Joseph Dillon, Esq. Barrister 
at Law. Second edition, revised and considerably enlarged 
(London 1811. 8.), p. 10— 19. 
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widerſtrebe fie dem gefunden Menſchenverſtand. In fo 
fern man ihr ruͤckwirkende Kraft (auf die in der Zeit 
ihrer Errichtung ſchon lebenden Mitglieder der koͤniglichen 
Familie) zugeſtehe, ſey ſie ungerecht und verderblich, ohne 
ſolche Ruͤckwirkung ſey ſie, ſelbſt nach der beſten Ausle— 
gung eitel (/ frivolous “) und unnoͤthig. In ihrer Er: 
ſtreckung auf alle Nachkommen Georg's II., ſey fie un 
ſchicklich und unpolitiſch. Ungeziemend, unweiſe, die Ge— 
ſetze der Natur verletzend, ungerecht und gefaͤhrlich ſey 
es, daß ſie die Mitglieder der koͤniglichen Familie in Ab— 
ſicht auf ihre Vermaͤhlungen zu immerwaͤhrender Unmuͤn— 
digkeit verurtheile; waͤhrend doch im Uebrigen der Thron— 
folger mit dem vollendeten achtzehnten, die andern Prin— 
zen nach zurückgelegtem ein- und zwanzigſten Jahr ma— 
jorenn wuͤrden, und ſogar die Regentſchaft des Koͤnig— 
reichs einem Prinzen, der das ein- und zwanzigſte Jahr 
uͤberſchritten hat, anzuvertrauen ſey. Nicht etwa nur 
eine bloſſe Foͤrmlichkeit vorſchreibend, ſondern in ihrer 
Anwendung moͤglicherweiſe ſogar ein Urrecht der menſch— 
lichen Natur vernichtend, uͤberſchreite ſie die unabaͤnder— 
liche Grenze jeder menſchlichen geſetzgebenden Gewalt, 
verletze das Recht der haͤuslichen Geſellſchaft, und erſcheine 
dann als Willkuͤhr eines Menſchen oder einer Claſſe von 
Menſchen (von Mitgliedern des Parlaments), als reiner 
Act der Gewalt, ohne rechtliche Natur und Verpflichtung. 
Unheilvoll ſey ſie in Zeiten innerer Zwiſtigkeiten und 
Unruhen; ſie habe eine Tendenz ſtreitige Anſpruͤche auf 
die Krone zu veranlaſſen, ſolche Anſpruche beguͤnſtigende 
Machthaber würden dann leicht eine Aufhebung der Acte 
und die Beſtaͤtigung einer in Widerſpruch mit derſelben 
geſchloſſenen Ehe erwirken. Geſchähe Das auch nicht, 
fo werde doch die Acte zum wenigſten eine Partei her— 
vorrufen, welche fuͤr einen Staat die gefahrvollſte von 
allen ſey, die Partei eines KronPraͤtendenten, welcher 
den Rechtsbeſtand der Acte mit den zerſtoͤrendſten Waffen 
des Rechts und des gemeinen Menfchenverftandes angrei— 
5 * 
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fen werde; ein Angriff, der, unterftüßt von beſonderem 
Thateifer fuͤr den gerade vorliegenden Fall, in einer 
vielleicht nicht ſehr entfernten Zeit, großes Unheil und 
Verwirrung hervorbringen koͤnne. Bei dem Allen, ſchutze 
die Acte nicht wider unpaſſende Vermaͤhlungen koͤniglicher 
Prinzeſſinnen, die in auswaͤrtige Familien geheurathet 
haben, und ihrer Nachkommen; auch nicht wider eine un— 
geziemende Vermaͤhlung des regierenden Koͤnigs, gerade 
für das Gemeinweſen die wichtigſte von allen; endlich 
auch nicht wider die unbedachtſame Ehe eines Prinzen 
von koͤniglichem Gebluͤte, der, uͤber ein- und zwanzig 
Jahre alt, gerade die Regentſchaft über das Koͤnigreich 
führt; eben fo wenig hindere fie dieſen, in folder Hin— 
ſicht mit der Regierungsgewalt vollſtaͤndig bekleideten Re— 
genten, andern Individuen von koͤniglichem Gebluͤte, Er— 
laubniß zu Vermaͤhlungen der gemeldeten Art, ſelbſt ohne 
Beiſtand ſeines Regentſchaftraths, zu ertheilen. Durchaus 
nicht zu rechtfertigen und nicht zu entſchuldigen ſey eine 
Acte, die, wie die in Rede ſtehende, ihrer Faſſung nach 
ſo unvollkommen, ihrem Inhalt nach ſo recht- und ver— 
faſſungswidrig, ſo unmoraliſch und unweiſe, die auf ge— 
wiſſe Mitglieder der koͤniglichen Familie gar nicht anwend⸗ 
bar, oder wider ſie nicht durchzuſetzen, oder leicht von 
ihnen zu umgehen ſey, welche ſo gefahrvoll ſey fuͤr den 
Staat, die Nation und die koͤnigliche Familie, indem ſie 
die Thronfolge einer un verantwortlichen Unſicherheit und 
landverderblichen Streitigkeiten, das Regentenhaus und 
das Volk dem Elend und den Graͤueln eines Buͤrger— 
kriegs leichtſinnig ausſetze, mithin den Keim zu Partei: 
kämpfen und inneren Unruhen in ſich trage. Ein Geſetz, 
welches ſolch eine Macht oder Gewalt verleihe, ſey an 
und fuͤr ſich ſchon nichtig und unguͤltig. 


§. 32. 
Fortſetzung. 


Die Grundſaͤtze und Geſinnungen, welche die Ver— 
wahrungsurkunden ausſprechen, wurden zwar von der 
damaligen Mehrheit in dem Parlament von Großbritan— 
nien mißkannt oder verlaͤugnet, aber es ſind offenkundig 
jene der großen Mehrheit, oder vielmehr der ganzen brit— 
tiſchen Nation, mit ſehr wenigen Ausnahmen. 


Dem freien und freiſinnigen, dem hochgeſinnten Brit- 
ten iſt unbegreiflich und unleidlich, in dem allerwichtigſten, 
in dem von der Natur ſelbſt kategoriſch gebotenen Ver— 
tragverhältnig des Menſchen, in dem ehelichen, die Wil: 
lensfreiheit der Einzelnen gewaltthaͤtig, ſelbſt bei Prinzen 
und Prinzeſſinnen von koͤniglichem Gebluͤt, zu beſchraͤn— 
ken ), ſogar, wie in dem Statut von 1772 geſchieht, 
auf eine Art zu beſchraͤnken, welche dieſelbe für manche 
einzelne Faͤlle ſo gut wie gaͤnzlich vernichtet. 


Brittiſchem Menſchenverſtand und Nationalſinn iſt 
unmoͤglich, zu der in Teutſchland verbreiteten Idee von 
Mißheurathen, unter frei und gleich gebohrnen Menſchen, 
ſich herabzulaſſen, viel weniger ſich damit zu befreunden. 
Er betrachtet dieſe Idee, welche eine abſolute Scheide— 
wand zwiſchen Menſchen von verſchiedenen Ständen vor; 
ausſetzt, als Mißgeburt eines barbariſchen Zeitalters, die 
unter der Herrſchaft der Gewohnheit und des Vorurtheils 
ſich erhalten habe. In ſeiner Heimath findet er dieſelbe 
verworfen, verachtet und ungangbar bei der ganzen Na— 
tion; er hält fie für unvereinbar mit der Grundverfaſ— 


1) Quod si licet aliquando etiam contra patris voluntatem ea, 
quae alioqui reprehensionem non merentur, filio facere; nus- 
quam tamen libertas tam necessaria quam in matrimonio est». 
Quintilianus, decl. 257. 
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fung des Landes. Er erblickt in der Freiheit ehelicher 
Verbindungen unter allen Arten von Mitgliedern der 
Nation, keinen Mißſtand und kein Uebel, im Gegen— 
theil Ehre und Vortheil fuͤr dieſelben, fur den Staat 
und die Krone. Darum findet fein nationales Ehrgefuhl 
ſich auf das Empfindlichſte durch eine Beſtimmung ver— 
letzt, durch deren Anwendung in dem Lauf der Zeit eine 
unendliche Anzahl von freien und freigebohrnen Menſchen 
der Faͤhigkeit beraubt wird, mit Gliedern der koͤniglichen 
Familie Ehebuͤndniſſe einzugehen. 


Insbeſondere fuͤhlt der brittiſche Adel in ſeiner von 
der Nation anerkannten verfaſſungsmaͤſigen Wurde ſich 
ehrverletzend gekraͤnkt, bei der Erwaͤgung, daß dem Staats⸗ 
oberhaupt die Macht verliehen ward, Perſonen beiderlei 
Geſchlechts, auch die ſittlich, geiſtig und phyſiſch ausge— 
zeichneteſten, aus adelichen Geſchlechtern Großbritanniens, 
ſelbſt aus den aͤlteſten, vornehmſten und geehrteſten, von 
Ehen mit Gliedern des eigenen Regentenhauſes, und in 
gleicher Weiſe dieſe von Ehen mit jenen, nach reiner 
Willkuͤhr auszuſchlieſſen. 


Dieſer Adel, welcher ſeine Herkunft nicht geringer 
achtet als jene von kleineren teutſchen Regentenhaͤuſern, 
deren Mitglieder das brittiſche und alle andern europaͤiſchen 
Regentenhaͤuſer fuͤr ihre Standesgenoſſen anerkennen, die— 
ſer Adel, den ſeine Geſchichte an ſo manche Vermaͤh— 
lungen, Verſchwaͤgerungen und Blutverwandtſchaften mit 
den Plantagenet, den Tudor, den Stuart erinnert, muß 
es unvertraͤglich finden mit ſeinem geſchichtlichen Ruhm 
und ſeinem verfaſſungsmaͤſigen Werth, daß der einſeitigen 
koͤniglichen Willkuͤhr anheim geſtellt ſeyn ſoll, Ehen von 
Mitgliedern ſeines Hauſes mit brittiſchen Adelsgenoſſen 
zu hindern, ſey es aus individueller Abneigung gegen 
Perſonen, oder aus Standesvorurtheil und Mißachtung 
der ganzen Claſſe. 


Zudem wird die hier folgende Rechtsausfuͤhrung be— 
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waͤhren, daß das Statut von 1772 ſelbſt in Großbri— 
tannien nicht durchgreifend wirken kann für alle Ehefaͤlle 
koͤniglicher Prinzen und Prinzeſſinnen; daß es fuͤr Irland 
in keinem Fall Geſetzkraft hat, mithin ganz unwirkſam 
iſt ($. 40 ff.); daß ſogar in Folge deſſelben der union: 
widrige Fall eintreten kann, wo ein Nachkomme Georg's II., 
der in Irland thronfolgefaͤhig iſt, es in Großbritannien 
nicht waͤre, wo alſo nach einem eingetretenen Succeſſions— 
Fall in den beiden Staaten gleichzeitig zwei perſoͤnlich 
verſchiedene Koͤnige regieren wuͤrden (§. 43). Von ſelbſt 
ergibt ſich hieraus, daß das Statut fuͤr den damit beab— 
ſichtigten Zweck weniger noch iſt als eine halbe Maaßregel. 


§. 35. 
Das Statut von 1772 iſt nicht anwendbar auf den 
vorliegenden Fall. 


Wie ſehr auch, wie wir ſo eben geſehen, das Sta— 
tut von 1772 vor dem Tribunal der Gerechtigkeit, der 
Billigkeit, der Staatsweisheit anzufechten ſeyn mag, den— 
noch beſteht daſſelbe als Geſetz für Großbritannien. Ber 
trachtet aus dieſem Geſichtpunct, ſteht hier zur Frage: 
ob daſſelbe, ſeinem Inhalt nach, anwendbar ſey auf den 
vorliegenden Fall? 


Als durchgreifender Entſcheidungsgrund fuͤr die Ver— 
neinung, macht auch hier eine Rechtsregel ſich geltend, 
durch welche die brittiſche Jurisprudenz ſich auszeichnet; 
es iſt jene Regel der ſtrengſten Geſetz Interpretation, welche, 
den klaren Wortlaut auf das Schaͤrfſte begrenzend, ſich 
nicht erkaubt uͤber denſelben im Geringſten hinauszu— 
gehen ). Das Statut von 1772, hat den Fall nicht 


1) Lettres sur les Anglais et les Frangais, par M. de M. (Mu- 
ralt), p. 120. Lettres d'un Frangais J. B. Le Blanc) con- 
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vorgefehen, wenn Mitglieder der Foniglichen Familie auf 
ſerhalb der brittiſchen Staats- und JurisdictionsGren— 
zen, zumal bona fide, ſich vermaͤhlen wuͤrden. Auf 
dieſen alſo darf daſſelbe, jener ſtreng beſchraͤnkenden Aus— 
legungsregel zufolge, nicht angewandt werden. 


Das Statut ſelbſt beguͤnſtigt die Anwendung dieſer 
Regel nicht nur dadurch, daß es den Fall der Vermaͤh— 
lung im Ausland mit Stillſchweigen übergeht, ſondern 
auch ausdrücklich dadurch, daß es dem allgemeinen Rechts— 
grundſatz von der Unanwendbarkeit der Geſetze auf Rechts— 
geſchaͤfte, die in fremdem Gebiet ihre Entſtehung erhal— 
ten, mit Beſtimmtheit huldigt. Daſſelbe Geſetz naͤmlich 
erklärt ausdruͤcklich (oben, $. 12, Num. 1) die Nach⸗ 
kommen der in auswaͤrtige Familien vermaͤhlten Prin— 
zeſſinnen des koͤniglichen Hauſes, fuͤr ausgenommen von 
ſeiner Vorſchrift. Es laͤßt das Recht dieſer Nachkom— 
men zur Thronfolge, wie daſſelbe begruͤndet iſt durch die 
brittiſchen Thronfolge Geſetze von 1701, 1705 und 1714), 
nach wie vor beſtehen, ohne die Rechtsguͤltigkeit ihrer 
Ehen an irgend eine Foͤrmlichkeit zu binden. 


Das Statut ſelbſt gibt alſo Anlaß zu einer analo— 


cernant le gouvernement, la politique et les moeurs des An- 
glais et des Frangais, Tome II, lettre 37, p. 78. J. L. De 
Lolme, die Verfaſſung von England; nach der Ausgabe der 
letzten Hand ins Deutſche überſetzt, mit einer Vorrede von F. C. 
Dahlmann (Altona 1819. 8.), S. 171 ff. und 413 ff., und in 
der Nachſchrift zu der Vorrede, von 1784, S. XXVIII, Num. 8. 
Blackstone’s Commentaries ete., Book I, p. 69. sqq., ibi- 
que not. 3 et 4, et p. 58, not. 7. 


1) 13 Will. HI: c. 6. — 4 Anna c. 8. — 1 Geo. I. Stat. II. c. ı3. 
Man findet dieſe Geſetze in den Statutes at Large etc, by Haw- 
kins, Vol. III, p. 531; Vol. IV, p. 10 et 622. Auch in der 
angef. Sammlung von Martens, Th. I, S. 874, 895 u. 988. 
Die beiden erſten auch, franzöſiſch, bei Du Mont, corps diplo- 
matique universel, T. VIII, P. 1, p. 3 et ı70. Auch vergl. 
man Blackstone’s Commentaries, Vol. I (edit. 15), p. 215 89. 
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giſchen Schlußfolge a contrario. Es berechtigt naͤmlich 
zu der Frage: ſind die im Ausland geſchloſſenen Ehen 
der ſo eben genannten Art von Nachkommen Georg's II. 
auch in England rechtsguͤltig und vollwirkend, wenn gleich 
ſie ohne Beobachtung der durch das Statut vorgeſchrie— 
benen Foͤrmlichkeit eingegangen waren, und ſind und blei— 
ben ſolche Individuen und ihre Nachkommen zur Thron— 
folge in England berechtigt, warum ſollte gleiche Gunſt 
nicht auch den übrigen Nachkommen Georg's II. zu 
Statten kommen, wenn ſie ſich ebenfalls im Ausland 
ohne Beobachtung der gedachten Foͤrmlichkeit bona fide 
vermaͤhlt haben? Warum ſollten dieſe in ſolcher Hinſicht 
deterioris conditionis ſeyn als jene? 


8. 34. 
Fortſetzung. 


Auch ward fuͤr die Nichtanwendbarkeit des Statuts 
auf unſern Fall, ſchon von einem unabhaͤngigen brit— 
tiſchen Rechtsgelehrten ) angeführt, daß daſſelbe eine 
Clauſel enthalte, welche die Ausdehnung ſeiner Vorſchrift 
auf die auſſerhalb England bona fide geſchloſſenen 
Ehen um ſo weniger zulaſſe, da es nicht zugleich auch 
den Mitgliedern des koͤniglichen Hauſes ſchlechthin verbie— 
tet, im Ausland ſich zu vermaͤhlen. Es verordnet naͤm— 
lich das Statut, daß „die koͤnigliche Einwilligung in die 
Ehe, in dem Licenz- und Eheregiſter vorgemerkt, und 
in das GeheimerathBuch eingetragen werden ſoll /. Die 
Vorſchrift dieſer Foͤrmlichkeit ſetze nur den Fall voraus, 


1) Von Hrn. Dillon, in der angef. Druckſchrift: The Case of the 
Children of H. R. H. the Duke of Sussex, S. 42, 46 u. 58. 
Ebendeſſelben angef. Considerations of the Royal Marriage 
Act, S. 30 u. ff. Eine Reihe von Inconſequenzen und Verwicke— 
lungen, zu welchen das Statut Anlaß geben wird oder kann, findet 
man in der zuerſt angeführten Schrift (The Case etc.), p. 49 55. 
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wo die Ehe in England geſchloſſen werde, da nur dort 
dieſes Buch und jenes (erſt durch dieſes Statut einge 
fuͤhrte) Regiſter zu finden ſeyen. Eben darum koͤnne die 
Vorſchrift dieſer Foͤrmlichkeit ſelbſt auf die in Schott 
land eingegangenen Ehen nicht bezogen werden, deſſen 
Inſtitutionen, namentlich in Eheſachen, ohnehin von den 
engliſchen ſo ſehr verſchieden ſeyen. 


Daſſelbe, fo ward ferner erinnert ), gehe hervor aus 
der am Schluß des Statuts beigefuͤgten Clauſel. Durch 
dieſe wuͤrden mit den Strafen, welche durch das im 16. 
Regierungsjahr Richard's II. errichtete Statut of Provi- 
sion and Praemunire verordnet find 2), diejenigen be 
droht, welche „mit Wiſſen und Willen eine von den in 
Rede ſtehenden Ehen, die vom Koͤnig nicht conſentirt 
worden, oder den Ehevertrag ſolemniſiren, oder zu der 
Ehefeier Beiſtand leiſten, oder dabei zugegen ſeyn wuͤr— 
den “. Solche Strafbedrohung koͤnne rechtlicherweiſe doch 
nur von Ehen verſtanden werden, die in England ge— 
ſchloſſen wurden; denn, nach allgemeinen Rechtsregeln, 
beſchraͤnke ſich die Strafgewalt eines Staates auf die in 
ſeinem Gebiet begangenen Vergehen, und ſeyen die Foͤrm— 
lichkeiten der Vertraͤge nach dem Rechtsverhaͤltniß zu be— 
urtheilen, welches an dem Ort, wo der Vertrag geſchloſ— 
ſen wird, gleichzeitig beſtehe. 


Schlufs 
Daß die hier in Rede ſtehende Vermaͤhlung bona 


fide im Ausland erfolgt ſey, dafuͤr ſtreitet nicht nur 
die allgemeine Rechtsvermuthung, ſondern es erhellet auch 


1) Dillon, The Case ete., p. 31. Ebendeß. Consideralions ete., 
p- 31. 


2) Einſperrung, Confiscation u. ſ. w. 
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klar aus den Thatumſtaͤnden. Offenbar hatten beide 
Theile England nicht in der Abſicht verlaſſen, ſich anders— 
wo zu vermaͤhlen, und gewiß nicht in der Abſicht, die 
Wirkſamkeit des brittiſchen Statuts von 1772 zu um: 
gehen. Nicht ſchon in England hatten ſie perſoͤnlich ſich 
gekannt. Mit Erlaubniß und nach dem Willen ſeines 
koͤniglichen Vaters, war der Prinz, ſchon ſeit mehren 
Jahren im Ausland, und Lady Auguſta befand ſich da— 
ſelbſt mit ihrer Frau Mutter auf Reiſen. Erſt im Aus— 
land, und da nur gelegenheitlich, hatten ſie ſich kennen 
gelernt. 


Beide waren der engliſchen Geſetze unkundig, und, 
in weiter Ferne von ihrer Heimath, von Geſetzkundigen 
nicht berathen. Bei ihnen beiderſeits ließ brittiſche Geſetz— 
kunde in jener Zeit um ſo weniger ſich erwarten, da 
von der weiblichen Erziehung, auch in England, das Fach 
der Rechts- und Geſetzkunde gaͤnzlich ausgeſchloſſen zu 
ſeyn pflegt, und da die Erziehung des bald ein- und 
zwanzigjaͤhrigen Prinzen ſeit fruͤher Jugend auf dem 
Continent Statt gehabt hatte, dieſelbe auch, nach der 
wahrſcheinlichen Abſicht ſeines koͤniglichen Vaters, mehr 
auf allgemeine und teutſche, als zunaͤchſt auf brittiſche 
Bildung, uͤberhaupt nicht auf juriſtiſche, berechnet gewe— 
ſen war. Beide befanden ſich in justa et probabili 
juris ignorantia. 


Auch kommt in Abſicht auf die kirchliche Trauung 
zur Erwaͤgung, daß dieſelbe in dem Koͤnigreich England 
zu Schlieſſung einer rechtsguͤltigen Ehe von Proteſtanten 
bis in das Jahr 1753, wie noch heute in Schottland, 
nicht geſetzlich nothwendig, ſondern daß gegenſeitige Er— 
klaͤrung des Eheconſenſes hinreichend war. Erſt in dem 
genannten Jahr verordnete eine brittiſche Parlament Acte 
(the Marriage Act, 26 Geo. II, c. 33.) die kirchliche 
Trauung; es ward aber darin als Ausnahme ausdruͤck— 
lich feſtgeſetzt, daß jene Vorſchrift auf die Ehen der 
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Mitglieder des koͤniglichen Hauſes nicht am 
wendbar ſeyn ſolle (§. 27). 

Da nun auch die koͤnigliche VermaͤhlungsActe (Royal 
Marriage Act) von 1772 zu dem Rechtsbeſtand der 
Ehen von Mitgliedern des koͤniglichen Hauſes, kirchliche 
Trauung fuͤr nothwendig nicht erklaͤrt, ſo koͤnnen ſolche 
Ehen ſelbſt in Großbritannien (in England und in Schott— 
land) noch jetzt ohne kirchliche Trauung rechtsguͤltig ge— 
ſchloſſen werden. 

Das heurathfaͤhige Alter, nach dem in Großbritan— 
nien und Irland geltenden Recht ), hatte der Prinz 
ſowohl als ſeine Gemahlin in der Zeit der Vermaͤhlung 
ſchon mehre Jahre früher erreicht. Daher ward aus 
dieſem Geſichtpunct die Rechtsguͤltigkeit der Ehe nicht 
angefochten. 


§. 36. 
Auch iſt, wegen Incompetenz, der Ausſpruch des 


Londoner erzbiſchöklichen Gerichts an ſich ſchon 
unwirkſam in Schottland. 


Der Ausſpruch des Londoner erzbiſchoͤflichen Gerichts 
(Court of Arches) von 1794 ($. 13), iſt in Beziehung 
auf Schottland an ſich ſchon unwirkſam wegen dor— 
tiger Incompetenz des genannten Gerichts. 

Das Koͤnigreich Schottland hat, auch nach ſeiner 
Union mit dem Koͤnigreich England in den Jahren 1706 
und 1707, ſeine eigene Gerichts- und Kirchenverfaſſung 
nach wie vor, unveraͤndert, ganz unabhaͤngig von der 
engliſchen und unvermiſcht mit ihr, behalten. Sohin 
gehoͤrt dieſes Koͤnigreich nicht zu dem Gerichtſprengel 
irgend eines engliſchen Gerichtshofes, namentlich nicht zu 
demjenigen eines dortigen geiſtlichen Gerichts, mithin auch 


1) Man ſ. unten §. 55, Note. 
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nicht zu dem des Londoner erzbifchöflichen Gerichts. Es 
iſt alſo dieſes Tribunal, gleich allen andern engliſchen, 
incompetent fuͤr Schottiſche Rechtsverhaͤltniſſe, und 
für Rechtshaͤndel, worin Schottlaͤnder in Anſpruch ge 
nommen werden. 


Ein brittiſches Parlament Statut vom 22. Juli (2. 
Aug.) 1706, 5 Ann., c. 8, art. 19, ſetzte feſt ): 
„daß der Court of Session oder das Juſtizeollegium 
nach und ungeachtet der Union fuͤr alle Zukunft in 
Schottland bleiben ſoll, wie er damals nach den Geſetzen 
dieſes Koͤnigreichs beſtand, mit derſelben Autoritaͤt und 
denſelben Privilegien wie vor der Union “; auch daß 
„der Schottiſche Court of Justiciary nach und ungeachtet 
der Union und für alle Zeit, durchgängig fortbeſtehen 
fol, wie er damals in Gemaͤßheit Schottifcher Geſetze 
beſtand, mit der naͤmlichen Amtgewalt und mit denſelben 
Privilegien wie vor der Union“; ferner, „daß alle an— 
dern Gerichtshoͤfe, wie ſie damals in dem Koͤnigreich 
Schottland waren, fortbeſtehen ſollen, und daß alle nie— 
dern Gerichte innerhalb der beſagten Grenzen den dortigen 
hoͤchſten Gerichtshoͤfen, wie vor der Union, fuͤr alle Zu— 
kunft untergeordnet bleiben ſollen “; weiter, „daß keine 
Rechtshaͤndel in Schottland zu einer Verhandlung und 
Entſcheidung durch die C(engliſchen Gerichte) Courts of 
Chancery, Queen's (jetzt King's) Bench, Common 
Pleas, or any other Court in Westminster Hall 2 
geeignet ſeyn (be cognoscible) ſollen -“; endlich, daß 
die genannten Gerichtshoͤfe, oder irgend ein anderer von 
gleicher Natur, nach der Union nicht Macht haben ſoll, 


1) The Statutes at Large ete. by Hawkins, vol. IV; und bei 
v. Martens, a. a. O., Th. I, S. 921 — 923. Franzöſiſch in Du 
Mont, corps diplomatique universel, T. VII, P. 2, p. 119. 

2) Wo auch das Londoner erzbiſchöfliche Conſiſtorial Gericht, the Court 
of Arches, ſeinen Sitz hat. 
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die in Schottland ergangenen richterlichen Beſchluſſe oder 
Sentenzen ſeiner Beurtheilung zu unterziehen, dieſelben 
zu revidiren, oder zu aͤndern, oder ihre Vollziehung zu 
hemmen „. Dieſe geſetzliche Vorſicht war um ſo noͤthiger 
und heilſamer, da die Schottiſchen Geſetze ſehr verſchieden 
ſind von den Engliſchen, und da Engliſche Rechtsgelehrte 
hoͤchſt ſelten eine genaue Kenntniß derſelben beſitzen ). 


Wie eine eigene Gerichtsverfaſſung, ſo hat Schottland 
fortwaͤhrend eine ſelbſtſtaͤndige Kirchenverfaſſung, die Pres— 
byterianiſche, welche ganz anders eingerichtet iſt als die 
Engliſche. Seit Unterdruͤckung der Biſchoͤfe, wird dort 
das Kirchenregiment durch Presbyteros und die Aelteſten 
der Gemeinde verwaltet. Für dieſen Zweck iſt das Koͤ— 
nigreich in dreizehn Provinzial Synoden, jede Synode in 
Presbyterien, jedes von dieſen in Kirchſpiele getheilt. 
Jedes Kirchſpiel hat, auch fuͤr Verwaltung der geiſtlichen 
Gerichtbarkeit, eine Kirchen Seſſion. Die Appellationen, 
gehen ſtufenweiſe von der Seſſion an das Presbyterium, 
von da an die Provinzial Synode, von dieſer, in 
letzter Inſtanz, an die allgemeine Verſammlung, welche 
jaͤhrlich in Beiſeyn koͤniglicher Commiſſarien (Court of 
Commissaries) gehalten wird, jetzt an den Court of 
Session. t 


Bei dieſer eigenthuͤmlichen Rechts- und Kirchenver— 
faſſung des Koͤnigreichs Schottland, erklaͤrt ſich, warum 
daſelbſt, wie ſchon ($. 27) erwähnt, bei Ehen der Pro; 
teſtanten überhaupt kirchliche Einſegnung noch heute eben 
ſo wenig geſetzlich nothwendig iſt, wie in England aus— 
nahmweiſe bei den Ehen der Mttglieder des koͤniglichen 


1) A brief Account of some of the most important Proceedings 
in Parliament, relative to the defects in the Administration of 
Justice etc. By C. P. Cooper, Esq. (London 1828. 8.) 
P. 410 et 413. s 
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Hauſes (§. 27 und 35), und warum dort ſolche Ehen 
ohne kirchliche Ceremonie mit voller Rechtswirkung ge— 
ſchloſſen werden “). 


Auch iſt nach dem Zeugniß eines angeſehenen Rich— 
ters 2), in Schottlands eigenthuͤmlicher Kirchenverfaſſung, 
und in der dadurch begruͤndeten Zartheit des dortigen 
Religionszuſtandes England gegenuͤber, die Urſache zu 
finden, warum nicht auch für Schottland die Errichtung 
einer Acte von gleichem Inhalt wie die Engliſche Heu— 
rathActe von 1753, in dem Parlament in Antrag ge 
kommen iſt. 


1) Daß die Schotten vermöge der Union Acte von 1707, daß auch die 
proteſtantiſchen Diſſenters in England und die dortigen Katholiken 
vermöge der ToleranzActe von 1688, von jeder Gerichtbarkeit der 
engliſchen Conſiſtorial Gerichte frei ſeyen, wie auch daß die eng— 
liſchen Katholiken von dem Geſetz frei geſprochen werden ſollten, 
welches die Einſegnung ihrer Ehen in Tempeln der anglikaniſchen 
Kirche, von Geiſtlichen und nach dem Ritus derſelben, verordnet, 
wird ausgeführt in nachbenannter Druckſchrift, welche erſt unmit— 
telbar vor dem Abdruck dieſes §. mir zugekommen iſt. «De im- 
munitate qua gaudent Scoti, ex pacto unionis, Dissidentes 
Angliae protestantes et Catholici, jure tolerantiae, omnis 
jurisdictionis apud Curias consistoriales Anglicanas, et quo— 
ad nuptias ab illis confieiendas apud templa Anglicanae eccle- 
siae. Auctore Johanne Josepho Dillon, equite et libero 
barone. Londini 1834. 8. 


2) Sir William Wynne: «I recollect well there was an inten- 
tion, at the time, of introdueing another Act of Parliament 
Which was to extend to Scotland; but by the Act of Union, 
the state of religion is not to be touched: it is to remain 
exactly as it was: and therefore there was a difficulty arising 
out of the Act of Union, in applying the Marriage Act (Sta- 
tutum de matrimonio claudestino) to that country». 2 Hag- 
gard, 448. 


* 
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$. 37. i 

Wo beide Ehegatten Eingebohrne und politifch wohn- 

hatt find, ihre Ehe kirchlicher Einſegnung nicht 

bedurfte, und der Mangel elterlicher Einwilligung 
kein trennendes Ehehinderniſs war. 


Iſt der Ausſpruch des Londoner erzbiſchoͤflichen Ge— 
richts an ſich ſchon unwirkſam in Schottland, ſo kann 
derſelbe auf die dortigen beſondern Rechtsverhaͤltniſſe der 
beiden Ehegatten nicht angewendet werden. 

Zu der Zeit, als Prinz Auguſt Friedrich und 
Lady Auguſta Murray ſich vermaͤhlten, hatten beide in 
Schottland die Eigenſchaft dortiger Eingebohrnen, und 
beide waren im rechtlichen Sinn als in Schottland wohn— 
haft anzuſehen. 

Seine Koͤnigliche Hoheit, ſelbſt abſtammend von vier 
Koͤnigen des damals ganz allein fuͤr ſich beſtandenen 
Koͤnigreichs Schottland, von den Koͤnigen Jacob dem 
zweiten, dem dritten, dem vierten und dem fünften ), 
iſt Sohn eines Königs des jetzt unter dem Namen Groß⸗ 
britannien mit dem Koͤnigreich England vereinigten Kor 
nigreichs Schottland. In ſolcher Eigenſchaft iſt derſelbe 
eben ſowohl koͤniglicher Prinz von Schottland, wie er 
es von England iſt, und in dieſer Hinſicht iſt derſelbe 
als Eingebohrner von Schottland und als dort, eben 
ſowohl wie in England, politiſch wohnhaft zu betrachten. 


Sein koͤniglicher Vater befand ſich, in der Eigenſchaft 
eines Koͤnigs von Schottland, bis an ſeinen Tod im 
Beſitz und Genuß der Reſidenzſchloͤſſer der vormaligen 
Koͤnige von Schottland, welche noch jetzt Krondomaͤnen 
von Schottland ſind. Georg III. war im rechtlichen Sinn 
als fortwaͤhrend reſidirend auf dem Schottiſchen Schloß 


1) Man ſehe die unten beigefügte Stammtafel Beilage IV. 
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Holyrood eben ſowohl zu betrachten, wie in England 
auf dem Londoner alten Koͤnigsſitz, dem St. James⸗ 
Palaſt in Weſtminſter, obgleich auch dieſer in der neueren 
Zeit von den Koͤnigen nicht mehr fortwaͤhrend bewohnt 
wird. 


Des Herzogs Gemahlin, auf vaͤterlicher und muͤtter— 
licher Seite mit ihm gemeinſchaftlich abſtammend von 
König Jacob II. von Schottland (So. 3 und 4), war 
Tochter eines Pairs (Peer's) von Schottland. Als die— 
ſelbe bei ihrer Frau Mutter, waͤhrend deren temporaͤren 
Aufenthaltes in Italien, mit dem Prinzen zufaͤllig zuſam— 
mentraf, und daſelbſt mit ihm ſich vermaͤhlte, hatte ſie 
mit den Eltern ihren Wohnſitz gleichfalls in Schottland, 
nicht in England. Nur voruͤbergehend waren damals 
ihre Eltern, gleich ihr, von Schottland abweſend, die 
Mutter mit ihr auf Reiſen, der Vater, wegen ſeines 
Staatsdienſtes als Gouverneur der Bahama-Inſeln. 


In Schottland beduͤrfen die Ehen, wie oben (. 27) 
ſchon erwähnt, zu ihrer Rechtsgultigkeit der kirchlichen 
Einſegnung nicht. Auch konnte dort wegen ermangelnder 
vorausgegangener elterlicher Einwilligung, die Ehe von 
dem koͤniglichen Vater als nichtig mit Rechtsbeſtand ſchon 
darum nicht angefochten werden, weil dort die Gerichte 
in dieſem Punct der Regel des canoniſchen Rechts folgen “), 
nach welcher die Einholung der vaͤterlichen Einwilligung 
zwar als eine kindliche Pflicht zu betrachten iſt, die Un— 
terlaſſung derſelben aber nicht vernichtend auf die geſchloſ— 
fene Ehe wirken ſoll (unten $. 58, Note). 


Sonach iſt in dem Koͤnigreich Schottland die Ehe 
als vollwirkend zu betrachten, fuͤr beide Ehegatten und 
ihre Kinder, und es koͤnnte daſelbſt, für die einen und 


1) Banckton, Vol. I, Sect. 2, n. 1. Dillon, the Case of the 
Children etc., p. 44- 
Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 6 


82 


die andern, der Ausſpruch des Londoner erzbiſchoͤflichen 
Gerichts auch dann keine Rechtswirkung haben, wenn 
derſelbe in dem Koͤnigreich England für rechtskraͤftig zu 
achten wäre, fen es überhaupt, oder nur in Anſehung 
der Gemahlin, die allein von dem koͤniglichen General— 
Procurator in Anſpruch genommen, wider die allein erg 
auch der Ausſpruch ergangen war. 


§. 38. 
Selbſt in England iſt der Ausſpruch nichtig. 


Selbſt in dem Koͤnigreich England iſt der Ausſpruch 
des Londoner erzbiſchoͤflichen Gerichts, wegen Incom— 
petenz dieſes Tribunals mit unheilbarer Nichtigkeit 
behaftet. 

Es ſind naͤmlich in England die geiſtlichen Gerichte 
in Eheſachen nur competent für Aufloͤſung des Eheban— 
des, wenn dieſelbe aus dem Grund eines canoniſchen 
Ehehinderniſſes geſchehen ſoll; das heißt, wegen früherer 
noch beſtehender Ehe, Blutverwandtſchaft, Schwaͤgerſchaft 
und gewiſſer koͤrperlicher Gebrechen ). Da nun in dem 
vorliegenden Fall ein Hinderniß dieſer Art offenbar nicht 
beſtand, fo überfchritt das erzbiſchöfliche Gericht die Gren— 
zen feiner Wirkungsbefugniß. Es konnte alſo fein Aus: 
ſpruch, ſelbſt in Beziehung auf das Koͤnigreich England, 
die Rechtskraft nie beſchreiten. 

Allgemein kann die von einem incompetenten Rich⸗ 
ter geſprochene Sentenz ob defectum in judice ein 
foͤrmliches Recht nicht begründen. Wegen Mangels 
einer weſentlichen Vorausſetzung abſolut unwirkſam, iſt 
ſie keine wahre Sentenz, nur eine ſcheinbare. Eben 
darum iſt dieſelbe unheilbar nichtig, und kann ſie nie 


1) Blackstone’s Commentaries etc., Book I, ch. 15, C. ı, 
p. 434 8. 
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in Rechtskraft (rem judicatam) übergehen, mithin ift 
die ihr entgegenſtehende exceptio nullitatis auf keine Zeit 
beſchraͤnkt!). Insbeſondere gilt dieſes, auch nach dem 
canoniſchen Recht, von den wider die Ehe gerichteten 
Sentenzen, welche mit dem genannten vitio nullitatis 
behaftet find 9. 


8. 39. 


Angeſehene brittifche Rechtsgelehrte erklärten ſich 
daher für volle Rechtswirkung der Ehe in Gross- 
britannien, für die Gatten und Kinder. 


Bei den vorerwaͤhnten That: und Rechtsverhaͤltniſſen, 
war zu erwarten, daß brittiſche unparteiifche Rechtsken— 
ner in dem vorliegenden Rechtsfall der vollwirkenden 
Rechtskraft der in Rede ſtehenden Ehe, fuͤr die Ehegatten 
und Kinder, das Wort reden wuͤrden. 


Zwei angeſehene brittiſche Rechtsgelehrte, die Herren 
Doctor Stephan Lushington (ſelbſt Richter in Ehe 
ſachen) und Griffith Richards Esg., um ihre recht—⸗ 
liche Meinung daruͤber befragt: ob und wie weit die hier 
in Rede ſtehende Ehe in Großbritannien (England 
und Schottland) für rechtsbeſtaͤndig zu achten ſey? er— 
klaͤrten in einem Rechtsgutachten ), datirt London, Doc 
tors Commons den 13. Juli 1831, woͤrtlich wie folgt: 


1) Jo. Cph. Koch, diss. de praescriptione restitutionis in inte- 
grum (Giess. 1780. 4.), F. 6. Grolman's Theorie des gerichtl. 
Verfahrens (3. Aufl.), §. 101 b, Note 3, S. 194. 

2) J. H. Boehmer, jus eccles. Protestantium, Tom. I. tit. 27. 
66. 42 — 51, pag. 1417 — 1424. C. L. Stiglitz, progr. de ex- 
ceptione rei judicatae in ecclesiastieis (Lips. 1772. 4.), pag. 13. 

3) The Case of Sir Augustus d’Este, with the opinions of Dr. 
Lushington, and Griffith Richards Esq.; in den Papers 
elueidating the Claims and explaining the Proceedings in Chan- 
very of Sir Augustus d'Este (London 1832. 8.), Nro. 2. 

6 * 
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„daß der Royal Marriage Act (die ParlamentAete 
von 1772, 12. Geo. III. c. 11.) nicht ausgedehnt wer: 
den darf auf Ehen, welche Nachkommen Georg's II. an⸗ 
derswo als in Großbritannien, und auſſerhalb Brittiſcher 
Jurisdictions Grenzen ), bona fide geſchloſſen und ſo— 
lemniſirt haben /; 


„daß ſonach die von Seiner Koͤniglichen Hoheit zu 
Rom geſchloſſene Ehe unter jenes Statut nicht zu ſub⸗ 
ſumiren ſey =; 


„daß wenn der Ehefall des Herzogs von Suſſer 
jetzt zuerſt vor Gericht gebracht würde, die zu Rom ger 
ſchloſſene Heurath als rechtsgültig erwieſen werden koͤnne; 
denn wenn auch zu Rom Proteſtanten nach dortigen Ge⸗ 
ſetzen rechtsguͤltig ſich nicht vermaͤhlen koͤnnten, fo koͤnn— 
ten es doch daſelbſt Brittiſche Unterthanen nach dem Eng: 
liſchen Geſetz, wie in England von Gerichtshoͤfen in ver— 
ſchiedenen Rechtshaͤndeln ) anerkannt worden ſey, und 
die oben angefuhrte engliſche ParlamentActe von 1772 
ſtehe hier nicht im Wege, da ſie auf im Ausland ge— 
ſchloſſene Heurathen nicht anwendbar ſey =; 


1) «Out of Great Britain, and beyond the limits of British ju- 
risdiction v. 


2) Vier Rechtsfälle («Cases») dieſer Art werden, in dem Gut⸗ 
uchten, bei engliſchen Autoren nachgewieſen, und ein fünfter, 
jener des Lords Cloncurry, wird hinzugefügt. Dieſer Lord 
war zu Rom mit Miß Morgan von einem proteſtantiſchen Geiſt— 
lichen getraut worden. Derſelbe belangte in England vor Gericht 
Sir Thomas Piras, wegen Ehebruchs mit Lady Cloncurry. Nicht 
nur ſprach ihm das Gericht Schadenerſatz zu, ſondern es erwirkte 
auch der Lord Eheſcheidung durch das Parlament. Das Eine und 
das Andere, ſagen die beiden de jure reſpondirenden Rechtsge⸗ 
lehrten, werde nicht Statt gehabt haben, wenn nicht die zwiſchen 
dem Lord und Miß Morgan zu Rom in der gemeldeten Weiſe ge- 
ſchloſſene Ehe in England für rechtsgültig zu achten geweſen wäre. 
Vergl. Dillon, the Case etc., p. 19. 
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„daß zu der Rechtsguͤltigkeit der Ehe, nach englifchen 
Geſetzen nicht weſentlich erforderlich geweſen ſey, daß bei 
der Trauung auſſer dem dabei amthaltenden Geiſtlichen 
irgend andere Zeugen anweſend geweſen ſeyen “. 


§. 20. 
II. In Irland. 


Welches zur Zeit der Vermaͤhlung ein unabhaͤngig 
für ſich beſtehendes, von Großbritannien durchaus 
getrenntes Koͤnigreich war. 


Der Rechtsbeſtand der in Rede ſtehenden Ehe in 
Irland, und ihre Wirkung auf das dortige Rechtsver— 
haͤltniß der Ehegatten und Kinder, iſt nach dem eigen: 
thuͤmlichen Rechtszuſtande dieſes Koͤnigreichs zu beurtheilen. 

Bis zu der Union Acte vom 2. Juli 1800, alſo in 
dem Zeitpuncte der Vermaͤhlung des Herzogs von Suſ— 
fer, war Irland, ſelbſt nach ausdruͤcklicher Anerkennung 
des großbritanniſchen Parlaments in den Jahren 1782 
und 1783), ein fuͤr ſich beſtehendes, unabhaͤngiges Koͤ— 
nigreich; wofür es ſchon unter feinem (dem Titel nach) 
erſten Koͤnig Heinrich VIII. von England, durch ein Na— 
tional Statut, durch die von den in dem Parlament von 
Irland verſammelten Lords und Commons errichtete Acte 
(33. Henry VID, war erklaͤrt worden. Es war ſtaats— 
und voͤlkerrechtlich durchaus getrennt von Großbritannien, 
obgleich mit demſelben unter einem gemeinſchaftlichen Koͤ— 
nig ſtehend, der ſich daſelbſt, weil ſeine perſoͤnliche Re— 
ſidenz gewoͤhnlich in England war, waͤhrend ſeiner Ab— 
weſenheit durch einen Vicekoͤnig oder Statthalter, vertre— 
ten ließ, welchem ein Groß Siegelbewahrer (Great Seal), 


1) 22 Georgii III. c. 53 und 23. Geo. III. c. 28. Blackstone, 
J. e., vol. I (edit. 1809), p. 104, note 14. v. Martens angef— 
Sammlung, Th. I, ©. 1166 ff. 
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ein Großcanzler und ein Geheimer Rath (Privy Council) 
beigeordnet war. Es war ein Reich mit ſeinem eigenen 
Koͤnigſitz oder Reſidenzſchloß, worin die Krone und der 
Thron des Koͤnigreichs Irland ſich befanden. Es war 
ein Reich mit einem eigenen Parlament, mit eigenen 
kirchlichen und buͤrgerlichen Geſetzen, mit eigener Rechts— 
pflege und Verwaltung, eigener Kirchenverfaſſung („Ee 
clesia Hiberniae /), eigener Land- und Seemacht. Von 
den Irlaͤndiſchen Obergerichten gingen die Appellationen 
an das Parlament von Irland, nicht an dasjenige von 
Großbritannien. In jenem Parlament hatten die koͤnig— 
lichen Prinzen nur dann Sitz und Stimme, wenn ſie, 
in Folge beſonderer Verleihung des Koͤnigs von Irland, 
Peers von Irland waren. Ein Peer von Großbritan— 
nien, der ſolches nicht auch von Irland war, hatte ſich 
hier keiner Art von Vorrechten zu erfreuen. Als 1788 
Georg III. wegen Geiſteskrankheit regierungsunfaͤhig ge— 
worden war, erhielt deſſen erſtgebohrner Sohn, der Prinz 
von Wallis, die Regentſchaft in dem Koͤnigreich Irland 
durch ein Statut des irlaͤndiſchen Parlaments, durchaus 
verſchieden und unabhaͤngig von dem gleichartigen Statut 
des Parlaments von Großbritannien. 


Insbeſondere war durch das angefuͤhrte Großbritan— 
niſche Parlament Statut vom 17. Mai 1783 ausdruͤck⸗ 
lich zugeſtanden: daß in dem Koͤnigreich Irland, in allen 
und jeden Fallen und bei allen gerichtlichen Verhandlun— 
gen, nur allein die von dem Koͤnig und dem Irlaͤndiſchen 
Parlament errichteten Geſetze rechtsverbindlich ſeyn ſollen 
(„to be bound only by Laws enacted by his Ma- 
jesty and the Parliament of that Kingdom, in all 
cases whatever /); ferner, daß allen Aus ſpruͤch en und 
Verfuͤgungen anderer als irlaͤndiſcher Gerichte, 
alle und jede Rechtswirkung in dem Koͤnigreich 
Irland verſagt ſeyn ſollez; fie ſollen daſelbſt in je 
der Hinſicht und Abſicht null und ungültig ſeyn 
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(„the are hereby declared null and void to all 
intents and purposes /). 


Zwar war vor der Union Acte von 1800, und ehe 
noch in den Jahren 1782 und 1783 die oben erwaͤhnte 
ausdrückliche Anerkennung der Unabhaͤngigkeit Irlands durch 
das großbritanniſche Parlament erfolgt war, in einer 
Großbritanniſchen ParlamentActe von 1719 die Behaup— 
tung aufgeſtellt, daß dem Koͤnig von Großbritannien, 
durch und mit Zuſtimmung des dortigen Parlaments, die 
Befugniß zuſtehe, Geſetze und Statuten zu errichten, 
welche für das Königreich und Volk von Irland verbin— 
dend ſeyen ). 


Allein es geſchah ſolches einſeitig, ohne Zuſtimmung 
und Anerkennung, vielmehr mit Widerſpruch des Parla— 
ments von Irland. Selbſt in der oben genannten Groß— 
britannifchen Acte von 1719, ward Irland fuͤr ein eige— 
nes Königreich („Kingdom of Ireland“, nur vereinigt 
% united“) mit Großbritannien, ausdruͤcklich anerkannt 7). 


Auch nach dieſer Acte, wurden ſelbſt von dem Groß— 
britannifchen Parlament die von demſelben errichteten Ge: 
ſetze und Statuten nur dann als verbindend fuͤr Ir— 
land angeſehen, wenn, daß ſie es ſeyn ſollten, darin 
ausdruͤcklich war bemerkt worden ). Geſchehen war aber 
dieſes nicht, in der koͤniglichen Großbritanniſchen Vermaͤh— 
lungsacte von 1772. Vielmehr war noch eilf Jahre 
ſpaͤter, in dem oben ſchon erwaͤhnten Statut vom 17. Mai 
1783, von dem Großbritanniſchen Parlament ausdruͤck⸗ 


1) Die Acte von 1719 (6 Ge. I. c. 5.) ſteht in der angef. Samm⸗ 
lung von Martens, Th. I, S. 1009. 

2) The History of the political connexion between Great Britain 
and Ireland. London 1782. 4. 

3) G. Achenwall's Staatsverfaſſung der europäiſchen Reiche und 
Völker, Th. I. (6. Aufl. 1782), S. 304, $. 32. 
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lich eingeräumt und feſtgeſetzt, daß in allen und jeden 
Fallen für Irland einzig nur diejenigen Geſetze verbin— 
dend ſeyn ſollen, welche von dem Koͤnig und dem Ir— 
laͤndiſchen Parlament errichtet waren. 

Indeß wie man auch uͤber den Rechtsbeſtand der 
Großbritanniſchen, von Irland ſtets widerſprochenen, Be 
hauptung ſeiner Abhaͤngigkeit von England urtheilen mag, 
das Parlament von Großbritannien hat dieſelbe im Jahr 
1782 foͤrmlich aufgegeben; es hat durch die oben ange— 
fuhrte Acte vom 17. Mai 1783, feine Acte von 1719 
zurückgenommen und aufgehoben. Unbeſtritten war alſo, 
bei der Vermaͤhlung des Herzogs im Jahr 1793, Str 
land ein für ſich beſtehendes Königreich, ganz unabhängig 
von England; ſeine politiſche Selbſtſtaͤndigkeit und Unab— 
haͤngigkeit war von dem Großbritanniſchen Parlament 
foͤrmlich anerkannt. 


§. 41. 
Auch war das Groſsbritanniſche Statut von 1772 


zu keiner Zeit beftimmt für Irland; wo die Rechts- 
gültigkeit der Ehe des Herzogs auff fer Zweifel iſt. 


Zwar ward in dem Zeitraum, wo das ſtaats- und 
voͤlkerrechtliche Verhaͤltniß Irlands zu Großbritannien zwi— 
ſchen beiden Reichen ſtreitig war, im Jahr 1772, von 
dem Großbritanniſchen Parlament das Statut (Royal 
Marriage Act) errichtet, welches die Vermaͤhlungen der 
Mitglieder des koͤniglichen Hauſes betrifft. Allein es ward 
darin, daß ſolches auch in Abſicht auf das mit Groß— 
britannien damals nur perſoͤnlich vereinigte Königreich Ir— 
land als verbindend anzuſehen ſey, nicht nur ausdruck 
lich nicht bemerkt, ſondern es konnte auch ſolches darin 
nicht feſtgeſetzt werden, weil Irland in jener Zeit ſein 
eigenes Parlament hatte, und ganz unabhängig war von 
dem Großbritanniſchen, gleichwie von dem Koͤnig von 
Großbritannien, als ſolchem. 
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Vielmehr iſt in dem Statut, ſowohl in dem Ein— 
gang ) als auch in den Artikeln, gleichwie in der ihm 
vorausgegangenen koͤniglichen Botſchaft vom 20. Februar 
1772 ), überall nur von Großbritannien die Rede, nur 
von dieſem Königreich („this Realm“), im Singular, 
nur von deſſen Parlament (both Houses of Parlia- 
ment,), nur von dem dortigen Geheimen Rath (/ Privy 
Council), und nur von dem dort, nach Vorſchrift die— 
ſes Statuts, errichteten Licenz- und Eheregiſter ( License 
and Register of Marriage). 


Auch iſt ſpaͤter, vor und nach der im Jahr 1800 
erfolgten realen und gleichen Vereinigung Irlands mit 
Großbritannien, das Statut von 1772 auf Irland durch 
einen ParlamentBeſchluß nie erſtreckt worden. Vielmehr 
iſt in der Union Aete ) vom 2. Juli 1800 (39 et 40 
Geo. III. c. 67), Art. 2, ausdruͤcklich feſtgeſetzt, daß die 
Thronfolge, in Hinſicht auf die Kronen von England 
und von Irland, auf dieſelbe Weiſe, wie ſie vorhin be— 
ſchraͤnkt ward, auch fernerhin geordnet bleiben ſolle; fer 
ner (Art. 8), daß alle zu der Zeit der Union geltenden 
Geſetze und beſtehenden Gerichtshoͤfe in jedem der vereinigten 
Koͤnigreiche bleiben, und nur denjenigen Aenderungen un— 
terworfen ſeyn ſollen, welche das Parlament der Ver— 
einigten Koͤnigreiche von Großbritannien und Irland nach 
den Umſtaͤnden zu machen fuͤr noͤthig erachten werde. 


Demnach war Irland, in Anſehung des Großbritan— 
niſchen Statuts von 1772, nicht nur gleichzeitig ſondern 


1) «The proeme, or preamble, is often called in to help the 
construction of an act of parliament v. Blackstone, I. c., 
Introduction, Sect. 2, Vol. I, p. 59. 

2) Abgedruckt in der angef. Schrift des Hrn. Dillon von 1832, 
«The Case» etc., p. 57. 


3) Bei Blackstone, I. c., Book I, Introduction, Sect. 4, $. 4, 
P. 104. not. 15. 
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auch ſpaͤter, fortwährend als Ausland zu betrachten. Es 
war und iſt alſo das Statut in Irland zu keiner Zeit 
anwendbar auf die Ehe des Herzogs von Suſſex, auf 
ihren Rechtsbeſtand, auf ihre Wirkung für die daraus 
abſtammenden Nachkommen. 


In Irland, wo der Herzog von Suſſex eben ſo wohl 
koͤniglicher Prinz iſt wie in England und Schottland (§. 23), 
iſt die Rechtsguͤltigkeit ſeiner Ehe auſſer Zweifel. Haͤtte 
ſich derſelbe, ohne Beobachtung der in dem Großbritan— 
niſchen Statut von 1772 feſtgeſetzten Foͤrmlichkeit, mit 
einer Engliſchen, Schottiſchen oder Irlaͤndiſchen Lady in 
Irland vermaͤhlt, ſo wuͤrde, da ihm kein dortiges Geſetz 
hierin entgegenſtand, die volle Rechtswirkung der Ehe, 
mithin auch die dortige Berechtigung der daraus abſtam— 
menden Nachkommen zu dem vollen Genuß der vaͤter— 
lichen Standes- und Familienrechte, insbeſondere ihre 
Succeſſionsfaͤhigkeit in den väterlichen Staats-, Stamm: 
und Privatrechten, daſelbſt von Niemand, auch von dem 
Großbritanniſchen Parlament nicht, mit Recht eben jo 
wenig haben widerſprochen werden koͤnnen, als in dem 
wirklichen Fall, wo der Herzog ſich mit einer Schot— 
tiſchen Lady in dem Kirchenſtaat, ohne Verletzung 
der in dieſem und in Irland beſtehenden Geſetze, ver— 
maͤhlte. 


Was aber die auch in Irland anzuerkennende Rechts⸗ 
gultigkeit der zu Rom von einem engliſchen Geiſtlichen 
geſchehenen Trauung betrifft, ſo ſtreiten dafur die oben 
(§. 27) und unten ($. 49) angeführten Rechts⸗ 
gründe. Vollkommen anerkannt und beſtaͤtigt wurden 
dieſelben in einem irlaͤndiſchen rechtskraͤftig gewordenen 
Richterſpruch von 1810, welcher in einem Streitfall 
die Ehe für rechtsguͤltig erklaͤrte, die zu Rom ein 
proteftantifcher Irlaͤnder mit einer Irlaͤnderin nach dem 
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proteſtantiſchen, in Irland ublichen, Ritus geſchloſſen 
hatte ). 

Endlich ſteht auch der Rechtsgültigkeit der Ehe des 
Herzogs in Irland, der Mangel vorausgegangener vaͤter— 
licher Einwilligung nicht im Wege. Ein Iriſches Statut. 
von 1736 (9 Ge. II. c. 11.) verordnet, daß eine Ehe, 
welche ohne Einwilligung des Vaters eines von beiden 
Theilen, der nicht ein und zwanzig Jahre alt war, ge— 
ſchloſſen worden, gültig ſeyn ſoll, wenn nicht innerhalb 
Jahresfriſt auf Vernichtung derſelben gerichtliche Klage 
(in Irland) erhoben ward ). Nie aber ward daſelbſt 
wegen ermangelnden väterlichen Conſenſes eine Klage er: 
hoben, von Seite des koͤniglichen Vaters des Herzogs 
von Suſſex. 


8. 42. 


Daher war und ift auf das Rechtsverhältniſs des 

Herzogs, ſeiner Gemahlin und Kinder, in und zu 

Irland, weder das Grofsbritannifche Statut von 

1772, noch der Ausſpruch des Londoner erzbifchöf- 
lichen Gerichts anwendbar. 


In dem unabhängig für ſich beſtehenden Koͤnigreich 
Irland, welches in der Zeit der Vermaͤhlung ein eigenes 
Parlament hatte und mit Großbritannien nur in perſoͤn— 
licher Vereinigung ſtand, erſcheint der Herzog von Suſ— 
fer in einem eigenen, in einem, wie in Schottland, für 
ſich beſtehenden Rechtsverhaͤltniß. Sowohl bei feiner Ver: 
maͤhlung als auch in dem Zeitpunct, wo der Ausſpruch 
des Londoner erzbiſchoͤflichen Gerichts wider ſeine Ge— 
mahlin erging, war, wie noch jetzt, der Herzog koͤnig— 
licher Prinz von Irland, wie er in England und Schott— 


1) Dillon, in der oben §. 2 angef. Schrift: Pro liberis ete. de- 
ſensio, F. 40. p. 62. 8. 

2) Blackstone, Commentaries ete., Book I, ch. 15, 8. I, 
n. 3, p. 438. n. 9. 
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land koͤniglicher Prinz von Großbritannien, und wie er 
in Hannover, und in dem ganzen damaligen roͤmiſch— 
teutſchen Reich, Furfürftlicher Prinz von Braunſchweig— 
Luneburg war. Als koͤniglicher Prinz von Irland war 
er Eingebohrner (indigena) in Irland, wie er es gleich— 
zeitig in England, in Schottland, in Hannover war 
(§. 23 und 24). Dieſelbe Rechtseigenſchaft erlangte, 
durch die Vermaͤhlung, auch ſeine Gemahlin, und ſie 
erbte fort auf die mit ihr erzeugten Kinder. 


Das Koͤnigreich Irland ſtand aber damals, und ſteht 
noch heute nicht unter der Herrſchaft oder Geſetzkraft des 
Großbritanniſchen Statuts von 1772 ). Eben fo we 
nig befindet fich dieſes Königreich in dem Jurisdictions— 
Bezirk des Londoner geiſtlichen Gerichts, welches im Jahr 
1794 den Ausſpruch wider des Herzogs Gemahlin faͤllte. 
Dieſes Gericht war und iſt incompetent, in Abſicht auf 
das Irlaͤndiſche Rechtsverhaͤltniß des Herzogs, ſeiner Ge— 
mahlin und Kinder. Sein Ausſpruch iſt aber fur dieſes 
nicht entſcheidend, darum in Irland nicht executoriſch. 


Demnach konnte und kann in Irland, in Hinſicht 
auf das dortige Rechtsverhaͤltniß des Herzogs, ſeiner 
durch die Vermaͤhlung in daſſelbe auch eingetretenen Ge— 
mahlin, und der mit ihr erzeugten Kinder, ſowohl das 
genannte Großbritanniſche Statut, als auch der einzig 
auf daſſelbe ſich ſtutzende Ausſpruch eines Engliſchen, fur 
Irland incompetenten geiſtlichen Gerichts, mit Rechtsbe— 
ſtand nicht angewandt werden. 


1) Die Großbritanniſche Parlament Acte von 1772 wäre, „wenn die 
Ehe, ſtatt zu Rom, in Dublin wäre geſchloſſen worden, gleich- 
mäßig unanwendbar (in Irland) geweſen“, — wird geſagt in einer 
Note, welche Sir Auguſtus d'Eſte im Jahr 1831 dem engliſchen 
Premier Miniſter Lord Grey wegen dieſes Falles ſendete. Note 
in Explanation of the Case of Sir Augustus d'Este, transmit- 
ted with other Papers to Carl Grey, pag. 3; in den angef. 
Papers etc., n. 3. 
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Ausdruͤcklich anerkannt wird der Grundſatz, worauf 
dieſes beruht, ſelbſt von dem Großbritanniſchen Miniſte— 
rium bei Errichtung des Statuts von 1772. Als da— 
mals, am 18. Maͤrz 1772, in dem Unterhauſe des 
Parlaments von Großbritannien, uͤber den Entwurf des 
Royal Marriage Act, insbeſondere uͤber deſſen Nichtan⸗ 
wendbarkeit auf ausläͤndiſche Mitglieder des koͤniglichen 
Hauſes, debattirt ward, erklaͤrte das Miniſterium: in 
fremden Laͤndern ſeßhafte Perſonen (persons settled 
in foreign countries“) koͤnne das Geſetz nicht verpflich— 
ten ). Es war damit anerkannt, daß bei dem Statut 
keineswegs die Abſicht zum Grunde liege, alle Mitglieder 
des koͤniglichen Hauſes nach allen ihren verſchiedenen Be— 
ziehungen ſchlechthin unfaͤhig zu machen, ſich ohne Beobach— 
tung der in dem Statut vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten 
rechtsguͤltig zu vermaͤhlen. 


8. 43. 


Unvereinbar ſogar, und darum rechtwidrig, iſt das 

Statut, mit dem angenommenen Grundſatz vollkom- 

mener Gleichheit der Thronkolge und perſönlicher 

Wendität des Staatsoberhauptes, in Örofsbritannien 
und in Irland. 


Das von dem Großbritanniſchen Parlament einſeitig 
errichtete Statut von 1772 koͤnnte eine Verſchiedenheit 
der Thronfolgefaͤhigkeit und der Thronfolge in Großbri— 
tannien und in Irland zur Folge haben, welche mit dem 
angenommenen FundamentalGrundſatz vollkommener Gleich— 
heit der Thronfolge und der perſoͤnlichen Idenditaͤt des 
regierenden Subjectes in den beiden Staaten, eben fo 
wenig vereinbar wäre als mit dem wohlverſtandenen In— 
tereſſe derſelben. 


1) Debrett's Parliamentary Debates, vol. VI, p. 190. 
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Die Thronfolge Acte des Engliſchen Parlaments (Act 
of Settlement) von 1702, durch welche dem Hauſe 
Kurbraunſchweig oder Hannover, und zwar allen pro— 
teſtantiſchen Leibeserben der verwitweten Kurfuͤrſtin und 
Herzogin von Hannover Sophia ), die Thronfolge in 
England zugeſichert ward, war für Irland, als ein un 
abhaͤngiges, damals mit England nur durch Perſonal— 
Union verbundenes Koͤnigreich, nicht verpflichtend. Sie 
ward ſolches erſt durch deſſen Annahme derſelben bei 
Georg's 1. Thronbeſteigung, und We blieb nach wie 
vor sui juris. 


Begründet ward durch dieſen zuſtimmenden Beitritt 
Irlands, gleichwie ſpaͤter durch die darauf ſich beziehende 
Großbritanniſch⸗Irlaͤndiſche Union Acte von 1800 ), Gleich⸗ 
heit der Thronfolge und perſönliche Idenditaͤt 
des Staatsoberhauptes in Großbritannien und in 
Irland, fuͤr alle proteſtantiſchen Leibeserben der verwit— 
weten Kurfürſtin Sophia; ſie alle erhielten dadurch glei— 
ches Succeſſionsrecht in beiden Koͤnigreichen zugeſichert. 

Dieſe zweifache Rechtsgleichheit kann bei Staaten, die 
in gleicher dinglicher Vereinigung (unione civitatum reali 
aequali) ſtehen, von keinem derſelben einſeitig veraͤndert 
oder aufgehoben werden ). Beeintraͤchtigt aber würde 
dieſelbe in dem vorliegenden Fall, wenn die von dem 


1) «To the Heirs of the Body of the said Princess Sophia 
(Electress and Dutchess Dowager of Hanover), being Pro- 
testants». v. Martens Sammlung der vornehmſten Reichsgrund⸗ 
geſetze, Th. I, S. 875, und Du Mont, corps diplomatique 
universel, T. VIII, P. 1, p. 3. 

2) Art. 2. «That the Succession to the Imperial Crown shall 
continue settled in the same manner as the Succession to 
the Crown of Great Britain and Ireland stood before limi- 
tedy. Blackstone, Commentaries etc., Vol. I, p. 105. 


3) Pufendorf, de jure naturae et gentium, lib. VII. cap. 5. 
$. 17. erga finem. 
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Großbritanniſchen Parlament einſeitig errichtete Vermaͤh— 
lungsActe von 1772 fur Großbritannien Rechtswirkung 
haben ſollte. Denn durch ſie koͤnnte der Fall eintreten, 
daß gewiſſe proteſtantiſche Nachkommen der Kurfuͤrſtin 
Sophia in Irland thronfolgefaͤhig waͤren, die es in Folge 
jener Acte in Großbritannien nicht ſeyn wuͤrden. 


Sonach koͤnnte die VermaͤhlungsActe, wenn ihr zur 
folge in den beiden Staaten gleichzeitig zwei perſoͤnlich 
verſchiedene Koͤnige regierten, zerſtörend wirken auf die 
feftgefeßte Gleichheit der Thronfolge und auf die perſonliche 
Idenditaͤt der Throninhaber in Großbritannien und in Ir⸗ 
land. Vernichtet waͤre dann die ganze Grundlage, auf 
welcher die (muͤhſam errungene) gleiche Nealllnion der 
beiden Staaten ruht. Dieſen Fall durch jene Acte, wie 
geſchehen, moͤglich zu machen, dazu war das Parlament 
von Großbritannien, vermoͤge der beſtehenden Union, auf 
keine Weiſe befugt. Sohin fehlte demſelben, dem Koͤnig— 
reich Irland gegenüber, Die rechtliche Macht, die genannte 
Acte zu errichten. 


Sollte ein ſo verderbliches, ein ſo rechtwidriges Er— 
eigniß, wie das bezeichnete, verhuͤtet werden, ſo mußte 
entweder das Statut von 1772 ganz unterbleiben, oder 
es mußte ein verfaſſungsmaͤſig zuſtimmender Beitritt des 
Koͤnigreichs Irland erwirkt werden. Welche Maasregel 
unter ſo drohenden Umſtänden, zum Heil der beiden 
Staaten, fuͤr die Zukunft zu ergreifen ſey, mag nicht 
ſchwer ſeyn zu ermeſſen. 

Wuͤrde ein Beitritt des Koͤnigreichs Irland zu dem 
Statut von 1772 noch erwirkt, ſo koͤnnte jedoch derſelbe 
auf die Vergangenheit nicht ruͤckwirken, zum Nachtheil 
ſolcher Nachkommen der Kurfuͤrſtin Sophia, welche, wie 
die Kinder Seiner Koͤniglichen Hoheit des Herzogs von 
Suſſex, aus dem bis dahin beſtandenen Rechtsverhaͤltniß 
ein vollkommenes Recht erworben hatten auf die Thron— 
folge Faͤhigkeit und Thronfolge wenigſtens in Irland. 
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Und hat die Ehe des Herzogs, auch nach dem Gut- 
achten eines iriſchen Rechtsgelehrten, in Irland volle 
Rechtswirkung, für die Gatten und Kinder. 


In Beziehung auf Irland, unter deſſen vorerwaͤhn— 
tem Staatsverhaͤltniß zur Zeit der Großbritanniſchen War: 
lamentActe von 1772 und des Herzogs Vermaͤhlung im 
Jahr 1793, erklaͤrte ein irlaͤndiſcher Rechtsgelehrter, aus— 
gezeichnet durch vaterlaͤndiſche Rechtskunde, Herr Daniel 
O'Connell, in einem Rechtsgutachten, datirt London 
den 7. Juni 1832: daß der Herzog von Suſſex, als 
Sohn des damaligen Koͤnigs von Irland, 


„zur Zeit ſeiner Vermaͤhlung in Rom (1793), in 
Folge irgend eines damals in Irland geltenden Geſetzes 
auf keine Weiſe unfaͤhig geweſen ſey, eine Vermaͤhlung 
in jener Stadt einzugehen, und daß die von Seiner Koͤ— 
niglichen Hoheit zu Rom geſchloſſene Heurath von nicht 
zu bezweifelnder Gultigkeit in Irland geweſen ſey ; f 


„der Stand (Status) des (aus dieſer Ehe abſtam— 
menden) Sohnes Seiner Koͤniglichen Hoheit ſey geweſen, 
und ſey noch, der eines Prinzen vom Koͤniglichen Ge— 
blute, eines Enkels des (1801) regierenden Koͤnigs von 
Irland, auch ſey derſelbe noch immer zu dieſem Rang 
und zu allen Gerechtſamen berechtigt, welche von ſeiner 
Legitimitaͤt abhaͤngen, oder derſelben zufallen moͤgen, in 
feiner Eigenſchaft eines ſolchen Prinzen von Koͤniglichem 
Gebluͤte /; und 


„von dem Sohn Seiner Koͤniglichen Hoheit erkauf— 
tes Land in Irland, werde, wenn derſelbe ohne Teſta— 
ment (und Kinder) ftürbe, feiner Schweſter, als feiner 
geſetzlichen oder Inteſtat Erbin Cheir at law), zufallen, 
die Krone werde das (auf bona vacantia) ihr zuſtehende 
fiscaliſche Heimfallrecht Ceschaet) dawider nicht geltend 
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machen koͤnnen, und die Schweſter werde zu Behauptung 
und Durchſetzung ihrer Rechte darauf, vor Gerichtshoͤfen 
keine Schwierigkeiten finden „; 

‚worüber, auſſer dem klaren Rechts Princip, auch 
der (oben in einer Note zu §. 38 erwaͤhnte) vor Ge— 
richtshoͤfen und in dem Oberhauſe des Parlaments ver: 
handelte Fall des Lords Cloncurry keinen Zweifel uͤbrig 
laſſe «. \ 


§. 48. 
Schluſsfolgen aus vorftchenden Erörterungen. 


Aus vorſtehenden geſchichtlichen und rechtlichen Eroͤr— 
terungen ergeben ſich, in Beziehung auf die Koͤnigreiche 
England, Schottland und Irland, nachſtehende rechtliche 
Schlußfolgen. 

1) Die Ehe welche Seine Koͤnigliche Hoheit der 
Herzog von Suſſex mit Lady Auguſta Murray im Jahr 
1793, zuerſt in Rom durch ſchriftlichen Vertrag und 
kirchliche Privat-Trauung geſchloſſen, auch vollzogen, dann 
zu London durch kirchliche oͤffentliche Trauung, nach vor— 
ausgegangenem dreimaligem kirchlichem Aufgebot, beftätigt, 
und welche bis an den Tod der Gemahlin beſtanden hat, 
iſt rechtsguͤltig und vollwirkend für beide Ehegatten und 
fuͤr alle Nachkommen, welche aus dieſer Ehe geſetzmaͤſig 
abſtammen. 

2) Die Großbritanniſche ParlamentActe von 1772, 
genannt Royal Marriage Act, iſt nicht anwendbar auf 
dieſe Heurath, welche auſſerhalb der Staats- und Juris— 
dictions Grenzen von Großbritannien bona fide geſchloſſen 
ward. 


3) Wirkungslos iſt ſchon darum, aber auch ohnedieß 
ſelbſt in England nichtig wegen Incompetenz, die, einzig 
auf den Gegenſatz gegruͤndete, auch von den Ehegatten 
nie anerkannte, Nichtigkeitserklaͤrung des Londoner geiſt— 

Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 7 
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lichen Gerichts, genannt Court of Arches, deren Rechts 
kraft, wenn ſolche beſtaͤnde, ohnehin nur auf den Juris— 
dictions Bezirk dieſes Tribunals in dem Koͤnigreich Eng— 
land ſich beſchraͤnken wuͤrde. 


4) Unter dieſen rechtgemaͤſen Vorausſetzungen, ſind 
die Nachkommen, welche aus der genannten Ehe geſetz— 
maͤſig abſtammen, rechtmaͤſige Nachkommen eines Koͤnigs 
des Vereinigten Koͤnigreichs Großbritannien und Irland, 
gehoͤren als ſolche in England, Schottland und Irland 
zu der koͤniglichen Familie ), und ſind daſelbſt Prinzen 
und Prinzeſſinnen vom koͤniglichen Gebluͤte. In geſetz— 
maͤſiger Folge dieſer Eigenſchaft, ſind dieſelben 


5) berechtigt, nicht nur 


a) zu der Erbfolge in des Herzogs Vermoͤgen und 
koͤniglichen Pairſchaften (Royal Peerages) in den 
Koͤnigreichen England, Schottland und Irland, 
ſondern auch 

b) zu der Thronfolge in dieſen Koͤnigreichen, wenn, 
nach der daſelbſt ſtaatsgrundgeſetzlich beſtehenden 
Ordnung, die Reihe Sie trifft. 


1) Blackstone’s Commentaries etc., Book I, ch. 4; Vol. I, 
pag. 224 Sqq- 
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Zweite Abtheilung. 


Beurtheilung nach den Rechtsverhaͤltniſſen in dem 
Teutſchen Reich und in dem Kurfuͤrſtenthum 
Braunſchweig-Luͤneburg, jetzt Koͤnigreich 
Hannover. 


Gim en . 


8. 46. 


Ohne Widerſpruch blieb, in dem Teutſchen und Hanno- 
veriſchen Rechtsverhältniſs, ſowohl die Kechtsbeftän- 
digkeit als auch die Standesmäsigkeit der Ehe. 


Der Thatbeſtand der Ehe zwiſchen Seiner Koͤnig— 
lichen Hoheit dem Herzog von Suſſex und Lady Au— 
guſta Murray, iſt oben (§. 26 — 28) auſſer Zweifel 
geſetzt. Die Ehe ward im Jahr 1793 zu Rom geſchloſ— 
ſen, durch ſchriftlichen, eidlich bekraͤftigten, vollzogenen 
Ehevertrag, auch, in demſelben Jahr, beſtaͤtigt durch 
zweimalige kirchliche Trauung, das erſtemal zu Rom 
durch Privattrauung, das anderemal zu London durch 
Öffentliche Copulation, nach vorausgegangenem dreimaligem 
kirchlichem Aufgebot. Die eheliche Verbindung beſtand 
bis an den im Jahr 1830 erfolgten Tod der Gemahlin. 


Weder die Rechtsbeſtaͤndigkeit des Ehebandes 
noch die Standesmaͤſigkeit der Ehe, in dem Teut— 
ſchen und Hannoveriſchen Rechtsverhaͤltniß des Herzogs, 
ſeiner Gemahlin und Kinder, iſt bis jetzt von irgend 
einer Seite widerſprochen oder angefochten worden ). 


1) Bran's Minerva, Juliheft von 1830, S. 133. 
7 * 
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Der Widerſpruch vor dem Londoner erzbiſchoͤflichen 
Gericht (§. 12 und 13) beſchraͤnkte ſich auf das Koͤnig— 
reich England. Selbſt auf Schottland und Irland kann 
derſelbe nicht bezogen werden (88. 31 — 44 u. 29), am 
wenigſten auf Hannover, welches in jeder Hinſicht von 
England noch ſchaͤrfer abgeſondert iſt als Schottland und 
Irland. Nie hat in Ablicht auf Hannover, der koͤnig— 
liche Vater des Herzogs, weder als Staatsoberhaupt und 
Stammherr noch als Vater, irgend einen Widerſpruch 
gegen die Rechtsguͤltigkeit und Standesmaͤſigkeit der Ehe 
laut werden laſſen. Nie iſt ſolches von einem ſeiner 
Hannoveriſchen Regierungsnachfolger oder von einem 
Agnaten des Hauſes Braunſchweig geſchehen. 


Wenn gleichwohl gegenwaͤrtige Ausfuͤhrung unternom— 
men wird, ſo geſchieht es in der Abſicht, den in dem 
Publicum bis jetzt nach ſeiner wahren und ganzen Be— 
wandtniß viel zu wenig gekannten Fall geſchichtlich und 
rechtlich auch fuͤr Hannover in volles und wahres Licht 
zu ſetzen. Auf dieſem Wege koͤnnen moͤgliche Zweifel 
geloͤſet, Widerſpruͤche verhuͤtet oder beſeitigt werden. 


§. 47. 
Feſtſetzung der Rechtsfragen. 


Die Beurtheilung der vollen Rechtsgültigkeit dieſer 
Ehe, nach den Rechtsverhaͤltniſſen in dem bis in das 
Jahr 1806 beſtandenen Teutſchen Reich und in dem 
Kurfuͤrſtenthum Braunſchweig-Luneburg, jetzt Rö- 
nigreich Hannover, hat zum Gegenſtande, theils den 
Rechtsbeſtand des Ehebandes an ſich, theils deſſen 
vollwirkende Rechtskraft für die Gemahlin und 
Kinder, in Beziehung nicht nur auf den Familienſtand 
beider, ſondern auch auf das Staats-Succeſſionsrecht der 
Kinder in dem Kurfuüͤrſtenthum, jetzt Königreich, 


101 


§. 48. 
Entſcheidungsquellen. 


In Abſicht auf Form und Weſenheit, trifft dieſe Ehe 
kein rechtsbegründeter Tadel. Die Entſcheidungsquel 
len fuͤr beide, bei reichsunmittelbaren Erlauchten, waren 
in der Zeit, wo die Ehe entſtand, die ausnahmweiſe fuͤr 
einzelne Familien oder Falle etwa beſtehenden rechtsguͤl— 
tigen landes- oder hausgeſetzlichen Beſtimmungen oder 
Ehevertraͤge, in der Regel aber das gemeine oder Reichs— 
recht ($. 25). 

Beſondere hausgeſetzliche Beſtimmungen fuͤr die Ehen 
der Familienglieder, beſtanden in dem Kurhauſe Braun— 
ſchweig nicht. Die einzige Entſcheidungsquelle, fuͤr die— 
ſelben, war ſohin das gemeine oder Reichsrecht. 

Dafuͤr anerkannt ward daſſelbe unlaͤngſt noch in dem 
oben (§. 20) angeführten Hausvertrag, welcher im Jahr 
1831 für das Geſammthaus Braunſchweig errichtet ward. 
Unter den Beweggruͤnden zu den darin gegebenen neuen 
Beſtimmungen fur die Vermaͤhlungen der Prinzen und 
Prinzeſſinnen, werden ausdruͤcklich die Veraͤnderungen der 
durch die Verfaſſung des Teutſchen Reichs bedingt gewe— 
ſenen Rechtsverhaͤltniſſen genannt. 

Wegen der politiſchen Selbſtſtaͤndigkeit des Teutſchen 
Reichs und der unter demſelben begriffenen beſondern 
Staaten, koͤnnten die Geſetze Großbritanniens und Ir— 
lands, und ſo auch jene des Kirchenſtaates, als Entſchei— 
dungsquelle hier nur dann und ſo weit dienen, als ihre 
Anwendbarkeit durch das gemeine Reichsrecht oder durch 
Staatsvertraͤge begruͤndet wäre ). 


1) Klüber, droit des gens moderne de Europe, $. 54 et 55. 
Vergl. unten $$. 61 und 62. 


_._——e— 
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Erſter Abſchnitt. 
Reehtsbeständigkeit der Ehe. 


F. 29. 
D) Kirchliche Gültigkeit. 


Die Ehe, wovon hier die Rede iſt, war nicht nur 
eine buͤrgerlich oder weltlich rechtmaͤſige (matrimonium 
legitimum), fie war auch eine kirchlich gültige (ma- 
trimonium ratum). Zweimal ſogar, zu Rom und zu 
London, nach vorher ſchon ſchriftlich geſchloſſenem Ehe— 
vertrag, wurden die Ehegatten kirchlich getraut, beidemal 
nach dem Ritus ihrer Kirche, der anglikaniſchen (§. S — 11). 


Unſtatthaft wuͤrde der Einwurf ſeyn, die erſte Trauung, 
die zu Rom ($. 8), ſey nur Privattrauung, von einem 
incompetenten Geiſtlichen geſchehen, und noch nicht voll— 
ſtaͤndig erwieſen. 


Nichtkatholiſche Chriſten haben zu Rom keine oͤffent 
liche Religionsuͤbung, alſo auch keine Parochie, und fa 
tholiſche Prieſter durfen fie dort nicht trauen; es bleibt 
alſo fuͤr ſie daſelbſt nur die Moͤglichkeit der Privattrauung, 
und zwar durch nichtkatholiſche Geiſtliche ). 


Für incompetent konnte zu Rom der die Trauung 
verrichtende engliſche Geiſtliche nicht gelten, weil ein or— 
dentlicher, ein in ſo fern competenter Pfarrer der eng— 
liſchen Kirche, namentlich bei einer engliſchen Geſand— 


1) Für ſolchen «casum necessitatis, quae legem non habet», er- 
klärt ſich ſelbſt der ſtrenge Carpzov, jurisprudentia ecclesias- 
tica seu consistorialis, lib. II. def. 148. n. 5. p. 228. 
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ſchaftcapelle ), ſich dort nicht befand. Sogar bei unbe 
zweifelter Incompetenz, wurde jene roͤmiſche Trauung 
keineswegs nichtig ſeyn. Denn auch die Trauung, welche 
ein incompetenter Pfarrer ohne von dem ordentlichen 
Pfarrer oder von der Obrigkeit dazu erhaltene Erlaub— 
niß verrichtet hat, iſt gültig; nur kann, nach Beſchaffen— 
heit der Umſtaͤnde, wider den Geiſtlichen und die Ge— 
trauten eine Ahndung verfügt werden ). 


Hiezu kommt, daß der Herzog von Suſſex ſelbſt in 
Teutſchland, als reichsunmittelbarer Erlauchter, an keine 
Parochie gebunden war, mithin fuͤr ſeine Trauung einen 
dazu faͤhigen Geiſtlichen nach Belieben waͤhlen konnte, ja 
daß in der genannten Eigenſchaft uͤberhaupt ſeiner Will— 
führ uͤberlaſſen war, ob er eine kirchliche Ceremonie bei 
ſeiner Vermaͤhlung wollte vornehmen laſſen (§. 53). 


Anlangend den Beweis der zu Rom geſchehenen 
Trauung, ſo wird dieſelbe, nach den beſondern Umſtaͤn— 
den des Falles, fuͤr zur Nothdurft beſcheinigt zu achten 
ſeyn. Der vorausgegangene ſchriftliche Ehevertrag, das 
mehrmalige ſchriftliche Bekenntniß des Herzogs in ſehr 
verſchiedener Zeit (§. 9), die Entſchuldigungsgruͤnde des 
jetzt in England unter dortigen Geſetzen lebenden Geiſt— 
lichen, bei ſeinen Lebzeiten einen Trauſchein auszuhaͤn— 
digen, die von ihm jedoch geſchehene Hinterlegung eines 
ſolchen bei ſeinem DioͤceſanBiſchof zur Herausgabe nach 
ſeinem Tode (§. 8), die Erwaͤgung, daß auch ohne dieſe 
roͤmiſche Privattrauung die ſpaͤter zu London geſchehene 
oͤffentliche Trauung, welche vollſtaͤndig erwieſen und in 


1) In jener Zeit war in Rom weder eine Geſandſchaft noch ein 
Conſulat von England. 

2) J. T. Carrach, diss. de matrimonio ad benedictionem sacer- 
dotis incompetentis contracto. Halae 1759. 4. Schott, Ehe 
recht, §. 163, S. 344. Glück, Erläuterung der Pandekten, 
Th. XXIV, §. 1221, S. 369. 
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kirchlicher Hinſicht durchaus untadelhaft ift, den etwaigen 
Mangel erſetzen wuͤrde, ja daß der Herzog in ſeinem 
teutſchen Rechtsverhaͤltniß einer kirchlichen Trauung über: 
haupt nicht bedurfte, — alle dieſe hier zuſammentreffen— 
den Umſtaͤnde begründen genugſam eine Beſcheinigung der 
roͤmiſchen Trauung. 

Da auch in dem Kirchenſtaat in Anſehung der Ehen, 
welche dort Evangeliſche oder Proteſtanten unter einander 
ſchlieſſen, poſitive Geſetze fuͤr ihre Errichtungsart nicht 
beſtehen, wofuͤr insbeſondere das von dieſen nie aner— 
kannte, und als Geſetz einer ihnen fremden Kirche (kein 
Staatsgeſetz) nicht anzuerkennende Tridentiniſche Concilium 
nicht gelten kann (§. 51); fo bleibe ſolche daſelbſt theils 
dem Vernunftrecht theils dem Gutfinden der Contrahenten 
uͤberlaſſen. Ein hienach in dem Kirchenſtaat vollbrachtes 
Rechtsgeſchaͤft der Vermaͤhlung muß aber, nach der 
Rechtsregel locus regit actum, in Abſicht auf ſeine Er— 
richtungsart (quoad formam seu solemnitatem actus) 
allenthalben gultig ſeyn ). 


Namentlich in dem Kirchenſtaat muß dieſelbe fuͤr 
gültig anerkannt werden, gemäß einer Bulle des Papſtes 


1) «Ad solemnia Loci, ubi contractum matrimomum, respiei de- 
bere vel dupondii norunt». De Cramer, observationes juris 
universi, T. II. obs. 515. $- 7. Hommel, rhapsodia quaestio- 
num in foro obvenientium, T. II. obs. 409. n. 5. Hertius, 
diss. de collisione legum, Sect. 4. F. 10. Glück, a. a. O., Bd. I, 
$. 44, S. 290. Rodenburg, de jure quod oritur ex statu- 
torum diversitate. tit. I. cap. 3. n. I. et cap. 5. n. 15. Vat- 
tel, droit des gens, liv. II, ch. 8, $. 111. Hofacker, prince. 
juris eiv. rom. germ., T. I. $. 142. Jo. Theoph. Seger, diss. 
de vi legum et decretorum in territorio alieno (Lips. 1777. 40, 
$. 5. Merlin, repertoire de jurisprudence, voc. Loi, $. 6. 

* n. 7. Klüber, droit des gens moderne de Europe, 9. 55. 

g Namentlich galt dieſes von Rechtsgeſchäften teutſcher Prinzen aus 

reichsſtandiſchen Häuſern. Pütter, Rechtsfälle, Bd. III, Th. I, 

g. 9, S. 79. 
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Benediet XIV. vom 14. November 1741. Darin iſt 
verordnet, daß für gültig auch die Ehen zu achten ſeyen, 
welche Nichtkatholiken ohne Beobachtung der durch das 
Tridentiniſche Concilium vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten 
geſchloſſen haben, ſelbſt dann wenn die Ehegatten ſpaͤter 
zu der katholiſchen Religion übergegangen find ). 


Die zweite Trauung, welche acht Monate ſpaͤter zu 
London erfolgte, war eine oͤffentliche. Sie geſchah nach 
dreimaligem kirchlichem Aufgebot, in einer dortigen Pfarr 
kirche von dem competenten Pfarrer, und ſie iſt voll: 
ſtaͤndig erwieſen durch pfarramtliche Urkunde (. 10). 


Zweifach ſogar, iſt alſo die kirchliche Guͤltigkeit 
der Ehe auſſer rechtlichem Zweifel. 


Koͤnnte gleichwohl die zu Rom erfolgte Privattrauung, 
oder auch die zu London geſchehene oͤffentliche Copulation, 
in Beziehung auf die Verhaͤltniſſe des Herzogs und ſei— 
ner Nachkommen in dem vormaligen Teutſchen Reich 
und in Hannover, zweifelhaft gemacht, oder mit recht— 
lichem Erfolg als unguͤltig oder wirkungslos angefochten 


1) Benedicti XIV. opera, T. XI. p. 103. Die Worte der Bulle 
liefert J. G. Schloer, diss. vindiciae legitimorum natalium, 
liberorum e matrimoniis S. R. I. principum comitumve A. C. 
addictorum, solo mutuo consensu matrimoniali, neglecta omni 
solemnitate ecelesiastica contractis, natorum (Mogunt. 1782. 
4)» F. 14. not. i, pag. 30. Auch vergleiche man Van Espen, 
jus eceles. universum, T. II. P. 2. Sect. 1. tit. 12. F. 32. sqq- p- 
658. sqq. «Nihil frequentius in terris Protestantium, quam ut 
benedictio sacerdotalis fiat a quocunque parocho, etiam 
alienov, ſchreibt Chr. Thomasius, diss. de validitate con- 
jugii invitis parentibus contracti, $. 21. — Auch mehr nicht als 
„ordnungsmäſige Unterſuchung und exemplariſche Beſtrafung“, 
verordnet wider in fraudem legis außerhalb Landes gewählte 
Trauung, ein Kurbraunſchweigiſches Reſcript von 1730, in den 
Churbraunſchweig-Lüneburgiſchen Landesordnungen und Geſetzen, 
Th. I, S. 940. 
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werden, jo würde nichtsdeſtoweniger, wegen des zu Rom 
urkundlich geſchloſſenen Ehevertrags (§. 7 und 26), die 
Vermaͤhlung als Gewiſſensehe, mit voller Rechts— 
wirkung für die Ehegatten und Kinder, beſtehen. Solches 
wird die hier zunaͤchſt folgende Rechtseroͤrterung bewähren. 


g. 30. 
II) Bürgerliche Rechtmäſigkeit, 


als Conſenſualbertrag, nach gemeinem Reichsrecht 
unabhängig von kirchlicher Einſegnung. 


Ganz unabhaͤngig von der kirchlichen Einſegnung, 
genuͤgte, in dem Teutſchen Reich, zu der Rechtsbeſtaͤn— 
digkeit der Ehe ſchon ihre bürgerliche oder weltliche 
Rechtmaͤſigkeit. Auch ohne kirchliche Einſegnung, 
war daſelbſt nach gemeinem oder Reichsrecht die Ehe 
buͤrgerlich rechtmaͤſig (matrimonium legitimum), als 
ConſenſualVertrag ), welcher, ſchon vor der erſten 
Trauung, von beiden Theilen in einer gemeinſchaftlichen 
Urkunde errichtet, und, am Tage der erſten Trauung, 
auch koͤrperlich vollzogen ward ($. 7). 


Das Reichsrecht erkannte jederzeit den Natur- und 
roͤmiſchen 2), auch ſelbſt canoniſchen ) Rechtsgrundſatz 


1) Kaum wird nöthig ſeyn zu erinnern, daß hier ein contractus juris 
romani nicht gemeint ſey. Vergl. Glück a. a. O., Th. XXIII, 
$. 1205, S. 122. f. 

2) L. 30. D. de R. J. L. 4. D. de sponsal. L. II. et 22. C. de 
nuptiis. Nov. 22. C. 3. Nov. 74. c. 4. C. W. Robert, über 
den Begriff der Ehe und die Natur ihrer Stiftung im proteſtan— 
tiſchen Teutſchland, Abth. I, §. 12, S. SS ff.; Abth. II, F. 2, 
S. 132 ff. Glück a. a. O., Th. XXII, $. 1205, S. 122. 

3) Cap. 2. X. de clandest. desponsatione. Cap. 9. 23. et 25. X. de 
sponsal. Cap. 12. X. qui filii sint legitimi. Mehr bei Ulr. Hu- 
ber, digressiones Justinianeae (edit. 3. Francꝗ. 1696. 4.), lib. 
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an: „nudus consensus facit nuptias“ ); — „qui, ut 
rerum, ita et vitae societatem efficit, etiamsi nihil 
aliud intervenerit“ ). Anſtand fand dieſes um fo 
weniger, da derſelbe Grundſatz ſelbſt von der abendlaͤn— 
diſchen Kirche jederzeit dergeſtalt war gebilligt worden, 
daß auch ſie kirchliche Ceremonien fuͤr etwas Weſentliches 
zu dem Rechtsbeſtand einer Ehe nicht betrachtete ). 


Namentlich galt kirchliche Einſegnung, dieſe der Ver— 
nunft und der heiligen Schrift fremde Foͤrmlichkeit, nach 
dem gemeinen Reichsrecht nicht fuͤr ein weſentliches Er— 
forderniß der Rechtsguͤltigkeit einer Ehe ). 


II. c. 7. $. 2. et 3. pag. 109. sq. Robert, a. a. O., 0 
* 


b. 3, S. 133 ff. 1 

1) J. H. Boehmer, diss, de jure principum protestantium circa 
solemnia matrimonii ecclesiastiea, $. 1. Hommel, epitome 
juris sacri, p. 230 et 232. 


2) A. Vinnius, in IV libros Institutionum imperial, commen- 
tarius, tit. IX. §. 1. n. 1. p. 39. 


3) Die geſchichtlichen Beweiſe hievon findet man, ſehr fleiſſig geſammelt 
in den Prineipes sur la distinction du contrat et du sacrement 
de mariage; par M. Tabaraud, theologien etc. Paris 1825. 8. 
Auch zeigt ſolches bis tief in das Mittelalter hinab, E. v. Moy, 
das Eherecht der Chriſten in der morgenländiſchen und abendlän— 
diſchen Kirche c. (Regensburg 1833. 8.), S. 97, 378 und 380. 


4) «Benedictio sacerdotalis non est de substantia matrimonii «. 
Lauterbach, colleg. Pandectarum, lib. XXIII. tit. a. $. 17. 
Tom. II. p. 302. Mevius, decisiones, P. II. dec. 81. — Be- 
nedictio sacerdotalis non de essentia, sed tantum de decoro 
conjugii est». Bruckner, decisiones juris matrimonialis, 
cap. I. num. 57. p. 40. — «Benedictio sacerdotalis est saltem 
solemnitas quaedam ecclesiastica, quae potest adesse et abesse 
salva matrimonii substantia». Pet. Müller ad Struv., exerc. 
29. th. 26. not. C p. 353. — «Benedictio sacerdotalis est ritus 
ex sententia Protestantium arbitrarius v. Hommel, epitome 
juris sacri, cap. 53. F. 21 p. 248. J. A. Hofmann, Hand: 
buch des teutſchen Eherechts, $. 53, S. 164. Robert, a. a. O., 
Abth. II., §. 5, S. 151. 
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Die Ehen, welche ohne Beobachtung kirchlicher Ehe: 
feierlichkeiten, bloß durch gegenſeitige Erklärung des Ehe— 
conſenſes geſchloſſen wurden, erhielten den Namen Ge— 
wiſſensehen ) (matrimonia conscientiae). Sehr 
paſſend war die Benennung, weil hier die Gatten aus— 
ſchlieſſendes eheliches Beiſammenſeyn auf Lebenszeit, vor 
Gott und ihrem Gewiſſen einander geloben und ſo die 
treue Erfüllung ihres Verſprechens vorzugweiſe zur Ge— 
wiſſenspflicht erheben. 


§. 31. 
Welche bei Ehen der Katholiken und der Evange- 
liſchen kein weſentliches Erkorderniſs war. 


* a bei Katholiken erkennt auch das neuere Kir; 
chenrecht, begründet durch die Tridentiniſche Kirchenver: 
ſammlung, die prieſterliche Copulation für eine willkuͤhr— 
liche Ehefeierlichkeit; obgleich in der katholiſchen Kirche 
die Ehe als ein Sacrament betrachtet wird. Unterſchei— 
dend zwiſchen Ehevertrag und Sacrament der Ehe ), 
fordert das katholiſche Kirchenrecht mehr nicht, als daß 
der Eheconſens in Gegenwart zweier oder dreier Zeugen 
vor dem competenten Pfarrer (coram parocho proprio), 
ohne deſſen Einſegnung, von den Contrahenten, wenn 
gleich wider den Willen und mit Widerſpruch des Geiſt— 
lichen, erklaͤrt werde ). Es verbietet ſogar das canoniſche 


1) H. G. Bauer, diss. de matrimonio conscientiae, cap. 3. $. 6. 
G. L. Boehmer, princ. juris canonici, $. 357, 

2) Tabaraud, in den angef. Principes etc. 
3) Concilium Tridentinum, Sess. XXIV. de reformatione matri- 
monii, cap. 1. in Gärtner's corpus juris ecclesiastiei Catholi- 
corum. T. I. p. 307% Van Espen, jus ecelesiasticum univer- 
sum, P. II. Sect. 1. tit. 12. cap. 5. $$. 2 — 27. T. II. p. 649 
(edit. Moguntin. 1791. 4.) F. X. Holl, statistica ecelesiae 
germanicae, T. I. $. 260. p. 366. P. J. aRiegger, institu- 


3 080 
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Recht die prieſterliche Einſegnung bei der zweiten und 
jeder folgenden Ehe ), obgleich es auch dieſe für wahre 
Ehen anerkennt. 


Um ſo mehr ward bei den Evangeliſchen oder Pro— 
teſtanten, welche die Glaubenslehre von dem Sacrament 
der Ehe nicht anerkennen, und für welche die Beſchluͤſſe 
der Tridentiniſchen Kirchenverſammlung unverbindlich ſind, 
die Ehe jederzeit, von Anbeginn der Reformation, als 
ein bloß buͤrgerlicher Vertrag, mithin die Errichtung 
des Ehebundniſſes als ein rein weltliches Rechtsgeſchaͤft 
betrachtet, übereinftimmend hierin nicht nur mit dem Ver— 
nunftrecht, ſondern auch mit dem ſubſidiariſch als gemeines 
Reichsrecht geltenden roͤmiſchen und canoniſchen Recht. 
Ausdrücklich als eine weltliche Sache wird die Ehe dar— 
geſtellt in der Augsburgiſchen Confeſſion, Art. 16 und 28. 


Dem gemaͤß erklaͤrte der vorzuͤglichſte Stifter der 
Reformation, der erſte evangeliſche Kirchenlehrer, die Ehe 
für ein rein buͤrgerliches oder weltliches Rechtsgeſchaͤft, 
wobei kirchliche Einſegnung nur Nebenſache und ganz 


tiones jurisprud. eccles., P. IV. $. 60. sq. M. Schenkl, in- 
stitutiones juris eceles., P. II. 5. 650. Robert, a. a. O., Abth. 
II, §. 12, ©. 140 ff. — Als eine «solemnitas ad perficiendum 
matrimonium aceidentalis», wird daher die benedictio sa- 
cerdotalis qualificirt, von Ey bel, introd. in jus eccles. Cathol., 
T. IV. $. 364. not. h. «Solemnitas illa», ſagt Ebenderſelbe, $. 
352, «ad honestatem, non ad necessitatem pertinet, et licet 
matrimonium sine ea contrahi non debeat, sine ea contractum 
tamen subsistit». Eben ſo Gambsjäger, jus ecclesiasticum, 
T. II. $. 236. p. 491. — Nur als Zeugen bei der Handlung, 
betrachtet die römiſche Curie den Pfarrer. Thesaurus resolutio- 
num S. congregationis concilii, T. XX. (Rom. 1752), p. 92. 
Michl, Kirchenrecht für Katholiken und Proteſtanten, §. 80. Ueber 
die Gegenwart des Pfarrers bei Abſchließung einer Ehe; in dem 
Archiv der Kirchenrechtswiſſenſchaft, herausg. von C. E. Weiß, 
Bd. II. (Frankfurt 1831), S. 81. 


1) Cap. 1. et 3. X. de secundis nuptiis. 
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unnoͤthig ſey. Oeffentlich lehrte Doctor Luther), wie 
folgt. „So manches Land, fo. manche Sitten, ſagt das 
gemeine Spruͤchwort. Demnach weil die Hochzeit und 
Eheſtand ein weltlich Geſchaͤfte iſt, gebuͤhret uns Geiſt— 
lichen oder Kirchendienern, nichts darinne zu ordnen oder 
regieren, ſondern laſſen einer jeglichen Stadt und Lande 
hierin ihren Brauch und Gewohnheit, wie ſie gehen. 
Etliche fuͤhren die Braut zweimal zur Kirche, beide des 
Abends und des Morgens, etliche nur einmal. Etliche 
verkuͤndigen und bieten ſie auf der Canzel auf, zwei 
oder drei Wochen zuvor. Solches alles und dergleichen 
laſſe ich Herren und Rath ſchaffen und machen, wie fie 
wollen, es gehet mich nichts an. Aber ſo man von 
uns begehret, für der Kirche oder in der Kirche ſie 
zu ſegnen, uͤber ſie zu beten, oder ſie auch zu trauen, 
find wir ſchuldig daſſelbige zu thun“. An einem andern 
Ort ſchrieb Luther I: „Es kann ja Niemand laͤugnen, 
daß die Ehe ein aͤuſſerlich weltlich Ding iſt, weltlicher 
Obrigkeit unterworfen «. 


§. 32. 
Daher find die ohne kirchliche Einſegnung einge- 
gangenen Ehen rechtsgültig, und den daraus abftam- 
menden Nachkommen gebührt das Recht der vollen 
Legitimität. 
Nach vorſtehenden Grundſaͤtzen galt und gilt die 
kirchliche Copulation bei den Evangeliſchen allgemein wohl 
für ein lobliches Bekraͤftigungsmittel ), hingegen nur 


1) In feinem „Traubüchlein“, in der Vorrede; in der Sammlung 
„Alle Bücher und Schriften Lutheri (Jena 1556. Fol.), Th. V, 
S. 237. 

2) Luthers Tiſchreden, Tit. 43, vom Eheſtandt, S. 400. 

3) J. H. Boehme r, jus ecelesiasticum protestantium, T. IH. lib. 
4. tit. 3. $. 42. p. 1290. sgg- 
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ausnahmweiſe bald für ein nothwendiges Beſtaͤtigungs— 
mittel, bald gar fuͤr ein weſentliches Erforderniß der 
Ehe, bloß in denjenigen teutſchen Ländern, wo das par— 
ticulaͤre Landesrecht ſie dafuͤr erklaͤrte ). Und auch in 
dieſen Laͤndern gehoͤrt dieſelbe nur zu der aͤuſſeren Form 
der Ehe; daher auch dort, wie nach gemeinem Recht, 
eine an ſich ungültige Ehe durch die Copulation Rechts: 
guͤltigkeit nicht erlangt 9. 


Auch bei den Proteſtanten war ſonach die Feierlich— 
keit der kirchlichen Einſegnung weder durch ein Reichs— 
geſetz noch durch ein allgemeines Kirchengeſetz, ſondern 
nur durch Obſervanz, und hie und da durch particulaͤre 
Kirchenordnungen eingeführt 9), doch galt fie auch da in 
der Regel nur als dispenſable Foͤrmlichkeit“). Unum⸗ 
gaͤnglich noͤthig aber war oder iſt Dispenſation von der 
kirchlichen Einſegnung nur da, wo auf ihre Unterlaſſung 
ein Landesgeſetz die Strafe der Nichtigkeit der Ehe aus— 
druͤcklich verordnet; wo aber ohne ſolche PoͤnalSanction 
die Einſegnung eingefuͤhrt iſt, kann wegen Unterlaſſung 
derſelben, nach Umſtaͤnden polizeiliche oder kirchliche Ahn— 
dung Statt haben, auch wohl Nachholung der kirchlichen 
Feierlichkeit auferlegt werden °). 


1) Man ſ. die bei Robert, a. a. O., S. 166, Note 192, angeführten 
Kirchenordnungen. 

2) J. H. Boehmer, I. c. T. III. lib. 4. tit. 3. $. 52. p. 1301. 
Schilter, praxis juris romani in foro germanico, exerc. 36. 
Berger, oeconomia juris, lib. I. tit. 3. $.7. not. 1. Leyser, 
Spec. 298. med. 8. et . 

3) J. H. Boehmer, I. e. p. 12901. Leyser, Spec. 298. med. 2. 


4) J. H. Boeh mer, diss, de sublimi Principum evangelicorum 
dispensandi jure etc., Sect. II. cap. 2. $. 25. p. 109. 
5) S. T. Willenberg, comm. de matrimonio conscientiae, $. 40. 


Schilter, I. e. exerc. 36. §. 61. sd. Carpzo v, jurisprudentia 
ecciesiastica, lib. II. def. 135. 


112 


Auf jeden Fall aber konnte und kann wegen Unter: 
laffung der kirchlichen Feierlichkeit, den aus ſolcher Ehe 
abſtammenden Nachkommen das durch Geſetze und 
Herkommen hoͤchſt begünftigte Recht der vollen Legi— 
timitaͤt, auch nach dem Gerichtsgebrauch, nicht abge— 
ſprochen werden ). 

Zu vorſtehender Rechtslehre, daß die buͤrgerliche 
Rechtmaͤßigkeit der Ehen nach gemeinem Reichsrecht un— 
abhaͤngig ſey von kirchlicher Einſegnung, daß Unterlaſſung 
der kirchlichen Trauung die Nichtigkeit der Ehe keines— 
wegs nach ſich ziehe, ſo fern nur die gegenſeitige Erklaͤ— 
rung des Eheconſenſes auſſer Zweifel iſt, daß mithin 
Gewiſſensehen wahre Ehen, und in jeder Hinſicht voll— 
wirkend ſeyen, dazu bekennen ſich nicht nur ſehr viele 
angeſehene Rechtsgelehrte ) und berühmte Spruch- oder 
Rechtscollegien ), ſondern auch fromme Kirchenvaͤ— 


1) Bruckner, decisiones matrimoniales, cap. 2. $. 16. et cap. 8. 
§. 4. Schloer, diss. cit. $. 22. 


2) Carpzov, I. c. lib. II. def. 142. Lauterbach, colleg. theor- 
pract. lib. 23. tit. 2. $. 17. Pfanner, observat. eccles. P. II. 
obs. ult. H. de Cocceji, deductiones, consilia et reponsa in 
causis Illustrium, T. I. resp. 57. p. 1104. n. 14 — 18. C y- 
praeus, de matrimonio, cap. 3. F. 2. Kitz el, synops. matrim 
cap. 5. theorem. 10. lit. 10. Mauser, de nuptiis, p. 305, und 
viele Andere, die zum Theil unten $. 53 angeführt werden. 

3) So die Juriſtenfacultäten, zu Helmſtädt, Hahn ad Wesenbee., 
tit. de ritu nuptiarum, num. 5. verb. Benedicente nubentibus 
Ecclesiae Ministro. Wernher, obss. T. II. Part. VIII. obs. 
469. p. 429; zu Jena, Schilter, I. c., exere. 36. $. 61. sd. 3 
zu Frankfurt an der Oder, H. de Cocce ji, I. e. T. I. p. 1104; 
zu Wittenberg, bei Wernher, I. c. p. 430. sqꝗ-, auch bei Horn, 
jurisprud. feud., append. 2. n. 8.; zu Cöln und Duisburg, und das 
evangeliſche Kirchenminiſterium zu Amſterdam, in drei Gutachten, 
betreffend den unten (§. 54) erwähnten Gräflich-Leiningiſchen 
Fall, abgedruckt in den deßhalb erſchienenen Deductionen von FJ. 
F. v. Tröltſch: Vorlegung der Gründe ꝛc. 1775. Fol. und Status 
causae etc. 1780. Fol. a 
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ter ), ſtreng glaͤubige, hoch geachtete Gottesgelehrte 9, 
bewährte Sitten- und Naturrechtslehrer 5). 


Auch iſt dieſelbe in verſchiedenen andern europaͤiſchen 
Laͤndern durch Staatsgeſetze ausdruͤcklich begrundet, wie 
in Frankreich, Holland, Belgien und uͤberall, wo das 
franzoͤſiſche Civil Geſetzbuch gilt), oder wo durch Ge— 
wohnheitsrecht, wie in Schottland (§. 27), oder es 
erklaͤren Landesgeſetze gewiſſe Perſonenclaſſen für befreit 
davon, wie in England die Mitglieder der koͤniglichen 
Familie (§. 27). 


Vor Jahrhunderten ſchon erkannten der koͤnigliche Ge: 
richtshof zu Paris ) und die Gerichte in Schweden ), 
ur in aller Hinſicht legitim die Kinder, welche aus einer 
ohne kirchliche Feierlichkeit geſchloſſenen Ehe abſtammten. 


Sind doch in der ganzen roͤmiſch-katholiſchen Kirche 
alle Ehen, welche bloß nach der durch das Tridentiniſche 


1) Augustinus, de Bono conjugali, cap. 5. Uebergetragen find 
feine Worte in Gratian's Decret, c. 6. C. XXXII. qu. 2. Am- 
brosius, in c. 35. C. XXVII. qu. 2. 

2) Luther, in den oben angef. Schriften. Jo. Gerhard, loci 
theologici, loc. de conjugio, $. 462. P. J. Spener, consilia 
theolog. germ., Vol. II. c. 4. sect. 12. Mizen in Bruckner's 

decision. matrim., Praejudie. ad cap. VIII. n. 14. p. 282. 


3) W. Amesius, tr. de conscientia et ejus jure vel casibus, lib. 
V. cap. 36. qu. 2. Grotius, de J. B. et P. lib. II. c. 5. $. 15. 
n. 2. Bauer diss. cit. $. 14. Kant's metaphyſiſche Anfangs: 
gründe der Rechtslehre, Th. I, Hauptſt. 2, Abſchn. 3, F. 24 ff. 

4) Brouwer, de jure connubiorum, lib. I. c. 23. n. 4. p. 232. 
lib. II. cap. 27. n. 16. sqd. p. 687. sq. n. 23. p. 691. Code 
civil Francais, art. 63 et suiv., art. 165 et suiv. Code Napoleon, 
als Landrecht für das Großherzogthum Baden, in den angef. Ar— 
tikeln. 


5) Lud. Charondas, memorabil. verb. Enfants. 


6) Jo. Loecenius, synopsis juris privati ad statum et leges 
Sueciae accommodata, quaest. I. n. 5. 
Klüber's Abhandlungen ıc., 2. Bd. 8 
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Concilium vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeit geſchloſſen worden 
find oder werden, wahre Gewiſſensehen, deren Rechts 
guͤltigkeit, wie ſich ein berühmter Rechtslehrer ), unter 
Berufung auf dreizehn von ihm namentlich angeführte 
Canoniſten, ausdruͤckt, die / praxis quotidiana / beftätigt. 
Erkennt doch ſelbſt das canoniſche Recht, in den oben 
(§. 50) angeführten Texten, ausdruͤcklich die Rechtmaͤſig⸗ 
keit der Gewiſſensehen, und ihre volle Rechtswirkung fur 
die Kinder. Und waren nicht in der ganzen Reihe von 
Jahrhunderten vor Einführung der kirchlichen Einſegnung ), 
alle Ehen der Chriſten Gewiſſensehen? 


8. 33. 


Zumal und vorzugweiſe bei Ehen reichsunmittelbarer 
Erlauchten. 


Der ſo eben erwaͤhnte Grundſatz des gemeinen Reichs— 
rechts, von der buͤrgerlichen oder weltlichen Rechtmaͤſigkeit 
der ohne kirchliche Feierlichkeit eingegangenen und vollzo— 
genen Ehen, von ihrer vollen Rechtswirkung fuͤr die 
Gatten und Kinder, bewaͤhrte ſich in dem Teutſchen 
Reich, ſonach in allen unter demſelben begriffenen 
Sundern, vorzugweiſe bei den reichs unmittelbaren 
Erlauchten. In Folge ihres hoͤheren Standes, als 
Reichsunmittelbare und als Haͤupter oder Mitglieder reichs— 
ſtaͤndiſcher Regentenhaͤuſer, genoſſen dieſe in dem perſoͤn— 
lichen Rechtsverhaͤltniß vielfaͤltig groͤſſere Freiheit als die 
mittelbaren Reichsunterthanen, die in perſoͤnlichen Ange— 
legenheiten nicht bloß dem gemeinen Reichsrecht, ſondern 
überdieß den Geſetzen des Landes, dem fie angehörten, 


1) J. C. Koch, institutiones juris eriminalis, F. 302. Schol. Einen 
neueren Fall führt an Gambsjäger, I. e T. II. $. 237. 

2) Geſchichte der kirchlichen Einſegnung und Corulation. Lüneburg 
1805. 8. 
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unterworfen waren, und eines minderen Grades von 
Autonomie ſich zu erfreuen hatten als die Reichsun— 
mittelbaren. 


Daher kam es, daß uͤberall, nach Theorie und 
Praxis, bei Ehen der Erlauchten kirchliches Aufgebot 
nicht uͤblich war, und daß, zumal bei evangeliſchen, wel: 
chen die Mitglieder der anglikaniſchen Kirche gleich zu 
achten find ), kirchliche Einſegnung, wenn gleich als 
ein loͤblicher Gebrauch aus freiem Willen nicht beobachtet, 
doch fuͤr ein weſentliches oder nothwendiges Erforderniß 
nicht galt; bloſſe Erklaͤrung des Eheconſenſes, ſchriftliche 
oder muͤndliche, war hinreichend, eine durchaus rechtsguͤl— 
tige Ehe zu begruͤnden. Die Befugniß der reichsunmit— 
telbaren Erlauchten, Gewiſſensehen mit voller Rechtswir— 
kung zu ſchlieſſen, ward von keinem Rechtslehrer wider— 
ſprochen, vielmehr von denen, welche dieſes Gegenſtandes 
in Schriften erwaͤhnen, ausdruͤcklich anerkannt und gerecht— 
fertigt ); auch von ſolchen, die bei Privatperſonen zu 


1) Die anglikaniſche Kirche, zu welcher der Herzog von Suſſex 
ſich bekennt, unterſcheidet ſich in den weſentlichen Glaubenslehren 
nicht von der evangeliſchen oder proteftantifchen Kirche nach dem 
Glaubensbekenntniß der Reformirten; daher gehörten in dem Teut— 
ſchen Reich die der anglikaniſchen Kirche zugethanen Mitglieder des 
Hauſes Braunſchweig zu den Evangelifchen. 

2 


2) «Solemnia, quae privatorum nuptiis praeseripta sunt, in illus- 
strium connubiis non requiruntur, ut ad ea contrahenda, nec 
proclamatione opus sit, nee copula sacerdotalis re- 
quiratury. Gribner, principia jurisprudentiae privatae il- 
lustris (edit. 1745), p. 71. et 42. — «Prineipes magis ex li- 
beravoluntate, se huie ritui (benedictioni sacerdotali ) 
subjecerunt, quam ex necessitate jurisy. Stryk, diss. de ju- 
ribus singularibus connubiorum, c. II. $. 11. — «Conscientiae 
matrimonia a subditis, etiam illustribus, in Germania, pariter 
ac Gallia et Anglia, valide possunt contrahi v. De Neumann, 
meditationes juris Principum privati, T. II. tit. 31. $. 390. 
„Talis quidem ritus (benedietio sacerdotalis) in matrimoniis 


8 * 
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einer Gewiſſensehe obrigkeitliche Dispenſation i in der Regel 
für nöthig erachten ). 

Auch war eine beſondere weltliche Form oder Feier 
lichkeit fuͤr den ohne kirchliche Ceremonie geſchloſſenen 
Ehevertrag, durch das gemeine Reichsrecht nicht verordnet. 
„Der Fuͤrſten und groſſer Herren heimliche Ehe “, ſagte 
Doctor Luther I, „iſt eine rechte Ehe für Gott, ob 
ſie wohl ohne alle Gepraͤnge und Herrlichkeit zugehet «, 

Sich deſſen bewußt, erklaͤrte Herzog Johann Adolph J. 
von SachſenWeiſſenfels, in dem Heurathsbrief 9 für 


summorum Principum absolute necessarius non est, sed ea- 
dem per solum interpositum consensum, unico momento, 
plene perfici possuntv. Ibid. $. 147. «Unde et sequitur, 
eos istis ceremoniis et solemnitatibus, quas subditi observare 
jubentur, plane non teneri». Ibid. F. 149 et 200.— «Licet 
protestantiei Principes matrimonia sua per copulam sacerdo- 
talem firmare soleant, eam tamen mere ex libero arbi- 
trio, et ut bonam ac laudabilem consuetudinem, tantum pro 
forma matrimonii externa accidentali, et testimonii cujus- 
dam publiei loco ex rationibus decori adhibent, neutiq uam 
autem quasi ad matrimonii substantiam pertine- 
ret, etexintentione obligationem tam duram in- 
ducendi, ut neglecta hac copula matrimonium nullum, et 
liberi inde progeniti sint illegitimi; eo minus ergo con- 
suetudo aliqua obligatoria obtendi potest, quo certius est, 
quod ad inducendam consuetudinem praeter legem requiran- 
tur actus ex opinione obligationis gesti, conf. Hartleben, 
in medit. ad Pandect. Spec. XI. med. 8». Schloer, in der 
oben $. 49 angef. diss. $. 18. p. 37. Felt manu, tr. de impari 
matrimonio, P. I. c. 3. n. 434. R. F. Sahme, diss, de ma- 
trimonio legitimo absque benedictione sacerdotali, $. 13. 8g. 
Robert, a. a. O., Abth. III, $. 10, S. 202 ff. Thibaut's Sy⸗ 
ſtem der Pandekten, Th. I (7. Aufl. 1828), S. 407. 

1) G. L. Boehmer, prine. juris canon., $. 357. Schott, Ehe⸗ 
recht, $. 137, ©. 375. 

2) Luther, in der Vorrede zu feinem Buch von Eheſachen. 

J L. C. v. Hellfeld, Beiträge zum Staatsrechte und der Geſchichte 
von Sachſen, Th. III, S. 228. 
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feine zweite Ehe 1692: „die Vollziehung dieſes chriſt— 
fuͤrſtlichen Ehewerks werde er durch prieſterliche Hand und 
ordentliche Copulation nach ſeinem Gutfinden und nach 
feiner Convenienz zu bewerkſtelligen wiſſen “. 


Es bedurften auch die nichtregierenden Mitglieder 
reichsſtaͤndiſcher Haͤuſer, ſelbſt wenn die Landesgeſetze 
kirchliche Copulation fuͤr nothwendig erklaͤrten, zu ihren 
ohne dieſe eingegangenen Ehen nicht einer Dispenſation 
von Seite des regierenden Herrn, da ſie, als Reichs— 
unmittelbare, fuͤr ihre Perſon weder ſeiner Landeshoheit 
noch den Landesgeſetzen unterworfen waren ($. 25). 


34. 


Welche, in und auſſer Teutſchland, gerichtlich und 
auſſergerichtlich als rechtsgültig und vollwirkend 
anerkannt wurden. 


Die Geſchichte bewahrt eine Reihe von Beiſpielen, 
wo ſeit mehren Jahrhunderten, in und auſſer Teutſch— 
land, von Souverainen, von teutſchen Landesherren 
und andern reichsunmittelbaren Erlauchten, ſelbſt von 
Reichsunmittelbaren von niederem Adel und von andern 
Standesperſonen, Gewiſſensehen geſchloſſen wurden, deren 
Rechtmaͤſigkeit und volle Rechtswirkung fuͤr die Gatten 
und Kinder, gerichtlich und auſſergerichtlich anerkannt ward. 


Alle Koͤnige von England aus dem Hauſe Tudor, 
ſtammten aus einer Gewiſſensehe. Der Vater Hein— 
richs VII., Edmund Tudor, Gemahl der zweiten Erbin 
der Rechte von Lancaſter oder der rothen Roſe, war 
einer von den vier Kindern, welche die Witwe Hein— 
richs V., Catharina von Valois, Tochter Koͤnigs Carl VI. 
von Frankreich, mit Owen Tudor, einem Edelmann aus 
Wallis, in Gewiſſensehe erzeugt hatte ). Heinrich von 


un 


1) Larrey, histoire d’Angleterre, T. I, p. 841. (Koch) Tables 
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Lothringen, Herzog von Bar, vermaͤhlte fih 1599 mit 
Catharina von Valois, Schweſter Koͤnigs Heinrich IV. 
von Frankreich, in Gegenwart dieſes Koͤnigs und in 
deſſen Cabinet, ohne kirchliche Einſegnung ). Koͤnig 
Johann Caſimir von Polen ſchloß eine Gewiſſensehe mit 
Franziska von Mignot, Witwe des franzoͤſiſchen Mar⸗ 
ſchalls de l'Hopital 2). In England vermaͤhlte ſich eine 
Gräfin von Kinſale in Gewiſſensehe mit einem. nicht: 
adelichen Englaͤnder ). 


Der reichsſtaͤndiſche Graf Johann Ludwig der aͤltere 
von Leiningen ⸗Dachsburg-Falkenburg in Guntersblum, 
vermaͤhlte ſich 1664 in Gewiſſensehe mit Amalie Sybille, 
Tochter Wilhelm Wierich's von Daun, Grafen zu Fal⸗— 
kenſtein, Herrn zu Broich ); beide waren evangeliſcher 


genealogiques des maisons souveraines de Europe, tab. 60. 
63. 65. 73. 


1) Hardovin de Perefixe, histoire du Roy Henry-le-Grand, 
ad ann. 1599. p. 291. Jo. Serranus, inventar. historiae Fran- 
ciae; vita Henrici IV., ad ann. 1599. 

2) Lettres galantes, lettre XIX. 

3) De Neumann, I. c. T. II. $. 392. p. 245. 


4) Imhof, notitia S. R. G. I. procerum, T. II. p. 186. Die 
Urkunde, ſehr ähnlich der oben ($. 7) wörtlich angeführten des 
Herzogs von Suſſex, welche der Graf bei Schlieſſung der Ehe 
ſeiner Braut ausſtellte, lautet wie folgt. „Ich bekenne hiermit 
vor Gott, der heiligen Dreifaltigkeit, daß mein bißhero geweſene 
Braut, Amaliam Sybillam, Gräfinn zu Falkenſtein, nehme und 
erkläre vor meine rechte und echte Ehegemahl, auch ehelich mit 
ihr gelebt, daß was davon kommen wird, mein Erb und wahres 
Fleiſch und Blut ſeyn wird, ſie auch nimmermehr verlaſſen will; 
ſo wahr mir Gott hilft und ſein heiliges Evangelium. Heydesheim 
den 20. Aug. 1664. Johann Ludwig, Graf zu Leiningen und 
Dachsburg, Herr zu Aſpermont “. — Ein zweiter Fall, dem un⸗ 
ſerigen ähnlich, wird als rechtsgültig anerkannt von dem Papſt 
Alexander III. in dem Cap. 9. X. de sponsal. et matrimoniis: 
«Ex parte mulieris nobis intimatum est, quod Andreas jura- 

mentum praestitit, quod eam ab eo tempore pro conjuge te- 
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Religion. Ihre Nachkommen aus dieſer Ehe führten 
von jeher und fuͤhren noch heute den graͤflichen Titel und 
den Leiningiſchen Familientitel, nebſt dem Wappen. Ge— 
gen den Widerſpruch eines Agnaten, ward im Jahr 1782 
von dem Reichshofrath durch Richterſpruch die Rechtmaͤ— 
ſigkeit dieſer Gewiſſensehe und ihre vollwirkende Kraft 
ausgeſprochen; es ward den Nachkommen aus derſelben 
die gräfliche Leiningiſche Ebenbürtigfeit oder Standesgleich— 
heit mit ihrem Ahnherrn, und das Succeſſionsrecht in 
den von demſelben hinterlaſſenen Stamm- und Lehnguͤtern 
per unanimia zuerkannt. In zwei folgenden Inſtanzen, 
in denen der Reviſion und Reſtitution, ward dieſes Ur— 
theil in den Jahren 1784 und 1787 beſtaͤtigt ). Eben 
ſo ward für rechtsgültig und vollwirkend für Gattin und 
Kinder, im Jahr 1721 von der JuriſtenFacultaͤt zu 
Helmſtaͤdt die Gewiſſensehe erklaͤrt, welche ein teutſcher 
Reichsfuͤrſt mit der Tochter eines fuͤrſtlichen Raths ge— 
ſchloſſen hatte 2). 


Auch bei nichtreichsſtaͤndiſchen Reichsunmittelbaren er: 
kannte der Reichshofrath die Rechtsguͤltigkeit und volle 
Wirkung ihrer Gewiſſensehen. Es bewaͤhren ſolches Con— 
elufa vom 9. September 1766 und 13. Juni 1768 ), 
welche derſelbe zum Vortheil eines Sohnes erließ, den 
ein Freiherr von Freyberg und Eiſenberg, evangeliſcher 


neret, et ei, sicut uxori suae, ſidem servaret. Ipsa quoque 
eidem Andreae juravit, se illum pro maritum habituram, et 
fidem ei, tanquam viro proprio, servaturam» ete- 


1) Von dieſem Rechtsfall handeln, unter andern, Schloer in der 
(F. 49) angef. Differtation, Moſer, in den Zuſätzen zu feinem 
neueſten teutſchen Staatsrecht, Th. II, ©. 553 ff. und Gerſt⸗ 
lacher, in dem Handbuch der teutſchen Reichsgeſetze, Th. X, S. 
1833 f. 


2) Leyser, Spec. 291. med. 3, et Spec. 298. med. 4. 


3) Abgedruckt in Mader's Sammlung reichsgerichtlicher Erkenntniſſe 
in reichsritterſchaftlichen Angelegenheiten, Bd. XIII, S. 60 ff. 
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Religion, ein Reichsunmittelbarer von niederem Adel, 
Mitglied der Reichsritterſchaft in Schwaben, in Gewiſ— 
ſensehe mit einer Nichtadelichen erzeugt hatte, und der 
nach ſeinem Ableben gebohren war. 


Endlich fehlt es nicht an Beiſpielen, daß Gewiſſens— 
ehen ſogar reichsmittelbarer oder landſaͤſſiger Edelleute, 
von niederem Adel, durch Richterſpruͤche für rechtsguͤltig, 
und die daraus abſtammenden Kinder in aller Hinſicht 
fuͤr rechtmaͤſig erklaͤrt wurden. Es geſchah dieſes um 
die Mitte des ſiebenzehnten Jahrhunderts, in Beziehung 
auf die Ehe eines Johann von Borſtel ), und in den 
Jahren 1755 und 1760 zum Vortheil des Sohnes, 
welchen Johann Wilhelm von Hompeſch und Hermine 
Alexandrine von Calcum, beide reformirter Reiz in 
Gewiſſensehe erzeugt hatten 7). 


$. 33. 
In dem vorliegenden Fall ward die Gewiſſensehe 
geſchloſſen, durch ſchrittlichen, eidlich bekräktigten 


und körperlich vollzogenen Ehevertrag, in untadel- 
hafter Form. 


In dem vorliegenden Fall ward die Gewiſſensehe 
begruͤndet durch ſchriftlichen Ehevertrag und deſſen 
Vollziehung (S. 7), aus welchen die beiderſeitige, 
ſogar eidlich bekraͤftigte, Einwilligung der Contrahenten 
deutlich genug hervorgeht. Die Form dieſes, beiderſeits 
eigenhaͤndig geſchriebenen Vertrags iſt zu Recht beſtaͤndig, 
da eine beſondere geſetzliche Vorſchrift fuͤr die Form die— 
fer Art von Verträgen unter Nichtkatholiken, in dem 
Kirchenſtaat, wo der Vertrag geſchloſſen ward, eben ſo 


1) Mevius, deeisiones, P. II. dec. 81 


2) De Cramer, obserrationes juris universi, T. II. obs. 514. 
et 515. 
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wenig beftand, als in dem Teutſchen Reich für Gewiſſens— 
ehen von Erlauchten. 


Vielleicht moͤchte Zweifel daruͤber erhoben werden, 
ob ſchon in dieſem ſchriftlichen Vertrag der wirkliche 
Eheconſens erklaͤrt worden ſey, weil darin die Willens— 
erklaͤrung in der Form des Futurums ausgedruckt iſt. 
Allein der beiderſeitige feſte Wille, den Ehevertrag ſchon 
in derſelben Urkunde unwiderruflich zu ſchließen, erhellet 
deutlich genug nicht nur aus dem kraftvollen Wortlaut 
und dem Zuſammenhang, ſondern auch aus der binzuge 
fuͤgten Eidesclauſel. 


Selbſt der leiſeſte Zweifel hieran, etwa geäuffert durd) 
den Einwurf, das Futurum bezeichne nicht die gegen: 
waͤrtige Vollendung des Ehevertrags, ſondern es verweiſe 
vorbehaltend auf deſſen kuͤnftige koͤrperliche Vollziehung ), 
würde ſofort beſeitigt werden, theils durch des Herzogs 
eigenhaͤndige Verſicherung in derſelben Urkunde, daß die 
Ehe zu Rom am 4. April 1793 vollzogen worden ſey ) 
(§. 7), theils durch die an demſelben Tage zu Rom 
hinzugekommene kirchliche Trauung (§. S u. 27), und durch 
die abermalige Trauung zu London am 5. December 
1793 (S. 10 u. 28). 


1) «Verbis forsan temporis futuri usos esse, non ad vinculum 
conjugii perficiendum, sed ad consummationem designandam v. 
Ulr. Huber, I. c. ib. II. c. 8. pag. 111. Auch ohne verba de 
praesenti, kann ſelbſt nach dem canoniſchen Recht die Ehe zu 
Stande kommen, wenn nur die Erklärung des Eheconſenſes in 
irgend einer Form vorhanden iſt. K. F. Eichhorn, Grundſätze 
des Eherechts, Bd. II, S. 310 f. 

Schon bei bloß Verlobten verwandelt die hinzukommende Geſchlecht— 
verbindung ihr Verhältniß in Ehe, indem dieſe Handlung geſetzlich 
für ſtillſchweigende Erklärung gilt, den Brautſtand in Eheſtand zu 
verwandeln. Cap. 30. X. de sponsal. 


2 
— 
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S. 56. 


Der Alangel vorausgehender väterlicher Einwilligung 
war kein vernichtendes Ehehindernifs. 


Ohne rechtliche Wirkung wäre der Einwurf, daß in 
dem vorliegenden Falle, auf der Seite des Gemahls, 
vorausgehende vaͤterliche Einwilligung in die Ehe gefehlt 
habe, und darum dieſe nichtig ſey. 

Der Mangel dieſer Einwilligung war, nach dem 
teutſchen Reichsrecht, kein vernichtendes oder trennendes 
Ehehinderniß (impedimentum matrimonii dirimens), 
am wenigſten bei reichsunmittelbaren Erlauchten. Dafuͤr 
ſpricht die Natur der teutſchen vaͤterlichen Gewalt, es 
war verordnet durch ein Reichsgeſetz, und das Gegentheil 
ausſprechende Landesgeſetze waren nicht anwendbar auf 
Erlauchte. Aber auch abgeſehen von dem Allen, war in 
gegenwaͤrtigem Fall nicht nur die Ehe für von Vaterſeite, 
durch ſtillſchweigend nachgefolgte Einwilligung, genehmigt 
zu achten, ſondern es war auch das vaͤterliche Wider— 
ſpruchrecht durch Praͤcluſion erloſchen. Dieſes Alles 
wird nachſtehende Ausführung bewähren. 


F. 37. 
& · 
Nach der Uatur der teutſchen väterlichen Gewalt, 
zumal bei Erlauchten. 


Auch nach der Aufnahme des roͤmiſchen Rechts in 
Teutſchland, als eines ſubſidiariſchen oder Hülfrechts, 
bildete in dem Reichsrecht das Vernunftrecht die Grund— 
lage der vaͤterlichen, oder vielmehr elterlichen Gewalt 
(potestas parentalis). Nach wie vor jener Aufnahme, 
hatte auch die Mutter Theil daran zu nehmen, nur ein— 
zelne Beſtimmungen jenes fremden Rechts wurden dem 
Gerichtsgebrauch oder Landesgeſetzen beigemiſcht ), und 


3) G. A. Renz, diss. mixtura juris romani et germaniei in ma- 
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nirgend ig auffallende, zum Theil grauſame Strenge 
der roͤmiſchen patria potestas Eingang). Mehr ward 
der vaͤterlichen Gewalt nicht eingeraͤumt, als was aus 
ihrer natürlichen Beſtimmung, aus ihrem Grund und 
Zweck, nothwendig folgte; mehr nicht ſollte und durfte 
ſie ſeyn, als unentbehrliches Mittel zu Erfuͤllung der den 
Eltern von der Natur aufgelegten Erziehungs- und Ver— 
tretungspflicht. Die geſetzgebende Klugheit folgte dem 
naturrechtlichen Gebot, der väterlichen Gewalt nur fo viel 
einzuräumen, als zu nuͤtzlicher Menſchen- und Bürger: 
bildung, zu Aufrechthaltung der allgemeinen Pflichten der 
Natur und der beſondern buͤrgerlichen Pflichten noͤthig iſt ). 


Was das Reichsrecht in dieſer Hinſicht fuͤr Privat— 
perſonen feſtſetzte, das galt um ſo viel mehr fuͤr die 
reichsunmittelbaren Erlauchten (Illustres imme 
diatos), deren höheres und aͤuſſerlich gebildeteres Stan— 
desverhaͤltniß, als Mitglieder reichsſtaͤndiſcher Regenten— 
haͤuſer, eine liberalere Behandlung gebot. Dem zufolge 
waltete bei ihnen, in Hinſicht auf Umfang und Ende 
der vaͤterlichen Gewalt, vorzugweiſe das naturrechtliche 


teria patriae potestatis (Tubing. 1735. rec. Halae s. a. 4.), th. 
6. sqq. Leyser, meditationes ad Pandectas, Spec. 291. med. 3. 
Riccius, spicilegium juris germ. priv., $. 295. p. 431. De 
Selchow, elem. juris germ. privati, $. 489. Runde, Grund— 
ſätze des allgemeinen teutſchen Privatrechts, §. 614. K. F. Eich 
horn, Einleitung in das deutſche Privatrecht, §. 315. 

1) Chr. Thomasius, diss, de usu practico tituli Institutionun 
de patria potestate (Hal. 1712. 4.), cap. 2. per tot. F. A. 
Hommel, de usu hodierno patriae potestatis romanae in fo 
ris Germaniae. Lips. 1732. 4. Renz, diss. cit., th. 11. et 12 
Vergl. Montesquieu, de Tesprit des lois, liv. 5, ch. 7. 


2) H. E. v. Globig, über die Gründe und Grenzen der väterlichen 
Gewalt, S. 84 ff. u. 110 ff. Thomasius, diss. cit., c. 2. 
§. 14. 
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Verhaͤltniß vor), und waren Die drangen fen 
des roͤmiſchen Rechts in der Regel nicht endbar ). 
Im Verhältniß zu der Perſon des Zoͤglings, trat die 
vaͤterliche Gewalt, wenn Hausgeſetze nicht Anderes feſt— 
ſetzten, mit der allmaͤhlig ſich entwickelnden Mündigkeit, 
das heißt der Faͤhigkeit ſeine Zwecke nach eigener Einſicht 
zu verfolgen, bei den einzelnen Rechten nach und nach 
in engere Schranken zuruͤck, wie der Zoͤgling ſtufenweiſe, 
neben der noͤthigen phyſiſchen Kraft, intellectuelle Faͤhig⸗ 
keit erlangte, dieſe einzelnen Rechte ſelbſt zu verwalten, 
mithin sui juris zu ſeyn ). So, zum Beiſpiel, in der 
Wahl eines kirchlichen Religionsbekenntniſſes und eines 
Ehegatten ). 


$. 38. 
Und in Folge eines KReichsgeſetzes. 


Was insbeſondere die elterliche, vorzugweiſe die vaͤter— 
liche Einwilligung in die Verlobung und Vermaͤhlung 
der Kinder betrifft, ſo war nach dem Reichsrecht dieſelbe 
bei mannbaren Kindern, zumal ſolchen, die (wie im vor— 
liegenden Fall) das Alter der vollen Pubertaͤt, das vol— 
lendete achtzehnte Jahr, alſo vorlaͤngſt ſchon die Ehe— 


1) M. G. Gribner, principia jurisprudentiae privatae illus- 
tris (edit. 1745), lib. I. c. 4. F. 1. p. 99. sqq. De Sel- 
c how, elementa juris publiei S. R. Imperii hodierni, T. II. 
$. 567. 

2) M. G. Gribner, diss, de praejudicio principum imperii ex 
abusu juris Justinianei (Viteb. 1715.), cap. 2. $. 6.; auch in 
deſſen Opusculis, T. I, Sect. 5. p. 165. 

3) Gribner, principia cit., $. 5. p- 115. 117. et 119. Man ver⸗ 
gleiche Grotius, de jure belli et pacis, lib. V. c. 5. $. 2. 
Pufendorf, de jure naturae et gentium, lib. VL c. 2. K. 
7. SQ: 

4) Gribner, diss. cit., C. 2. C. 8. 
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mündigkeit (aetas major nuptialis) erlangt hatten, nicht 
in ſolchem Grad geſetzlich nothwendig, daß eine ohne die— 
ſelbe geſchehene, durch kirchliche Trauung, oder auch durch 
Geſchlechtverbindung bekraͤftigte Vermaͤhlung ), wenn gleich 
die kindliche Pflicht der Ehrerbietung dadurch verletzt wird, 
darum doch durch Richterſpruch für nichtig hätte erklärt 
oder getrennt werden koͤnnen )); wie denn auch die Mino- 
rennitaͤ an ſich ſchon kein Ehehinderniß war ). 


„ 

1) Chr. Thomasius, diss. de validitate conjugii invitis paren- 
tibus contracti, et per benedictionem sacerdotis depositi con- 
summati. Lips. 1689. auctior Hal. et Lips. 1724. 4. Car pz ov, 
jurisprudentia ecclesiastica seu consistorialis, lib. II. def. 60. 
Bruckner, deeisiones juris matrimonialis, c. 2. $. 81. sqgq- 
p. 89. sqq . Leyser, I. c., Spec. 291. med. 2. et 3. G. L. 
Boehmer, prine. juris can. $. 369 et 383. Schnaubert's 
Grundſätze des Kirchenrechts, §. 229. 


2) Runde, a. a. O., F. 564. Danz, Handbuch des heutigen deut: 
ſchen Privatrechts, Bd. VI, §. 564, Num. IV u. V. — Ueber⸗ 
haupt iſt das Widerſpruchrecht der Eltern bei Verheurathung ihrer 
Kinder ſehr beſchränkt. G. L. Boehmer, diss. de necessario 
parentum consensu in nuptiis liberorum, cap. 4. $. 50 et 60.; 
in deſſen Electis juris civilis, T. I. p. 725. sqd. Ebendeſſel⸗ 
ben principia juris canon., $. 368. Huber, de jure eivitatis, 
lib. II. c. 3. §. 10. 

3) In Hinſicht auf das Alter der Heurathenden, forderte in Teutſch— 
land das gemeine Recht bloß Mündigkeit (pubertas), nicht 
Volljährigkeit oder Majorennität. pr. I. de nuptiis, L. 24. C. 
de nuptiis. Cap. 3. X. de desponsatione impuberum. Brou- 
wer, de jure connubiorum, lib. II. c. 3. (edit. 2.) p. 352. 
sqd. Glück, Erläuterung der Pandecten, Th. XXIII, S. 1208, 
S. 142. F. L. Haſſe, das Güterrecht der Ehegatten nach röm. 
Recht (Berl. 1824. 8.), §. 11, Num. 1. G. L. Boehmer, 
prine. juris canonici, $. 346. Pufendorf, obs. juris uni- 
versi, T. III. obs. 43. et 44. — Vorzüglich gilt dieſes von den Ehen 
der Erlauchten. Gribner, jurisprudentia privata illustris, p. 45. 
Auch ehe für Hannover die Kurwürde erlangt, und hiedurch da— 
ſelbſt, in Hinſicht auf die Kurlande und Kurwürde, die Vorſchrift 
der Goldenen Bulle (VII. 4.) anwendbar geworden war, hatten 
in dem Hauſe Braunſchweig einzelne Beſtimmungen (Moſer, 
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Ausdrücklich verordnete ein allgemeines Reichsgeſetz ), 
wie folgt: Darumb weil der (Sic) Vaͤterliche Gewalt dieſer 


teutſches Staatsrecht, Th. XVII, S. 358 ff.) bei Regierungsnach⸗ 
folgern ſogar das regierungsfähige Alter auf das vollendete 
achtzehnte Jahr geſetzt, welchem aber die Praxis meiſt nicht folgte. 
Ob daſſelbe als allgemeine und feſte Hausbeſtimmung anzunehmen 
ſey, war ſchon ehehin ſehr beſtritten (Moſer, a. a. O., Th. XVIII, 
S. 398 ff.), und unlängſt wieder in den Jahren 1826 bis 1830, 
in Beziehung auf die Succeſſion des Herzogs Carl von Braun⸗ 
ſchweig. Klüber, öffentliches Recht des Teutſchen Bundes (3. 
Aufl.), §. 247, Note a. Auf Mündigkeit und Volljährigkeit der 
Mitglieder des Hauſes überhaupt, bezogen ſich jene Beſtimmungen 
nicht. — Das engliſche gemeine Recht ſetzt das heurathfähige Alter 
bei Mannsperſonen auf das vollendete vierzehnte Jahr, bei Frauen 
auf das zurückgelegte zwölfte. Blackstone’s Commentaries etc., 
Book I, ch. 15, f. 1, n. 2, p. 435. So auch das gemeine Recht 
in Irland. In Schottland gilt die oben angeführte Regel des 
canoniſchen Rechts. Dillon, in der angef. Schrift: The Case of 
the Children of H. R. H. the Duke of Sussex, p. 10. 


1) Das kaiſerliche Edict vom 30. Juni 1548, Tit. 21, $. 9; in der 
Neuen Sammlung der Reichsabſchiede, Th. II, S. 564. — Dieſes 
Edict hatte die Kraft eines allgemeinen Reichsgeſetzes; denn es 
ward von dem Kaiſer auf „Bitte, Rathſchlag und Heimſtellung“ 
der auf dem Reichstag zu Augsburg verſammelten katholiſchen und 
evangeliſchen Reichsſtände erlaſſen, und auf demſelben Reichstag 
publicirt. Man ſehe die go. 4, 5 und 6 d inleitung, und den 
F. 26 des Titels XVI des genannten Edictes, in der angef. Neuen 
Sammlung, Th. II, S. 550, 551 und 574; ſodann den augsbur⸗ 
ger Reichsabſchied von demſelben Tag und Jahr, §§. 7, 8, 9, 10 
14 und 15, in der angef. Neuen Sammlung, Th. II, S. 529 — 
531. Ueberſehen ward dieſes in der oben angef. Böhmeriſchen 
Diss. de necessario parentum consensu etc., cap. 4. $. 63. Da⸗ 
gegen nahm der Canzler von Ludewig keinen Anſtand, das ange: 
führte kaiſerliche Edict, wegen feiner weſentlichen Entſtehungsart, 
für einen Reichsabſchied zu erklären. Jo. Pet. a Ludewig, diss. 
differentiae juris romani et germanici in connubiali imperio 
consensuque parentum (Halae 1721. 4.) cap. 8. F. 6. p. 39. 
Auch war die oben angegebene einzelne Beſtimmung deſſelben für 
eine nur vorübergehende darum nicht zu achten, weil dieſelbe nicht 
durch eine Verſchiedenheit von Glaubenslehren zwiſchen den Katho— 
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Vereinigung deß Eheſtands von Rechtswegen weichen 
muß, ſoll man die nicht hoͤren, die zu unſern Zeiten 
wollen, daß die Ehe oder verſprochene Heirath, wiederum 
zertrennt werden, und nicht gelten ſollen, wo der Eltern 
Bewilligung nicht darbey iſt ,. 


Dieſe reichsgeſetzliche Verordnung ſtimmt uͤberein mit 
Beſtimmungen des canoniſchen Rechts, welches in der 
Zeit, wo die hier in Rede ſtehende Ehe geſchloſſen ward, 
als damals geltendes gemeines Reichsrecht, auf dieſelbe 
5 anzuwenden iſt. Sie beruht auf denſelben na— 

rechtlichen) Grundſaͤtzen, nach welchen ſchon im Jahr 
1181 Papſt Lucius III. entſchieden hatte ), und welche, 
faſt fünf Jahrhunderte ſpaͤter, das Tridentiniſche Conci— 
lium kirchengeſetzlich feſtſtellte, indem es, den Mangel 
der elterlichen Einwilligung als ein nur aufſchiebendes 
Ehehinderniß (impedimentum matrimonii impediens) 
betrachtend, den Eltern die Befugniß abſprach, die ohne 
ihr Vorwiſſen und gegen ihre Einwilligung geſchloſſenen 
Ehen ihrer Kinder anzufechten und fuͤr kirchlich unrecht— 
maͤſig (matrimonia irrita) erflären zu laſſen ). 


Denſelben Grundſaͤtzen pflichtete Doctor Luther bei, 


liſchen und Evangeliſchen bedingt war, wofür andere Beſtimmungen 
deſſelben Edictes als nur einſtweilige gegeben wurden. 


1) Grotius, I. c. lib. II. c. 5. $. 10. Pufendorf, de officio 
hominis et civis, lib. II. c. 3. $. 10. ibique Titius, obs. 523. 
p- 346. 

2) C. 6. X. de raptoribus. So auch im J. 1201 Alexander III. in 
c. 6. X. de conditionibus appositis ete. Vergl. van Espen, 
jus ecelesiast. universum, P. I. Sect. 1. tit. 12. c. 4. $. 30. 


3) Concilium Tridentinum, Sess. XXIV. de reformatione matri- 
monii, c. 1. in Gärtner's corp. juris ecelesiastici Catholicor., 
Tom. I. p. 307% Van Espen, I. c. $. 19. G. L. Boehmer, 
prine. juris canon. $. 368. Ebendeſſelben oben angef. Diss. 
de necesario parentum consensu ete., e. 3. $. 52. Eichhorn, 
a. a. O., Bd. II, S. 303 f. 
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mit folgenden Worten ): „Die, fo durch heimlich Ver— 
löbniß, wider der Eltern Willen in der Ehe ſitzen, ſeynd 
nicht zu trennen. Sie ſollen aber Gott um Gnade bit⸗ 
ten /. Und die Schmalcaldiſchen Artikel erklaͤren für un 
gültig, nur die „mit Betrug ohne der Eltern Vorwiſ— 
fen und Bewilligung eingegangenen Ehen 9. 


Was in der angezeigten Art, uͤbereinſtimmend mit 
dem Vernunftrecht, ein Reichsgeſetz allgemein, mithin für 
Jedermann verordnet, was Das ältere und neuere cano— 
niſche Recht ſanctionirt hatte, was in den teutſchen 
richtsbrauch übergegangen war ), das mußte um fo 
mehr bei Verlobungen und Vermaͤhlungen von Erlauch— 
ten gelten ), in Folge ihres oben ſchon dargeſtellten hoͤ— 
heren und freieren Standesverhaͤltniſſes. 


Mit Recht erklaͤrte daher im Jahr 1721 die Juriſten⸗ 
Facultaͤt zu Helmſtaͤdt in dem oben ſchon erwaͤhnten Fall, 
wo ein teutſcher Reichsfuͤrſt ohne Einwilligung ſeines 
Vaters mit der Tochter eines fuͤrſtlichen Raths ſich ver— 
lobt und einen Sohn gezeugt, nachher auch kirchlich ſich 
mit ihr hatte trauen laſſen, gegen den das Succeſſions— 
recht dieſes Sohnes widerſprechenden Agnaten, wie folgt 9: 
„Das natuͤrliche Recht, welches hier ſonderlich in Be— 
tracht komme, annullire die von einem (auch in väter: 
licher Gewalt ten) Sohn ohne des Vaters Willen 


1) D. Mart. Luther's deutſche Bücher und Schriften (Altenb. 1661. 
Fol.), Th. III, S. 376. 

2) Schmalcaldiſche Artikel: von der Biſchöfe Gewalt und Jurisdiction; 
in dem chriſtlichen Concordienbuch, S. 346. Nicht gewürdigt 
ſcheinen die als Beſchränkung daſelbſt ſtehenden Worte „mit Be— 
trug“ zu ſeyn, in K. F. Eichhorn's Grundſätzen des Kirchen— 
rechts, Bd. II, S. 318. 

3) Man ſehe die oben $. 57, Note 1, angeführten Schriften. 

4) Gribner, diss. cit., cap. 2. $. 8. 


5) Leyser, Spec. 291. med. 3. 
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geſchloſſene Ehe nicht; ferner werde, auch nach dem car 
noniſchen Recht, ein ohne der Eltern Bewilligung ge— 
ſchloſſenes heimliches Eheverloͤbniß durch den dazu kom— 
menden concubitum gültig und zu einer rechtmaͤſigen 
Ehe; daher ſey das von dem Fuͤrſten Aurelius mit Aus 
guſta geſchloſſene Eheverbuͤndniß auch vor dazu gekomme— 
ner prieſterlicher Trauung fuͤr guͤltig, und die Ehe fuͤr 
rechtmaͤſig zu achten”. 


8. 39. 


Das Gegentheil ausſprechende Landesgeſetze waren 
nicht anwendbar auf Erlauchte. 


Zwar ſprach in etlichen unter dem Teutſchen Reich 
begriffenen Laͤndern ein Landesgeſetz den Eltern die Ber 
fugniß zu, die Rechtsguͤltigkeit der ohne ihre Einwilligung 
geſchloſſenen Ehen vor dem Richter anzufechten, oder 
daraus eine Enterbungsurſache herzuleiten ). Ja, eine 
kurbraunſchweigiſche Verordnung für das Fuͤrſtenthum Ca— 
lenberg vom 16. Jaͤnner 1733 °) geht fo weit, daß ſie 
die ohne elterliche Einwilligung geſchehene Verlobung fuͤr 
nichtig, und die Eltern fuͤr befugt erklaͤrt, ſelbſt wenn 
kirchliche Trauung hinzugekommen waͤre, die Ehe durch 
Richterſpruch für nichtig erklaͤren zu laſſen. 

Allein ſolche partikulaͤre oder Landesgeſetze find nicht 
anwendbar auf Ehen der reichsunmittelbaren Erlauchten, 
weil dieſe für ihre Perſon nicht Unterthanen eines Lan⸗ 


1) De Selchow, elem. juris germ. privati, $. 416. Runde, a. 
a. O., §. 564. J. A. Hofmann, Handbuch des teutſchen Ehe— 
rechts, $. 45 ff. 

2) Dieſe EheverlöbnißConſtitution ſteht in den Chur-Braunſchweig⸗ 
Lüneburgiſchen Landesordnungen und Geſetzen, Th. I, S. 940, 
und in F. C. Willich's Chur-Braunſchweig-Lüneburgiſchen Lan— 
desgeſetzen und Verordnungen, in einen Auszug gebracht, Th. I, 
S. 649. 

Kluüͤber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 9 
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desherrn, namentlich nicht des regierenden Herrn ihres 
Hauſes, nicht ſeiner Geſetzgebung und Gerichtbarkeit, 
uberhaupt nicht im ganzen Teutſchen Reich irgend einer 
Landeshoheit oder Landesgeſetzgebung unterworfen waren, 
wie oben (§§. 21, 22 und 25) nachgewieſen iſt. 


S 60. 


Aber auch abgefehen von dem Allen, war nicht nur 

die Ehe für von Vaterſeite ſtillſchweigend genehmigt 

zu achten, ſondern auch das väterliche Widerfpruch- 
recht durch Präcluſion erloſchen. 


Waͤre aber auch, was hier keineswegs Statt haben 
kann, das angeführte kurbraunſchweigiſche Landesgeſetz 
auf den Herzog ven Suſſex, als kurbraunſchweigiſchen 
Prinzen, und auf deſſen mit Lady Auguſta Murray ge: 
ſchloſſene Ehe an ſich anwendbar geweſen, oder haͤtte ſo— 
gar nach dem Reichsrecht eine kirchlich und koͤrperlich 
vollzogene Ehe auf des Vaters Verlangen, wegen erman— 
gelnder vaͤterlicher Einwilligung, durch Richterſpruch fur 
nichtig erflärt oder getrennt werden koͤnnen, jo würde die 
Ehe des Herzogs nichtsdeſtoweniger, auch in Hinſicht 
auf vaͤterliche Einwilligung, als rechtsguͤltig und als voll— 
wirkend fur die Gatten und Kinder beſtehen muͤſſen. 


Denn es iſt dieſelbe von dem Herrn Vater des Her— 
zogs, in ſeiner teutſchen, ſowohl vaͤterlichen, als auch 
kurbraunſchweigiſchen oder koͤniglich-hannoveriſchen, landes— 
und ſtammherrlichen Eigenſchaft, bis an ſeinen im Jahr 
1820 erfolgten Tod nie angefochten worden. Es iſt 
alſo dieſelbe, ſchon wegen der durch das dreimalige kirch— 
liche Aufgebot zu London ($$. 10 und 28) öffentlich er⸗ 
laſſenen Aufforderung, dieſer nach den Geſetzen des Orts 
der Trauung beobachteten Foͤrmlichkeit, für ſtillſchweigend 
durch nachfolgende vaͤterliche Einwilligung genehmigt zu 
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achten ). Eine ſolche Ratihabitation wirkt auf den An: 
fang der Ehe dergeſtalt zuruck, als ob dieſelbe gleich an 
fangs mit des Vaters Einwilligung waͤre geſchloſſe en 
worden 7). 


Es haͤtte ſogar die Ehe des Herzogs von deſſen 
Herrn Vater in Teutſchland mit Rechtsbeſtand nicht an— 
gefochten werden koͤnnen; nicht nur weil das erwaͤhnte 
öffentliche kirchliche Aufgebot die Praͤcluſion zur Folge 
hatte, und durch dieſe das vaͤterliche Widerſpruchrecht, 
wenn ein ſolches in substrato Statt gehabt hätte, erlo— 
ſchen war ), ſondern auch darum, weil der Widerſpruch, 
ſelbſt vor Vollziehung der Ehe, nicht nach Willkuhr, ſon— 
dern nur aus Gruͤnden welche das richterliche Ermeſſen 
für rechtsgültig erklaͤrt, geltend gemacht werden kann ). 
An Gründen der letzten Art möchte es aber in dem vor— 
liegenden Fall, allem Anſehen nach, gefehlt haben; we— 
nigſtens haͤtte das Standesverhaͤltniß der Gemahlin dafur 
nicht gelten koͤnnen, wie unten gezeigt wird. 


1) Pufendorf, I. e., T. III. obs. 43. Car pzo v, I. e., lib. 2. 
def. 42. J. H. Boehmer, jus ececlesiasticum Protestantium, 
T. III. lib. 4. tit. 2. $. 17. pag. 1249. G. L. Boehmer, diss. 
cit., cap. 4: §. 58. Huber, praelectiones juris civilis (edit. 
4. Francof. et Lips. 1740. 4-), T. I. p. 16. sd. T. III. p. 1170. 
sq. Leys er, I. e. Spec. 291. med. 4. et 5. J. P. a Lu de- 
wig, diss. cit., cap. 7. §. 3. J. H. G. v. Juſti, von denen 
Ehen, die an und vor ſich ſelbſt ungültig oder nichtig ſind (Leipz 
1757. 4.), Hauptſt. IV, §. 117, S. 188. K. F. Eichhorn, a. a. 
O., Bd. II, S. 360 u. 313. 

2) Leyser, I. c. Glück, a. a. O., Th. XXIII, S. 52. 

3) Glück, a. a. O., Th. XXIII, $. 1196, S. 5 

4) J. H. Boehmer, 1. c. T. III. lib. IV. tit. 2. §. 18. p. 1250. 
G. L. Boehmer, princ. juris can. F. 370. Hofacker, prince. 
juris eivilis, T. I. $. 377. p. 207. Schott, Eherecht, $. 94. Wieſe, 
Handbuch des gemeinen in Teutſchland üblichen Kirchenrechts, 
F. 418 f., S. 385 ff. v. Bülow und Hagemann, practiſche Er: 
örterungen, Bd. IV, Erört. 64. Kind, quaestiones orenses, 
I. e. 82. 

9 * 
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Könnte aber nach dieſem Allen noch irgend ein Zweifel 
übrig bleiben, fo würde dennoch für die Rechtsbeſtaͤn— 
digkeit der Ehe, als eines durch die natuͤrlichen und po— 
ſitiven Geſetze hoͤchſt beguͤnſtigten Inſtituts (causa favo- 
rabilis) zu ſprechen ſeyn Y). 


g. 61. 


Weder das Grofsbritannifche Statut von 1772 noch 
der Ausſpruch des Londoner erzbiſchöklichen Gerichts 
von 1794, wirken vernichtend aut die Ehe, in Ab- 
ſicht auf die Hannoveriſchen Rechtsverhältniſſe des 
Herzogs, ſeiner Gemahlin und Kinder. 


Unwirkſam fuͤr die rechtliche Beurtheilung des Falles 
in Hinſicht auf das Koͤnigreich Hannover und das dor— 
tige Regentenhaus, iſt ſowohl das Großbritanniſche Sta 
tut von 1772, als auch der Ausſpruch des Londoner 
erzbiſchoͤflichen Gerichts von 1794. 


Unbeſtritten, vielmehr als guͤltig und geltend iſt all— 
gemein, in der Rechtstheorie und Praxis, anerkannt der 
Rechtsgrundſatz, daß, in Folge der politiſchen Unabhaͤn— 
gigkeit der Staaten, die Wirkſamkeit der Staatsgewalt 
beſchraͤnkt iſt auf das eigene Staatsgebiet. Darum ha— 
ben geſetzliche Beſtimmungen irgend eines Staates, in 
einem andern von demſelben unabhaͤngigen Staatsgebiet 
in der Regel keine verbindende Kraft 7), und find dort 
ergangene Richterſpruͤche nicht auch hier executoriſch ). 


Da nun das Statut von 1772 (S. 12) ein Groß⸗ 
britanniſches Staatsgeſetz, alſo für einen fremden Staat 


1) Cap. 26. X. de sent. et re judie. Schweppe, römiſches Pri⸗ 
vatrecht, Bd. II, $. 614. 
2) Klüber, droit des gens moderne de l’Europe, $. 54 et suiv. 
3) Ebendaſelbſt, §. 59. 
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errichtet iſt, jo kann es ſchon darum in Hannover nicht 
die Kraft oder Eigenſchaft eines inlaͤndiſchen Staatsge— 
ſetzes, und eben ſo wenig diejenige eines Haus- oder 
Familiengeſetzes haben, zu deſſen allgemein rechtsguͤltiger 
Errichtung ohnehin daſelbſt die Einwilligung aller leben— 
den Familienglieder erforderlich geweſen waͤre. 


Wer das Gegentheil vertheidigen wollte, wuͤrde von 
der widerſinnigen Behauptung ausgehen, das brittiſche 
Parlament ſey berechtigt geweſen, für das Kurfuͤrſten⸗ 
thum Hannover und deſſen Regentenhaus ein Statut zu 
errichten, welches dort der Kurfuͤrſt (in Großbritannien 
und Irland König) Georg III. ſelbſt, ſey es als Staat: 
oberhaupt oder als Stammhaupt, einſeitig zu errichten 
nicht befugt geweſen wäre. Folgen würde ſogar aus fol- 
cher Behauptung, daß in jedem vorkommenden Fall dem 
Koͤnig von Großbritannien, oder beziehungsweiſe dem 
dortigen Parlament, ein entſcheidendes Recht zuſtehe, zu 
Einwilligung oder Nichteinwilligung in der von einem 
Hannoveriſchen landesfuͤrſtlichen Prinzen beabſichtigten Ver; 
maͤhlung. 

Daß aber auch weder der Konig noch das Parla— 
ment eine Anmaßung ſolcher Art ſich zu erlauben gedach— 
ten, erhellet aus den eigenen Worten des Statuts. So— 
wohl in der demſelben vorausgegangenen koͤniglichen Bot— 
ſchaft an das Parlament, als auch in der Parlament— 
Acte, in der Einleitung und in dem erſten Artikel derſel— 
ben, iſt von den Beſtimmungen des Statuts ausdruͤcklich 
ausgenommen „die Nachkommenſchaft der ekoͤniglich-groß— 
britanniſchen) Prinzeſſinnen, welche in auswaͤrtige Fami— 
lien geheurathet haben oder fernerhin heurathen werden “. 


§. 62. 
Fortſetzung. 


Anlangend den Ausſpruch des Londoner erzbiſchöͤf— 
lichen Gerichts von 1794, welcher, einzig auf den Grund 
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des Statuts von 1772, die Ehe des Herzogs von Suſſer 
für nichtig erklaͤrt ($. 13), fo iſt derſelbe, Hannover und 
deſſen Regentenhaus gegenüber, ausgegangen von einem 
auslaͤndiſchen, mithin von einem fur beide incompetenten 
Gericht, und einzig gegruͤndet auf ein auslaͤndiſches, folg⸗ 
lich auf ein für beide nicht obligatoriſches Geſetz. Dem 
oben angefuͤhrten Rechtsgrundſatz zufolge, iſt alſo dieſer 
Ausſpruch in Abſicht auf Hannover und deſſen Regenten⸗ 
haus nicht executoriſch. 


Auch hat weder der Herzog noch deſſen Gemahlin 
eine Rechtskraft deſſelben je anerkannt ($. 14 und 15); 
vielmehr haben beide, nach wie vor, ihre eheliche Ver— 
bindung durch Wort und That, namentlich durch Kinder— 
erzeugung ($. 16), fortgeſetzt, bis ſolche im Jahr 1830 
durch den Tod der Gemahlin geirennt ward. 


Ohnehin war bei den Verhandlungen vor dem erz— 
biſchoͤflichen Gericht, der Herzog fur feine Perſon ganz 
lich ex lite gelaſſen, und iſt darum ſeiner als Partei in 
dem Ausſpruch nicht erwähnte. Nicht wider Ihn, nur 
wider die Gemahlin, hatte der koͤnigliche General Procu— 
rator ſeine Klage gerichtet, weder als Hauptpartei noch 
als Nebenpartei war Er zu der gerichtlichen Verhandlung 
vorgeladen oder unaufgefordert dabei aufgetreten, und 
darum war auch der Ausſpruch namentlich wider Ihn 
nicht gerichtet (§. 13). 

Ohne Einraͤumung ſogar angenommen, die Ehe waͤre 
in England nichtig geweſen, oder dort rechtsverbindlich 
fuͤr beide Theile richterlich getrennt worden, ſo wuͤrde 
dieſes ihre Rechtswirkung in dem damaligen Teutſchen 
Reich und in Hannover im Mindeſten nicht hindern oder 
aufheben, nicht allein wegen der ſchon erwähnten Incom⸗ 
tpetenz des Londoner geiſtlichen Gerichts in dieſen Staa— 
den, ſondern auch wegen des reichsunmittelbaren Standes 
des Herzogs in dem Teutſchen Reich (§. 25), und we 
gen ſeiner erlauchten Familienverhaͤltniſſe in Hannover 


‘ 
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(So. 22 und 29. Es ware dann hier einer von jenen 
nicht ganz ſeltenen Faͤllen wo eine beſtimmte Ehe in dem 
einen Lande gültig, in dem andern ungültig oder nich— 
tig iſt ). 

Als feſte Rechtswahrheit muß ſohin gelten, daß ſowohl 
das Statut von 1772, als auch der Ausſpruch des Lon— 
doner erzbiſchoͤflichen Gerichts von 1794, unwirkſam ſind 
fuͤr Hannover und die Mitglieder ſeines Regentenhauſes, 
daß in dieſer Beziehung weder durch das eine noch durch 
den andern die Rechtsguͤltigkeit und volle Wirkung der 
Ehe des Herzogs von Suſſer mit Lady Auguſta Mur— 
ray, und insbeſondere die Braunſchweigiſchen Familien— 
und Succeſſionsrechte der aus dieſer Ehe abſtammenden 
Nachkommen, weder aufgehalten noch vernichtet werden 
koͤnnen. 

Erlaͤutert und beſtaͤtigt wird dieſe Rechtswahrheit durch 
die neueſte Praxis des Koͤnigreichs Hannover und des 
geſammten Braunſchweigiſchen Regentenhauſes. Feſtgeſetzt 
ward hier, durch das Staats-Grundgeſetz des Koͤnig— 
reichs Hannover vom 26. September 1833 ), Cap. II, 
das Recht und die Ordnung der dortigen Thronfolge, 
ſodann durch ein Hausgeſetz vom 19. und 24. October 
1831 ), einwilligend unterzeichnet auch von den Bruͤdern 


1) Robert, a. a. O., S. 190, Note 211. — Erwägungsgründe wie 
die obigen, veranlaßten im J. 1788 den verewigten Fürſten (bis 
1814 Freiherrn) Hardenberg, k. preuſſiſchen Staatskanzler, die 
Eheſcheidungsklage wider feine erſte Gemahlin, gebohrne Gräfin 
von Reventlow, gleichzeitig in drei verſchiedenen Ländern anzu— 
ſtellen: in Braunſchweig, wo er damals Staatsdiener, in Han— 
nover, wo er begütert, in Copenhagen, weil in Dänemark die 
Gemahlin mit Gütern angeſeſſen war. \ 

2) Amtlich bekannt gemacht durch die Hannoveriſche Geſetzſammlung 
von 1833, und abgedruckt in K. H. L. Pölitz, die europaiſchen 
Verfaſſungen ſeit 1789, Bd. III, S. 371. 

3) Amtlich bekannt gemacht durch die Geſetzſammlungen von Hannover 
und Braunſchweig, 1833. 
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des Königs am 2, und 25. Jaͤnner und 28. Februar 
1832, ein beſtimmtes Aufſichtrecht des regierenden Herrn 
uͤber die Vermaͤhlungen der Prinzen und Prinzeſſinnen 
des Hauſes. Beides geſchah, wie ſich von ſelbſt ver— 
ſteht, ohne ruͤckwirkende Kraft auf frühere Ereigniſſe, 
und ohne Ruͤckſicht und Einfluß auf Großbritanniſche und 
Irlaͤndiſche Beſtimmungen, Rechtsverhaͤltniſſe und Er- 
eigniſſe. 


g 65. 


III) Sogar eine nur vermeinte Ehe würde für die 
aus dieſer Ehe abſtammenden Kinder väterliche 
Ebenbürtigkeit und alle Privat- und Staats- 
Succeſſions-Rechte begründen. 


Wollte und koͤnnte man ſogar, wider Recht und 
Thatbeſtand, behaupten, die Ehe ſey wegen ermangelnder 
vaͤterlicher Einwilligung, oder wegen Mangelhaftigkeit ihrer 
Errichtungsart, an ſich nichtig geweſen; koͤnnte man fer— 
ner annehmen, dieſelbe ſey von dem Londoner erzbiſchoͤf— 
lichen Gericht mit Recht für nichtig erklaͤrt worden, und 
deſſen Ausſpruch ſey, was wider Theorie und Praxis 
ſtreitet, rechtskraͤftig fur des Herzogs Rechtsverhaͤltniſſe 
auch in dem Teutſchen Reich und in Hannover; koͤnnte 
man endlich that- und rechtwidrig einraͤumen, die Ehe 
ſey für ſtillſchweigend durch nachfolgende vaͤterliche Ein— 
willigung genehmigt nicht zu achten, auch ſey das etwaige 
vaͤterliche Widerſpruchrecht durch die Praͤcluſion, welche 
eine rechtliche Folge des dreimaligen kirchlichen Aufgebots 
war, nicht erloſchen: — ſo wuͤrde dieſe Ehe dennoch bis 
zu dem Zeitpunct, wo die Nichtigkeit auſſer Zweifel ge— 
ſetzt worden, als eine vermeinte Ehe (matrimonium 
putativum) gelten muͤſſen, das heißt, als eine an ſich 
nichtige, doch aber von beiden Ehegatten, oder auch 
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nur von Einem derſelben, bona fide für gültig ge 
haltene ). 


Redlich, wie oben ($. 35) nachgewieſen iſt, ſtanden 
der Herzog und Lady Auguſta in der Meinung, daß ſie 
durch ihre gegenſeitige ſchriftliche, eidlich bekraͤftigte, ſpaͤter 
auch koͤrperlich vollzogene Erklaͤrung des Eheconſenſes, 
eine rechtsguͤltige und vollwirkende Ehe geſchloſſen haͤtten. 
Ganz überflüffig wäre, unter den hier vorwaltenden Um— 
ſtaͤnden, fur die bona fides auf Seite der Gemahlin 
auch die imbecillitas sexus geſetzmaͤſig in Anſpruch zu 
nehmen. 


Das teutſche Reichsrecht erkannte, in Gemaͤßheit des 
ſubſidiariſch aufgenommenen roͤmiſchen 2) und canoniſchen “) 
Rechts, die vermeinte Ehe als eine ſolche an, welcher 
alle Rechte einer ganz vollkommenen Ehe zukommen ). 


1) So der Rechtsbegriff des matrimonii putativi oder quasi matri- 
monii. E. C. Westphal, diss, de veris casibus matrimonii 
putativi, F. 3. p. 7. Hommel, epitome juris sacri, p. 252. 
Schott, a. a. O., F. 138. Glück, a. a. O., Th. II, $. 116, 
S. 92. 

2) L. 4. C. de incest. et inutil. nupt. L. 57. $. 1. D. de ritu 
nupt. 

3) Man ſehe die unten angeführten Texte, ausgehend von der Rechts— 
regel, quod bona fides tantundem praestet quantum veritas. 
L. 136. D. de reg. jur. Jo. Nie. Hertius, diss. de matrimonio 
putativo, $. 21. Auch ſprach im Jahr 1740 das Reichskammer— 
gericht für die Rechtmäſigkeit einer vermeinten Ehe, ſelbſt unter 
Katholiſchen; v. Cramer, wetzlariſche Nebenſtunden, Th. XXX, 
S. 107 ff. 

4) J. H. Boehmer, jus eccles. Protestantium, T. IV. lib. 4. tit. 
17. $. 34 — 38. pag. 301. sgq. Reinharth, ad Christinaeum, 
vol. I. obs. 78. et 72. G. L. Böhmer, Rechtsfälle, Bd. I, Abth. 
1, Resp. 22. p. 176. Schott, a. a. O. Glück, a. a. O., u. 
Th. XXIII, §. 1209, S. 153; Th. XXVI, $. 1260, S. 264. 
Schweppe, röm. Privatrecht, Bd. II, $. 614. 
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Auch iſt, in Hinſicht auf die Rechte der Kinder, 
gleichgültig, ob beide Eltern in gutem Glauben waren, 
oder nur einer von ihnen ). Bei jedem von beiden wird 
derſelbe, bis zu erfolgtem ſtrengem Beweis des Gegen— 
theils, rechtlich praͤſumirt 2), und dabei auch ein leichter 
Vermuthungsgrund „in favorem prolis« für zureichend 
erachtet ). 


In Abſicht auf die Kinder, welche aus einer ver— 
meinten Ehe abſtammen, hat dieſe alle Rechtswirkungen, 
welche einer ganz vollkommenen Ehe zukommen ). Da— 
her gelten die Kinder: 1) durchaus fuͤr ehelich ge— 
bohrne oder legitime, und ihrem Vater ebenbürtige ); 


1) Cap. 2. et 14. qui filii sint legitimi. Hertius, I. e., $. 22. p. 
42. Schott und Glück, a. a. O. 


2) Westphal, diss. cit. $. 23. 


3) Cap. 14. X. qui filii sint legitimi. C. 10. X. de probation. L. 
57. §. 1. D. de ritu nupt. L. 68. eod. Westphal, I. e. F. 8. 
Hertius, I. c. §. 17. Brouwer, de jure connubiorum, lib. I. 
c. 23. n. 2. p. 231. Struben, rechtliche Bedenken, Th. III, 
Bed. 131. De Cramer, observationes juris universi, T. II. 
obs. 514. circa fin. 


4) Hertius, I. c. §. 21. Reinharth, I. c. vol. L. obs. 78. Ho m- 
mel, I. c. P. 252. — So auch das franzöſiſche CivilGeſetzbuch, 
Art. 201 u. f. 

5) C. 2. 14. 15. X. qui filii sint legit. Sachſenſpiegel, Buch 
III, Art. 27. Bruckner, decision. juris matrimonialis, e. 30. 
$. 7. p. 683. sq. ſchreibt: «Nihilominus semper liberi ex ejus- 
modi matrimoniis putativis nati pro legitimis, et jurium, eflec- 
tuum, dignitatum, honorum spiritualium et temporalium, item 
successionis (tam ab intestato, quam ex testamento, tam in 
feudalibus, quam allodialibus bonis) quibus legitimi gaudere 
solent, capacibus babiti et declarati sunt, modo vel uterque 
eorum parens, vel saltem unus, fraudis et doli fuerint exper- 
tes, licet etiam interdum matrimonium non coram facie Ec 
clesiae sit contractum, aut per benedietionem sacerdotalem 
inauguratum, quod exemplo Tillii, paulo ante adducto, patet v. 
— Jo. a Sande, decisiones Frisic., lib. II. tit. 5. def. 2. Str yk, 
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2) für ſucceſſionsfaͤhig, im Verhaͤltniß zu beiden 
Eltern — auch zu demjenigen von ihnen, welcher nicht 
bona fide die eheliche Verbindung geſchloſſen und unter: 
halten hätte I — in ihrem geſammten Nachlaß 2), nicht 
nur in allem freieigenthuͤmlichen Vermoͤgen, ſondern auch 
in Leih- und Erbzinsguͤtern, in Stamm- oder Familien⸗ 
FideicommißGGuͤtern, in Lehen ), in den elterlichen Fa— 
milien- und Staats ucceſſionsrechten, überall nach der 
bei ſolchen Guͤtern, Rechten oder Laͤndern durch Geſetze, 
oder beſonderes Familien- oder Vertragrecht eingefuͤhrten 
Succeſſions Ordnung, insbeſondere nach Primogenitur-, 
Majorat⸗ oder MinoratRecht ), und zwar fo, daß ſie 
in jeder Art von Nachfolge denjenigen Kindern voͤllig 
gleich zu halten ſind, welche aus einer ganz vollkomme— 
nen Ehe ihrer Eltern, einer fruͤheren oder ſpaͤteren, her— 
ſtammen 9). 


tr. de successione ab intestato, Diss. II. c. 2. §. 51. p. 97. 
Hertius, I. c. F. 22. F. H. G. v. Juſti, von denen Ehen, die 
an und für ſich ungültig find (de matrimonio putativo et legi- 
timo), $. 68, S. 118. Godofr. Mas cov, prol. de matrimonio 
putativo; in Ejus opuse. n. 8. p. 412. Hofacker, principia 
juris civ., T. I. $. 536. Schott, a. a. O., $. 138, Note **. 
Wieſe, Handbuch des Kirchenrechts, Th. II, §. 289, S. 676. 

1) Cap. 14. X. qui fili sint legitimi. Hertius, I. c. F. 28. p. 
45. Wieſe, a. a. O. Code (Napoleon) civil Francais, art. 
202. 

2) Struv, exere. 38. F. 24. p. 1059. ibique Pet. Müller in not. 
Bruckner, I. e. p. 684. u. die daſelbſt angef. vielen Schriften. 
J. H. Boehmer, J. E. P. lib. IV. tit. 17. §. 36. G. L. Böh⸗ 
mer, Rechtsfälle, Bd. I, Abth. 1, Resp. 22, Num. 19 f., S. 181. 

3) Struv, syntagma juris feud., c. 9. aphor. 3. n. 14. p. 308. 
Püttmann, elementa juris feud., $. 312. 

4) Bruckner, I. c. p. 684. n. 9. sq- 


5) Bruckner, 1 e. p. 687. sq., wo die Entſcheidung eines Rechts— 
falles dieſer Ari. 
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Gilt dieſes Alles an ſich ſchon von einer ehelichen 
Verbindung, die nie mehr als eine vermeinte geweſen 
iſt, ſo muß es noch viel mehr bei einer ſolchen putativen 
Ehe Statt finden, welche — wie in dem vorliegenden 
Fall, wenn hier die Verbindung nicht ſchon als Gewiſ— 
ſensehe rechtsguͤltig wäre — durch hinzugekommene kirch⸗ 
liche Trauung in eine ganz vollkommene verwandelt wor⸗ 
den iſt ). 

Demnach wuͤrde die hier in Rede ſtehende Ehe auch 
dann, wenn ſie eine nur vermeinte waͤre, die aus der— 
ſelben abſtammenden Kinder der vaͤterlichen Standes- und 
Familienrechte, des Erbrechtes in des Vaters Privat— 
nachlaß, und des durch rechtmaͤſige Abſtammung von ihm 
begründeten Rechtes zu der Staats Succeſſion, wenn die 
Reihe ſie trifft, theilhaftig machen. 


8 64. 


IV) Und fo wenig ein Derzicht der Kinder auf ihre 
väterlichen Standes- und Familienrechte anzu- 
nehmen ift, eben fo wenig könnte ein Verſehen 
oder eine Nachläſſigkeit der Eltern nachtheilig 
wirken auf diefe Rechte. 


Daß die Kinder, welche aus der in Rede ſtehenden 
Ehe abſtammen, auf ihre wohlerworbenen vaͤterlichen 
Standes- und Familienrechte hätten verzichten wollen, 
oder je verzichtet haͤtten, iſt rechtlich nicht zu vermuthen ); 
es waͤre alſo das Gegentheil von dem, welcher ſolches 
behaupten wollte, ſtreng zu erweiſen ). 


1) Hertius, I. c. $. 49. Westphal, I. c. $. 20. 


2) Nach den Rechtsregeln: Renunciare juri suo nemo intelligitur ; 
und: Jactare suum nemo praesumitur. 


3) Asserenti aliquid contra praesumtionem juris incumbit pro- 
patio. 
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Da insbeſondere die Annahme und Fuͤhrung des Namens 
Eſte (8.17) an ſich unverfaͤnglich iſt, vielmehr auf rechtmaͤ— 
ſige Abſtammung aus dem Stammhauſe der koͤniglichen Fa— 
milie von Großbritannien und Irland und von Hanno; 
ver hindeutet; ſo kann dieſelbe fuͤr einen ſtillſchweigenden 
Verzicht der beiden Kinder des Herzogs, auf den vollen 
Genuß der vaͤterlichen Standes- und Familienrechte um 
ſo weniger gelten, als ſolche in ihrer Minderjaͤhrigkeit 
geſchah, und da ſie ſelbſt eher nicht als nach dem im 
Jahr 1830 erfolgten Tode ihrer Frau Mutter, aus de— 
ren Nachlaß zum Beſitz der urkundlichen Nachrichten ge— 
langten, durch welche ſie von der Ehegeſchichte ihrer El— 
tern und von den daraus für fie hervorgehenden Gerecht— 
ſamen vollſtaͤndig und glaubwuͤrdig unterrichtet wurden 
. 


Aus demſelben factiſchen Grund, und weil Niemand 
die Rechte Dritter zu mindern oder zu vernichten befugt 
iſt, koͤnnte auch den Kindern in Abſicht auf ihre vaͤter— 
lichen Standes- und Familienrechte nicht zum Nachtheil 
gereichen, wenn von Seite ihrer Eltern ein Verſehen be— 
gangen, oder eine Nachlaͤſſigkeit zu Schulden gebracht wäre, 
ſey es bei Schlieſſung ihres Ehebuͤndniſſes, oder in recht— 
und pflichtgemaͤſer Verfolgung ſowohl ihrer eigenen ehe— 
lichen und elterlichen Gerechtſame, als auch der von ihrer 
Willkuͤhr unabhängigen Rechte der Kinder. Es genuͤgt, 
daß die Kinder in ſtehender rechtmaͤſiger Ehe ihrer El— 
tern gebohren wurden, folglich als eheleibliche Kinder 
(liberi legitimi) dieſer Eltern gelten müſſen ). 


1) Der Sohn ward gebohren (13. Jänner 1794) neun Monate und neun 
Tage nach der zu Rom (4. April 1793) geſchehenen Trauung und Voll: 
ziehung der Ehe C. 7 u. 8). Selbſt bei einer Beſchränkung auf die, acht 
Monate nach der erſten zu London (4. December 1793) noch vor 
ſeiner Geburt geſchehene, zweite Trauung, muß derſelbe als ehe— 
leiblicher Sohn des Herzogs gelten, ſowohl nach dem damals in 
Teutſchland beſtandenen gemeinen Reichsrecht, als auch nach dem 
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Zweiter Abſchnitt. 


Standesmäsigkeit der Ehe. 


§. 63. 
Einleitung. 


Die Ehe Seiner Koͤniglichen Hoheit des Herzogs 
von Buffer mit Lady Auguſta Murray, war in dem 
Teutſchen Reich uͤberhaupt, und in dem Kurfuͤrſtenthum 
Braunſchweig-Lüneburg insbeſondere, eine kirchlich und 
burgerlich rechtmaͤſige (matrimonium ratum et legiti- 
mum). Selbſt als nur vermeinte Ehe (matrimonium 
putativum) würde fie für die daraus abſtammenden Kin— 
der die Rechtsvortheile einer wahren Ehe begruͤnden. 
Dieſes iſt in dem vorigen Abſchnitt gezeigt worden. 

Daß beide Theile die Abſicht hatten, eine fur ſie und 
ihre Nachkommen in aller Hinſicht vollwirkende Ehe, 
namentlich keine morganatiſche, zu ſchlieſſen, iſt nicht nur 
rechtlich zu vermuthen, ſondern ſie haben es auch mehr— 
mal (Ss. 7 — 11 und 14 und 15) durch Wort und 
That ſo deutlich erklaͤrt, daß daruͤber kein Zweifel ob— 
walten kann. 


Ob aber dieſe Ehe nicht nur keine Mißheurath, 
ob ſie nicht vielmehr eine ſtandesmaͤſige geweſen ſey? 
Das iſt noch zu eroͤrtern. Zu dem Ende iſt unvermeid— 


engliſchen Recht. Liberi extra matrimonium concepti, in ma- 
trimonio vero editi, legitimi sunt. L. 11. C. de natural. libe- 
ris. Nov. 89. c. 8. in fine. Glück, Erläuterung der Pandecten, 
Th. II, $. 116, S. 103 f. «A legitimate child is he that is 
born in lawful wedlock». Blackstone, in den angef. Com- 
mentaries etc. Book I, ch. 16, Ff. I, p. 446. 
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lich, die teutſche Rechtstheorie von ungleichen Ehen und 
Mißheurathen, ſo viel fur den gegenwaͤrtigen Zweck dient, 
kurz zu entwickeln, dieſen locus communis, von dem 
Jedermann ſpricht, ſehr Wenige mit voller Sachkunde 
urtheilen. 


8 66. 


Rechtsbegrikte der gleichen und ungleichen Ehen, 
insbeſondere der Miſsheurath. 


Gleich, ſtandesgleich oder ſtandesmaͤſig, auch gleich— 
oder ebenbuͤrtig, hieß in dem Teutſchen Reich jede Ehe, 
welche von Standesgenoſſen, von Perſonen derſelben 
Standesclaſſe, geſchloſſen ward. Waren die Ehegatten 
von verſchiedenen Standesclaſſen, ſo war die Ehe un— 
gleich, ſtandesungleich, unſtandesmaͤſig (matrimonium 
inaequale, mariage inégal ou disproportionné). 


Unter den ungleichen Ehen im weitern Sinn, ſind 
auch diejenigen begriffen, welche Freie mit Unfreien 
oder Leibeigenen ſchloſſen, als noch, hie und da bis auf 
die neueſte Zeit, Leibeigenſchaft beſtand; eine Ehe ſolcher 
Art war ungleich in Hinſicht auf Freigebohrenſchaft 
(matrimonium impar ratione status ingenuitatis). 
Aber im engeren Sinn verſtand man unter ungleichen 
oder unſtandesmaͤſigen Ehen die Ehen Freigebohrner 
aus verſchiedenen GeburtſtandesClaſſen (matrimonium 
ingenuorum impar ratione ordinis). 


In dieſem engern Sinn war, und iſt zum Theil 
noch jetzt, ungleich, ſtandesungleich oder unſtandesmaͤſig, 
die Ehe, welche eine Perſon vom Bürgerſtande mit einer 
vom freien Bauerſtande, eine adelihe Perſon, ſelbſt eine 
von niederem Adel, mit einer freigebohrnen nichtadelichen 
ſchließt. 

Ungleiche Ehen dieſer Art, ſtandesungleiche oder un— 
ſtandesmaͤſige, haben wegen der großen Beguͤnſtigung, 
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welche, als jo genannte causae favorabiles, das In— 
ſtitut der Ehe) und der Zuſtand der Kinder °) geſetz— 
maͤſig genieſſen, in der Regel für Gatten und Kinder 
keine nachtheilige Rechtswirkung. Es ſtreitet alſo bei 
ihnen, nicht minder als bei ſtandesgleichen oder ſtandes— 
maͤſigen Ehen, die Rechtsvermuthung fuͤr volle Rechts— 
wirkung derſelben. 


Daß bei manchen derſelben die Kinder entweder keine 
Ahnenprobe (Beweis adelicher Vorfahren auf Vater⸗ und 
Mutterſeite), oder eine Probe von nur geringer Ahnen— 
zahl machen konnten, oder, in den ſeltenen Faͤllen, wo 
jetzt noch Ahnenprobe erforderlich iſt, machen koͤnnen, 
war oder iſt keine Wirkung der Standesungleichheit der 
Ehegatten uͤberhaupt, ſondern nur des Mangels der noͤ— 
thigen Anzahl adelicher Geſchlechtsvorfahren ). Der 
Sohn, zum Beispiel, eines weltlichen Kurfuͤrſten oder 
eines weltlichen ſo genannten alten Reichsfuͤrſten, deſſen 
Gemahlin aus nichtadelichem oder aus neuadelichem, oder 
ſelbſt aus altadelichem aber nicht mit der noͤthigen Ahr 
nenzahl verſehenem Geſchlecht abſtammte, oder erſt vor 
der Ehe geadelt worden war, konnte, wenn gleich er 
auf vaͤterlicher Seite 16, 32 oder 64 Ahnen aufzuwei— 
ſen vermocht haͤtte, weder bei dem Teutſchen Orden, 
noch bei einem Erzſtift oder Hochſtift, noch bei einem 
adelichen Collegiat Stift, noch bei weltlichen Corporationen, 
welche zu der Aufnahme eine Ahnenprobe forderten, die 


1 Man ſehe z. B. Cap. ult. X. de sentent. et re judic. Cap. 39. 
X. de appellationibus. Cap. ult. X. de conditionibus appositis 
in desponsatione. 

2) Bruckner, I. c., cap. 2. C. ı6. et cap. 8. §. 4. Lauter- 
bach, collegium theor. pract., T. II. lib. 28. tit. 1. $ 34. 
p- 287. 

3) Ge. Lud. Boehmer, diss, de impari matrimonio etc. (Goett. 
1755.), $. 19. 
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erforderliche Ahnenprobe machen, und darum die Auf 
nahme nicht erwirken. Nichtsdeſtoweniger war er ſeinem 
Vater ebenbuͤrtig oder ſtandesgleich. 


Von der gemeinrechtlichen Regel, daß ungleiche Ehen, 
welche zwiſchen Freigebohrnen aus verſchiedenen Geburt— 
ſtandesClaſſen beſtehen, für Gatten und Kinder keine 
nachtheilige Rechtswirkung haben, macht, kraft poſitiver 
Rechtsbeſtimmung, eine Ausnahme diejenige Art der 
ungleichen Ehen, welche in der Rechtstheorie durch das 
Wort Mißheurath (disparagium) bezeichnet wird. So 
naͤmlich heißt diejenige Ehe, welcher, wegen beſtimmter 
Standesungleichheit der Gatten, Rechtswirkungen einer 
geſetzmaͤſigen Ehe, in Abſicht auf die Kinder und den 
Ehegatten von niederem Stande, durch eine poſitiv⸗recht— 
liche Norm entzogen ſind, alſo nicht durch einen beſon— 
dern Vertrag für den concreten Fall, wie bei der mor— 
ganatiſchen Ehe. 


Nur eine ſolche poſitiv- rechtliche Beſtimmung, welche 
als Ausnahme von der Regel ſtreng verſtanden und ein— 
ſchraͤnkend erklaͤrt werden muß, iſt Entſcheidungsquelle für 
die Fragen: ob und wie weit den Kindern Name, Ti 
tel und Wappen der Familie, Geburtſtand des Vaters 
(vaͤterliche Ebenbuͤrtigkeit), SucceſſionsFaͤhigkeit in Abſicht 
auf Staatsregierung, Familien Fideicommiſſe und Lehen, 
und auf den vaͤterlichen, freieigenthuͤmlichen oder Allodial— 
Privatnachlaß, ob und wie weit der Gemahlin die ſonſt 
gewöhnliche Theilnahme an den Standes- und Familien 
vorzügen des Gemahls, auch die erb- und witthumlichen 
Berechtigungen, entzogen ſeyen? 


§. 67. 


Feſtſetzung der Rechtskrage für gegenwärtigen Fall. 


Bei der Anwendung des vorſtehenden allgemeinen 
Rechtsbegriffs der Mißheurath auf die teutſchen Rechts— 


Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 10 
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verhaͤltniſſe, kommt in gegenwaͤrtigem Rechtsfall zunaͤchſt 
nur die Frage in Betracht: 
was galt in der Zeit, wo die in Frage ſtehende 
Ehe geſchloſſen ward, im Jahr 1793, als Miß⸗ 
heurath fuͤr Herren, die aus einem teutſchen 
reichs ſtaͤndiſchen Haufe entſproſſen waren? 
Einzig nach dem gleichzeitig beſtandenen Reichs— 
recht (. 48) iſt dieſe Frage zu beantworten, da in jener 
Zeit rechtsguͤltige hausgeſetzliche Beſtimmungen über Miß— 
heurathen in dem Durchlauchtigſten Hauſe Braunſchweig 
nicht beſtanden, und ſpaͤtere ) auf jenen aͤlteren Fall 
nicht ruͤckwirken koͤnnen. 5 


1) Der oben (5. 20) angeführte neuere Vertrag des Geſammthauſes 
Braunſchweig, vom 19. und 24. October 1831, eignet jedem 
Stammherrn der beiden Hauptlinien des Geſammthauſes Braun— 
ſchweig-Lüneburg ein Aufſichtrecht über die Vermaͤhlungen der 
Prinzen und Prinzeſſinnen ſeiner Linie in ſo weit zu, daß dieſe 
verbunden ſind, zu den Ehen, welche ſie einzugehen beabſichtigen, 
die (bei ebenhürtigen oder ſtandesgleichen Ehen ohne beſondere 
Gründe nicht zu verſagende) Einwilligung des regierenden Herrn 
nachzuſuchen. Würde ohne deren in förmlicher Staatsurkunde er- 
folgte Ertheilung, eine Ehe geſchloſſen, ſo ſollen die daraus ab— 
ſtammenden Kinder weder zur Succeſſion in den teutſchen Staa— 
ten des Geſammthauſes, noch zu dem Rang, Titel und Wappen 
des Hauſes berechtigt ſeyn (Art. 1 — 4). Doch ſoll, wie ſich von 
ſelbſt verſteht, dieſe Vorſchrift die Fähigkeit zur Regierungsnach⸗ 
folge nur für die Zukunft beſtimmen (Art. 5). — Das Grund⸗ 
geſetz des Königreichs Hannover vom 26. September 1833, $- 
11, beſtimmt di Thronfolge „zunächſt dem Mannsſtamme des Kos 
niglichen Hauſes aus rechtmäßiger, ebenbürtiger und hausgeſetzlicher 
Ehe.“ Pblitz, die europäiſchen Verfaſſungen ſeit 1789, Bd. III, 
S. 572. Wortlich fo ſpricht auch die Neue Landſchaftsord— 
nung (Verfaſſungsurkunde) des Herzogthums Braunſchweig 
vom 12. October 1832, $. 14. Polis, Bd. I, S. 1194. Der 
Begriff der Ebenbürtigkeit bei Ehegatten, iſt in dieſen beiden Ver⸗ 
faſſungsurkunden nicht feſtgeſetzt, mithin der durch das teutſche 
Reichsrecht angenommene ſtillſchweigend als fernerhin geltend vor— 
ausgeſetzt. 
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Zu geſchichtlicher Erläuterung, wie und aus welchem 
Anlaß das neueſte Reichsrecht in Beziehung auf obige 
Rechtsfrage ſich gebildet habe, wird genugen, von dem 
älteren Recht nur Weniges ſummariſch vorauszuſchicken. 


Bei der Beurtheilung des Ganzen aber, iſt von dem 
rechtlichen Hauptſatz auszugehen, 


daß fuͤr volle Rechtswirkung einer jeden buͤrger— 
lich und kirchlich rechtmaͤſigen Ehe, uͤberall die 
Rechtsvermuthung ſtreitet, 

daß folglich 
Der, welcher in einem beſtimmten Fall das Ge— 


gentheil, und ſo weit er daſſelbe behauptet, ſchul— 
dig iſt, daſſelbe rechtsgenuͤgend zu beweiſen. 


8. 68. 


Beftimmungen des alten und mittleren teutſchen Rechts 
über Miſsheurathen; womit die ſubſidiariſch aufge- 
nommenen fremden Rechte übereinſtimmen. 


Das alte und das mittlere teutſche Recht ), 
und auch das neuere gemeine Reichsrecht bis gegen die 
Mitte des achtzehnten Jahrhunderts, erkannten nur eine 
Art von ungleichen Ehen fuͤr Mißheurath; die Ehe einer 
freigebohrnen Perſon mit einer leibeigenen oder 
hoͤrigen. Mit unweiſer Verachtung belegten die Freige— 
bohrnen denjenigen ihrer Mitmenſchen, dem das Mißge— 
ſchick der Leibeigenſchaft beſchieden war. In ihren Augen 


1) Die urkundlichen Beweisſtellen ſind angezeigt in Klüber's Abhand— 
lungen und Beobachtungen für Geſchichtkunde, Staats- und Rechts⸗ 
wiſſenſchaften, Bd. I (Frankf. a. M. 1830. 8.), S. 252 ff. Was 
ich in dieſen Abhandlungen näher ausgeführt habe, iſt in gegen— 
wärtige Darſtellung, ſo viel davon für ihren beſondern Zweck dient, 
als Grundlage meiſt wörtlich aufgenommen. 


10 * 
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war nur der Freigebohrne ein Euysyag, nur ihm raͤumten 
ſie Wohlgebohrenheit ein. 


Was das alte und mittlere teutſche Recht fur Miß— 
heurathen beſtimmend feſtgeſtellt hatte, war, wie verſchie— 
den auch die Meinungen mancher Rechtsgelehrten hierüber 
ſeyn mochten, bis gegen die Mitte des achtzehnten Jahr— 
hunderts in keinem Punct aufgehoben oder abge— 
aͤndert, weder durch ein Reichsgeſetz, noch durch ein 
allgemeines Gewohnheitrecht, noch durch das, als gemeine 
ſubſidiariſche Rechtsquelle aufgenommene, roͤmiſch-juſtinia⸗ 
neiſche und canoniſch-paͤpſtliche Recht. Es hatte daher, 
wenn auch nur als Gewohnheitrecht, fortwaͤhrend Geſetz— 
kraft. 


Mit ihm ſtimmten ſogar die ſubſidiariſch aufgenom— 
menen fremden Rechte im Weſentlichen genau uͤberein. 
Das roͤmiſch-juſtinianeiſche Recht ) kennt keine 
Mißheurathen unter Freien des roͤmiſchen Staates, es 
ſpricht allen Staatsbuͤrgern ohne Unterſchied, den Patri 
ciern und den Plebejern gegenſeitig, ein gleiches jus 
connubii zu, mit allen baͤrgerlichen Rechtswirkungen der 
justarum nuptiarum. Nur dem ehelichen Beiſammen— 
ſeyn inter servos et ancillas, ſolches fuͤr ein bloßes 
contubernium (fortwaͤhrende Geſchlechtgemeinſchaft) er— 
klaͤrend, verſagt es dieſelben, waͤhrend es ihm bloß die 
natuͤrlichen einraͤumt. Wollte ein Herr mit ſeiner Sclavin 
eine geſetzmaͤſige Ehe ſchließen, ſo mußte er ſie vorher 
manumittiren, welches auch durch feierliche Einfuͤhrung 
in ſein Haus ſtillſchweigend geſchah; dann war er ihr 
Mann und Patron, und fie feine Gattin und Freigelaf- 
ſene. Zwiſchen einer Freigebohrnen und einem Sclaven, 


1) Man ſ. die in den angeführten Abhandlungen ꝛc., S. 258 ange— 
zeigten Geſetzſtellen und Schriften 


Bin 


149 


gleichviel ob er ihr oder eines Andern Selav war, fand 
eine geſetzmaͤſige Ehe nicht Statt ). 

Das canoniſch⸗-paͤpſtliche Geſetzbuch, welches in 
der neuen RechtsPeriode in Teutſchland reichsgeſetzlich 
aufgenommen ward, und auch in weltlichen Dingen, wie 
das roͤmiſche Recht, ſubſidiariſch galt, ſanctionirt ebenfalls 
den altgermaniſchen Rechts Grundſatz: ubi ingenuus in 
geuuam vel ingenua ingenuum duxisset, non esse 
disparagium 9. 


g 69. 


Das neue teutſche Reichsrecht hielt den altgermaniſchen 

Rechts Grundſatz keſt; nur für Ehen von Herren 

aus reichsftändifchen Häuſern macht es ſeit 
1742 eine Ausnahme. 


In der ganzen neuen teutſchen RechtsPeriode, bis 
gegen die Mitte des achtzehnten Jahrhunderts, findet ſich 
kein Beiſpiel, daß in Abſicht auf Mißheurathen ein an— 
derer, als der jo eben angeführte altgermaniſche Rechts— 
Grundſatz, gemeinrechtlich, durch ein Geſetz oder Gewohn— 
heitrecht, feſtgeſtellt worden ſey; auch nicht, daß man 
ihm, von Seite der Reichs Staatsgewalt oder der Reichs— 
gerichte, in der Meinung rechtlicher Nothwendigkeit zu— 
wider gehandelt habe, waͤre es auch nur zum Vortheil 
des hohen Adels, im Verhaͤltniß zu irgend einer niedern 
Claſſe der Freigebohrnen, insbeſondere zu dem niedern 
Adel 5). 

Pflichtgemaͤß folgte daher das Reichskammergericht 
jenem Grundſatz, als es im Jahr 1670 der Ehe 
eines Herrn von hohem Adel, eines reichsſtaͤndiſchen Gra⸗ 


1) Beweisſtellen in den angef. Abhandlungen ıc., S. 258. 
2) Ebendaſelbſt, S. 258 f. 
3) Man ſehe die unten $. 71 angeführten Schriften. 
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fen, mit der Tochter eines baͤuerlichen Schafhirten, alle 
Rechte einer vollwirkenden Ehe einraͤumte, den daraus 
abſtammenden Sohn für dem Vater ebenbuͤrtig, und für 
ſucceſſionsfaͤhig in den väterlichen Lehn- und Stammguͤ⸗ 
tern erkennend ). 

Erſt gegen die Mitte des achtzehnten Jahrhunderts, 
ward der einzigen alt- und echtgermaniſchen Mißheu⸗ 
rath, der Ehe zwiſchen Freien und Unfreien, ausnahm— 
weiſe noch eine zweite Art von Mißheurath reichsge— 
ſetzlich, mithin reichsgemeinrechtlich, hinzugefügt. 

Von dem kurfuͤrſtlichen Collegium ward, im Jahr 
1742, der Wahlcapitulation des Kaiſers Carl VII. 
nachſtehende Beſtimmung einverleibt, in dem Art. XXII, §. 4: 


„Noch auch“ (ſollen und wollen Wir) „den aus 
„unſtreitig notoriſcher Mißheirath erzeug— 
„ten Kindern eines Standes des Reichs oder 
„aus ſolchem Haufe entfproſſenen Her 
„ren, zur Verkleinerung des Hauſes, die vaͤter— 
„lichen Titel, Ehren und Wuͤrden beilegen, viel— 
„weniger dieſelben zum Nachtheil der wahren Erb— 
„folger und ohne derſelben beſondere Einwilligung 
fuͤr ebenbürtig und ſucceſſionsfaͤhig erklaͤren, auch 
„wo dergleichen vorhin bereits geſchehen, ſolches 
„fur null und nichtig anſehen und achten . 


Wörtlich jo kam dieſe Stelle auch in die Wahlcapi⸗ 
tulationen aller folgenden vier Kaiſer. In den beiden 
letzten, von 1790 und 1792, ward nach dem Wort 
„Mißheurath“ folgender Zuſatz eingeruͤckt: „oder einer 
„gleich anfangs eingegangenen morganatiſchen Heirath . 

Beſtimmt ward in der Wahlcapitulation, wohl die 
Wirkung, aber nicht der Begriff der Mißheurath eines 
Reichsſtandes, oder eines aus einem reichsſtaͤndiſchen Hauſe 


1) Londorp, acta publica, T. XIII. p. 538. 548. 576. 578 
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> entfproffenen Herrn. Dieſe Unterlaffung war mit Abficht 
geſchehen. Bei der vorausgegangenen Berathung in dem 
kurfuͤrſtlichen Collegium, im Jahr 1742, hatten etliche 
Geſandten aufmerkſam gemacht auf die Nothwendigkeit, 
den Begriff feſtzuſetzen, weil auſſerdem die Anwendung 
der Beſtimmung auf vorkommende Faͤlle mit Sicherheit 
nicht geſchehen koͤnne. Die Nothwendigkeit ward aner— 
kannt, aber die Bemerkung gemacht und allſeitig für rich— 
tig erkannt, daß durch ſolch eine Beſtimmung die Gren— 
zen des dem kurfuürſtlichen Collegium zuſtehenden juris 
adcapitulandi (der Befugniß, Zuſaͤtze zu der im Jahr 
1711 auf dem Reichstage, mithin reichsgeſetzmaͤſig, zu 
Stande gebrachten perpetuirlichen Wahlcapitulation zu ma— 
chen) würden uͤberſchritten werden; die Beſtimmung des 
Begriffs, die Entſcheidung der Vorfrage, ſey Sache der 
reichsgeſetzgebenden Gewalt, mithin Gegenſtand eines 
foͤrmlichen Reichsſchluſſes. 


Demnach vereinigten ſich in dem KurCollegium alle 
Stimmen dahin, durch ein kuͤrfuͤrſtliches Colleg ial⸗ 
Schreiben den neu erwaͤhlten Kaiſer (Carl VII.) zu 
erſuchen, daß derſelbe ſich wolle angelegen ſeyn laſſen, 
„wegen eines eigentlichen Regulativs der dafuͤr zu 
„haltenden, etwa noch zweifelhaft ſcheinenden 
„Mißheurathen die nähere Abmaas gruͤndlich erſtmoͤglichſt 
„zu Stande zu bringen “. Dieſer Antrag, obgleich er 
nicht nur an Kaiſer Carl VII., ſondern auch an deſſen 
Nachfolger Franz J. erlaſſen, ja im Jahr 1790 ſogar 
der Wahlcapitulation einverleibt ward, hatte keine Folge. 
Daher blieb der Rechtsbegriff der von Herren aus 
reichsſtaͤndiſchen Haͤuſern geſchloſſenen Mißheurath, 
im Allgemeinen reichsgeſetzlich unbeſtimmt. 


Die Unbeſtimmtheit des Begriffs von dem Gegen— 
ſtande der kurfuͤrſtlichen CollegialBeſtimmung, war nicht 
die einzige Unvollkommenheit, die man dieſer zum Vor— 
wurf machen konnte. Die Beſtimmung ſelbſt ſchon über: 
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ſchritt das kurfuͤrſtliche Adcapitulationsfteht, wenn jener 
Begriff nicht vorher durch ein Reichsgeſetz feſtgeſtellt 
war; ſie griff in die Rechte anderer Reichsſtaͤnde als der 
Kurfuͤrſten. Von Seite dieſer eignete ſie ſich daher zu 
einem Widerſpruch, wenigſtens in Anſehung der Form 
ihrer Errichtung. Folgte Einſprache von dieſer Seite, ſo 
kam ſie dadurch in die Reihe der widerſprochenen Stellen 
(passuum contradictorum) der Wahlcapitulation. 

Bei ſolchem Widerſpruch, und auch von Seite ein— 
zelner Betheiligten, konnte noch eine dritte Mangelhaftig⸗ 
keit gerügt werden; die rückwirkend vernichtende 
Kraft, welche der Beſtimmung beigelegt war, in Hinſicht 
auf fruͤhere (vor der Wahlcapitulation von 1742 gege— 
bene) kaiſerliche Bewilligung „der vaͤterlichen Ehren, Ti— 
tel und Würden“. Sogar dieſe, ſollte der Kaiſer „fuͤr 
null und nichtig anſehen und achten «. 

Dennoch unterblieb ein foͤrmlicher Widerſpruch von 
Seite aller, oder eines Theils der uͤbrigen Reichsſtaͤnde. 
Vielen, wo nicht den meiſten oder faſt allen, fuͤrſtlichen 
und graͤflichen reichsſtaͤndiſchen Haͤuſern, war ihrem In— 
halt nach die Stelle willkommen. Gern unterlieſſen fie 
alſo einen Widerſpruch gegen die Form ihrer Entſtehung. 
Hatten doch die, während des Zwiſchenreichs, zu Offen 
bach im October 1741 verſammelten Geſandten etlicher 
altfuͤrſtlichen Haͤuſer ausdruͤcklich das Verlangen geaͤuſſert, 
daß in der Wahlcapitulation der damals zu erwaͤhlende 
Kaiſer verpflichtet werde, nicht zu geſtatten, daß die aus 
fürftlihen Mißheurathen erzeugten Kinder für ſucceſſions⸗ 
faͤhig erkannt wuͤrden. 

$. 70. 

Für Aliſsheurathen ſolcher Herren, erfolgte, dureh 
einen Reichsfchlufs von 1747, ausnahm- 
weiſe eine Beſtimmung ihres Rechtsbegrikts. 

Wie oft und dringend auch bei fuͤnf Kaiſern, theils 
durch eigene Collegial Schreiben theils in der Wahlcapitu— 


} 
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lation ſelbſt, das kurfuͤrſtliche Collegium auf Veranlaſſung 
eines normirenden Reichsſchluſſes angetragen hatte, ſo 
blieb ſolches doch ohne Erfolg. In dem Laufe von vier 
und ſechzig Jahren bis zu Aufloͤſung des Teutſchen Reichs, 
kam das vermißte und verlangte Reichsgeſetz nicht zu 
Stande. Sonach fehlte fortwaͤhrend ein foͤrmliches, ein 
ausdrückliches Regulativ fuͤr den vollſtaͤndigen 
Rechtsbegriff der Mißheurath eines Reichsſtandes, oder 
eines aus einem reichs ſtaͤndiſchen Haufe entſproſ— 
ſenen Herrn. 


Dagegen erfolgte, im Jahr 1747, von Seite der 
reichsgeſetzgebenden Gewalt ſtillſchweigend, aber nur 
theilweiſe, eine Beſtimmung dieſes Begriffs. 


Den naͤchſten Anlaß naͤmlich, zu der Stelle in der 
Wahlcapitulation von 1742, hatte, neben der mehrfachen 
Meinungsverſchiedenheit der Staatsrechtsgelehrten, die 
Standeserhoͤhung gegeben, welche Carl VI. im Jahr 1727 
der Gemahlin des Herzogs Anton Ulrich von Sachſen— 
Meiningen, Philippine Eliſabeth Caͤſarea, gebohrner 
Schurmann, Tochter eines heſſen-caſſeliſchen Hauptmanns, 
und den aus dieſer Ehe abſtammenden Kindern, verliehen 
hatte, den damals lebenden drei Söhnen und drei Tod): 
tern, und den kuͤnftig etwa erzeugt werdenden. Die Ger 
mahlin war von dem Kaiſer Carl VI. in den Reichs— 
Fuͤrſtenſtand erhoben worden. Die Kinder „und deren 
weitere Erbenserben “ waren erklaͤrt worden, für recht: 
gebohrne, aus voll- und beiderſeits gleichbuͤrtiger 
Abkunft herſtammende Fuͤrſten und Fuͤrſtinnen, mithin 
auch, von ihres Vaters wegen Herzoge und Herzoginnen 
zu Sachſen, mit aller Lehns- und Erbfolgsgerech— 
tigkeit und Faͤhigkeit Y“), u. ſ. w. 


1) Von der Geſchichte dieſer Ehe und Standeserhöhung, mit ihren 
Folgen, ſ. man Moſer, teutſches Staatsrecht, Th. XIX, S. 
46 ff. u. 236 ff. Ebendeß. Anmerkungen über die Wahlcapitu— 
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Dringende Bef chwerden dawider, von Seite des 
Kurfuͤrſten von Sachſen und aller Haͤupter der erneſti— 
niſchen oder herzoglich ſaͤchſiſchen Hauptlinie, auch von 
dem mit dem Hauſe Sachſen erbverbruͤderten Kurfuͤrſten 
von Brandenburg, bewirkten unter Carl VI. keine Auf: 
hebung dieſer Verleihung, obgleich dieſer Kaiſer in einer 
Anmerkung, die er eigenhaͤndig auf ein Reichshofraths— 
Gutachten ſchrieb, wider den klaren Wortlaut ſeines Di— 
ploms erklaͤrt hatte, daß Er mehr als den Fürftenftand 
zu ertheilen nicht den Willen gehabt habe. 


Unter ſeinem Nachfolger, dem man die oben ange— 
führte Beſtimmung ebenfalls in die Wahlcapitulation ein: 
geruͤckt hatte, erfolgten wiederholte Beſchwerden 
der ſaͤchſiſchen Herzoge von Gotha, Saalfeld und Hild— 
burghauſen, und des Kurfuͤrſten von Brandenburg, auch 
des Markgrafen von Brandenburg Onolzbach. Damit 
war der Antrag verbunden, nach Vorſchrift der neueſten 
Wahlcapitulation die von Carl VI. den Kindern des Her— 
zogs Anton Ulrich verliehene herzoglich-ſaͤchſiſche Wurde 
und SucceſſionsFaͤhigkeit zu caſſiren und zu 
annulliren. 


Nun erging, auf ein Gutachten des Reichshofraths, 
an dieſen ein kaiſerliches Decret, in deſſen Folge, durch 
ein ReichshofrathsConcluſum vom 25. September 
1744, der ſachſen-meiningiſche Streitfall dahin abgeur⸗ 
theilt ward: daß dieſer Fall durch die von dem Kaiſer 
beſchworne Wahlcapitulation ſchon für ent 
ſchieden anzunehmen, und das kaiſerliche Diplom, 
ſo viel die herzoglich-ſaͤchſiſche Würde und Sue 


— 


lation Franz I., Th. I, S. 123 — 230. Ebendeß. Familien: 
Staatsrecht, Th. II, S. 37 ff. L. C. v. Hellfeld, Beiträge 
zum Staatsrecht und der Geſchichte von Sachſen, Th. IH (Eiſe⸗ 
nach 1790. 8.), S. 238. ff. Pütter, über Mißheirathen Teut⸗ 
ſcher Fürſten und Grafen, S. 234 ff. u. 255 ff. 


155 


tens Fähigkeit belange, für entkraͤftet zu ev 
klaͤren ſey. 


Dawider ergriff Herzog Anton Ulrich den Recurs 
an die allgemeine Reichsverſammlung. Sein 
Hauptgrund war, daß über wohlerworbene Rechte dritter 
Perſonen, das KurCollegium mit dem Kaiſer in der 
Wahlcapitulation nicht habe paciſciren koͤnnen, und daß 
auf dieſen aͤltern Fall die neue Stelle in der Wahlcapi— 
tulation nicht ruͤckwirken duͤrfe. Hierauf erfolgte, mittelſt 
eines durch Einhelligkeit der Stimmen zu Stande gekom— 
menen Reichsgutachtens vom 24. Juli 1747 und deſſen 
Genehmigung von Seite des Kaiſers vom 4. September 
deſſelben Jahres, ein Reichsſchluß ): daß „der Her— 
zog mit dem Recurs ein- fuͤr allemal abzuweiſen, und 
ihm in dem ungegruͤndeten Geſuch der vor deſſen aus 
bekannter Mißheurath erzeugten Kinder praͤtendirenden 
herzoglich - ſaͤchſiſchen Würde und Landes-Succeſſions— 
Faͤhigkeit einiges weiteres Gehör nicht zu geſtatten ſey “, 
u. ſ. w. 


Durch dieſen Reichsſchluß war ſonach, von der reichs— 
geſetzgebenden Gewalt, dem F. 4, des Art. XXII 
der kaiſerlichen Wahlcapitulation ſtillſchweigend die 
beſtimmende Auslegung gegeben: 


daß die Ehe eines Reichsſtandes, oder eines 
aus einem reichsſtaͤndiſchen Haufe entſproſſenen 
Herrn, mit einer zwar freigebohrnen, aber nicht— 
adelichen Perſon, — denn dieſes war die Ge— 
mahlin des Herzogs Anton Ulrich —, für un: 
ſtreitige Mißheurath zu achten ſey. 


4) Ant. Faber's europaiſche StaatsCanzley, Th. 100, S. 614 ff. 
u. 633. 
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Nach welchem auch fernerhin Ehen von Herren der 

genannten Art mit Perſonen von niederem Adel, 

keine Miſsheurathen waren, und der altgermanifche 

Rechts Grundſatz von Miſsheurathen als gemeinrecht- 
liche Regel geltend blieb. 


Aber auch mehr nicht, ſagte der Reichsſchluß. Für 
Mißheurathen wurden alſo durch ihn nicht erklaͤrt, die 
Ehen, welche Herren des hohen Adels aus reichsſtaͤn— 
diſchen Haͤuſern, mit Perſonen von niederem Adel 
geſchloſſen haben oder ſchlieſſen wurden. 

Da was von der Gattung gilt, auch die Arten der— 
ſelben unter ſich begreift, ſo waren eben ſo wenig fuͤr 
Mißheurath erklaͤrt, die Ehen, welche Perſonen aus einer 
beſtimmten Claſſe des hohen Adels, z. B. aus kurfuͤrſt⸗ 
lichen und altfuͤrſtlichen, oder auch aus neufürftlihen Haͤu— 
ſern, geſchloſſen haben oder ſchlieſſen wuͤrden, mit Per— 
ſonen von niederem Adel uͤberhaupt, oder nur aus 
einer beſtimmten Claſſe deſſelben, z. B. mit Perſonen 
von reichsmittelbarem oder landſaͤſſigem Adel, mit Ade— 
lichen zwar von gräflicher, aber nicht von reichsſtaͤndiſch— 
graͤflicher Herkunft ), oder mit ſolchen Perſonen des 
niedern Adels, die nicht 4, 8, 16 oder 32 Ahnen be— 
weiſen koͤnnen, oder nur mit Neugeadelten, die nur 
Brief: oder Bullenadel, hohen oder niedern, haben. 


Nicht einmal war, da die Wahlcapitulation nur von 


1) Bei Gelegenheit der meiningiſchen Streitſache, hatte König Fried— 
rich II. von Preuſſen, in einem an Kaiſer Carl VI. erlaſſenen 
Schreiben, geäuſſert, der Reichshofrath und die Reichshofcanzlei 
möchten zu beſcheiden ſeyn, „daß alle fürſtlichen Ehen ſchlechter⸗ 
dings für ungleich (für Mißheurathen) zu achten ſeyen, welche mit 
Perfonen unter dem alten reichsgräflichen, Sitz und 
Stimme in comitüs habenden Stande contrahirt werden ıc. 
Estor, opusc. Vol. I. Part. 2. p. 339. sqq. 


* 
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Herren ſpricht, und jede Ausnahme von der Regel ein 

’ ſchraͤnkend zu erklären ift, durch den Reichsſchluß beſtimmt 
ausgeſprochen, daß die Ehe einer aus einem reichsſtaͤn⸗ 
diſchen Hauſe entſproſſenen Tochter, mit einem freige— 
bohrnen Nichtadelichen, fuͤr Mißheurath zu achten ſey. 


Eine feſte Beſtimmung fur dieſe Faͤlle, blieb dem 
künftigen Regulativ vorbehalten, welches für Feſt— 
ſetzung eines vollſtaͤndigen Rechtsbegriffs der Mißheu— 
rath eines Reichsſtandes, oder eines aus einem reichs— 
ſtaͤndiſchen Haufe entſproſſenen Herrn, reichsgeſetzmaͤſig 
erſtmoͤglichſt zu Stande zu bringen, das kurfuͤrſtliche Col— 
legium die fuͤnf letzten Kaiſer erfolglos erſucht hat. Denn 
daß, durch die mittelſt des Reichsſchluſſes von 1747 ſtill— 
ſchweigend ertheilte authentiſche Interpretation der Wahl— 
capitulation, jenen Rechtsbegriff vollſtaͤndig feſtgeſetzt 
zu haben, von der reichsgeſetzgebenden Gewalt keineswegs 
erachtet worden ſey, erhellet ſchon daraus, daß nach wie 
vor an jeden neu erwählten Kaiſer von dem KurColle— 
gium das Erſuchen geſtellt ward, das gedachte Regulativ 
gruͤndlich erſtmoͤglichſt zu Stande zu bringen. 


Am Allerwenigſten war in dieſem Reichsſchluß, gleich— 
wie in der Wahlcapitulation, eine Beſtimmung uͤber Miß— 
heurathen nicht-reichsſtaͤndiſcher Perſonen enthalten. 
Namentlich nicht über Ehen nicht- reichsſtaͤndiſcher reich 8: 
fürſtlicher Perſonen, mit Perſonen von niederem Adel, 
und mit nichtadelichen Freigebohrnen. Auch nicht uͤber 
Ehen, welche Perſonen von niederem Adel, reichsun— 
mittelbarem oder landſaͤſſigem, mit Einſchluß der nicht— 
reichsſtaͤndiſchen reichsgraͤflichen Geſchlechter, mit micht— 
adelichen Freigebohrnen, buͤrgerlichen oder baͤuerlichen, 
ſchlieſſen wuͤrden, oder geſchloſſen hatten. 


Bis an das Ende des Teutſchen Reichs, blieb 
alſo für die Geburtſtandes Genoſſenſchaft oder fo genannte 
Ebenbuͤrtigkeit, in Hinſicht auf Mißheurathen, der 
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altgermaniſche Rechts Grundſatz: ubi ingenuus ingenuam 
vel ingenua ingenuum duxisset, non esse dispara- 
gium, als gemeinrechtliche Regel herrſchend; mit 
der einzigen, durch die kaiſerliche Wahlcapitulation und 
den ſie theilweiſe authentiſch interpretirenden Reichsſchluß 


24. Juli 


vom z. Sept 1747 begründeten Ausnahme, daß die Ehe 
eines Reichsſtandes, oder eines aus einem reichs— 
ſtaͤndiſchen Hauſe entſproſſenen Herrn, mit einer 
freigebohrnen Nichtadelichen, fur Mißheurath 
zu achten ſey. 


Daher machte, nach wie vor der kaiſerlichen Wahl: 
capitulation von 1742, in der Reichs Staats Praxis und 
in der Wiſſenſchaft des teutſchen Staatsrechts und Pri- 
vat Fuͤrſtenrechts der Lehrſatz ſich geltend: daß, wo und 
fo weit nicht rechtsgültige Landes- oder Hausgeſetze 
eine andere Beſtimmung geben ), die Ehe zwiſchen einem 
Herrn von hohem Adel mit einer Dame von niederem 


1) Particuläre rechtsgültige Beſtimmungen ſolcher Art machten, in der 
Zeit des Teutſchen Reichs, eine Ausnahme von der gemeinrecht⸗ 
lichen Regel. In früherer Zeit ward ihnen kaiſerliche Be⸗ 
ſtätigung zuweilen ertheilt. Beiſpiele von 1688, 1721 und 1724, 
findet man bei Pütter, über Mißheirathen, S. 420. In der 
neueren Zeit ſprachen der Kaiſer und der Reichshofrath ihnen 
alle Rechtsgültigkeit ab, und der Kaiſer verſagte ihnen 
die nachgeſuchte Beſtätigung, ausgehend von dem Grund— 
ſatz, daß durch fie die Grenzen der Familien Autonomie überſchrit— 
ten würden. Beiſpiele hievon aus den Jahren 1752, 1769, 1770, 
1784, ſind nachgewieſen in der Abhandlung „Für den Sieg der 
hiſtoriſchen und rechtlichen Wahrheit, in dem Sponheimiſchen 
Surrogat- und Succeſſions Streit zwiſchen Baiern und Baden“ 
(Frankf. 1829), S. 111, und in der Abh. „Der Sponheimiſche 
Surrogat- und Succeſſions Streit (Gießen 1828), S. 89. — Auch 
angeſehene Rechtsgelehrte pflichteten dem genannten, von dem Kai⸗ 
ſer und dem Reichshofrath aufgeſtellten, und in vorgekommenen 
Fällen durchgeſetzten Grundſatz bei, G. L. Böhmer, v. Gel- 
cho w, Moſer, Baz, Herſemeier, Wiederhold, an 
geführt ebendaſelbſt, S. 110. 


& 
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Adel, keine Mißheurath, ſondern vollwirkend ſey fir die 
Gemahlin und Kinder ). 


Leicht konnte der oben erwaͤhnten Ausnahme ausge— 


1) G. L. Boehmer, diss. de impari matrimonio, F. 22. p. 71. 
Ebendeſſelben Rechtsfälle, Bd. I, Resp. 55. n. 19. sqd. P. 436. 
Wernher, obs. juris, T. II. P. 8. obs. 466. Jo. Heumann, 
obs. de reservato imperatoris dignitates largiendi, $. 34; in 
deſſen Exereitation. juris universi, T. I. p. 159. sqq. De Sel- 
ehow, elem. juris germaniei privati, $. 432. Ebendeſſelben 
electa juris Germanorum publici et privati, p. 378. sqq. 
Walch, diss. prineipia juris germanici in successione feudali 
legitima, c. 2. F. 16; in Ejus Opusc. T. II. p. 177. Dreyer, 
Sammlung vermiſchter Abhandlungen, Th. III, S. 1301. Myler 
ab Ehrenbach, gamologia personarum imperii illustrium 
(1664) c. 5. $. ı2. et 22. Ludiger de et in Mannsbach, 
tr. histor. jurid. de matrimonio principis, comitis liberique 
domini cum virgine nobili inito (Wetzlar. 1740. 4.), Sect. 3. 
C. C. Kanne, diss. de nuptiis comitum et baronum ob con- 
jugis conditionem inaequalem injustis (Lips. 1709.0 F. M. . 
44. sqq. A. A. L. comes de Lehndorf, diss. de matrimo- 
nio inaequali, praesertim inter personas nobilitatis superioris 
et inferioris ordinis (Regiom. 1791), $.6.sqqg. Schnaubert, 
Erläuterung des Lehnrechts, §. 122, S. 376. G. M. Weber, 
Handbuch des in Deutſchland üblichen Lehnrechts, Th. III, S. 177 ff. 
J. A. O. Gehler, diss. de inaequalitate matrimonii illustris 
cum virgine inferioris nobilitatis (Lips. 1786.), cap. 4. Runde, 
Grundſätze des allgemeinen deutſchen Privatrechts, §. 579 f. Danz, 
Handbuch des heutigen deutſchen Privatrechts, Bd. VI, $. 579 f. 
G. F. Müller, die Art und Weiſe, wie im deutſchen Reiche neue 
Fürſten, Grafen, Freiherren und Edelleute gemacht werden (Wol— 
fenb. 1797), S. 83 f. Häberlin, Handbuch des Teutſchen 
Staatsrechts, Bd. III, $. 448. Gönner, teutſches Staatsrecht, 
F. 74, Num. III. Leiſt, Lehrbuch des teutſchen Staatsrechts, $. 
26. — Daß wenn auch die Ehe eines Herrn von hohem Adel mit 
einer Perion von niederem Adel, in Hinſicht auf die Gemahlin 
als ſtandesmäſig nicht zu betrachten wäre, doch den daraus abſtam— 
menden Kindern väterliche Ebenbürtigkeit nicht abzuſprechen ſey, 
behauptete der ReichskammergerichtsAſſeſſor von Ludolf, de jure 
foeminarum illustrium (edit. 1734. fol.), P. I. $. 3. p. 9. sq. et 
$$. 10. et 11. p. 21 8. 
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wichen werden, ſobald ein Reichsſtand, oder ein aus 
einem reichsſtaͤndiſchen Haufe entſproſſener Herr, mit einer 
freigebohrnen Nichtadelichen ſich zu vermahlen geſonnen 
war. Er durfte nur dieſe, vor Schlieſſung der Ehe, 
von dem Kaiſer in den Adelſtand, niedern oder hohen, 
erheben laſſen, welches in der Regel nicht ſchwer hielt; 
auch konnte die Erhebung in den niedern Adelſtand von 
einem kaiſerlichen Ober Hofpfalzgrafen, oder in dem Zwi— 
ſchenreich von einem der beiden Reichsvicare geſchehen ). 


Mit dieſer Cautel ſuchte den Kaiſer Franz I. eine 
aus vormaligen Reichshofraͤthen zuſammengeſetzte Com— 
miſſion zu beruhigen, von welcher dieſer Kaiſer kurz vor 
ſeiner Erwaͤhlung ſich ein Gutachten uͤber verſchiedene be— 
denklich ſcheinende Puncte der von ihm zu beſchwoͤrenden 
Wahlcapitulation erſtatten ließ. Es „bleibe “ — ſo aͤuſ— 
ferte fi) die Commiſſion — „der Kaiſer doch fons no- 
bilitationum, und koͤnne alſo ohne allen Zweifel eine 
Frau, die der Geburt nach buͤrgerlichen Standes geweſen, 
in den Fuͤrſtenſtand erheben; da dann an und fuͤr ſich 
nichts hindern koͤnne, daß ſie ihres Eheherrn Titel ge— 
brauche, und daß die Kinder für ſucceſſionsfaͤhig geachtet 
würden 7). 


8 72. 


welcher reichsfchlufsmäfigen Beſtimmung die Praxis 
der Reichsgerichte kolgte. 


Die reichsſchlußmaͤſig für den hohen Adel ausnahm⸗ 
weiſe feſtgeſtellte Grundſatz, daß nur die Ehe eines Reichs— 


1) 8. L. Boehmer, diss. de impari matrimonio, $. 21. p. 70. 


2) Ignat. Zang's (Ganz, k. preuß. Leg. Raths zu Regensburg) 
Sammlung reichshofräthlicher Gutachten, bei Gelegenheit der Ab- 
faſſung der neueſten Wahlcapitulation (Regensb. 1790. 4.) ©. 
121 f. 
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ſtandes oder eines aus reichsſtaͤndiſchem Hauſe 
entſproſſenen Herrn mit einer Nichtadelichen, 
wenn gleich Freigebohrnen, eine Mißheurath ſey, nicht 
aber die Ehe eines ſolchen Herrn mit einer Perſon von 
niederem Adel, ward in Streitfaͤllen von den bei— 
den hoͤchſten Reichsgerichten im Rechtſprechen ange— 
wandt. 


Bei einem in dem reichsſtaͤndiſch-graͤflichen Hauſe 
Lippe vorgekommenen Rechtsfall, ging in dem Jahr 1786 
der Reichshofrath in feinem Richterſpruch von dem Prin— 
cip aus, daß die von einem Reichsſtand oder einem aus 
reichsſtaͤndiſchem Hauſe entſproſſenen Herrn „mit einer 
persona plebeja eingegangene Ehe eine Mißheurath 
ſey ). Dagegen erklaͤrte daſſelbe Reichsgericht, fo oft 


1) (Joſua Sof. Frhr. v. Rieffel) Der Reichshofrath in Juſtiz-, Gna⸗ 
den: u. a. Sachen, Bd. I, S. 253. Reuß, teutſche Staats 
kanzley, Th. XXI, S. 384. Heffter, Beiträge zum teutſchen 
Staats- und Fürſtenrecht, Erſte Lieferung (1829), S. 27. — Dem: 
ſelben Grundſatz folgte der Reichshofrath in Beziehung auf die 
Vermählung (1787) des regierenden Fürſten Ludwig von Naſ— 
ſau-Saarbrücken mit Catharina Margaretha Köſt, Tochter 
eines leibeigenen Bauers zu Ottweiler, welche der Fürſt 1778 von 
einem kaiſerlichen Ober Hofpfalzgrafen unter dem Namen von 
Ludwigsdorf in den Adelſtand, dann durch den Kaiſer unter dem 
Namen von Ottweiler, 1783 in den Freiherrnſtand, und 1785 
nebſt den von dem Fürſten mit ihr erzeugten Kindern in den Gra— 
fenſtand hatte erheben laſſen. Reuß, a. a. O., S. 382. Püt⸗ 
ter, über Mißheirathen, S. 318. Meiners und Spittler's 
göttingiſches hiſtor. Magazin, St. IV (1788), S. 759. — Daſ⸗ 
ſelbe Princip hatte der Reichshofrath ſchon 1738 geltend gemacht 
wider die nichtadeliche Gemahlin eines reichsſtändiſchen Grafen 
von Löwenſtein Wertheim. Moſer's Familien Staatsrecht, 
Th. II, S. 107. 

Dagegen erkannte der Reichshofrath die Ehe eines Herrn von 
niederem Adel, ſelbſt eines reichsunmittelbaren, mit einer «per— 
sona plebe jan, nicht für Mißheurath, ſondern für voll— 
wirkend in Abſicht auf die Gattin und Kinder. Rechtsfall von 

Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 11 
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der Fall vorkam, die Ehen von Herren aus reichsſtaͤn— 
diſchen Haͤuſern, mithin aus hohem Adel, mit Perſonen 
von niederem Adel, für vollwirkend für die Gemahlin 
nen und Kinder. 


So erklaͤrte in den Jahren 1753, 1754 und 1787, 
der Reichshofrath die Ehe, welche 1722 der reichsſtaͤn— 
diſche Graf Friedrich Ernſt von Shaumburgkippe 
Alverdiſſen, mit einem Fraͤulein von niederem Adel, 
Philippine von Frieſenhauſen, geſchloſſen hatte, 
für ſtandesmaͤſig, und die daraus herſtammenden Nach— 
kommen fuͤr ſucceſſionsfaͤhig, gegen den deßhalb erhobe— 
nen Widerſpruch des regierenden Grafen von Schaum— 
burgLippe zu Bückeburg und des Landgrafen von Heſſen— 
Caſſel als Lehnherrn ). Der jetzt regierende ſouveraine 
Fuͤrſt von SchaumburgLippe ſtammt aus dieſer Ehe. 


Die Ehe, welche ein reichsſtaͤndiſcher Graf Carl 
Ludwig von Loͤwenſtein-Wertheim, im Jahr 1742, 


1789, bei Rieffel, a. a. O., S. 253. Vergl. Pütter's Rechts⸗ 
fälle, Bd. II, Resp. 205, S. 521, wo als HauptEntſcheidungs⸗ 
Grund angeführt wird, daß „in Teutſchland kein allgemeines Geſetz 
beſtehe, welches die Kinder aus der Ehe eines Adelichen und einer 
bürgerlichen Perſon, der Succeſſion unfähig mache “. Die entgegen⸗ 
geſetzte Meinung behauptet, in Abſicht auf die Succeſſionsfähig⸗ 
keit in Stammgütern, aus leicht zu widerlegenden Gründen, Ludw. 
Müller, die Ebenbürtigkeits⸗-Forderung für die Erbfolge im Stamm: 
gut, aus Veranlaſſung der gegenwärtig eröffneten Succeſſion in 
die Familiengüter der Freiherren von Liebenſtein (Stuttgart 
1831. 8.), S. 9 — 66. Auch ſ. man (Johann Freiherr von 
Horix) Die Ehre des Bürgerſtandes nach den Reichsrechten 
(Wien 1791. 8.), S. 4 ff., insbeſondere S. 69 ff. 

1) Mofer's Staatsarchiv, 1753, Th. II, S. 350; 1754, Th. VIII, 
S. 287. Reuß, a. a. O., Th. XV, S. 373; Th. XX, S. 443; 
Th. XXI, S. 1; Th. XXII, S. 348. Struben, rechtliche Be⸗ 
denken, Th. II, S. 507. Moſer, Familien Staatsrecht, Th. II, 
S. 105. Ebendeß. Zuſätze zu ſeinem neuen Staatsrecht, Th 
II, S. 534. Putter, Rechtsfälle, Bd. III, Th. 3, S. 851 ff. 
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mit einem Fräulein von niederem Adel, Anna Char 
lotte Johanna Eliſabeth von Strzticz, geſchloſſen 
hatte, ward von den Agnaten als eine Mißheurath an— 
gefochten. Aber der Reichshofrath erkannte 1752: „daß 
die graͤfliche Eheconſortin, ſammt derſelben Kindern, im 
Beſitz des matrimonii aequalis, ſammt Titel, Wap— 
pen, Rang, Succeſſion der Kinder, und allen übrigen 
effectibus, wie dieſelben Namen haben, zu ſchuͤtzen ſey „. 
Die Agnaten beruhigten ſich hiebei, und die aus dieſer 
Ehe abſtammenden Nachkommen gelangten zur Succeſſion 
in der Landesregierung und der damit verbundenen Reichs— 
ſtandſchaft ). 

Auch das Reichskammergericht folgte demſelben reichs— 
rechtlichen Grundſatz. Gegen den von Agnaten erhobenen 
Widerſpruch, erklaͤrte daſſelbe, durch ein Urtheil vom 
30. October 1766, fuͤr ſtandesmaͤſig die Ehe, welche 
der reichsſtaͤndiſche Graf Carl Wilhelm Guſtav von 
Sayn⸗Wittgenſtein⸗-Sayn mit einer Perſon von 
niederem Adel, mit Anna Maria Thereſe von der 
Heyden, geſchloſſen hatte 9. 


5 
Und eben fo das Herkommen in unbeſtrittenen Fällen. 


Nicht weniger als in ſtreitigen Faͤllen die Praxis 
der Reichsgerichte, folgte dem in dem vorigen Paragraph 
erwaͤhnten Grundſatz auch in nicht ſtreitigen Faͤllen das 
Herkommen, ſeit der Wahlcapitulation von 1742 und 
dem Reichsſchluß von 1747. Dieſes bewaͤhrt ſich in 


10 Moſer, Familien Staatsrecht, Th. II, S. 107. Pütter, über 
Mißheirathen, S. 300. b 
2) v. Cramer, wetzlariſche Nebenſtunden, Th. LXIII, S. 12. Mo⸗ 
fer, Familien Staatsrecht, Th. II, S. 114. Vergl. das Barren: 
trappiſche Genealogiſche Staats Handbuch von 1827, S. 573. 
1 
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nachſtehenden Ehefaͤllen von Herren aus reichsſtaͤndiſchen 
Haͤuſern, ſonach von hohem Adel, mit Perſonen von 
niederem Adel. 


Der regierende Fuͤrſt Carl Albrecht Chriſtian 
von Hohenlohe-Waldenburg-Schillings fuͤrſt ver 
maͤhlte ſich, noch als Erbprinz, im J. 1774 in zweiter 
Ehe mit einer Ungarin von niederem Adel, Judith 
Freiin von Rewitzky, Witwe von einem ungariſchen 
Freiherrn von Beoͤthy. Von keiner Seite widerſprochen, 
galt dieſe Ehe fuͤr vollwirkend fuͤr die Gemahlin und die 
aus dieſer Ehe abſtammenden eilf Kinder, von welchen 
der aͤlteſte Sohn im Jahr 1796 dem Vater in der Re⸗ 
gierung und Reichsſtandſchaft folgte ). 


Der Herzog Friedrich Carl Ludwig von Hol— 
ſtein⸗Sonderburg-Beck, ſeit 1825 Holſtein-Sonder⸗ 
burg⸗Gluͤcksburg genannt, vermaͤhlte ſich 1780 mit Frie— 
derike Amalia Graͤfin von Schlieben, als nicht— 
reichsſtaͤndiſche Graͤfin von niederem Adel. Die volle 
Rechtswirkung dieſer Ehe fand nirgend Widerſpruch, viel— 
mehr Anerkennung in allen kaiſerlichen, koͤniglichen und 
herzoglichen Linien des Hauſes Holſtein, in Rußland, 
Schweden, Daͤnemark und Teutſchland. Der aus dieſer 
Ehe abſtammende Sohn, ſuccedirte 1816 dem Vater 2). 


Herzog Chriſtian Carl Friedrich Auguſt von 
Holſtein-Sonderburg-Auguſtenburg vermaͤhlte 
ſich 1820 mit Luiſe Sophie, Tochter des daͤniſchen 
Grafen von Daneskiold-Samſoͤe ). Die volle 
Rechtswirkung auch dieſer Ehe, aus welcher bis jetzt drei 


1) Das angeführte Genealogiſche Staats Handbuch von 1827, S. 
425 f. 

2) Das angef. Genealogiſche Staats Handbuch für 1827, S. 40 f. 

3) Das angef. Genealogiſche Handbuch für 1827, S. 38 f. 
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Prinzen und drei Prinzeſſinnen gebohren wurden, fand, 
wie die vorhin erwaͤhnte, uͤberall Anerkennung. 


Endlich dient hier als bekraͤftigendes Beiſpiel auch die 
Ehe, welche im Jahr 1787 der regierende Markgraf 
(ſpaͤter Kurfuͤrſt, zuletzt Großherzog) Carl Friedrich 
von Baden mit Luiſe Caroline Freiin Geyer von 
Geyersberg, ſpaͤter Graͤfin von Hochberg, ſchloß. 
Auch ohne die von ihm, vor dieſer zweiten Ehe, mit 
den Soͤhnen erſter Ehe getroffene Uebereinkunft, wuͤrden 
die aus der zweiten Ehe abſtammenden drei Soͤhne, wo— 
von Seine Koͤnigliche Hoheit der jetzt regierende Groß— 
herzog der aͤlteſte iſt, diejenige Anerkennung ihrer Suc— 
ceſſionsfaͤhigkeit von Rechtswegen gefunden haben, welche 
ihnen Oeſtreich, Großbritannien, Preuſſen und Rußland 
urkundlich zuſicherten. Dieſes geſchah zuerſt am 10. Juli 
1819 in einem mit Baden zu Frankfurt geſchloſſenen Trac; 
tat), dann in dem am 20. Juli 1819 von Bevoll⸗ 
maͤchtigten dieſer vier Maͤchte zu Frankfurt errichteten 
TerritorialReceß 2), welchem am 20. October 1819 auch 
Frankreich beitrat. Eine abermalige, naͤhere Entwickelung 
dieſes denkwuͤrdigen Falles, nach ſeinem wahren That— 
und Rechtsverhaͤltniß, würde hier zu weit führen; ich be 
ziehe mich deßhalb auf die unten genannten Druckſchriften 9. 


1) Art. 2; in v. Martens recueil des traites, Supplement, T. 
VIII, p. 636. 


2) Art. 10; in dem angef. Recueil von Martens, Supplem. T. 
VIII, p. 608. 


3) Der Sponheimiſche Surrogat- und Succeſſions Streit zwiſchen 
Baiern und Baden. Gieſſen, 1828. 8. Für den Sieg der his 
ſtoriſchen und rechtlichen Wahrheit in dem Sponheimiſchen Sur— 
rogat- und Succeſſions Streit zwiſchen Baiern und Baden. 
Frankfurt a. M. 1829. 8. 
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Dieſem Reichsrecht zufolge, welches durch reichs- 
gerichtliche Praxis und durch herkommen, 
namentlich auch in Hinlicht auf auslän- 
Difchen Adel, bekräftigt ift, und ſelbſt nach 
der Hannoveriſchen Haus- und Staatspraxis, iſt die 
Ehe des Herzogs von Suſſer keine Miſsheurath, 
ſondern vollwirkend kür die Gattin und Kinder. 


So hatte denn die reichsgeſetzgebende Gewalt ſich 
darauf beſchraͤnkt, in dem Reichsſchluß von 1747, in 
Verbindung mit der Wahlcapitulation, nur die Ehen, 
welche ein Reichsſtand oder ein aus einem reichs ſtaͤn— 
diſchen Haufe entſproſſener Herr mit einer Nichtade— 
lichen (obgleich Freigebohrnen) ſchlieſſen wuͤrde, aus⸗ 
nahmweiſe für Mißheurath zu erklären, und im Uebri⸗ 
gen den altgermaniſchen Rechts Grundſatz, daß nur Ehen 
Freigebohrner mit Leibeigenen Mißheurathen ſeyen, als 
gemeinrechtliche Regel beſtehen zu laſſen. 

Betrachtet man nun den hier vorliegenden Rechtsfall 
aus dem Geſichtpuncte des in ſolcher Art von der reichs— 
geſetzgebenden Gewalt feſtgeſtellten Grundſatzes; fo iſt auf 
den erſten Blick ſonnenklar, daß die Ehe Seiner Koͤnig— 
lichen Hoheit des Herzogs von Suſſex, eines aus 
dem reichsſtaͤndiſchen kurbraunſchweigiſchen Hauſe entſproſ— 
ſenen Herrn, mit Lady Auguſta Murray, für Miß⸗ 
heurath keineswegs zu achten, daß mithin dieſelbe 
reichsgeſetzmaͤſig in jeder Beziehung vollwir— 
kend ſey fuͤr die Gemahlin und Kinder. 

Denn wie mehr oder minder hoch man auch in Teutſch— 
land den Geburtſtand dieſer Tochter eines ſchottiſchen 
Pairs und Earl's ) in Anſchlag bringen moͤchte, ganz 


1) Der erbliche Titel Ear! iſt in Großbritannien der altefte von allen 
Adelstiteln, er wird in dem Canzleiceremoniel (Stylus curiae) 
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gewiß iſt, daß dieſelbe für eine Nichtadeliche auf keinen 
Fall anzuſehen war. Urkundlich CSS. 1, 2, 3 und 5) 
iſt auſſer allem Zweifel, daß Lady Auguſta Murray 
aus adelichem Geſchlecht, von brittiſchem hohem Adel ſo— 
gar, daß fie von Vater- und Mutterſeite aus Familien 
ſtammte, deren Adelſtand in ferne Jahrhunderte hinauf— 
reicht, daß fie von einem fouserainen Herrn der Inſel 
Man, daß ſie, gleich ihrem Gemahl und gemeinſchaftlich 
mit ihm, von zwei Koͤnigen von England, von einem 
Koͤnig von Schottland, von einem weltberuͤhmten Prinzen 
von Oranien, daß fie ſogar gemeinſchaftlich mit der ganz 
zen jetzt in Großbritannien und Irland regierenden koͤnig⸗ 
lichen Familie, aus dem koͤniglichen Haufe von Schott— 
land und England herſtammte, daß folglich die verewigte 
Gemahlin des Herzogs von Suſſex nicht bloß von ade: 
lichem Stande, daß ſie ſogar von angeerbtem hohem 
und ſehr altem Adel, daß ſie von weltgeſchichtlich 
berühmter, hoher und erlauchter Herkunft war. 


Daß ihr Adelſtand auslaͤndiſcher, kein teutſcher, 
war, ſteht der vollen Rechtswirkung ihrer Ehe nicht im 
Wege. Weder die kaiſerliche Wahlcapitulation und der 
Reichsſchluß von 1747, noch irgend ein anderes Reichs— 
geſetz oder ein Reichsherkommen, unterſcheiden in dieſer 
Hinſicht zwiſchen teutſchem und auslaͤndiſchem Adel. So— 
hin waͤre eine doctrinale Unterſcheidung ſolcher Art unzu— 
laͤſſig ). 

Sie waͤre es um ſo mehr, da in dem ganzen Teut— 
ſchen Reich die Staats- und Privatpraxis, namentlich die 
Hofſitte, dem auslaͤndiſchen Adel uͤberhaupt unbedingte 


von dem König vor allen andern ausgezeichnet und dort höher ges 
achtet als der teutſche Grafentitel. Hievon unten (F. 82 ff.) das 
Nähere. 


1) So, im Weſentlichen, auch Moſer, teutſches Staatsrecht, Th- 
XIX, S. 337, und Familien Staatsrecht, Th. II, S. 150. 
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Anerkennung zugeſtand, wie es allgemein, im allſeitigen 
Intereſſe der verſchiedenen Staaten, die europaͤiſche Staats⸗ 
praxis und Hofetiquette ſeit Jahrhunderten thut. 

Auch Maria von Eycken, Gemahlin Eduard Fortu— 
nat's, regierenden Markgrafen von Baden-Baden, war 
von auslaͤndiſchem Adel, von niederlaͤndiſchem. Dennoch 
ſprach der Reichshofrath (1622) fuͤr die Standesmaͤſig⸗ 
keit ihrer Ehe, und fuͤr die Succeſſionsfaͤhigkeit der von 
dem Markgrafen mit ihr erzeugten Soͤhne in allen ſeinen 
badiſchen und ſponheimiſchen Landestheilen, in welchen 
Nachkommen aus dieſer Ehe regierten, bis (1771) ihr 
Mannſtamm erloſch (§. 75). Eben fo war die dritte 
Gemahlin des regierenden Fuͤrſten Johann Franz Deſide— 
ratus von Naſſau-Siegen, Iſabella Clara Eugenie de 
Montaut et de la Serre, von auslaͤndiſchem Adel, von 
franzoͤſiſchem. Dennoch erklaͤrte der Reichshofrath die von 
dem Fuͤrſten mit ihr erzeugten Soͤhne in den Jahren 
1719 und 1723 fuͤr faͤhig zu der Reichsmitbelehnung, 
mithin für ſucceſſionsfaͤhig (S. 75). Von ungariſchem 
Adel war Judith Freiin von Rewitzky, deren Ehe mit 
dem Fuͤrſten Carl Albrecht Chriſtian von Hohenlohe Wal— 
denburgSchillingsfuͤrſt (1774) allenthalben für ſtandes⸗ 
maͤſig anerkannt ward (§. 73). Von dieſen drei Ehen 
wird unten naͤher die Rede ſeyn. Auch die braunſchwei— 
giſche Haus- und Staatspraxis erkennt die Adelsgenoſſen— 
ſchaft von Auslaͤndern. Solches bewaͤhren zwei unten 
($. 85) erzählte Ehefaͤlle, welche in der neueren Zeit 
zwei koͤnigliche großbritanniſche und kurbraunſchweigiſche 
Prinzen mit Damen von brittſchem und irlaͤndiſchem 
hohem Adel geſchloſſen hatten ). 


1) Der Erbprinz Wilhelm Florentin von Salm-Salm, Sohn des 
damals ſouverainen Fürſten Conſtantin von Salm-Salm, vermählte 
ſich 1810 mit einer Corſikanerin von niederem Adel, Flaminia 
de Roſſi, Nichte des gewefenen Fürſten von Lucca und Piom⸗ 
bino Felir Pascal Bacciochi. Dieſe Ehe fand nirgend Widerſpruch 
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Mit dem reichsrechtlichen Grundſatz, daß die Ehe 
eines teutſchen Reichsſtandes, oder eines aus einem reichs— 
ſtaͤndiſchen Hauſe entſproſſenen Herrn, mit einer Perſon 
von niederem Adel, eine Mißheurath nicht ſey, ſtimmt 
die eigene Staats- und Hauspraxis des Allerdurch— 
lauchtigſten koͤniglichen Hauſes Hannover überein. Denn 
ſtammen nicht, wie unten (§. 77) näher gezeigt wird, 
alle jetzt lebenden Mitglieder dieſes Regentenhauſes, gleich 
jenen in ſo manchen andern teutſchen und andern ſouve— 
rainen Haͤuſern, aus der Ehe, welche einer von ihren 
Ahnherren, der im Jahr 1705 verſtorbene regierende 
Herzog Georg Wilhelm von Braunſchweig-Luͤneburg zu 
Celle, mit einem Fraͤulein von franzoͤſiſchem gemeinem 
Adel geſchloſſen hatte? Ward je der Legitimitaͤt und Stan⸗ 
desgenoſſenſchaft der aus dieſer Ehe hervorgegangenen 
zahlreichen Nachkommen, von irgend einem Mitgliede die— 
ſes oder eines andern Hauſes der mindeſte Widerſpruch 
entgegengeſetzt, ſey es in Hinſicht auf die Standesmaͤſig— 
keit der von ihnen geſchloſſenen Ehen, oder in Anſehung 
der väterlichen Ebenbuͤrtigkeit und der Succeſſions Rechte 
der aus denſelben abſtammenden Nachkommen? War und 
wird nicht offenkundig ſchon ſeit laͤnger als anderthalb 


Der Erbprinz ſuccedirte 1828 feinem Vater in deſſen Standes: 
herrſchaften. — Ehe 1806 der Kurprinz Carl von Baden ſich mit 
Mademoiſelle Stephanie Beauharnois vermählte, ward die— 
ſelbe von Napoleon für feine Adoptiv Tochter erklärt und zur 
kaiſerlichen prinzeſſin von Frankreich, mit dem Prädicat 
Kaiſerliche Hoheit, erhoben. — Als im J. 1808 der Erbprinz (etzt 
Fürſt) Carl Anton von Hohenzollern-Sigmaringen mit 
Mademoiſelle Antoinette Murat-Druent, Nichte des vormaligen 
Königs Joachim (Murat) von Neapel, und der damals ſouveraine 
Herzog Prosper von Arenberg mit Mademoiſelle Stephanie 
Taſcher de la Pagerie, Nichte der Kaiſerin Joſephine, ſich 
vermählten, wurden dieſe Damen vorher von Napoleon zu Prin— 
zeſſinnen erhoben, ſie waren alſo zur Zeit ihrer Vermählung von 
fürſtlichem Stande. 
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Jahrhunderten der vollen Rechtswirkung dieſer Ehen ohne 
Unterlaß die vollkommenſte Anerkennung, durch Wort 
und That, von allen Mitgliedern des Hauſes Braun— 
ſchweig nicht allein, ſondern auch von dem vormaligen 
Teutſchen Reich, ja von allen Regierungen und ſouve— 
rainen Regentenhaͤuſern von ganz Europa? 


Wer koͤnnte und ſollte auch, nach dieſem durchaus 
klar ſprechenden oͤffentlichen Vorgang, geneigter als das 
koͤnigliche Haus Hannover ſeyn, die volle Rechtswir⸗ 
kung der Ehe des Herzogs von Suſſex anzuerkennen? 
Gerade daſſelbe erhabene Haus, welches den genealogiſch— 
ſtaatsrechtlichen und privatfuͤrſtenrechtlichen Grundſatz, in 
deſſen Folge es ſelbſt auf der hoͤchſten Stufe politiſcher 
Größe ſteht, feſthaltend, ſtets befliſſen war, in dem Teut—⸗ 
ſchen Reich feinen ganzen Einfluß für deſſen Bewahrung 
anzuwenden. Denn thaͤtiger und wirkſamer, als der 
Kurfuͤrſt von Braunſchweig-Lüneburg, hat keiner von 
den übrigen acht Mitgliedern des Furfürftlichen Collegiums 
ſich erzeigt, fuͤr Errichtung der reichsgeſetzlichen Beſtim— 
mung über Mißheurathen, und für ihre Aufnahme in die 
kaiſerliche Wahlcapitulation. 


Von ihm und Kurſachſen ging der Antrag dazu (das 
Monitum) aus ). Nicht minder angelegentlich wirkte 
Kurbraunſchweig für Erlaſſung des kurfuͤrſtlichen Colle— 
gial Schreibens an den Kaiſer. Wieder auf feinen (nur 
auf ſeinen) Antrag geſchah es, daß der weſentliche In— 
halt dieſes Schreibens im Jahr 1790 ſogar der Wahl— 
capitulation einverleibt ward 2). Und auch fuͤr Errichtung 
des Reichsſchluſſes von 1747 wirkte Kurbraunſchweig in 
der allgemeinen Reichsverſammlung, ſowohl mit ſeiner 


1) Man ſ. den Auszug aus dem Protokoll des kurfürſtlichen Colle— 
giums, in Moſer's teutſchem Staatsrecht, Th. XIX, S. 238 ff. 

2) Protokoll des kurfürſtlichen Wahlconvents zu Frankfurt im F. 1790, 
Th. II, S. 221. 
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Stimme in dem kurfuͤrſtlichen Collegium, als auch in dem 
fuͤrſtlichen Collegium oder Reichsfuͤrſtenrath mit feinen 
ſechs Viril Stimmen und feinem dreifachen Antheil an 
der weſtphaͤliſchen graͤflichen Curiat Stimme. 


8 75. 


Um fo mehr, da auch ſchon vor den neueren reichs 

geſetzlichen Beftimmungen, ein Reichsherkommen 

denſelben Rechts Grundſatz ſeit Jahrhunderten feft- 

geftellt hatte; nicht nur in beſtrittenen Fällen bei 
den Reichsgerichten. 


Früher ſchon, als die Beſtimmung über Mißheurathen 
in den Wahlcapitulationen ſeit 1742 und in dem Reiche: 
ſchluß von 1747 erſchienen war, brachte die reichs ge— 
richtliche Praxis den Grundſatz in Anwendung, daß 
Ehen zwiſchen Herren von hohem und Perſonen von 
niederem Adel keine Mißheurathen, ſondern voll— 
wirkend ſeyen für die Gemahlin und Kinder ). Be 
waͤhrt wird dieſes durch nachſtehende Rechtsfaͤlle. 


Eduard Fortunat, regierender Markgraf von 
Baden-Baden, vermaͤhlte ſich 1591 mit Maria van 
Eycken, einer Niederlaͤnderin von niederem, wahrſchein— 
lich nicht altem Adel. Bei ſeinem Ableben (1600) hin— 
terließ er drei mit ihr erzeugte Soͤhne. Seine naͤchſten 
Stammvettern, in der baden-durlachiſchen Linie, beſtritten 
die Succeſſionsfaͤhigkeit dieſer Soͤhne. Sie hatten ſich 
eigenmaͤchtig in den Beſitz der von Eduard hinterlaſſenen 
badiſchen und ſponheimiſchen Landestheile geſetzt. Aber 
ein Richterſpruch des Reichshofraths vom 4. September 


1) Namentlich den Kindern, vindicirte daher die väterliche Ebenbür— 
tigkeit und die Succeſſionsfähigkeit in der Landesregierung, ſchon 
der ReichskammergerichtsAſſeſſor von Ludolf, de jure foemina- 
rum illustrium (edit. a. 17340, Part. I. F. 11. num. 28. pag. 24 
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1622 verurtheilte fie zu Einraͤumung dieſer Lande, cum 
fructibus perceptis percipiendisque et expensis, an 
Eduards älteften Sohn Wilhelm; ein Urtheil, welches 
bald zur Vollziehung kam. Auf dem weſtphaͤliſchen Frie— 
denscongreß kam die Sache wieder in Bewegung, doch 
unter dem Geſichtpunct nicht ſowohl der Standesmaͤſigkeit, 
als vielmehr der kirchlichen Rechtmaͤſigkeit der Ehe Eduard's; 
es ward aber in dem Friedensſchluß Wilhelm's Recht 
anerkannt !), und daſſelbe von baden⸗durlachiſcher Seite 
fernerhin nicht beſtritten. Eduard's Nachkommen blieben 
ruhig im Beſitz nicht nur des baden badiſchen Landestheils, 
ſondern auch der badiſchen Theile der Grafſchaft Spon— 
heim, bis im Jahr 1771 ihr Mannſtamm erloſch. 


Fuͤrſt Johann Franz Deſideratus von Naſſau— 
Siegen hatte 1669 ſich vermaͤhlt mit Iſabella Clara 
Eugenie de Montaut et de la Serre, einem Fraͤu— 
lein von franzoͤſiſchem gemeinem Adel. Als im Jahr 
1713 die Reichs Thronbelehnung des Hauſes Naſſau⸗ 
Siegen bevorſtand, baten die drei aus dieſer Ehe abſtam— 
menden Soͤhne, ſie zu der Mitbelehnung zuzulaſſen. Die 
Agnaten widerſprachen ihre Befugniß hiezu, weil ſie aus 
unſtandesmaͤſiger Ehe gebohren ſeyen. Allein der Reichs— 
hofrath erklaͤrte, durch Concluſa vom 2. und 6. Maͤrz 
1719 und 7. September 1723, daß ſie zu der Mitbe⸗ 
lehnung zu admittiren ſeyen, ausgehend von dem Grund— 
ſatz, daß ihres Vaters Ehe für Mißheurath nicht zu 
achten ſey ). 


10 J. P. O. art. IV. F. 26. et 27. Pütter, Geiſt des weſtphäl. 
Friedens, S. 285 ff. Vergl. im übrigen Struv, jurisprud. he- 
roica, P. II. c. 2. $. 37. p. 90. Moſer, Staatsrecht, Th. XIX, 
S. 102 ff. Schoepflin, historia Zaringo-Badensis, T. II. p. 
67. sqd-; T. VII. p. 152. sqd. Sachs, Geſchichte der Mark⸗ 
grafſchaft und des Hauſes Baden, Th. III, S. 289 ff. 

2) Reuß, a. a. O., Th. XIV, S. 52. Moſer, teutſches Staats⸗ 
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Pfalzgraf Johann Carl zu Birkenfeld-Geln— 
haufen hatte 1696 ſich vermaͤhlt mit Eſther Marian) 
von Witzleben, Witwe eines von Bromſee, und etliche 
Soͤhne mit ihr erzeugt. Da Agnaten aus der Birken— 
feldiſchen Linie ſich weigerten, dieſe Soͤhne fuͤr vollbe— 
rechtigte Mitglieder ihrer Familie anzuerkennen, ſo erging 
am 11. April 1715 ein ReichshofrathsUrtheil, 
worin ausgeſprochen ward: „daß die zwiſchen weyland 
Herrn Pfalzgrafen Johann Carl und ſeiner hinterlaſſenen 
Fuͤrſtlichen Frauen Wittib Eſther Maria, gebohrner von 
Witzleben, getroffene Ehe, vor ein ordentliches, gül 
tiges und vollſtaͤndiges Fuͤrſtliches Matrimo- 
nium, des von Herrn Beklagten Pfalz-Grafen Chriſtian, 
aus dem bruͤderlichen Vergleich vom 15. April 1673 
darwider angezogenen Passus und gethanen andern Ein— 
wendens ungehindert, allerdings zu achten, und um 
deßwillen die darin erzeugte Kinder vor des Pfalzgraͤf— 
lichen Namens, Standes und Wuͤrden, und der 
Succeſſion in alle ihrem Herrn Vater zuſtaͤndig 
geweßte Stamm- und Fideicommiß Guͤter, Fuͤrſt— 
liche Gerechtſame und Praͤrogativen, ohne 
Ausnahm, und inſonderheit den dermalen unbefugt in 
Streit gezogenen wirklichen Beſitz und Genuß des jaͤhr⸗ 
lichen auf dem Fuͤrſtenthum Neuburg haftenden Stamm⸗ 
Deputats, und der jaͤhrlichen Renten der vier Fuder 
Moſeler Wein aus der Kellerei Trarbach, wie ſolchen, 
wegen nur benannter beeder Fuͤrſtlichen Gefallen, ihr 
Herr Vater ſelbſt gehabt, oder hätte haben ſollen, faͤhig 
zu erklaͤren / ). 


Gemäß dieſem rechtskraͤftigem Richterſpruch, wurden 


recht, Th. XIX, S. 203. Ebendeß. Familien Staatsrecht, Th. 
II, S. 97. Imhof, notitia S. R. I. procerum, T. I. p. 457. 


4) Nach Andern, Maria Eſther. 
2) Moſer, Familien Staatsrecht, Th. II, S. 51 f. 
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und werden noch heute die Nachkommen des Pfalzgrafen 
Johann Carl als Mitglieder des pfalzbaieriſchen, jetzt 
koͤniglich⸗baieriſchen Hauſes, und für ſucceſſionsfaͤhig in 
allen Beſitzungen dieſes Hauſes anerkannt. Unter An— 
derem geſchah ſolches ausdruͤcklich in pfalz⸗zweibruͤckiſchen 
Verſicherungsurkunden von 1778 und 1779 ); ferner, 
in den durch den teſchener Frieden von 1779, Art. 8, 
beftätigten baieriſch-pfaͤlziſchen Hausvertraͤgen von 1766, 
vom 21. Februar 1771 und von 1774, in dem baieriſch⸗ 
pfaͤlziſchen Hausvertrag vom 12. October 1796, in dem 
pfalz-baieriſchen Apanagial- oder vielmehr ParagialReceß 
mit Pfalz-Birkenfeld vom 30. November 1803, in den 
koͤniglich⸗baieriſchen Familiengeſetzen vom 28. Juli 1808 
und 18. Jaͤnner 1816, und in dem koͤniglichen Familien⸗ 
Statut vom 5. Auguſt 1819 9. 


Als im Jahr 1799 aus der Rudolphiniſchen Haupt: 
linie des Hauſes Wittelsbach die erſtgebohrne Linie des 
pfalzgraͤflichen Hauſes zu Birkenfeld, die jetzige koͤnigliche, 
in den pfalz-baieriſchen Kurlanden ſuccedirte, nahm die 
nachgebohrne Linie, die Nachkommenſchaft des Pfalzgra— 
fen Johann Carl aus deſſen Ehe mit Eſther Maria von 
Witzleben, den herzoglichen Titel von Baiern an, 
wie ihn fruͤher die nachgebohrnen Glieder des baieriſchen 
Kurhauſes zu fuͤhren pflegten. Nachdem ſie durch den 
oben genannten ParagialReceß von 1803 zu dem Beſitz 
des Herzogthums Berg unter kurpfalz-baieriſcher Ober— 
hoheit gelangt war, führte fie die Benennung Baiern⸗ 
Berg. Seit 1806, wo Berg gegen Ansbach vertauſcht 
ward, heißt ſie das „Herzogliche Haus Baiern“, 


D J. H. Bachmann, pfalz-zweybrückiſches Staatsrecht, S. 138. 

2) Man ſ. G. v. Aretin's Genius von Baiern, Bd. I, Heft 1. Win⸗ 
kopp, der Rheiniſche Bund, Heft XLIX, S. 3 ff. Baier. Re⸗ 
gierungsblatt von 1810, St. 46; von 1816, St. 40; von 1821, 
St. 1. 


175 


ihre Glieder führen den Titel „Herzoge und Herzoginnen 
von Baiern , und erhalten das Praͤdicat Hoheit. 


Ein aͤhnlicher Fall kam in dem herzoglichen Hauſe 
Holſtein vor. Herzog Chriſtian Carl von Schleß— 
wig⸗Holſtein-Ploͤn zu Norburg hatte im Jahr 
1702 ſich mit Dorothee Chriſtiane von Aichel— 
berg vermaͤhlt, und mit ihr einen Sohn, Friedrich 
Carl, erzeugt. Ungeachtet dieſem von etlichen Agnaten 
des herzoglichen Hauſes Holſtein quaestio status gemacht 
war, ſo erkannte doch der Koͤnig von Daͤnemark, Friedrich 
IV., als Agnat und „Oberlehnherr “, in einer Urkunde 
vom 12. December 1722 denſelben fuͤr ſeinen Stamm— 
vetter, mit dem Titel und der Wuͤrde eines Erben von 
Norwegen und Herzogs von Schleßwig und Holſtein; 
der Reichshofrath erklaͤrte ſeines Vaters Ehe fuͤr 
ſtandes maͤſig und vollwirkend. Das Defftnitiv— 
Urtheil vom 11. September 1731 ſprach zu Recht: 
„daß die zwiſchen weyland Herrn Chriſtian Carl, Her— 
zogen zu Schleßwig-Holſtein und ſeiner hinterlaſſenen 
Fuͤrſtlichen Frau Wittib, Dorothea Chriſtina von Aichel— 
berg getroffene Ehe fuͤr ein ordentliches und Fuͤrſt— 
liches rechtmaͤſiges Matrimonium zu achten, 
und um deßwillen der darin erzeugte Sohn Friedrich 
Carl, des Herzoglichen Holſteiniſchen Namens, 
Standes und Wuͤrden, und der Sueceffion in 
alle Reichs⸗Fuͤrſtlich-Holſteiniſche Gerechtſame und 
Praͤrogativen, ohne Ausnahm, und inſonderheit 
in die Holſtein-Ploͤniſche Reichs-Lande, ſammt allen 
Zugehoͤrungen, fähig, und demnach von jedermaͤnniglich 
für einen wahren Fuͤrſtlich-Holſteiniſchen Stam— 
mens-Agnaten zu erkennen, und bei dem Beſitz und 
Genuß der rechtmaͤſig anererbten Holſtein-Ploͤniſchen 
Lande und Zubehoͤrungen ruhiglich zu belaſſen ſey “ ). 


1) Moſer, teutſches Staatsrecht, Th. XIX, S. 7 u. S. 118 — 155. 
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Sondern auch in einer Reihe von unbeſtrittenen 
Fällen. 


Der Grundſatz von der vollwirkenden Rechtskraft 
der Ehen reichsſtaͤndiſcher Herren mit Perſonen von 
niederem Adel, welchen, wie ſo eben gezeigt worden, 
in ſtreitig gemachten Faͤllen die Reichsgerichte laͤngſt vor 
den Beſtimmungen der Wahlcapitulation von 1742 und 
dem Reichsſchluß von 1747 angewandt hatten, war auch 
in unbeſtrittenen Faͤllen ebenmaͤſig ſchon weit fruͤher, 
in dem Laufe von nahe an drei Jahrhunderten, durch Her: 
kommen bekraͤftigt worden. Dieſes beweiſet nachſtehende 
Reihe von Faͤllen aus dem Zeitraum von 1463 bis 1742. 


Der regierende Herzog Wilhelm III. von Sachſen 
zu Weimar, vermaͤhlte ſich 1463 mit Catharina von 
Brandenſtein. Es geſchah mit anerkennender Geneh—⸗ 
migung ſeiner kurfuͤrſtlichen und fuͤrſtlichen Agnaten, des 
Kurfuͤrſten Friedrich von Sachſen und der beiden Soͤhne 
deſſelben, Ernſt und Albrecht, dieſer Stammvaͤter der 
noch jetzt blühenden beiden Hauptlinien des Geſammt⸗ 
hauſes Sachſen, und mit dem Beifall der geſammten 
Landſtaͤnde. Die Gemahlin nahm Theil an allen Stan⸗ 
desrechten ihres Gemahls, ward von dem Kaiſer ſchriftlich 
titulirt: „Die Hochgebohrne Catharina, Herzogin zu 
Sachſen, Landgraͤfin zu Thüringen, und Markgraͤfin zu 
Meiſſen “, und in Schriften von ihrem Gemahl nicht 
nur, ſondern auch von deſſen Stammvettern, dem Kur— 
fuͤrſten Ernſt von Sachſen und deſſen Bruder Herzog 
Albrecht, ſo wie von andern reichsſtaͤndiſchen Fuͤrſten, 
„Irluchte (Erlauchte) und Hochgeborne Fuͤrſtin, Her 


Ebendeß. Familien Staatsrecht, Th. II, S. 66. Imhof, I. e. 
T. I. p. 364. Pütter, über Mißheirathen, S. 218. 
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zogin zu Sachſen, Schweſter und Muhme“ genannt ). 
Die Ehe war kinderlos. 


Der regierende Markgraf Ernſt von Baden, 
Stifter der Linie Baden-Durlach, vermaͤhlte ſich 1518 
in zweiter Ehe mit Urſula von Roſenfeld (nicht 
Roſenfels), aus einer ſchwaͤbiſchen Familie von niederem 
Adel. Der in dieſer Ehe gebohrne Sohn Carl, ſucce— 
dirte 1553 ſeinem Vater in den geſammten baden— 
durlachiſchen Laͤndern. Von keiner Seite her fand die 
Succeſſionsfaͤhigkeit dieſes Sohnes Widerſpruch. Ja, als 
der Vater 1537 fuͤr ſeinen Todesfall eine Landestheilung 
unter ſeinen damals noch lebenden Soͤhnen erſter Ehe, 
mit einer Prinzeſſin von Brandenburg-Onolzbach, und 
dem Sohn zweiter Ehe angeordnet, und darin auch 
dieſem einen Landestheil angewieſen hatte, widerſprachen 
ſolches die Soͤhne erſter Ehe nicht nur nicht, ſondern 
es beſtaͤtigte auch Kaiſer Carl V. dieſe Theilung 2). 
Nirgend findet ſich eine Spur, daß gegen die vaͤterliche 
Ebenbürtigfeit und die Succeſſionsfaͤhigkeit dieſes Prinzen 
und ſeines Mannſtammes von irgend einer Seite ein 
Widerſpruch waͤre eingelegt, oder ſolche nur in Zweifel 
gezogen worden. 


Markgraf Carl, Sohn der Urſula von Roſenfeld, 
welcher allein den Vater uͤberlebte, iſt Stammvater aller 
jetzt lebenden Mitglieder des großherzoglichen Hauſes 
Baden. Von ihm, mithin ebenfalls von Urſula von 
Roſenfeld, ſtammen unter vielen Andern ab: die Kaiſe— 
rin Eliſabeth von Rußland, Alexanders J. Gemahlin, 


1) Moſer, teutſches Staatsrecht, Th. XIX, S. 33 — 45. 


2) Von dieſen Geſchichtumſtänden ſ. man Schoepflin, I. e., T. 
IV. p. 5. sqq. Sachs, a. a. O., Th. IV, S. 63 ff. Moſer, 
Familien Staatsrecht, Th. II, S. 60. L. T. Spittler, Ernſt 
von Baden und Urſula von Roſenfeld; in dem Götting. hiſtoriſchen 
Magazin, Bd. IV, S. 737 ff. 

Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 12 
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die Königin Friederike von Schweden, Gemahlin Guſtavs 
IV. Adolph, mit ihren an die Großherzoge von Baden 
und Oldenburg vermaͤhlten Toͤchtern, die Koͤnigin Caroline 
von Baiern, Witwe des Koͤnigs Maximilian Joſeph, 
mit ihren Toͤchtern, welche jetzt mit dem Kronprinzen von 
Preuſſen, mit dem koͤniglichen Prinzen und Mitregenten 
Friedrich Auguſt von Sachſen, mit deſſen Bruder Jo— 
hann, mit dem Erzherzog Franz von Oeſtreich, und mit 
dem Herzog Maximilian Joſeph von Baiern vermaͤhlt 
ſind, ferner der jetzt regierende Herzog Wilhelm von 
Braunſchweig, und die jetzige Großherzogin von Heſſen. 


Derſelbe oben genannte regierende Markgraf Ernſt 
von Baden-Durlach ſchloß, nachdem 1538 auch ſeine 
zweite Gemahlin gebohrne von Roſenfeld geſtorben war, 
abermal eine Ehe mit einem Fraͤulein von niederem, 
aber altem Adel, mit Anna Bombaſt von Hohen— 
heim, die ihn uͤberlebte. Dieſe Ehe war kinderlos. 
Auch bei ihr findet ſich keine Spur irgend eines Zwei— 
feld oder Widerſpruchs, gegen die SucceſſionsFaͤhigkeit 
der daraus etwa abſtammenden Söhne ). 


K. 17. 
Fortſetzung. 


Denkwuͤrdig beſonders auch in Vergleichung mit dem 
hier in Rede ſtehenden Fall, ſind zwei Beiſpiele in dem 
Hauſe Braunſchweig. Das erſte iſt aus der erſten 
Haͤlfte des ſechzehnten, das andere aus dem letzten Vier— 
theil des ſiebenzehnten Jahrhunderts. 


Herzog Otto von Bra unſchweig und Luͤneburg, 
regierender Herr in dem Harburgiſchen Landestheil, ver— 


1) Vergl. Schoepflin, I. e. T. IV. p. 30. Sachs, a. a. O., Th. 
IV, S. 67 ff. 


179 


maͤhlte ſich 1527 mit Mette (Mechtild) von Campen N. 
In einem mit ſeinen beiden juͤngern Bruͤdern Ernſt und 
Franz in demſelben Jahr errichteten Receß, ward der Ge— 
mahlin, die darin des Herzogs liebe Vertraute (wahr— 
ſcheinlich damals ſeine Verlobte) heißt, eine Morgengabe 
und Leibrente, den kuͤnftigen Soͤhnen und Toͤchtern aus 
dieſer Ehe eine eheliche Ausſtattung von den herzoglichen 
Bruͤdern ſtipulirt. Dagegen that Herzog Otto (das Amt 
Harburg auf Lebenszeit ſich vorbehaltend) „fuͤr feine Er— 
ben und Nachkommen auf das Fuͤrſtenthum erblichen Ver— 
zicht !“, jedoch mit dem Vorbehalt, daß wenn ‚feiner 
Bruͤder Herzog Ernſtes und Herzog Franzens Manns— 
Erben verſterben wuͤrden, alsdann jene des natürlichen 
Erbfalls und gebuͤhrlicher Gerechtigkeit ſich hiermit keines— 
wegs begeben haben wollten / 2). 


Der im Jahr 1528 aus dieſer Ehe erzeugte Sohn, 
Herzog Otto der jüngere, wurde auch noch bei Leb— 
zeiten ſeines Vaters als ein Prinz, und zwar ohne 
Widerſpruch erkannt ). Durch Vergleich von 1560, mit 
ſeines Vaters Bruders Soͤhnen, den Herzogen Heinrich 
und Wilhelm, gelangte dieſer Prinz zu landesfuͤrſtlichem 
Beſitz der Aemter Harburg und Moisburg, und zwar 


1) Dieſer Fall, wie etliche andere, wird hier faſt wörtlich vorgetra— 
gen, wie ich ihn bei anderer Gelegenheit, in einer oben ($. 73) 
angeführten Druckſchrift von 1828, nach dem eigenen Bericht 
zweier angeſehenen hannoveriſchen Publieiſten, Struben und 
Scheidt, dargeſtellt habe. 


2) Struben, Nebenſtunden, Th. V, Abh. 36, §. 1, S. 236. (C. 
L. Scheidt's) Anmerkungen und Zuſätze zu Moſer's Einleit. 
in das Braunſchweig⸗Lüneburgiſche Staatsrecht, S. 56. — Wegen 
der damals durch die Reformation verurſachten Regierungsunruhen, 
trug Herzog Otto Scheu vor der Uebernahme der ihm, als Erft- 
gebohrnem, gebührenden Regierung des ganzen Landes. Rud⸗ 
loff, Geſchichte der teutſchen Kur- und Fürſtlichen Häuſer, Th. 
I, ©. 104. 

3) Scheidt, a. a. O. 
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mit ausdrücklichem Vorbehalt der Nachfolge auch in 
den übrigen braunſchweig-luneburgiſchen Laͤndern für den 
Fall der Erloͤſchung des Luͤneburgiſchen Mannſtammes ). 


In den Acten über die vorausgegangene Streitigkeit 
findet ſich nicht die mindeſte Spur, daß dieſem Herzog 
Otto wegen feiner Frau Mutter Vorwurf gemacht wor: 
den ſey; auch ward ſie in einer Urkunde von 1587, von 
den Herzogen Julius und Heinrich von Braunſchweig und 
Luͤneburg die „Hochgebohrne Fuͤrſtin, Frau Mettha, Hert— 
zoginn zu Braunſchweig und Lüneburg + genannt ). Her: 
zog Otto der juͤngere war zweimal (mit einer Graͤfin 
von Schwarzburg, und mit einer Graͤfin von Oſtfries— 
land) vermaͤhlt, und hatte ſieben Soͤhne erzeugt. Sechs 
derſelben überlebten ihn, ſie ſtarben aber alle kinderlos, 
der letzte 1642, daher mit ihnen die Harburgiſche Linie 
erloſch. 


Der Erbprinz Georg Ludwig von Braunſchweig— 
Calenberg oder Hannover, ſeit 1698 Kurfuͤrſt von 
Braunſchweig-Luͤneburg, auch ſeit 1714, unter dem Na; 
men Georg J., König von Großbritannien und Irland, 
vermaͤhlte ſich am 21. November 1682 mit Sophie 
Dorothee Graͤfin von Wilhelmsburg, welche ob— 
gleich eheliche (aus morganatifher Ehe) Tochter feines 
Oheims, doch als nichtreichsſtaͤndiſche Graͤfin (wozu ſie 
nebſt der Mutter erſt ſechs Jahre fruͤher vom Kaiſer war 
erhoben worden) nur von niederem Adel war ). Die 


10 Scheidt, a. a. O. Struben, a. a. O., §. 2, S. 238. 


2) Scheidt, a. a. O., S. 58, und in dem beigefügten Codex diplo- 
maticus, S. 510. 


3) Sie war eine Tochter aus der morganatiſchen Ehe, welche der 
regierende Herzog Georg Wilhelm von Braunſchweig-Lü⸗ 
neburg zu Celle im Jahr 1665 mit einem Fräulein von fran⸗ 
zöſiſchem gemeinem Adel geſchloſſen hatte, mit Eleonore Des— 
miers (oder d'Esmiers) d'Olbreuſe, gebohren am 16. Sep⸗ 
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vollwirkende Rechtskraft dieſer Ehe, für die Gemahlin 
und Kinder, fand allenthalben und zu jeder Zeit volle 
Anerkennung. Sogleich nach ihrer Vermaͤhlung mit dem 
Erbprinzen, nahm die Gemahlin den Titel Herzog in zu 
Braunſchweig und Lüneburg an, mit ausdrücklicher 
Zuſtimmung ſowohl ihres Schwiegervaters, des Herzogs 
Ernſt Auguſt, als auch des Herzogs Anton Ulrich von 
Braunſchweig-Wolfenbuͤttel ). Nach zwölf Jahren, am 
28. December 1694, ward das Ehebuͤndniß durch ehe— 
gerichtliche Scheidung getrennt ). Von dieſer Zeit an 
bis zu ihrem Tod, am 13. November 1726, hatte die 
geſchiedene Erbprinzeſſin ihre Reſidenz auf dem lüneburs 
giſchen Schloſſe Ahlden oder Ahlen ). 


Nicht leicht iſt in Europa aus einer Ehe eine glaͤn⸗ 
zendere Nachkommenſchaft hervorgegangen als aus der ge— 


tember 1666. Anfangs ward fie Fräulein von Harburg — gleich» 
wie ihre Mutter (als des Herzogs Gemahlin zur linken Hand) 
Frau von Harburg — titulirt, bis am 23. September 1674 Kaiſer 
Leopold I. Mutter und Tochter unter dem Namen Gräfinnen von 
Wilhelmsburg in den Grafenſtand erhob. Pfeffinger, Vi- 
triarius illustratus, T. I. p. 774. sg. Dieſen Titel führte die 
Mutter bis an ihren Tod im J. 1723. — Ein Stammbaum der 
Familie d'Olbreuſe ſteht in Spener, illustriores Galliae Stirpes 
(Francof. 1689. fol.), tab. 79. und in Winckelmann's braun⸗ 
ſchweig⸗luͤneburg. Stamm- und Regentenbaum (1667. Fol.), S. 
185. — Daß Herzog Georg Wilhelm ſich die Mutter ſpäterhin an 
die rechte Hand habe antrauen laſſen, wird, ohne Beweis, ge— 
meldet nur in (D. Limiers) Memoires du regne du Roi George 
er (a La Haye 1729. 12.), p. 9. — Ueber die Zeit der Trauung, 
ſoll das in dem Archiv zu Wolfenbüttel aufbewahrte Original des 
Ehevertrags Aufſchluß geben. 

1) Pütter,. über Mißheirathen ꝛc., S. 157. 

2) Limiers, I. e., T. I, p. 10. etsuiv. Moſer, teutfches Staats— 
recht, Th. XX, S. 423 ff. 


3) J. F. Pfeffinger, Hiſtorie des braunſchweig⸗lüneburgiſchen Hau⸗ 
ſes, Th. II, S. 774; Th. III, S. 975, Tab. VIII. 
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genwärtigen. Zwei Kinder wurden daraus gebohren, ein 
Sohn und eine Tochter. Der Sohn, gebohren 1683, 
war Georg II., ſeit 1727 König von Großbritannien 
und Irland, auch Kurfuͤrſt von Braunſchweig-Luͤneburg. 
Die Tochter, Sophie Dorothee, gebohren 1687, ward 
Gemahlin des Kronprinzen von Preuſſen, ſeit 1713 Kö 
nigs, unter dem Namen Friedrich Wilhelm I. Durch 
jenen Sohn und dieſe Tochter ſtammen aus derſelben 
Ehe, nur allein von jetzt lebenden Souverainen: Ihre 
Majeſtaͤten der Koͤnig von Großbritannien und Irland, 
auch Hannover, der Kaiſer von Rußland, die Koͤnige 
von Preuſſen, von Dänemarf, von Holland, von Wir— 
temberg, Ihre Koͤnigliche Hoheiten der Kurfürft von 
Heſſen und der Großherzog von Sachſen-Weimar-Eiſe— 
nach, Ihre Durchlaͤuchten die regierenden Herzoge von 
Braunſchweig und von Naſſau. So auch die erſte Ge— 
mahlin Seiner Majeität des Kaiſers Franz I. von Oeſtreich, 
Eliſabeth, gebohrne Prinzeſſin von Wirtemberg, der letzte 
regierende Markgraf von Ansbach und Baireuth, und der 
geweſene König von Schweden Guſtav IV. Adolph J). 


$. 78. 
Fortſetzung. 


Furſt Johann Ludwig von Anhalt-Zerbſt, 
der jungſte von vier Brüdern, vermaͤhlte ſich 1687 mit 
Chriſtiane Eleonore von Zeutſch, mit welcher er 
fünf Söhne und zwei Töchter zeugte. Obgleich die 
Standesmaͤſigkeit dieſer Ehe von keiner Seite Widerſpruch 
gefunden hatte, ſo veranlaßte doch der Fuͤrſt, daß der 


1) Mit Recht erklärt alſo dieſe Heurath, obgleich ihrer Geſchichte 
ausweichend, für publiciſtiſch wichtig“, Spittler (damals Pro— 
feſſor zu Göttingen), in feiner Geſchichte des Fürſtentbhums Han⸗ 
nover, Th. II, S. 167. 
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Kaiſer in die Beſtaͤtigung eines Zerbſtiſchen Familienver— 
trags von 1689 die, zugleich rechtlich motivirte, ſalvato— 
riſche Clauſel einruͤcken ließ: „es wuͤrden ſeiner, des 
Fuͤrſten, ehelichen Leibeserben und Nachkommen Rechte 
vorbehalten, und ſolle ihnen jener Vertrag darin unnach— 
theilig ſeyn, weil derſelbe ſeinen Kindern, die er aus 
einer ordentlichen, legitimen, und dabei alle ef- 
fectus civiles nach ſich ziehenden Ehe erzeugt 
habe, an ihren von der Natur erlangten Rechten und 
Praͤrogativen nicht praͤjudiciren koͤnne T. Als bald nach— 
her fuͤr die Nachkommen aus dieſer Ehe die Hoffnung 
zu der Regierungsnachfolge naͤher ruͤckte, ſo erwirkte Fuͤrſt 
Johann Ludwig zum Ueberfluß eine kaiſerliche Declaration 
vom 7. Jaͤnner 1698: daß in Gefolge der vorigen Far 
ſerlichen Reſolutionen vom 18. September und 23. No— 
vember 1689 die Kinder maͤnnlichen und weiblichen Ge— 
ſchlechts, die er mit ſeiner Gemahlin, gebohrner von 
Zeutſch, bereits erzeugt habe, oder noch erzeugen wuͤrde, 
für rechtmaͤſige Fuͤrſten und Fuͤrſtinnen zu Anhalt allent— 
halben geachtet, und dawider von Niemanden beſchwert 
werden ſollten. Zwei Soͤhne aus dieſer Ehe gelangten 
nach einander, in den Jahren 1742 und 1746, und der 
Sohn des zweiten, der letzte dieſer Linie, 1747, zur 
Nachfolge in der Regierung und Reichsſtandſchaft. Eine 
Tochter des zweiten Sohnes war die Kaiſerin Catha— 
rina II. von Rußland ). 


Der regierende Herzog Albrecht III. von Sachſen— 
Coburg vermaͤhlte ſich 1688 mit Suſanna Elifabeth 
von Kempinsky aus Steiermark. Wider die Standes— 


1) Lünig's Reichsarchiv, Part. spec., Contin. 2. (B. 11) Supplem. 
ulter. p. 92. Moſer, Staatsrecht des fürſtl. Hauſes Anhalt, S. 
37. Lenz, Becmannus enucleatus et suppletus, p. 949. Ber⸗ 
tram, Geſchichte des Hauſes u. Fürſtenth. Anhalt, fortgeſetzt von 
J. E. Krauſe, Th. II, S. 719. Pütter, tabulae genealo- 
gicae, tab. 20. 
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maͤſigkeit der Ehe erfolgte von keiner Seite Widerſpruch, 
des Herzogs Bruͤder erkannten dieſelbe ſogar ausdrücklich 
an ). Die Ehe war kinderlos. 

Ganz ſo verhaͤlt es ſich mit der Ehe, welche 1692 
der regierende Herzog Johann Adolph J. von Sachſen— 
Weiſſenfels mit Chriſtiane Wilhelmine von 
Buͤnau ſchloß ); nur daß hier bruͤderliche Einwilligung 
nicht ausdrücklich erfolgte. 

Der regierende Fuͤrſt Emanuel Lebrecht zu An— 
halt-Coͤthen vermaͤhlte ſich 1692 mit Giſela Agnes 
von Rathen. Die anfangs damit unzufriedenen Agnaten 
provocirte der Fuͤrſt bei dem Reichshofrath ex Lege 
diffamari, worauf jene die Standesmaͤſigkeit der Ehe 
anerkannten. In einem von dem Kaiſer beſtaͤtigten 
Vergleich von 1698 verpflichteten ſie ſich: „daß Emanuel 
Lebrechts männliche Deſcendenten ſowohl in dem Fuͤrſt— 
lichen Antheil Coͤthen als an allem dem, was ihnen ſonſt 
kuͤnftig weiter zufallen möchte, vor rechtmaͤſige Fuͤrſt— 
liche Succeſſores, auf dero ſaͤmmtliche Deſcendenten 
aus vorgemeldter Verheurathung vor Fuͤrſten und Fuͤrſtin— 
nen zu Anhalt jederzeit forthin zu halten und zu erkennen, 
und ſelbige alle und jede in dem Fuͤrſtlichen Hauſe wohl 
eingeführte Jura . . . genieſſen zu laſſen “ ). 

Der regierende reichsſtaͤndiſche Graf Philipp Carl 
zu Erbach-Fuͤrſtenau hatte in erſter und zweiter Ehe 
Gemahlinnen aus Familien von niederem Adel; ſeit 1698 


1) Moſer, Familien Staatsrecht, Th. II, S. 36. Gruner, Bio 
graphie Albrecht's III. Herzogs von SachſenCoburg. Coburg 
1788. 8. 


2) Moſer, a. a. O., S. 35. L. C. v. Hellfeld, Beyträge zum 
Staatsrechte u. der Geſchichte von Sachſen, Th. III, S. 228. 
3) Beckmann, anhaltiſche Chronik, Th. II. S. 464. Krauſe, a. a. 


O., Th. II, S. 667. Moſer, Staatsrecht des fürſtl. Hauſes 
Anhalt, S. 37. 
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Anna Charlotte Gräfin von Kunowitz, und feit 
1723 Sophie Freiin von Speßhard. Von jeder 
hinterließ er einen Sohn. Der von der erſten ſuccedirte 
ihm 1736 in der Landesregierung und Reichsſtandſchaft, 
und als derſelbe 1742 in ledigem Stande geſtorben war, 
ſuccedirte ihm der Sohn aus der zweiten Ehe, von wel— 
chem die folgenden regierenden Herren in dieſer Linie 
abſtammten ). Von keiner Seite erfolgte Widerſpruch. 


8. 79. 
Schluſs. 


Dreimal vermaͤhlte ſich der regierende Fuͤrſt Au guſt 
Ludwig von Anhalt-Coͤthen mit Fräulein von nie— 
derem Adel, ohne Widerſpruch von irgend einer Seite. 
Das erſtemal 1722, mit Wilhelmine Agnes von 
Wuthenau, welche der Kaiſer kurz vor der Vermaͤh— 
lung zur Graͤfin von Warmsdorf erhob, wodurch ſie den 
hohen Adelſtand nicht erlangte; das anderemal 1726, 
mit Chriſtiane Johanne Emilie Graͤfin von Prom— 
nitz; das drittemal 1732, mit einer Schweſter der vo— 
rigen, Anna Friederike 2). Ihm ſuccedirte 1755 in 
der Regierung und Reichsſtandſchaft ein Sohn zweiter 
Ehe, Carl Georg Lebrecht. 

Prinz Chriſtian Ernſt von Sachſen-Saal— 
feld, ſeit 1729 regierender Herzog, vermaͤhlte ſich 1724 
mit Chriſtiane Friederike von Coß, welche der 
Kaiſer ſpaͤter in den Fürftenftand erhob. Sie ward als 
Herzogin zu Saalfeld allgemein anerkannt, aber die Ehe 
war kinderlos ). 


1) Hübner, genealogiſche Tabellen, Th. II. Tab. 586. Moſer, Ka: 
milien Staatsrecht, Th. II, S. 152. 

2) Hübner, a. a. O., Th. I, Tab. 238. Krauſe, a. a. O., S. 
675, 688 u. 690. 

3) Moſer, teutſches Staatsrecht, Th. XIX, S. 83. Rudloff, a. 
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Der Fuͤrſt Vietor Amadeus Adolph von An— 
halt-Bernburg-Schaumburg vermaͤhlte ſich 1740 
mit Hedwig Sophie Graͤfin von Henkel-Donners— 
mark in Oderberg, einer nichtreichsſtaͤndiſchen Graͤfin, 
mithin von niederem Adel. Von keiner Seite her ward 
die vollwirkende Kraft dieſer Ehe fuͤr die Gemahlin und 
Kinder widerſprochen. Drei Soͤhne ſtammten aus dieſer 
Ehe, welche allgemein als ihrem Vater ebenbuͤrtig aner⸗ 
kannt wurden. Zur Nachfolge in der Regierung und 
Reichsſtandſchaft konnten ſie nicht gelangen, weil Soͤhne 
aus des Vaters erſter Ehe ihnen darin vorgingen. Sie 
alle ſtarben ohne Nachkommen ). 


Eine große Menge, wohl nahe an hundert, Bei— 
ſpiele, daß Dynaſten im alten ſtaatsrechtlichen Sinn, 
nach welchem dieſelben unſtreitig zu dem hohen Adel ge— 
hoͤrten, Perſonen von Ritterart oder von niederem Adel 
mit voller Rechtswirkung fuͤr die Gattinnen und Kinder, 
geheurathet haben, ſind von mir anderswo ſchon ange— 
fuͤhrt und nachgewieſen worden ). Ihnen und den oben 
angeführten Vermaͤhlungen von Perſonen des fuͤrſtlichen 
und reichsſtaͤndiſch-graͤflichen Standes, koͤnnte noch gar 
manche andere von ähnlicher Art beigefügt werden ), 
wenn es noͤthig waͤre. 


a. O., S. 341 f. (A. F. Baz) Entwickelung des Begriffs un⸗ 
ſtandesmäſiger Ehen, S. 104. 

1) Krauſe, a. a. O., Th. II, S. 643. Das Varrentrappiſche Ge⸗ 
nealogiſche Staats Handbuch, von 1805, S. 86; von 1827, S. 8. 

2) In den beiden oben ($. 73) angeführten Schriften, in der erſten 
von 1828, S. 55 ff., in der zweiten von 1829, S. 57 — 105. 

3) Man ſehe z. B. die ſo eben angeführten beiden Schriften, und 
Burgermeiſter's Graven- und Ritterſaal, P. III. Sect. 13. p. 
441. Ludiger de et in Manns bach, tr. de matrimonio prin- 
cipis, comitis liberique domini cum virgine nobili inito, Sect. 


III. p. 37. sqq. Struben, Nebenſtunden, Th. V, S. 249 f. 
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8. 80. 


Mifsheurath ift ſohin, auch nach dem ſchon vor 
1742 beftandenen Reichsrecht, die in Frage ſtehende 
Ehe keineswegs, ſondern vollwirkend. 


Ausführlicher, als hier geſchehen, über die Geſchichte 
und Rechtstheorie der ſtandesungleichen Ehen, der Miß— 
heurathen insbeſondere, ſich zu verbreiten, wuͤrde unerheb— 
lich ſeyn fuͤr Begruͤndung des Rechtsurtheils, daß die 
hier in Frage ſtehende Ehe keine Mißheurath, ſon— 
dern vollwirkend ſey fuͤr die Gemahlin und Kinder. 


Sonſt hätte ($. 68) nicht bloß beziehungsweiſe ange: 
führt, ſondern unmittelbar aus den Quellen dargethan 
werden koͤnnen, daß nach dem alten teutſchen Recht, zu— 
folge der Rechtsverhaͤltniſſe der altgermaniſchen Freigeboh— 
renſchaft oder Ingenuitaͤt, allgemein nur die Ehe zwiſchen 
einer freien (matrimonium ingenui ingenuaeve) und 
einer unfreien (servi servaeve) Perſon, für Mißheurath 
gegolten habe; daß nur die Kinder aus ſolcher Ehe dem 
freien Theil der Eltern nicht ebenbürtig, nicht ſucceſſions— 
faͤhig, von Beneficien ausgeſchloſſen geweſen, und dem 
Leibherrn des unfreien Theils als hoͤrig oder leibeigen 
heimgefallen ſeyen, indem ſie, wie eine ſpaͤtere Paroͤmie 
ſich ausdrückt, der ärgern Hand folgten. Ferner, daß 
das in dem Mittelalter geltende Recht hiemit durchaus 
uͤbereinſtimme; daß nach ſolchem jedes eheliche, von 
Pater: und Mutterſeite freibürtige Kind dem Vater 
ebenbuͤrtig ſey, und daß damals ſehr oft zwiſchen Ritter— 
maͤſigen und Freigebohrnen vom Bürger: und Bauer: 
ſtand, desgleichen zwiſchen Perſonen vom Herrenſtand 
(dem nachmaligen hohen Adel) und Rittermaͤſigen, Ehen 
geſchloſſen worden ſeyen, ohne Rechtsnachtheil für den 
Gatten von niederem freiem Stand und fuͤr die Kinder. 


Ein Reichsgeſetz, eine feſte allgemeine Beſtimmung, 
durch welche, in Abſicht auf Mißheurathen, das alte und 
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mittlere teutſche Recht wäre abgeändert oder aufgehoben 
worden, war in der neueren Zeit des Teutſchen Reichs 
nie zu Stande gekommen, fo oft und angelegentlich auch 
ſeit 1742 das kurfuͤrſtliche Collegium bei dem Kaiſer an- 
getragen hatte auf baldmoͤglichſte Befoͤrderung eines Reichs— 
ſchluſſes, enthaltend ein Regulativ für die Frage: was 
„eigentlich notoriſche Mißheurathen (nur) eines Standes des 
Reichs oder aus ſolchem (reichsſtaͤndiſchen) Haufe entſproſ—⸗ 
jenen Herrn ſeyen , (§. 69)? Mehr nicht kam in Abſicht 
auf dieſe SpecialFrage zu Stande, als die, durch den 
Reichsſchluß von 1747 gegebene Erklärung, daß die Ehe 
eines Reichsſtandes, oder eines aus einem reichsſtaͤndiſchen 
Hauſe entſproſſenen Herrn, mit einer zwar freigebohrnen, 
aber nichtadelichen Perſon, für unſtreitige Mißheurath 
zu achten ſey; wonach alſo Ehen der genannten Herren 
mit adelichen Perſonen, nur von niederem Adel, auch 
fernerhin für Mißheurathen nicht zu achten waren C. 7. 

Dieſer reichsſchlußmaͤſigen Beſtimmung folgte ſeitdem 
in beſtrittenen Faͤllen die Praxis der Reichsgerichte ($. 72), 
es folgte ihr in unbeſtrittenen das Herkommen G. 73). 
Dieſem, auch durch die reichsgerichtliche Praxis und das 
Herkommen bekraͤftigten Reichsrecht zufolge, und ſelbſt 
nach der Hannoveriſchen Haus- und Staatspraxis, iſt 
des Herzogs von Suſſex Ehe mit Lady Auguſta 
Murray, keine Mißheurath, ſondern vollwir— 
kend für die Gattin und Kinder (S. 79. Sie iſt die⸗ 
ſes um ſo mehr, da auch ſchon vor den reichsgeſetzlichen 
Beſtimmungen von 1742 und 1747, ein Reichsherkommen 
denſelben Rechtsgrundſatz feſtgeſtellt hatte, nicht nur in 
beſtrittenen Faͤllen bei den Reichsgerichten (§. 75), ſondern 
auch in einer Reihe von unbeſtrittenen (S. 76-79), und 
da auch die Grundvertraͤge des jetzigen Teutſchen Bundes 
hieran für frühere Faͤlle etwas weder geaͤndert haben 2 
noch rechtlicherweiſe aͤndern konnten. 5 


1) Die in der Teutſchen Bundesacte (Art. 14) enthaltene Zuſicherung, 
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Auſſer Zweifel iſt ſohin, daß auch in Abſicht auf 
Ehen von Herren von dem hohen Adel mit Perſonen 
von Ritterart oder niederem Adel, die Grundſaͤtze 
des alten und mittleren teutſchen Rechts ſich fortwaͤhrend 
wirkſam erhalten haben. 


Kann unter ſolchen Umſtaͤnden befremden, wenn, 
um nur an etliche der oben naͤher angefuͤhrten Faͤlle 
kurz zu erinnern, in dem Hauſe Baden, allenthalben 
unbeſtritten, Urſula von Roſenfeld die Stammmutter 
einer noch jetzt fortdauernden Reihe von reichsſtaͤndiſchen 
ſeit 1806 ſouverainen Regierungsnachfolgern ihres mark— 
graͤflichen Gemahls, alle ihm ebenbürtig, auch einer 
Kaiſerin von Rußland und zweier Koͤniginnen geworden 
iſt, von welchen dieſe wieder Mitgliedern ſouverainer 
Regentenhaͤuſer der hoͤchſten Claſſe Töchter zu Gemah— 
linnen gegeben haben (S. 76)? Wann Maria van 


daß die im Jahr 1806 und ſeitdem ſubjicirten (fo genannten. 
mediatiſirten) fürſtlichen und gräflichen Häuſer „fortan 
zu dem hohen Adel in Teutſchland gerechnet werden, und daß 
ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit, in dem bisher damit ver— 
bundenen Begriff, verbleibe “, wird von teutſchen Bundesfürſten 
nicht als eine Verpflichtung angeſehen, die von Prinzen ihres Hau— 
ſes mit Töchtern aus ſtandesherrlichen Familien eingegangenen 
Ehen unbedingt als rechtsgültig und vollwirkend für die Gemah— 
linnen und Kinder gelten zu laſſen. Durch Staats- und Haus— 
geſetze, welche ſeit 1817 in verſchiedenen erbmonarchiſchen Bundes— 
ſtaaten errichtet wurden, iſt feſtgeſetzt, daß zu rechtsgültiger Ver— 
mählung der Mitglieder des regierenden Hauſes die Einwilligung 
des jedesmaligen Souverains erforderlich ſey; es iſt alſo dieſem 
unbenommen, aus dem Grunde der Standesungleichheit ſeine Ein— 
willigung zu einer Ehe zu verſagen, welche ein Mitglied ſeines 
Hauſes mit einer Perſon aus einer ſtandesherrlichen Familie zu 
ſchlieſſen geſonnen wäre. Solche Geſetze beſtehen jetzt, das älteſte 
ſeit 1817, der Zeitfolge nach, in Kurheſſen, Baden, Baiern, Wir— 
temberg, Großherzogthum Heſſen, Hannover und Braunſchweig, 
Hohenzollern-Hechingen. Man ſehe Klüber, Abhandlungen ıc., 
Bd. I, S. 286 — 329. 
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Enden, durch die Nachkommenſchaft aus ihrer Ehe mit 
dem Markgrafen Eduard Fortunat, dem Haufe Baden— 
Baden vier regierende Herren, und verſchiedenen andern 
reichsſtaͤndiſchen Haͤuſern Töchter zu Gemahlinnen gege— 
ben hat (§. 75)? Wenn des weiſen Carl Friedrichs 
von Baden erſtgebohrner Sohn, aus der Ehe mit Luiſe 
Caroline Frein Geyer von Geyersberg, in dieſem Au— 
genblick den großherzoglichen Thron feines altberuͤhmten 
Hauſes mit vollem Rechte beſitzt, ausdruͤcklich anerkannt 
von allen Großmaͤchten Europa's, auch von Großbritan⸗ 
nien und Hannover, von dem Teutſchen Bund und 
allen Regierungen ſouverainer Staaten ($. 73)? Wenn 
Chriſtiane Eleonore von Zeutſch, Gemahlin des Fuͤrſten 
Johann Ludwig von Anhalt-Zerbſt, Stammmutter ge— 
worden iſt von drei regierenden Fuͤrſten von Anhalt 
Zerbſt, Großmutter der Kaiſerin Catharina II., und 
Ahnfrau der ganzen glaͤnzenden Nachkommenſchaft dieſer 
Selbſtherrſcherin von ganz Rußland (§. 78)? Wenn 
Eſther Maria von Witzleben, durch ihre Vermaͤhlung 
mit dem Pfalzgrafen Johann Carl von Birkenfeld, 
Großmutter Seiner Hoheit des jetzt lebenden Herzogs 
Wilhelm von Baiern geworden iſt, deſſen und ſeiner 
Nachkommen Ebenbürtigkeit mit ihrem Ahnherrn Johann 
Carl, und deren Succeſſionsfaͤhigkeit in dem Koͤnigreich 
Baiern von dem koͤniglichen Haufe anerkannt iſt G. 75)2 
Wenn die vaͤterliche Ebenbuͤrtigkeit und die Succeſſions— 
faͤhigkeit des von dem Herzog Chriſtian Carl von 
Schleßwig⸗Holſtein-Ploͤn mit feiner Gemahlin Dorothee 
Chriſtiane von Aichelberg erzeugten Sohnes von dem 
hoͤchſten Reichsrichter foͤrmlich ausgeſprochen, auch von 
dem König von Daͤnemark und den übrigen Agnaten 
des Hauſes Holſtein anerkannt ward ($. 75)? Wenn 
die Ehe des Herzogs Friedrich Carl Ludwig von Hol— 
ſtein-Sonderburg-Beck mit einer nichtreichsſtaͤndiſchen 
oder Titular-Graͤfin von Schlieben, fuͤr ſtandesmaͤſig, 
und der daraus gebohrne Sohn für den Vater ebenbuͤrtig 
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und ſucceſſionsfaͤhig anerkannt ward, in allen kaiſerlichen, 
koͤniglichen und herzoglichen Linien des Hauſes Holſtein, 
in Rußland, Schweden, Daͤnemark und Teutſchland 
(§. 73)? Wenn in dem Haufe Braunſchweig dem 
Herzog Otto die EventualSucceſſion ſeiner Nachkommen 
aus der Ehe mit Mette von Campen, von den Agnaten 
zugeſichert ward (§. 77)? Wenn in demſelben Haufe 
ein, gleichzeitig mit der Mutter, von dem Kaiſer zur 
Titulatur Graͤfin (von Wilhelmsburg) erhobenes Fraͤulein 
von niederem Adel — unmittelbar herſtammend aus nur 
morganatiſcher Ehe eines Fraͤuleins von franzoͤſiſchem 
gemeinem Adel mit dem Herzog Georg Wilhelm von 
Braunfchweig: Lüneburg:Celle — durch Vermaͤhlung mit 
dem herzoglichen Erbprinzen von Braunſchweig-Calenberg 
oder Hannover, nachher Kurfuͤrſten von Braunſchweig— 
Lüneburg, ſpaͤter auch König von Großbritannien und 
Irland, Ahnfrau einer langen Reihe von Kaiſern, Kö: 
nigen und andern Souverainen und ihrer Familienglieder, 
auch der erſten Gemahlin Seiner Majeſtaͤt des Kaiſers 
Franz I. von Oeſtreich, geworden iſt, von welchen jetzt 
weniger nicht am Leben find, als ein Kaiſer, fünf Kö: 
nige, ein geweſener Koͤnig, ein Kurfuͤrſt, ein Großher— 
zog, zwei fouveraine Herzoge ($. 77)? 


8 81. 


volle Standesmäſigkeit ſogar ift ihr nicht 
abzuſprechen. 


Unbefangene Rechtskundige werden durch vorſtehende 
Ausfuhrung zu der Ueberzeugung gelangt ſeyn, daß, 
nach dem durch Herkommen und reichsgerichtliche Praxis 
begruͤndeten Reichsrecht, gleichwie ſchon nach dem alten 
und mittleren teutſchen Recht, Ehen teutſcher Reichsſtaͤnde 
und aus reichsſtaͤndiſchen Haͤuſern entſproſſener Herren, 
mit Perſonen von niederem Adel, namentlich auch von 
auslaͤndiſchem, ſowohl vor als nach den Beſtimmungen 
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der kaiſerlichen Wahlcapitulation von 1742 und des 
Reichsſchluſſes von 1747, keineswegs Mißheura— 
then waren; im Gegentheil, daß ſie vollwirkende 
Rechtskraft hatten für die Gattinnen und die Kinder, 
insbeſondere daß die Kinder dem Vater ebenbuͤrtig oder 
ſtandesgleich, und daß fie ſucceſſionsfauͤhig waren, in 
feinen Staats-, Familien- und Privatrechten. 


Sohin wuͤrde die Ehe des aus einem reichsſtaͤndiſchen 
Hauſe entſproſſenen Herzogs von Suſſex mit Lady Au— 
guſta Murray, eine Mißheurath offenbar ſchon dann 
nicht, ſondern in jeder Beziehung vollwirkend ſeyn, wenn 
die Gemahlin nach ihrem brittiſchen Geburtſtande nur 
dem teutſchen niedern Adel gleichzuſetzen wäre. Wie viel 
weniger aber wird ihre volle Rechtswirkung zu bezweifeln, 
und ſogar mehr noch, als fuͤr den gegenwaͤrtigen Zweck 
noͤthig, dargethan ſeyn, wenn aus einer Vergleichung 
des brittiſchen Adelſtandes mit dem teutſchen ſich ergibt, 
daß der Geburtſtand der Gemahlin dem teutſchen hohen 
Adel gleich zu achten, und darum dieſer Ehe volle 
Standesmaͤſigkeit ſogar nicht abzuſprechen ſey. 
Nachſtehende Ausfuͤhrung mag ſolches bewaͤhren. 


g. 32. 


Denn die Vergleichung des hohen Adels in 
Teutſchland. 


In Teutſchland erkannte das Reichsrecht eine 
dreifache Standesverſchiedenheit der Freien: Adelſtand, 
Buͤrgerſtand, Bauerſtand ). Der Adelſtand theilte 
ſich in zwei Claſſen, in hohen und niedern. Den erb— 


1) Pütter, über den Unterſchied der Stände, beſonders des hohen 
und niedern Adels in Teutſchland (1795. 8.), S. 22 ff. Klü⸗ 
ber, öffentliches Recht des T. Bundes u. der Bundesſtaaͤten (3. 
Aufl.), F. 260. 
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lichen hohen Adelſtand bildeten die kurfuͤrſtlichen und 
reichsfuͤrſtlichen Haͤuſer, und die Familien der im Beſitz 
der Reichsſtandſchaft ſich befindenden graͤflichen und reiche; 
herrlichen oder Dynaſten-Geſchlechter. Die Claſſe des 
niedern Adels beſtand aus den Familien der Titular— 
oder nichtreichsſtaͤndiſchen Grafen, der Freiherren, der 
Edlen- und Bannerherren, der Ritter des heiligen roͤmi— 
ſchen Reichs, der Edlen von, und der gemeinen Adeli— 
chen gewöhnlich mit dem Praͤdicat von“ ). 


In dem Mittelalter ward unter der Standesbenen— 
nung Adel oder Nobilitas nur der nachmalige hohe Adel 
verſtanden, und das Praͤdicat Edle oder Nobiles kam 
nur feinen Mitgliedern zu ). Die Mitglieder des nad) 
herigen niedern Adels, hieſſen in jener Zeit Rittermaͤſige 
oder Nitterbürtige, Militares ). Als aber fpäterhin 
auch die Rittermaͤſigen das Adels Praͤdicat ſich beilegten 
und im Canzleiſtyl erhielten, gab ſolches Anlaß zu der 
Unterſcheidung, in der Theorie und Praxis, zwiſchen 
hohem und niederem Adel. Das weſentliche Unterſchei— 
dungsmerkmal zwiſchen beiden fand ſich in der reichs— 
ſtaͤndiſchen Eigenſchaft des Geſchlechts, mit der einzigen 
Ausnahme, daß auch ohne Reichsſtandſchaft die erblichen 
Reichsfürſten zu dem hohen Adel gerechnet wurden. Da 


1) (F. C. W. v. Steck) Von dem Geſchlechtsadel u. der Erneuerung 
des Adels (1778. 8.), S. 38. Klüber, a. a. O., §. 262 f. Eben⸗ 
de ß. juriſtiſche Bibliothek, St. XXV, S. 26 ff. Gönner, teut⸗ 
ſches Staatsrecht, §. 68 u. f. C. F. Eichhorn, deutſches Pri- 
vatrecht, §. 56 u. f. ; 1 N 

2) C. G. Buder, amoenitates juris feudalis, pag. 100. sqq. C. 
L. Scheidt, hiſtor. u. diplom. Nachrichten vom hohen und niedern 
Adel, §. 19, Note m, S. 68. v. Steck, a. a. O., S. 20. 

3) Buder, I. c., p. 102. v. Steck, a. a. O., S. 21 ff. Klüber, 
Anmerkungen zu ſeiner teutſchen Ueberſetzung von de la Curne 
de Sainte-Palaye, das Ritterweſen des Mittelalters, Th. I, 
S. 170, 237; Th. II, S. 147. 

Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 13 
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her kam es, daß ſelbſt reichsunmittelbare Grafen, Frei 
herren und andere Edelleute, denen die Reichsſtandſchaft 
fehlte, wie die zahlreichen Mitglieder der unmittelbaren 
Reichsritterſchaft, Standesgenoſſen nur des niedern Adels 
waren. 


8. 83. 


Alit dem hohen Adel in England, Schottland und 
Irland. 


In England, Schottland und Irland iſt dem 
dortigen reichsſtaͤndiſchen oder hohen Adel der alte Na— 
me Nobility oder Nobilitas bis auf den heutigen Tag 
ausſchlieſſend geblieben. Dieſer brittiſche hohe Adel ), die 
Nobility, beſteht jetzt aus fünf Stufen, in nach⸗ 
ſtehender Ordnung: Duke, Marquis, Earl, Viscount, 
Baron; welche alle zuſammen unter dem allgemeinen 
Standesnamen Barones regni (Reichsbarone, Magnaten) 
begriffen werden. 


Obgleich jeder von dieſen Titeln dem Geſchlecht zu— 
kommt und darin erblich iſt, ſo wird derſelbe doch nur 
von dem Erſtgebohrnen gefuͤhrt. Den Adeltitel des Ge— 
ſchlechts fuͤhrt nur Er, aber Edelgebohren ſind alle Fa— 
milienglieder. Hat ein Geſchlecht, was oft der Fall iſt, 
mehr als Einen adelichen Titel, ſo fuͤhrt der Erſtgebohrne 
alle dieſe Titel zugleich, und es pflegt, der zweite Sohn 
nur den auf den vornehmſten naͤchſtfolgenden, der dritte 
u. ſ. w. den weiter folgenden Titel zu fuͤhren, z. B. der 
zweite Sohn eines Herzogs den marfgraflichen, der 
zweite Sohn eines Marquis den Earl (graͤflichen) Titel 
u. ſ. w. Alle nachgebohrnen Soͤhne, denen ſolche Titel 


1) Blackstone’s Commentaries on the Laws of England, Book 
I, ch. 12, p. 396 sqq. 
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nicht zukommen, führen gleichwohl das Familienwappen ), 
aber nur den urſpruͤnglichen Namen ihres Geſchlechts, 
unbeſchadet des ihnen zukommenden Rechts auf die Nach— 
folge in den Adelstiteln ihrer Familie und in der damit 
verbundenen Reichsſtandſchaft. 


Alle Titeltraͤger des ihrem Stamm zukommenden 
Adels auf jeder von den fünf Stufen, alle Noblemens, 
find Peers Lords (Domini Pares Curiae, Reichshof 
Standesgenoſſen) und in dieſer Eigenſchaft berechtigt zu 
der erblichen ) Reichsſtand ſchaft, welche durch 
Sitz und Stimme in dem Oberhauſe des Parla— 
ments (House of Lords) ausgeübt wird ); fie alle er— 
halten ſelbſt von dem Koͤnig in der Anrede den Titel 
„Mylord“ (Monſeigneur). 

Doch wird der Titel Lord auch allen Söhnen der 
Dukes und Marquis und dem aͤlteſten Sohn eines Earl's 
zugeſtanden; nicht aber den jungeren Soͤhnen eines Earl's, 
und keinem Sohn eines Viscount's oder eines Baron's. 
In demſelben Verhaͤltniß, in welchem den Soͤhnen der 
Titel Lord zukommt, werden auch die Toͤchter Lady 


1) Nur der Titelträger der Familie führt, neben dieſem Wappen, 
die Symbole oder Zierrathen der Adelswürde ſeines Geſchlechtes. 


2) Erblich in der Regel nur in dem Mannſtamm. Doch gibt es Fa: 
milien, worin die Reichsſtandſchaft ſubſidiariſch auch in dem Wei— 
berſtamm erblich iſt; daher Peeresses in their own right, deren 
Söhne dann in dem Parlament zu erſcheinen befugt ſind. En— 
tie k's present State of the British Empire, vol. I, p. 197. 

3) In dem Oberhauſe des Parlaments des Vereinigten Reichs von 
Großbritannien und Irland üben die Peers Lords von Schott— 
land und Irland ihr Sitz- und Stimmrecht aus durch eine be— 
ſtimmte Anzahl aus ihrer Mitte. Die Schottiſchen Lords wäh— 
len zu jedem Parlament ſechzehn Deputirte aus ihren der ſchot— 
tiſchen Kirche zugethanen Mitgliedern. Die Iriſchen Lords wer— 
den repräſentirt durch vier Biſchöfe oder geiſtliche Lords und acht 
und zwanzig weltliche Lords, wovon die erſten für jede Sitzung, 
die andern auf Lebenszeit von ihnen gewählt werden. 


13° 
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(nicht Miss), und in der dritten Perſon Your Ladyship 
(Eure Herrlichkeit, Vestra Dominatio) titulirt ). 


Unter den Mitgliedern der Nobility haben die Earls 
zwei beſondere Vorzuͤge. Der eine befteht darin, daß 
ihr Adelstitel als erblicher Familientitel der aͤlteſte von 
allen iſt, ſo alt, daß ſich die Zeit ſeiner Entſtehung nicht 
ausmitteln laͤßt, waͤhrend urkundlich gewiß iſt, daß die 
Titel Duke erſt ſeit 1335 (nach Andern 1337), Mar- 
quis ſeit 1385, Viscount ſeit 1454 erblich verliehen 
wurden. 

Der andere Vorzug iſt der, daß bis auf den heutigen 
Tag, die brittiſchen Koͤnige in ihren Writs, offenen Brie— 
fen und allen Staatsacten, einen Pair der Earl iſt, 
nur einen ſolchen, mit dem Titel Vetter (consangui- 
neus) beehren, indem ſie ihn ihren „ſehr getreuen und 
vielgeliebten Vetter“ (» Our right Trusty and right 
well Beloved Cousin «) tituliren; ein Gebrauch, der fich 
von Heinrich IV. Cr 1413) herſchreibt. Dieſer König, 
der durch ſeine Gemahlin, feine Mutter und feine Schwer 
ſter mit jedem damaligen Earl des Koͤnigsreichs verwandt 
war, hatte den ſtaatsklugen Einfall, in allen feinen Schreis 
ben und andern oͤffentlichen Acten dieſe Verwandtſchaft 
durch die genannte Titulirung oͤffentlich und als Koͤnig 
anzuerkennen; eine Auszeichnung im CanzleiCermoniel 
(Stylus curiae), welche ſeitdem alle Koͤnige beibehalten 
haben 7. 

Wegen dieſer beſondern Vorzuͤge pflegen die Eng— 
laͤnder, obgleich die Teutſchen Earl gewoͤhnlich durch Graf 


1) Wendeborn, Zuſtand des Staats, der Religion ꝛc. in Großbri⸗ 
tannien gegen das Ende des achtzehnten Jahrhunderts, Th. I. 
S. 30. 

2) Man ſehe Blackstone, I. e., Book I, ch. 12, f. 3, vol. L. p. 
397. Ge. Custance, a concise view of the Constitution of 


England (third edition, London 1815), chap. 16. 
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und die Franzoſen durch Comte überſetzen, auslaͤndiſche 
Grafen nicht Earls zu tituliren, ſondern Counts, und ſelbſt 
die Gemahlinnen der Earls nennen ſie, wie auch dieſe ſich 
ſelbſt, nur Countesses. Ein ſehr geſchaͤtzter engliſcher 
Heraldiker ) ſchrieb, vor zwei Jahrhunderten, die Earls 
ſeyen mit dem Prinzentitel beehrt worden. 


Die Pairſchaft, welche dem hohen Adel zukommt, 
wird ſo hoch geachtet, daß ſelbſt die koͤniglichen Prinzen, 
fo bald fie Peers find, den in dieſer Hinſicht ihnen zus 
kommenden Titel dem Prinzentitel vorziehen. Als am 17. 
November 1784 Georg III. ſeinen zweiten Sohn, Frie— 
drich, zum Herzog von York erhoben hatte, nannte dieſer 
ſich nicht mehr koͤniglicher Prinz, und ward er nicht mehr 
fo genannt, ſondern Herzog von Vork, ſelbſt mit Vor: 
zug vor dem ihm zukommenden teutſchen Titel eines ver 
gierenden Fuͤrſtbiſchofs von Osnabruͤck. Eben fo wurden 
die fuͤnf folgenden Soͤhne Georg's III., nachdem ſie 
zu Peers ernannt waren, nicht mehr Prinzen titulirt, 
ſondern Herzoge von Clarence, von Kent, von Cumber— 
land, von Suſſex, von Cambridge. Dagegen fuͤhren die 
Soͤhne der Peers von koͤniglichem Gebluͤte nur den Prin— 
zentitel, bis ſie in des Vaters Pairſchaft ſuccediren, ſie 
heiſſen z. B. Prinz Georg von Cumberland, Prinz Georg 
von Cambridge, Prinz Wilhelm von Glouceſter, ohne 
Beiſatz ihrer teutſchen Haustitel von Hannover oder Braun: 
ſchweig. 


In Hinſicht auf Vermögen und Einkommen, befindet, 
ſich der brittiſche hohe Adel zum groͤßten Theil in glaͤn— 
zenderen Verhaͤltniſſen als die Prinzen des koͤniglichen 


4) Gwillim’s Display of Heraldry (Lond. 1632 in Fol.), p. 460: 
«The title of Earl is very ancient; the dignity very honou- 
rable; their calling being, in sign of their greatnesse, ador- 
ned with the lustre of a Cornet, and themselves ennobled 
with the style of Princes». Vergl. ebendaſelbſt, S. 424- 
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Hauſes. Die meiſten von dieſen befigen wenig oder kein 
rentirendes Vermoͤgen. Sie alle haben keine ſtaats- oder 
hausgeſetzmaͤſig geordnete Apanage. Die juͤngeren muͤſſen 
in der Regel ſich mit dem Unterhalt begnügen, welchen 
ſie von dem Vater erhalten, und die andern, gleichwie 
die erwachfenen Prinzeſſinnen und die Witwen koͤniglicher 
Prinzen, mit einer von dem Parlament für jeden be— 
ſonders nach Gutfinden bewilligten Annuitaͤt oder Leibrente 
jetzt im Betrag von 6000 bis 24,000 Pfund Sterling. 
Die jetzige praͤſumtive Thronfolgerin, Prinzeſſin Victorio, 
bezog eilf Jahre lang mehr nicht als 6000 Pfund Ster— 
ling, welche erſt im Auguſt 1831 von dem Parlament 
auf 10,000 erhöht wurden. Als der Herzog von Suſſex 
ſich mit Lady Auguſte Murray vermaͤhlte, war er ohne 
eigenes Vermoͤgen und ohne Leibrente, mithin beſchraͤnkt 
auf das, was fein koͤniglicher Vater ihm zu feinem Un: 
terhalt verabreichen ließ; jetzt hat er eine Annuitaͤt von 
18,000 Pfund Sterling. Noch in der neueren Zeit 
ſollen Toͤchter brittiſcher Peers, Prinzen von koͤniglichem 
Geblüte ihre Hand verfagt haben 9). 


Von ver Nobility, als dem hohen Adel, unterſcheidet 
ſich die Sentry, als niederer Adel ). Dieſe, welche 
eine hoͤhere Claſſe der Commonalty oder Commons (der 
Gemeinen) bildet, beſteht aus vier Stufen, in folgen 
der Ordnung: Baronet, Knight, Ritter eines königlichen 
Ordens ), fo fern er nicht ſchon Peer iſt, welches der 


1) Dillon, pro liberis Augusti Frid. Ducis de Sussex defensio, 
Pag. 69. i 

2) Dafür erkennen ſie auch Pütter, über den Unterſchied der Stände, 

beſonders des hohen und niedern Adels in Teutſchland (Gött. 
1795), S. 162, Num. X; und v. Martens, Abriß des Staats— 
rechts der vornehmſten europ. Staaten, Th. I, S. 144. 

3) Zwei andere Arten von Knights find jetzt kaum mehr in Uebung: 
1) die Knights-Bannerets (Pannerherren, Equites vexilliferi), 
die der König im Feld ernannte, mittelſt Ueberreichung eines 
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Fall bei dem Hoſenband Orden mehrentheils iſt, weil fol- 
cher nicht leicht einem Inlaͤnder ertheilt wird, der nicht zu 
der Nobility gehoͤrt; Esquire; Gentlemen. Die zu der 
Gentry gehören, find Wappenbürtige, und laſſen, um 
dieſen Vorzug zu bewahren, ihre Wappen in die Regiſter 
des Heroldamtes eintragen. 


Den Titel Esquire (Ecuyer, Armiger, Knape 
oder Wappner) fuͤhren aus angeerbter Wurde, die juͤngeren 
Soͤhne der Earls, alle Söhne der Viscounts und Ba- 
rons, auch die aͤlteſten Soͤhne der Baronets und Knights. 
Unangeerbt führen ihn alle Offiziere der Land- und See 
macht, bis zu dem Hauptmann herab, die Inhaber an— 
geſehener Staatsaͤmter, und Grundeigenthuͤmer mit einem 
jaͤhrlichen Landeinkommen von 500 Pfund Sterling. 


Bloß Gentlemen (Gentlemen im engern Sinn) 
werden titulirt, die unter den vorigen Abtheilungen nicht 
ſchon begriffenen Staatsbeamten, Offiziere und Gelehrten, 
angeſehene Kaufleute und Kuͤnſtler, auch die Rentenirer 
von guter Herkunft, die ein Wappen führen und kein 
niederes Gewerbe treiben ). 


Das weſentliche allgemeine Unterſcheidungsmerkmal 
zwiſchen dem hohen und niedern Adel liegt, wie in dem 
Teutſchen Reich, in der erblichen Reichsſtandſchaft, 
und die Grenz- oder Scheidelinie zwiſchen beiden faͤllt 
zwiſchen die Barons und die Baronets. 


Paniers oder Banners, einer viereckigen Fahne; Y die Knights- 
Batchelours (Baccalarei, Baccalaurei, Chevaliers Bacheliers, 
auch Equites aureati, von den goldenen Spornen, die ſie trugen) 
gemeine Ritter; wozu der König Militärperſonen, Rechtsgelehrte, 
Aerzte, Großhändler, Bürger, und vorzüglich Künſtler ernannte. 

1) Chamberlayne, Magnae Britanniae notitia, or the present 
State of Great Britain, P. I. (edit. 1755), p. 179. Pütter, 
a. a. O., S. 161 f. 
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Spricht für analogiſche Standesgleichheit beider, und 
darum für volle Standesmäfigkeit der in Rede 
ſtehenden Ehe. 


Eine vergleichende Betrachtung des bevorrechteten 
Zuſtaͤndes des hohen Adels in England, Schottland 
und Irland, gegenüber ‚jenem des hohen Adels in dem 
vormaligen Teutſchen Reich, begegnet keinem zureichenden 
Grund einer weſentlichen Standesverſchiedenheit. 


Der weſentliche Character, durch welchen beide von 
dem niedern Adel ſich unterſcheiden, findet ſich auf gleiche 
Art bei dem einen wie bei dem andern. Er beſteht in 
der erblichen Reichsſtandſchaft, erblich als Fami— 
lienrecht; ein ſo hohes Vorrecht, daß ſelbſt die Prinzen 
des koͤniglichen Hauſes deſſelben entbehren, wenn nicht 
vermoͤge beſonderer koͤniglicher Verleihung ihnen die Pair— 
ſchaft (Peerage, Baronagium) zuſteht ). 


Wie in dem Vereinigten Reich Großbritannien und 
Irland, ſo fand ſich auch in Teutſchland das Erken— 
nungsmerkmal des hohen Adelſtandes eines Geſchlechtes, 
nur in dem Beſitz der erblichen Reichsſtandſchaft. Nicht 
die landeshoheitliche Erbregierung über einen reichsun— 
mittelbaren Landesbezirk, begruͤndete den hohen Adelſtand; 
denn auch Nicht Reichsſtaͤnde gab es, welche reichsunmit— 
telbare Bezirke zu regieren hatten, und doch darum nicht 
zu dem hohen Adel gehoͤrten ). Auch waren ſelbſt die 
reichsſtaͤndiſchen Landesherren, fuͤr ihre Perſon und Re— 


1) Die Prinzen von königlichem Geblüte, welche Peers ſind, haben 
in dem Oberhauſe des Parlaments den Rang vor den übrigen 
Peers nur dann, wenn ſie Nachkommen des regierenden oder eines 
vormals regierenden Königs find; die übrigen ſitzen nach dem Rang, 
der ihrer Pairſchaft zukommt. 


2) Pütter, institutiones juris publici germanici, $. 460 — 468. 
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gierung, der Reichshoheit untergeordnet ), und in fo 
fern Reichsunterthanen, wenn gleich von höherer Art ). 


Abweichungen in acceſſoriſchen oder Nebenverhaͤltniſſen 
der Reichsſtaͤnde heben die analogiſche Standesgleichheit 
nicht auf. Ihr Entſtehungsgrund findet ſich in der 
Staatsverfaſſung, in der politiſchen und ſittlichen Bildung 
der Nation, in ihren Begriffen von buͤrgerlicher Freiheit, 
von der angebohrnen ſittlichen Wuͤrde des Menſchen, von 
ſeiner echten Waͤhrung. 


Von ſolcher Art ſind, die unbeſchraͤnkte Freiheit des 
brittiſchen hohen Adels ſich mit Perſonen niederen Stan— 
des ohne Rechtsnachtheil fuͤr die Gattin und Kinder zu 
vermaͤhlen, und die individuelle Enthaltung der meiſten 
Familienglieder von Führung der ihrem Geſchlecht zur 
kommenden hohen Adelstitel. Die letzte bewahrt vor 
Standesvorurtheilen und vor der conventionellen Noth— 
wendigkeit eines beſchwerlichen, vielleicht unerſchwinglichen 
ſtandesmaͤſigen Aufwandes, ſie ſichert die Faͤhigkeit, ſich 
ungehindert zu bewegen in dem Meer der Menſchheit. 
Sie iſt alſo, ohne Vorurtheil betrachtet, ein Vortheil 
für die Einzelnen nicht weniger, als für ihre Familien. 
Dieſe verlieren dadurch in den Augen der Nation nichts 
von ihrem Glanz, und der Einzelne nichts von ſeinem 
Recht auf die Erbfolge in der Reichsſtandſchaft, in dem 
hohen Adelstitel ſeines Geſchlechts, und in dem damit 
verbundenen Beſitzthum. 


Die Ehefreiheit aller Familienglieder geht unmittelbar 
hervor aus dem Sittengeſetz und dem Vernunftrecht, 
und der dem Britten eigene Sinn fuͤr menſchliche Frei— 


4) Pütter, I. c., §. 117. 204. et 284. 

2) «Subditi caesaris et imperii, obgleich eminentioris conditionis v. 
ſagt Schmauß, compendium juris publiei S. R. I. (edit. 1754.) 
lib. II. cap. 16. $. 1. p. 273. et 360. 
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heit und Gleichheit, hat fie geheiligt. Ob ein koͤniglicher 
Prinz oder ein Pair des Reichs ſich ohne Nachtheil 
mit einer Perſon von niederem Adel, oder ſelbſt mit 
einer Nichtadelichen vermaͤhlen koͤnne? das in Frage zu 
ſtellen, fällt einem Britten eben ſo wenig bei, als ob 
ein Bauer nicht ein eben ſo guter Chriſt, rechtlicher 
Mann, guter Buͤrger ſeyn koͤnne, als ein Prinz oder 
Pair? 

Wohl moͤchte, in Folge dieſer Ehefreiheit, in der 
Pairie nicht leicht eine Familie ſich finden, welche eine 
Probe von ſechzehn oder zwei und dreiſſig Ahnen (ade— 
lichen Geſchlechtvorfahren) machen koͤnnte, wie fie vor: 
mals in Teutſchland bei Erz- und Hochſtiften, bei 
adelichen Collegiat Stiften, bei dem Teutſchen Orden und 
bei manchen weltlichen adelichen Corporationen uͤblich war. 
Allein in dem ganzen Vereinigten Reich von Großbri— 
tannien und Irland, und in allen ſeinen Nebenlaͤndern, 
findet ſich nirgend ein Beduͤrfniß von Ahnenprobe. Den— 
noch gilt die brittiſche Ariſtokratie im Ganzen nicht nur 
fuͤr die aufgeklaͤrteſte und am Wenigſten mit Vorurtheilen 
behaftete, ſondern auch fuͤr eine der reichſten oder wohl— 
habendſten und angeſehenſten in Europa. Waͤre auch 
nur Einer unter ihr, der ſich nicht zur groͤßten Ehre 
rechnen wuͤrde, abzuſtammen von Wilhelm dem Eroberer, 
dieſem Ahnenloſen, dem Kinde der Liebe Robert's, Her— 
zogs der Normandie, und eines Bauermaͤdchens )? 

Iſt doch ſelbſt in Teutſchland das, ſtatutenmaͤſig 
erſt ſeit dem Ausgang des Mittelalters bei einzelnen 
Erz⸗, Dom: und CollegiatStiften nach und nach aufge 
kommene Beduͤrfniß der Ahnenprobe — von dem kaum 
zweifelhaft ſeyn mag, daß es dem Adel im Ganzen, in 


1) So wenig ſchämte ſich dieſer königliche Held ſeiner Herkunft, daß 
er ſelbſt in Urkunden ſich titulirte: «Ego Wilhelmus, cognomento- 
Bastardus v. J. G. Scherz, glossarium medii aevi, voc. 
Bastardus. 
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ſittlicher und politiſcher Hinſicht, mehr geſchadet als ge 
nuͤtzt habe!) — faſt ganz verſchwunden, ſeit der allge— 
meinen Seculariſation von 1803 und dem Fall des 
Reichs. Auch iſt gerade hier an ihrem Ort die Frage: 
ob wohl König Georg II., in Teutſchland Kurfürft, 
Abkoͤmmling der uralten hochadelichen Geſchlechter der 
Guelphen und Eſte, ob ſeine Schweſter auf dem preuſſi— 
ſchen Koͤnigsthron, vermoͤge ihrer Abſtammung von 
Mutterſeite (§. 77), fähig geweſen wären, eine von 
den beiden oben genannten Ahnenproben auf teutſche 
Weiſe zu machen? 

Daß in dem Teutſchen Reich bei Vermaͤhlungen von 
Herren aus reichsſtaͤndiſchen Haͤuſern, die aus laͤndiſche 
Eigenſchaft des Adels der Gemahlinnen, ſogar bei denen 
von niederem Adel, nach Geſetz und Herkommen ohne 
Nachtheil war in Abſicht auf volle Rechtswirkung fuͤr 
die Gemahlinnen und Kinder, it oben (§. 74) ſchon 
gezeigt worden, und die Braunſchweigiſche Haus- und 
Staatspraxis in den beiden neueſten Ehefaͤllen, welche 
in dem naͤchſtfolgenden C. erörtert find, beſtaͤtigt ſolches. 
Auch ſpricht dafür, in gewiſſer Art, die Analogie der 


1) Ein durch Biederkeit und Rechtliebe ausgezeichneter teutſcher Pu— 
bliciſt äuſſerte, ſchon vor bald hundert Jahren, in Hinſicht auf 
Mißheurathen den Wunſch, „daß durch ein Reichs Grundgeſetz 
daſſelbe, was dießfalls in Engelland unter dem hohen Adel üblich 
iſt, auch in Teutſchland eingeführt werden möchte; unſer Teutſches 
Reich überhaupt, und ein jedes Haus und Land insbeſondere, würde 
ungleich mehr Vortheil davon haben, als von der wunderlichen und doch 
je länger je weniger ſoutenablen Ahnen-Rechnung, und von denen 
überflüſſigen Fürſten und Grafen.“ Moſer, teutſches Staatsrecht. 
Th. XIX, S. 363. Eben ſo rieth, aus ſehr beherzigungswerthen 
Gründen, ein geiſtreicher, ſtaats- und geſchichtkundiger Mann, 
durch ein Reichsgeſetz das teutſche Adels Inſtitut nach dem engliſchen 
umzubilden. Juſtus Möſer, patriotiſche Phantaſien, Th. IV, 
S. 246 ff. Geſchichtliche Gründe liefert der ehemalige kaiſerliche 
Geheime Reichsreferendär, Freiherr von Horix, in ſeiner Schrift: 
Die Ehre des Bürgerſtandes nach den Reichsrechten. Wien 1791.8. 
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vielen Vermaͤhlungen mit Prinzeſſinnen aus fremden 
Regentenhaͤuſern. 

Erwaͤgt man nun, daß die Ehe Seiner Koͤniglichen 
Hoheit des Herzogs von Suſſex geſchloſſen ward mit der 
Tochter eines Herrn von brittiſchem hohem Adel, eines 
durch die oben (8. 83) erwähnten beſondern Standes 
vorzuͤge ausgezeichneten Earl's, eines Pair's von Schott⸗ 
land ), mit der Tochter einer Dame ebenfalls von 
brittiſchem hohem Adel und, gleich ihrem Gemahl, 
abſtammend aus uraltem hochadelichem Geſchlecht (§. 2 
und 3); ſo ſpricht die Vergleichung des engliſchen, 
ſchottiſchen und irlaͤndiſchen hohen Adels mit dem teut— 
ſchen in der Zeit des teutſchen Reichs, worin die hier 
in Frage ſtehende Ehe geſchloſſen ward, fuͤr volle 
Standesmaͤſigkeit dieſer Ehe, und für alle folgeweiſe 
daraus flieſſenden Gerechtſame der Gemahlin und Kinder. 

Waͤre in dieſer Hinſicht noch der leiſeſte Zweifel 
übrig, jo würde derſelbe beſeitigt werden durch die all- 
gemeine, das Inſtitut der Ehe uͤberhaupt beguͤnſtigende, 
Rechtsvermuthung (S. 66) für vollwirkende Rechtskraft 
der genannten Ehe, und durch die fuͤr zweifelhafte Faͤlle 
bei Standes- oder Claſſenvergleichungen geltende Rechts— 
regel: comparatus in classem ejus cui comparatur, 
non in sequentem, est collocandus 9). 


§. 83. 
welches beſtätigt wird durch die Haus- und Staats- 
praxis in Groſsbritannien und Irland, und in dem 
Geſammthauſe Braunſchweig. 
Beſtaͤtigt wird das fo eben Geſagte durch die eigene 
Haus- und Staatspraxis des Koͤniglichen Hauſes von 


1) Von dem hohen Rang der Schottiſchen Pairs, ſehe man den Art. 
23 der Union Acte von 1707. Schmauss, corpus juris gentium 
academicum, T. II. p. 1204. 

2) Hommel, rhapsodia quaestionum in foro quotidie obvenien- 
tium, T. V. obs. 618. n. 5. 
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Großbritannien und Irland, und des Geſammthauſes 
Braunſchweig, in zwei Ehefaͤllen ) von koͤniglichen und 
kurfuͤrſtlichen Prinzen dieſes Hauſes, beide Bruͤder 
Georgs's III., und Enkel Georg's II., von ſeinem aͤlte— 
ſten Sohn, Friedrich Ludwig, dem 1751 verſtorbenen 
Prinzen von Wallis und Kurprinzen von Braunſchweig— 
Luͤneburg. 

Prinz Wilhelm Heinrich, Herzog von Glou— 
ceſter, dritter Sohn Georg's II., vermaͤhlte ſich am 6. 
September 1766 mit Lady Marie Waldeg rave, 
Witwe des am 8. April 1763 verſtorbenen Earl's James 
Waldegrave. Dieſer war Pair von England, mithin 
von brittiſchem hohem Adel. Er ſtammte aus dem be— 
ruͤhmten Geſchlecht Waldegrave, welches 1686 den Ba— 
rontitel, 1729 den Titel Earl erhielt ). Lady Marie 
war uneheliche ) Tochter von Sir Eduard Walpole, 


1) Ganz unerwähnt, gewiß nicht ohne Abſicht, läßt dieſe beiden Fälle 
Pütter, der größte Rigoriſt feiner Zeit in der Lehre von Miß⸗ 
heurathen. 

Die Genealogie der Familie Waldegrave, findet man auf Tab. 

XXIX, in den Tableaux genealogiques et historiques de I'Em- 

pire Britannique; par F. baron de Reden. Hannovre 1830, 

in fol. Auch ſ. man The Peerage of England; by Arthur Col- 

lins (5 edition. London 1779. 8.), Vol. IV, p. 417, und De- 
brett's Peerage of the united Kingdom of Great Britain and 

Ireland (the 13th. edition, Lond. 1820. 12.), Vol. I, p. CXVI 

et 249. — Lord James Waldegrave's Titel war: Earl Walde- 

grave, Viscount Chewton, of Chewton, co. (Grafſchaft) So- 
merset, and Baron Waldegrave. 

3) Ihrer unehelichen Geburt wird in den angeführten Werken von 
Collins (Th. IV, S. 430) und Debrett (Th. I, S. 249) aus⸗ 
drücklich nicht erwähnt. Aber Collins (Th. V, S. 50) meldet, 
daß ihr Vater damals, im Jahr 1779, noch unverheurathet ſey, 
«he is yet unmarried», und die Tochter Marie war ſchon vier⸗ 
zig Jahre früher gebohren, am 3. Juli 1739. Wer ihre Mutter 
geweſen ſey, wird nicht berichtet; es hatte aber Sir Eduard Wal— 
pole von ihr noch eine ältere Tochter, denn die genannten Genea— 
logiſten nennen Marie feine zweite Tochter, «24 daughter of 


2 


— 
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Ritter vom Bathorden, zweitem Sohn eines Lords und 
Pair's von England, Robert Walpole's, welcher 1723 
den Barontitel, 1742 den Titel Earl ) erhielt, und 
aus einem in England ſehr angeſehenen Geſchlecht. 
ſtammt 9. 

Der genannte koͤnigliche Prinz Wilhelm Heinrich, 
war Herzog von Glouceſter und Edinburg in Großbri— 
tannien, auch Graf von Connaught in Irland, welche 
Würden ihm am 17. November 1764 für ihn und feine 
maͤnnlichen Nachkommen von dem Koͤnig verliehen wur— 
den. Aus ſeiner Ehe mit Marie, geweſener Witwe 
von Lord Waldegrave, hatte Herzog von Glouceſter 
drei Kinder: eine noch jetzt unvermaͤhlt lebende Tochter, 
Sophie Mathilde, gebohren 1773, welche als Prinzeſſin 
von koͤniglichem Geblüte eine Annuitaͤt von 7000 Pfund 
Sterling bezieht; eine Tochter, Caroline Auguſte Marie, 


the hon sir Edward Walpole, K. B. (Knight Banneret) and 
24 son of Robert, earl of Orford». 

1) Man f. die angeführten Schriften von Collins und Debrett, 
und das Varrentrappiſche Genealogiſche Staats Handbuch von 1800, 
1805, 1811 und 1827, Art. Großbritannien. — In Koch's Ta- 
bles genealogiques des maisons souyeraines de IEurope, tab. 
68, wird Lady Marie Waldegrave irrthümlich bezeichnet als «fille 
naturelle de Horace Walpole, fils naturel du fameux chevalier 
Walpole, comte d’Orfordy. Horatio Walpole, berühmt als 
witziger Schriftſteller und eifriger Beförderer der engliſchen Lite⸗ 
ratur, war nicht ihr Vater, er war der jüngere Bruder ihres 
Vaters Eduard. Auch war er nicht ein natürlicher Sohn, ſondern 
ein ehelicher, und zwar dritter Sohn von Lord Robert Walpole, 
erſtem Earl von Orford. Endlich war er auch nicht Sohn des be⸗ 
rühmten («fameux») Ritters Walpole, er ſelbſt war der berühmte. 
Er war gebohren 1718, und ftarb 1797; er darf nicht verwechfelt 
werden mit dem jüngern Bruder ſeines Vaters, der, gebohren 
1678, auch Horatio hieß, und 1756 zum Baron Walpele, of 
Wolterton, erhoben ward. 

2) Von der Geſchichte der Familie Walpole, ſ. man Coklins, a. 
a. O., Th. V, S. 28 — 42, und Debrett, a. a. O., Th. I. % 
S. 348. 
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gebohren 1774, welche ſchon im folgenden Jahre ſtarb; 
einen Sohn Wilhelm Friedrich, den noch jetzt leben; 
den Herzog von Glouceſter und Edinburg in England 
und Grafen von Connaught in Irland, in welchen 
Würden er 1805 dem Vater fuccedirte. Dieſer Sohn, 
gebohren 1776, iſt ſeit 1816 vermaͤhlt mit der koͤnig⸗ 
lichen und kurbraunſchweigiſchen Prinzeſſin Marie, einer 
Tochter Georg's III., gebohren 1776. Als koͤniglicher 
Prinz von Großbritannien bezieht derſelbe von dem Staat 
eine Jahrrente von 14,000 Pfund Sterling, und ſeine 
Gemahlin, als koͤnigliche Prinzeſſin eine ſolche von 
13,000 Pfund St., auch iſt ihr auf den Todesfall 
ihres Gemahls, ein Withum von 6000 Pf. St. auf 
geſetzt ). Die Ehe iſt kinderlos. 

Weder von den Haͤuptern und Agnaten des koͤniglichen 
Hauſes Großbritannien und Irland und des Geſammt— 
hauſes Braunſchweig, noch von irgend einer andern Seite 
her, fand die Rechtsguͤltigkeit und vollwirkende Kraft der 
Ehe des Prinzen Wilhelm Heinrich, Herzogs von Glou— 
ceſter, mit der Witwe Lady Waldegrave, jemals den min— 
deſten Widerſpruch. Von Anbeginn bis heute, ward ihre 
volle Standesmaͤſigkeit allenthalben, namentlich in Teutſch— 
land wie in Großbritannien und Irland, unbedingt an— 
erkannt; ſie war vollwirkend fuͤr die Gemahlin und Kinder. 
Die beiden noch jetzt lebenden Kinder befinden ſich im vollen 
Genuß der vaͤterlichen Standes- und Familienrechte, insbe⸗ 
ſondere ward ihre Succeſſionsfaͤhigkeit in den vaͤterlichen 
Staats⸗Stamm⸗ und Privatrechten, kundbar von Niemand 
bezweifelt, viel weniger widerſprochen, und beide erhalten 
gleich andern Mitgliedern des koͤniglichen Hauſes, aus der 
Staatscaſſe von dem Parlament bewilligte Annuttaͤten. 

Der Zweifel, in Abſicht auf die Standesmaͤßigkeit 
der Ehe des Herzogs von Gloueeſter, welcher vielleicht 


1) Das Varrentrappiſche Genealogiſche Staats Handbuch von 1827, S. 56 f. 
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von der unehelichen Abſtammung der Gemahlin von Sir 
Eduard Walpole hergeleitet werden moͤchte, waͤre beſei— 
tigt durch die fruͤhere Vermaͤhlung dieſer Dame mit Lord 
James Waldegrave, durch welche dieſelbe Mitglied ſeiner 
zu dem britttſchen hohen Adel gehörenden Familie gewor— 
den war. Hiedurch hatte ſie einen hohen Familienſtand 
erlangt, welcher ihr auch in dem Witwenſtand geblieben 
war, aus welchem fie durch ihre zweite Ehe in die koͤnig⸗ 
liche großbritanniſch-irlaͤndiſche und kurfuͤrſtliche und her: 
zogliche braunſchweigiſche Familie rechtmaͤßig übertrat. 

Der zweite Fall iſt die Ehe des im Jahr 1790 ver 
ſtorbenen koͤniglichen großbritanniſch-irlaͤndiſchen und fur: 
braunſchweigiſchen Prinzen Heinrich Friedrich, Her— 
zogs von Cumberland und Strathern, Grafen von 
Dublin in Irland, dritten Bruders des Koͤnigs Georg 
III. Dieſer Prinz vermaͤhlte ſich am 2. October 1771 
mit Anna Lutrell, gebohren 1750, der aͤlteſten Tod: 
ter von Simon Lutrell, einem Irlaͤnder, welcher damals 
(ſeit 1768) Baron Irnham, of Lutrelstown war, in 
der Folge aber, 1780 zum Viscount Carhampton, 
of Castlehaven, und 1785 zum Earl of Carhampton 
erhoben ward ). Anna Lutrell war, als der Herzog fie 
heurathete, Witwe von Chriſtoph Horton, Esquire. Sie 
ſtarb, als Witwe des Herzogs, im Jahr 1809. Die 
Ehe mit dieſem war kinderlos. 

Die volle Standesmaͤſigkeit auch dieſer Ehe, ward 
von keiner Seite angefochten; ſie ward anerkannt in ganz 
Großbritannien und Irland, und in dem Geſammthauſe 
Braunſchweig. Dort wie hier wuͤrde, waͤre ein Sohn 
aus ihr am Leben, derſelbe jetzt den vollen Genuß aller 
vaͤterlichen Standes- und Familienrechte und die Succeſ— 
ſionsfaͤhigkeit eben ſo wohl haben, wie ſolche dem jetzt 
lebenden Prinzen Wilhelm Friedrich, Herzog von Glou— 


2) Debrett, I. c., Vol. I, p. 1007. 6 
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ceſter allenthalben eingeräumt werden, welcher aus der 
oben gemeldeten Ehe des koͤniglichen und kurbraunſchwei— 
giſchen Prinzen Wilhelm Heinrich mit Lady Marie Wal— 
degrave ſtammt. 

Ward und wird nun, bis auf den heutigen Tag, 
jederzeit ohne den geringſten Widerſpruch, den beiden vör— 
genannten Ehen koͤniglicher großbritanniſch-irlaͤndiſcher und 
kurbraunſchweigiſcher Prinzen mit Damen von brittiſchem 
und irlaͤndiſchem hohem Adel, überall, namentlich in dem 
ganzen koͤniglichen Großbritanniſch-Irlaͤndiſchen Hauſe und 
in dem Geſammthauſe Braunſchweig, volle Standesmaͤ— 
ſigkeit in jeder Beziehung eingeraͤumt, und befinden ſich 
in dem genannten Hauſe die Tochter und der Sohn, 
beide jetzt lebend, welche aus der erſten dieſer beiden Ehen 
abſtammen, in dem vollem Beſitz und Genuß aller vaͤter— 
lichen Standes- und Familienrechte; fo iſt nicht mit einem 
Schein von Recht abzuſehen, warum nicht in dem Ge— 
ſammthauſe Braunſchweig dieſelben Rechtsvortheile auch 
dem Sohn und der Tochter von Rechtswegen einzu— 
raͤumen ſeyen, welche abſtammen aus der Ehe Seiner 
Koͤniglichen Hoheit des koͤniglichen großbritanniſch⸗irlaͤn— 
diſchen und kurbraunſchweigiſchen (jetzt koͤniglichen hanno— 
veriſchen) Prinzen Auguſt Friedrich, Herzogs von Suſ— 
ſex, mit Lady Auguſta Murray. In Hinſicht auf 
Abſtammung von Vater- und Mutterſeite, befinden ſich 
dieſe auf das Wenigſte in gleichen (man kann ſagen, in 
hoͤheren) Verhaͤltniſſen mit dem Sohn und der Tochter 
des verewigten Herzogs Wilhelm Heinrich von Gloueeſter. 


§. 86. 
Rechtliche Schluſskolgen aus vorſtehender Erörterung. 
Aus vorſtehender e betreffend die Rechts: 


verhältniffe in dem Teutſchen Reich und in Han— 
nover (8. 46 - 85), geht berberz 


1) daß die Ehe Seiner Koͤniglichen BR des 


Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 
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Herzogs Auguſt Friedrich von Ouffer, als eines (zur 
Zeit der Vermaͤhlung) kurbraunſchweigiſchen Prinzen, 
ſonach aus einem reichsſtaͤndiſchen Hauſe entſproſſenen 
Herrn, mit Lady Auguſta Murray, Tochter eines 
Earl’s (Grafen) und Pair's von Schottland, rechts— 
beſtaͤndig (§. 49 — 63) und keine Mißheurath 
(§. 65 — 80), mithin vollwirkend (S. 74 und 80), 
daß fie ſogar ſtandesmaͤſig (8. 81-85) iſt, daß 
alſo derſelben, wofür ohnehin die Rechtsvermuthung ſtreitet 
(§. 66), vollwirkende Rechtskraft gebuͤhrt fuͤr 
die Ehegatten und Kinder; 

2) daß die aus dieſer Ehe abſtammenden Kinder, 
der Sohn Auguſtus Friedrich, und die Tochter Au— 
guſta, nicht nur legitime oder ehelich gebohrne 
Kinder des Herzogs, ſondern auch demſelben eben— 
bürtig oder ſtandesgleich, und darum vollberech— 
tigte Mitglieder des ſouverainen Hauſes Braun— 
ſchweig ſind; 

daß dieſelben in dem Teutſchen Reich, als Mit— 
glieder eines reichsſtaͤndiſchen Regentenhauſes, zu dem 
hohen Adel, und zu der Claſſe der reichsunmittel 
baren Erlauchten (§. 26) gehörten; 

daß dieſelben, vermoͤge ihrer vaͤterlichen Ebenbuͤrtig— 
keit und Braunſchweigiſchen Familiengenoſſenſchaft, in dem 
Geſammthauſe Braunſchweig, insbeſondere in dem Koͤnig— 
reich Hannover, ſowohl zu dem Genuß der den nicht— 
regierenden Mitgliedern des Hauſes ihrer Claſſe zukom— 
menden Namen, Titel, Wappen und übrigen 
Rechts vortheile befugt, als auch ſucceſſionsfaͤhig 
find in den vaͤterlichen Staats-, Stamm- und 
Privatrechten, namentlich dereinſt, wenn und ſo weit 
die Reihe ſie treffen wuͤrde, in der Staats- und Stamm: 
nachfolge. 
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* 
Abstammung von Sussex, und ihrer 


dem König Capoyen, von Jacob Earl von 
Derby, Sn Oranien, und aus 
Jaufern. 


—— 
1472. 
— EEE 
Anna, Prinönig von Neapel, 1 1504. 
. 
1 1531. 


— . u—ͥ—ᷣ— — | 
AntTalmond, F 1541. 
el ber.) 


——— EEE 
Ludwig Nontmorency, 1 1596. 


/ pee ed EEE TS TEE 
Claudius de la gafen zu Naſſau, Prinzen von 
r e e IR NETTE 
Charlotte de l[Souverain der Inſel Man, 


— LE 
Amalia Stis von Atholl, + 1703. 


— — 
Johann Murray, 8, Alexanders, ſiebenten Earl’s von 


— Ben 


Gem. Auguft Friedricauh von Hannover ıc., vermählt 1793. 
—— BEER. 
Aug uguſt 1801. 
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{ J. 
Mei mige * 


Abstammung Augusta Murrap's, der Gemahlin des Herzogs von Susser, und ihrer 
mit dem Herzog erzeugten Kinder, 


dem König Carl VI. von Frankreich, von dem Herzog Amadeus von Savoyen, von Jacob Earl von 
Derby, Souverain der Inſel Man, von dem Prinzen Wilhelm J. von Oranien, und aus 
verſchiedenen fuͤrſtlichen, markgraͤflichen und graͤflichen Haͤuſern. 


Carl VI. König von Frankreich, + 1461. 
Jolande, + 1478. Gemahl, Amadeus IX. Herzog von Savoyen, F 1472. 
Anna, Prinzeſſin von Savoyen, T 1480. Gemahl, Friedrich, Fürft von Tarent, ſeit 1496 König von Neapel, + 1504. 
Charlotte, Prinzeſſin von Tarent, T 1505. Gem. Guy, Graf von Laval, + 1531. 


— 


Anna, Erbin des Hauſes Laval, T 1553. Gem. Franz de la Tremouille, Fürſt von Talmond, 1 1541. 
(Von Ihr leitet das Haus de la Tremouille ſeinen Anſpruch auf den Thron von Neapel her.) 


Ludwig de la Tremouille, erſter Herzog von Thouars, 7 1577. Gem. Johanna von Montmorency, 1 1596. 


Claudius de la Tremouille, Herzog von Thouars, 7 1604. Gem. Charlotte, Wilhelms I. Grafen zu Naſſau, Prinzen von 
Oranien, Tochter, F 1631. 


— . qm̃. — — nn 
Charlotte de la Tremouille, + 1664. Gem. Jacob Stanley, ſiebenter Earl (Graf) von Derby, Souverain der Inſel Man, 
auf Cromwell's Befehl enthauptet 1651. 


— — —— ꝶ——— — — — — —— — —- —— — — 
Amalia Sophia Stanley, .. Gem. Johann, Earl von Murray, ſeit 1676 Marquis von Atholl, F 1703. 
Carl Murray, ſeit 1686 Earl von Dunmore, 1 1710. 

— ——— ͤ ͤ üt(— — —¼ 
Wilhelm Murray, Earl von Dunmore, 1 1756. 


— .... · ' . . iii—5—V—i—i—iir3sß8—ß5ßvrñ—'iß5ßv5ß8tvi:ĩðV8ßvT. [ ——ñ —[U— —ͤĩ —— ut —- —-V —-—t . m 
Johann Murray, Earl von Dunmore, + 1809. Gem. Charlotte Stewart, des ſchottiſchen Pair's, Alexanders, ſiebenten Earl’s von 
Galloway Tochter, 7 11. März 1818. 


8 Lady Au guſta Murray, 1 4. März 1830. 
Gem. Aug uſt Friedrich, Herzog von Suffer, königlicher Prinz von England, Schottland und Irland, auch von Hannover ıc., vermählt 1793. 
— nl nn —-—)³ i333 2æ?0F́]4u. —— 


Auguft Friedrich, geb. 13. Januar 1794. Augufta, geb. 11. Auguſt 1801. 
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Beilage m 


Abstammung Augusta Murray's, der Gemahlin des Herzogs von Sussex, und ihrer 
mit dem Herzog erzeugten Kinder, 


dem König Eduard IV. von England, dann, gemeinſchaftlich mit ihrem Gemahl, von dem König 
Heinrich VII. von England. 


Eduard IV. König von England, + 1483. 


— 
— ö ——ü— V — ·—— — 
Eliſabeth (Plantagenet, von ihrer Urgroßmutter Anna Mor— 
timer) vermählte Königin von England, + 1503. 


Marie Tudor, Fonigl. Prinzeſſin von England, vermählte Rönigin 
von Frankreich, + 1533. Gem. 1) Ludwig XII. König von 
Frankreich; 2) Carl Brandon, Herzog von Suffolk. 


Fe 5 7 7 — 
Eleonore Brandon, 1 1570. Gem. Heinrich Clifford, Earl 


von Cumberland. 


— — —i!. — nn 

Margarethe Clifford, 11596. Gem. Heinrich Stanley, ſechster 
Ear! von Derby. 

FF »’; x TEE 

Jacob Stanley, ſiebenter Earl von Derby, Souverain der 
Inſel Man, 1 1651. 

— —v— — 


malia Sophia Stanley, .... Gem. Johann, Earl von 
Murray, ſeit 1676 Marquis von Atholl, 1 1703. 


— ER 
Carl Murray, ſeit 1686 Earl von Dunmore, + 1710. 


— 
Wilhelm Murray, Earl von Dunmore, + 1756. 


— — ——— —„—¼ 
Johann Murray, Earl von Dunmore, 1 1809. 


Heinrich VII. Tudor, König von England, + 1509. 


— ͤ—„—¾ 


Margarethe Tudor, vermählte Königin von Schottland, 71539. 
Gem. Jacob IV. König von Schottland, + 1513. 


— — 
Jacob V. König von Schottland, F 1542. 


Maria Stuart, Königin von Schottland 1542, und vermählte 
Königin von Frankreich 1549, enthauptet 1587. 


Jacob J. Stuart, König von Schottland 1567, König von 
England 1603, + 1625. 


Eliſabeth Stuart, F 1661. Gem. Friedrich V. Kurfürſt von der 
Pfalz, 1619 König von Böhmen, + 1632. 


— —ͤ u — 
Sophie, 7 1714. Gem. Ernſt Auguſt Kurfürſt von Braunſchweig⸗ 
Lüneburg oder Hannover, T 1698, 


— —— ́—ůvVsköü['—: 1! 

Georg J. König von Großbritannien und Irland, Kurfürſt von Braun⸗ 
ſchweig⸗Lüneburg, + 1727. 

Georg ll. König von Großbritannien und Irland, Kurfürſt von Braun⸗ 
ſchweig-Lüneburg, 1 1760. 


— — Zmñ 
Friedrich Ludwig, Prinz von Wallis, Kurprinz von Braunſchweig⸗ 
Lüneburg, + 1751. 


EEE EEE EEE NEE een 
Georg III. König von Großbritannien und Irland, Kurfürſt von Braun: 
ſchweig-Lüneburg, ſeit 1814 König von Hannover, F 1820. 


ady Auguſta Murray, vermählt 1793, + 1 830.—.—Auiguſt Friedrich, königl. Prinz von Großbritannien und Irland, 


— — . — __ 
Auguft Friedrich ». Eſte, geb. 1794. 


kurfürſtlicher Prinz von Braunſchweig⸗Lüneburg, ſeit 1814 königlicher 
Prinz von Hannover, Herzog von Suffer. 


Augufta, geb. 1801. 
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des Herzogs von Sussex, und ihrer 
en Kinder, 


ſchaftlich mit ihrem Gemahl, von dem Koͤnig 
ngland, 


ıgland, + 1483. 

einrich VII. Tudor, König von England, + 1509. 

EEE TREE TEE EEE EEE 
argarethe Tudor, vermählte Königin von Schottland, 71539. 
Gem. Jacob IV. König von Schottland, F 1513. 


— ß ̃— —— — — — 
ıcob V. König von Schottland, + 1542. 


FFC ͤ — Ä —T—T—T—T—TTTT 
aria Stuart, Königin von Schottland 1542, und vermählte 
Königin von Frankreich 1549, enthauptet 1587. 


acob I. Stuart, König von Schottland 1567, König von 
England 1603, + 1625. 

— —— — æ——— = — ᷑ͥ— 

liſabeth Stuart, + 1661. Gem. Friedrich V. Kurfürſt von der 
Pfalz, 1619 König von Böhmen, F 1632. 


ophie, 1 1714. Gem. Ernſt Auguſt Kurfürſt von Braunſchweig⸗ 
Lüneburg oder Hannover, 1 1698. 


— —— xʃumk— .. — — 
eorg J. König von Großbritannien und Irland, Kurfürſt von Braun⸗ 


ſchweig-Lüneburg, F 1727. 


eorg II. König von Großbritannien und Irland, Kurfürſt von Braun⸗ 
ſchweig-Lüneburg, F 1760. 

— - — —— 

ciedrich Ludwig, Prinz von Wallis, Kurprinz von Braunſchweig⸗ 
Lüneburg, + 1751. 


— 

eorg III. König von Großbritannien und Irland, Kurfürſt von Braun- 
ſchweig-Lüneburg, ſeit 1814 König von Hannover, 7 1820. 

— Na 


u guſt Friedrich, fünigl. Prinz von Großbritannien und Irland, 
kurfürſtlicher Prinz von Braunſchweig-Lüneburg, ſeit 1814 königlicher 
Prinz von Hannover, Herzog von Suffer. 

TTT 

ıgufta, geb. 1801. 
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Gemeinschaftliner Gemahlin Augusta 


Ludwig J. Prinzen von Oranien. 
Ludwig J. Bou 1538, + 1582. 


Jof fan, Erbe und Prinz von Ora⸗ 


| 


| * 
Luiſe Juliane, + 11 + 1631. Gem. Claudius, de la Tre⸗ 
Pfalz, 7 1610. houars, 7 1604. 


—ñĩ?7:“EkjS... —... , ˖‚——. 7. 
Friedrich V. Kurfürſülle, + 1664. Gem. Jacob Stanley, ſie⸗ 
22. Souverain der Inſel Man, 1 1651. 
—— . N————————— N, 


rin , Gem. Johann, Earl von 
Lüneburg oder Hann arquis von Atholl, 1 1703. 


b 
Georg I. König von EEarl von Dunmore, 4 1710. 
ſchweig-Lüneburg, 7 


2 8 
Georg ll. König von G von Dunmore, T 1756. 
ſchweig-Lüneburg, + 


Friedrich Ludwig, Jon Dunmore, T 1809. 
Lüneburg, F 1751. 


— En mn en 
Georg III. König von G 
ſchweig-Lüneburg, ſe 


Auguſt Friedrich), + 4. März 1830. 


auch von Hannover, 
— 


1. 
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Beilage III. 


Gemeinschaktliche Abstammung des Herzogs von Susser und seiner Gemahlin Au gusta 
Murray, so auch ihrer Kinder, 


Ludwig J. Bourbon, Herzog von Montpenſier, und von Wilhelm J. Prinzen von Oranien. 


Ludwig J. Bourbon, Prinz de la Roche-sur-Yon, zum Herzog von Montpenſier ernannt 1538, 7 1582. 
Gem. Jacobine, Tochter und Erbin von Johann von Longwic, 7 1561. 


Charlotte von Bourbon, + 1582. 


Luiſe Juliane, + 1644. Gem. Friedrich IV. Kurfürſt von der 
pfalz, 1 1610. 

— 

Friedrich V. Kurfürſt von der Pfalz, 1619 König von Böhmen, 
＋ 1632. 


Sophie, 7 1714, Gem. Ernſt Auguſt Kurfürſt von Braunſchweig— 
Lüneburg oder Hannover, F 1698. 


5 — — —ů—ů— nn 
Georg J. König von Großbritannien und Irland, Kurfürſt von Braum- 
ſchweig-Lüneburg, + 1727. 


— — — 
Georg ll. König von Großbritannien und Irland, Kurfürſt von Braun— 
ſchweig-Lüneburg, 1 1760. 


1 ’ * „ 
Friedrich Ludwig, Prinz von Wallis, Kurprinz von Braunſchweig— 
Lüneburg, T 1751. 


77 77 
Georg III. König von Großbritannien und Irland, Kurfürſt von Braun— 
ſchweig-Lüneburg, ſeit 1814 König von Hannover, F 1820. 


——— U— —yę¾!œ ——— — 
Auguſt Friedrich, königl. Prinz von Großbritannien und Irland, 


auch von Hannover, Herzog von Suffer. 


— 
Auguft Friedrich, geb. 1794. 


A _Bilpelm I. Graf von Naſſau, Erbe und Prinz von Ora⸗ 


nien, 4 1584. 


Charlotte Brabantine, 1 1631. Gem. Claudius, de la Tre⸗ 
mouille, Herzog von Thouars, 7 1604. 


— —ͤ— —— — — 

Charlotte de la Tremouille, 7 1664. Gem. Jacob Stanley, ſie⸗ 
benter Earl von Derby, Souverain der Inſel Man, F 1651. 
— — ͤ ͤ äiʒb1j—— —— — — 


7 —— 

Amalia Sophia Stanley, F ..... Gem. Johann, Earl von 
Murray, feit 1676 Marquis von Atholl, 7 1703. 

Carl Murray, feit 1686 Earl von Dunmore, + 1710, 


Wilhelm Murray, Earl von Dunmore, 7 1756. 


Johann Murray, Earl von Dunmore, 1 1809. 


Fady Augufta Murray, t 4. März 1830, 


Augufta, geb. 1801. 
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Gemeinschaktliche Abstammung des Herzogs von Sussex und seiner Gemahlin, 
Augusta Murray, so auch ihrer Kinder, 


dem König Jacob II. von Schottland. 


Jacob II. Stuart, König von Schottland, + 1460. 


Jacob III. Stuart, König von Schottland, 7 1488. 


Jacob IV. Stuart, König von Schottland, 7 1513. 
N 


. ̃ ˙ VA 
Jacob V. Stuart, König von Schottland, 7 1542, 


— a = 
Maria Stuart, Königin von Schottland 1542, und vermählte 
Königin von Frankreich 1549, enthauptet 1587. 


rt 
Jacob VI. Stuart, König von Schottland 1567, König von 
Großbritannien (unter dem Namen Jacob J.) 1603, . 


Eliſabeth Stuart, 1 1661. Gem. Friedrich V. Kurfürſt von der 
Pfalz, 1619 König von Böhmen, 7.1632. 


Sophie, 1 1714. Gem. Ernſt Auguſt, Kurfürſt von Braunſchweig⸗ 
Lüneburg oder Hannover, + 1698. 


* ’ ’ * 1 > 
Georg J. König von Großbritannien und Irland, Kurfürſt von 
Braunſchweig-Lüneburg, 1 1727. 


. SE 
Georg II. König von Großbritannien und Irland, Kur fürſt von 
Braunſchweig-Lüneburg, 7 1760. 


Friedrich Ludwig, Prinz von Wallis, Kurprinz von Braun⸗ 
ſchweig-Lüneburg, 7 1751. 


— — 77 ͤ 12 Er 
Georg II. König von Großbritannien und Irland, Kurfürſt von 
Braunſchweig-Lüneburg, ſeit 1814 König von Hannover, F 1820. 


Auguſt Friedrich, königl. Prinz von Großbritannien und Irland, 


kurfürſtlicher Prinz von Braunſchweig⸗Lüneburg, ſeit 1814 königę a —— 


licher Prinz von Hannover, Herzo g von Suffer. 
Auguft Friedrich, geb. 1794. 


Marie Stuart, königliche Prinzeſſin von Schottland, + 1479. 


Gemahl: Jacob Hamilton, erſter Earl von Aran, verm. 1468. 
— N 


— — — 
Jacob II. Hamilton, Earl von Aran, + 1530. 


Jacob Hamilton, Earl von Aran, erſter (feit 1552) Herzog 
von Chatelherault, Regent oder Vice-König von Schottland 
1543, + 1575. - 


— —— — —— —¼ — — 
Johann Hamilton, erſter Marquis von Hamilton creirt 1599, 


＋ 1604. 
— ——e N 


„ Sr 
Jacob, Marquis von Hamilton, Herzog von Chatelherault, 


＋ 1624. 
— —— 3.W0jT—ꝛ„——t t ——ꝛů— —— . ́ — 
Jacob, erſter Herzog von Hamilton, + 1649. 


— — —ꝗ—Au—t —ßÄ5ö—ö3¹. —— 
Anna, Herzogin von Hamilton, + 1716. Gem. Wilhelm Dou— 
glas, Earl von Selkirke, ward Herzog von Hamilton, + 1694. 


— 
Suſanna Hamilton. Gemahl, Johann Earl von Dundonald, 
+ 1690. 


— — . — ¹F——ꝛ — 
John, Earl von Dundonald, + 1720. Gem. Anna Murray, 
V ee 


— —— ͤ —œeꝑ— —ͤ — — — 
Lady Catharina Cochrane, + 1761. Gemahl, Alexander Earl 


von Galloway, + 1773. 
—— 


— ——e— 
Lady Charlotte Stewart, + 1818. Gemahl, Johann Earl von 
Dunmore, + 1809. 


Lady Auguſta Murray, + 1830. 


Augufta, geb. 1801. 


218 
M 


von Sussex und seiner Gemahlin, 
ch ihrer Kinder, 


Schottland. 


chottland, + 1460. 


— — 
arie Stuart, königliche Prinzeſſin von Schottland, 7 1479. 
Gemahl: Jacob Hamilton, erſter Earl von Aran, verm. 1468. 


cob II. Hamilton, Earl von Aran, + 1530. 


cob Hamilton, Earl von Aran, erſter (ſeit 1552) Herzog 
von Chatelherault, Regent oder Vice-König von Schottland 
1543, + 1575. 5 


— . ...r. UU —' — 
hann Hamilton, erſter Marquis von Hamilton creirt 1599, 
7 1604. 


— ᷑é ß—ſãmwii——ę— ! r —p 
cob, Marquis von Hamilton, Herzog von Chatelherault, 
+ 1624. 


cob, erſter Herzog von Hamilton, 7 1649. 


—— ::: : :. ð . — 
ina, Herzogin von Hamilton, + 1716. Gem. Wilhelm Dou— 
glas, Earl von Selkirke, ward Herzog von Hamilton, 7 1694. 
— — — — 


Bin 
uſanna Hamilton. Gemahl, Johann Earl von Dundonald, 
+ 1690. 


— . a - ——6—f7p0p 
ihn, Earl von Dundonald, 7 1720. Gem. Anna Murray, 
7 1778. 

mm a PD u nn 
dy Catharina Cochrane, 7 1761. Gemahl, Alexander Earl 
von Galloway, + 1773. } 


— —— nn ͥ ́ ʒ — 
dy Charlotte Stewart, 7 1818. Gemahl, Johann Earl von 
Dunmore, 7 1809. 


dy Auguſta Murray, 1 1830. 


Auguſta, geb. 1801. 
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Schreiben Seiner Königlichen Hoheit des Herzogs von 
Sussex, an den Hechtsgelehrten Herrn Thomas 
Erskine (seit 1806 Pair von England), datirt aus 
Ueapel vom 6. abgegangen daselbst am 30.) 
Jänner 1798. 


Mein Herr! 


Obgleich ich nicht das Vergnügen Ihrer perſönlichen Bekannt— 
ſchaft habe, ſo hat mich doch ſchon längſt die öffentliche Stimme 
mit Ihrer Gerechtigkeit und Redlichkeit bekannt gemacht, ſo wie 
mit der edlen Wärme, womit Sie die Sache der Unterdrückten 
vertheidigen. 


Die Zeit iſt nun gekommen, wo mir, nach den Geſetzen 
meines Vaterlandes, erlaubt iſt, hervorzutreten, und meine Uns 
ſprüche auf meine Gemahlin geltend zu machen. 


Ich wende mich daher an Ihre Güte, daß Sie mir vor den 
Augen der Welt diejenige Gerechtigkeit verſchaffen, deren ich 
beraubt worden bin durch den Mißbrauch der Gewalt, welche die 
Nation den Händen der Regierung anvertraute, und zwar für 
ganz andere Zwecke, und nicht in der Abſicht, daß dieſelbe zu 
meinem Nachtheil angewandt werde. 


Ich hoffe jedoch immer noch, daß bei meiner Rückkehr nach 
England, welche nächſtens Statt finden wird, meine Feinde ſich 
vor dem Kampfe fürchten, und ſich zu einem gütlichen Vergleich 
herabſtimmen werden. Sollte jedoch dieſes nicht geſchehen, ſo 
muß ich Sie um Ihren gütigen Beiſtand bitten, und ich zweifle 
nicht, daß Ihre Klugheit und tiefe Kenntniß der Geſetze Mittel 
finden werden, die Liſten meiner Feinde zu zerſtören, nicht nur 
zu meinem Vortheil, ſondern auch zu ihrer äußerſten Verwirrung. 

Vielleicht wird Sie eine umſtändliche Beſchreibung der Um— 
ſtände, welche ſich auf mich und meine Gemahlin beziehen, beſſer 
in den Stand ſetzen, über dieſen Gegenſtand zu urtheilen; ich 
bin daher ſo frei, Sie noch etwas länger damit aufzuhalten. 

14 * 
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Auf meinen Reifen wurde ih, im Monat December 1792, 
zu Rom mit Lady Dunmore und ihren beiden Töchtern bekannt, 
die eben damals von Neapel zurückgekehrt waren. Wenn Eng⸗ 
länder ſich in fremden Landern treffen, ſo ſchließen ſie ſich gewöhn— 
lich an einander an, und genießen ſo im Umgang mit einander, 
ſelbſt in der Entfernung von ihrer vaterländiſchen Inſel, die 
Segnungen ihrer eignen Conſtitution und vaterländiſchen Sitten, 
indem ſie dieſelben mit den Regierungen derjenigen Länder ver— 
gleichen, wo ſie ſich gerade befinden, und die vielleicht mehr für 
die Erhaltung der Geſundheit, als irgend für einen andern Vor— 
theil geeignet ſind. — Dieſes war genau mein Fall. — Ich 
pflegte ſehr viel im Umgang mit meinen Landsleuten zu leben: 
aber die anerkannten Reize meiner Gemahlin (damals Lady Auguſta 
Murray) zogen meine beſondere Aufmerkſamkeit auf ſich. — Nach 
einem genauen Umgang von vier Monaten, wodurch ich mit 
ihrer anziehenden Liebenswürdigkeit noch inniger bekannt wurde, 
bot ich ihr meine Hand an — ohne Mitwiſſen ihrer Familie; 
denn ich war im voraus von den Einwendungen überzeugt, welche 
Lady Dunmore machen würde, wenn ich ihr meine Abſichten mit⸗ 
getheilt hätte. e 

Die Aufrichtigkeit und der Edelmuth meiner Gemahlin er- 
probten ſich bei dieſer Gelegenheit, indem ſie meinen Antrag 
zurückwies und mir zeigte, was für perſönliche Nachtheile ich mir 
dadurch zuziehen würde. Aber anſtatt meine Bewerbung abzu= 
brechen, diente dieſes nur dazu, meine Leidenſchaft noch mehr 
anzufeuern, die ſchon ſo hoch geſtiegen war, daß keine Gewalt 
auf Erden ſie hätte unterdrücken können. 

Nachdem ich endlich meine Auguſta von der Unmöglichkeit 
überzeugt hatte, ohne ſie leben zu können; — fand ich einen 
engliſchen Geiſtlichen, und wir wurden zu Rom, im Monat April 
1793, ingeheim getraut, nach den Gebraͤuchen der engliſchen 
Kirche. 

Viele Leute glaubten, daß Lady Dunmore um die Heurath 
wußte: aber von dieſer Mitwiſſenſchaft muß ich ſie durchaus frei 
ſprechen. Sie wurde erſt drei Monate fpater davon benachrich— 
tiget, da es nutzlos geweſen ſeyn würde, das Geheimniß länger 
bewahren zu wollen, und wo ich gezwungen war ſie damit bekannt 
zu machen, weil ich befürchten mußte, daß fie bei meiner Gemah⸗ 
lin Abortion bewirken möchte, indem ſie ihr Arzneien gegen eine 
Kränklichkeit gab, welche durch eine wahre Kenntniß ihrer Lage 
leicht erklärt werden konnte. 


Nachdem ich etliche Monate, wiewohl ingeheim, mit Auguſta 
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gelebt hatte, wurde ich nach England zurückgerufen, wo ich, aus 
Beſorgniß, daß in Abſicht auf die Legitimität meines Kindes 
irgend eine Schwierigkeit gemacht werden möge, ſelbſt veranlaßte, 
daß ich zum zweitenmal getraut ward, und dieſes hatte jenen 
Ausſpruch zur Folge, welchen der Lord-Canzler im Gerichtshofe 
der Doctors Commons gegen mich auswirkte. Zwar geſchah 
ſolches auf Befehl Seiner Majeſtät, aber ich bin feſt überzeugt, 
daß der König ſolche Grauſamkeit gutheißen weder konnte noch 
wollte; er gab bloß ſeinen Willen zu erkennen, daß die Geſetze 
ihren Lauf nehmen ſollten, wenn ſie gerecht wären, und ich habe 
nur gegen diejenigen zu klagen, denen dieſer Auftrag gegeben 
wurde, weil ſie einen willkührlichen und ungerechten Gebrauch 
davon gemacht haben. 

Dieſer Prozeß wurde ſogleich nach meiner Abreiſe aus Eng— 
land im Jahr 1794 angefangen, und mit einer Inhumanität 
geführt, wie ſie das Landesgeſetz nicht nur nicht billigen kann, 
ſondern welche demſelben geradezu entgegenlief. 

Meine Gemahlin wurde gerichtlich belangt; zwei Tage nach 
ihrer Entbindung, zu einer Zeit, wo ſie gänzlich vertheidigungs— 
los war, da ſich ihr Gemahl abweſend befand. 

Die Geſetze ſelbſt, wenn auch nicht die edleren Gefühle der 
Menſchlichkeit, hätten ihre Ankläger veranlaſſen ſollen, ihr ges 
waltſames Verfahren für einige Zeit aufzuſchieben, welches in 
jenem Augenblick auf die Geſundheit meiner Gemahlin ſehr ſchäd— 
lich wirken mußte. 

Das Herz jedes Mannes von Gefühl, beſonders aber jedes 
Ehemannes muß bluten, bei der Erzählung ſolcher Leiden. 

An Sie alſo, mein Herr, wende ich mich, um zu erfahren, 
ob ich die Thäter dieſer Grauſamkeit gerichtlich verfolgen und 
eine Widerrufung dieſes despotiſchen und ſchrecklichen Ausſpruches 
erlangen könne, wodurch meine Gemahlin entehrt, und mein 
leibliches Kind unehelich erklärt wird. 

Ich würde ſchon auf meiner Rückreiſe nach England begriffen 
ſeyn, wenn ich nicht durch Krankheit verhindert würde. Sobald 
ich aber geneſen bin, wird der Gegenſtand, über welchen ich an 
Sie ſchreibe, das Erſte ſeyn, worauf ich meine Gedanken wende. 

Indem ich auf Ihre gütigen Bemühungen hoffe, habe ich 
das Vergnügen mich zu unterzeichnen als 

Ihr 
wahrhaft verpflichteter und ergebener, 
Augustus Frederick. 


Neapel den 6. Februar 1798. 


= 
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Beilage VI. 


Schreiben Seiner Königlichen Hoheit des 
Herzogs von Suſſex, an feine Frau 
Schwiegermutter, Lady Dunmore, datirt 
vom Bord des Schiffes Aquilon den 
Februar 1794. 


Aquilon den 28. Februar 1794, 
Ankerplatz vor Livorno ). 


Meine theuere Dame! 


In dem Briefe, welchen ich von Ihnen zu empfangen das 
Vergnügen hatte — datirt vom 7. dieſes — der aber nicht früher 
mich erreichte, weil ich erſt geſtern Abend hier ankam, — ver: 
langen Sie, daß ich Ihnen diejenige Gerechtigkeit widerfahren 
laſſen ſolle, die Sie ſich ſelbſt ſchon gethan haben würden, durch 
Vorzeigung des Briefes, welcher Sie zuerſt von unſerer geheimen 
Vermählung benachrichtigte — wenn nicht Auguſta's Zartgefühl 
und Liebe für mich, Sie davon abgehalten hätten. Ich muß offen 
geſtehen, daß dieſes Ihrem beiderſeitigen Gefühl Ehre macht, 
und ich werde dafür ſtets dankbar ſeyn, und Sie beide lieben, 
wenn ich auch keine andere Urſache hätte. Aber glauben Sie mir, 
meine theuere Dame, meine eigne innige Liebe zur Wahrheit und 
Gerechtigkeit erlaubt mir nicht, einen Augenblick länger mit der 
Erfüllung einer ſo billigen Forderung anzuſtehen. 

Sie benachrichtigen mich auch, daß dieſer Brief wahrſcheinlich 
dem Königlichen Geheimen Rathscollegium (Privy Council) werde 
vorgelegt werden, deſſen Verhandlungen ohne Zweifel vor Seine 
Majeſtät ſelbſt kommen werden. Dieſes ſolle mich etwas furcht— 
ſam machen bei einer Erklärung, die mir in der Meinung des 
Publikums nachtheilig ſeyn könne, und ſeyn werde. Dieſe Ihre 


1) Das Schiff Aguilon, an deſſen Bord dieſer Brief geſchrieben iſt, 
befand ſich damals am Ankerplatz (Road-stead) vor Livorno («Leg- 
horn Road» ). Anm. des Ueberſetzers. 
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Offenheit iſt gut und edel, ſie erregt ſowohl meine Dankbarkeit 
als auch meine Bewunderung. 


Das Geheimniß unſerer Vermählung, d. h. der Vermählung 
Ihrer Tochter Auguſta Murray mit mir, hätte ich wohl gern 
noch länger bewahrt, bis die Geſinnungen meiner Königlichen 
Eltern und die des Publikums vorbereitet geweſen wären darauf 
zu hören — und ich richtete meine eifrigſten Bemühungen auf 
dieſen Zweck. Es iſt mir leider nicht gelungen. Das Publikum 
ſelbſt hat ſich in die Sache gemiſcht, ſo daß das Schweigen, 
welches mir früher die Klugheit auflegte, jetzt von der Nothwen— 
digkeit vernichtet iſt, der ich mich unterwerfe. Ich mache daher 
ferner kein Geheimniß aus der Vermählung Ihrer Tochter Au— 
guſta Murray mit mir; zugleich ſpreche ich Sie, theuere Dame, 
gänzlich frei von allem Argwohn, den die Ungerechtigkeit des 
Publikums gegen Sie gehegt haben mag. 


Die erſte Kenntniß von dem Vorgang erhielten Sie zu 
Florenz, durch einen Brief von mir, datirt zu Rom, — als der 
Zuſtand meiner Gemahlin mich nöthigte, Ihnen denſelben zu 
erklären. Ich will ſelbſt noch hinzufügen, daß es die Beſorgniß 
um ihr Leben war, welche mich dieſes thun ließ; ſonſt würden 
Sie ſelbſt dann noch nichts erfahren haben. Unbekannt mit der 
Schwangerſchaft meiner Gemahlin, gaben Sie ihr Arzneien, die 
vielleicht, wie ich befürchtete, Frühgeburt bewirken konnten. Ich 
erwähne dieſes Umſtandes ausdrücklich, weil dadurch jeder Ge— 
danke an Ihre Mitwiſſenſchaft von unſerer Vermählung zerſtört 
werden muß. Denn gewiß, hätten Sie unſere Verbindung beab— 
ſichtigt, ſo mußte es Ihr Intereſſe ſeyn, das Daſeyn eines 
Kindes zu begünſtigen, welches ſeinen Eltern theuer iſt; theuer 
ſeyn muß, und es, wie ich hoffe, immer ſeyn wird, — deſſen 
Leben jedes heilige Band noch unauflösbarer machen mußte. 


Ich ſage dieſes aus meinen eigenen väterlichen Gefühlen, 
und berufe mich auf die eines jeden Vaters. Sey er in jeder 
andern Rückſicht auch noch ſo verhärtet, ſo muß er doch das Ent— 
ſetzliche eines Verbrechens fühlen, welches unſer brittiſches und 
jedes andere Geſetz verdammt, das ſich auf Menſchlichkeit gründet. 
Gewiß, es konnte nie Auguſta's oder mein Wunſch ſeyn, daß 
das Leben unſeres unſchuldigen Kindes zerſtört würde. 


Wer uns zu Rom vermählte, — dieſes zu ſagen kommt 
weder mir zu, noch Auguſta. — Ich kann nichts weiter thun 
als hiemit erklären: daß Alles meine Veranſtaltung war, und 
daß wir beide ſchwuren — was auch die Folge davon ſeyn möchte 
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— ſeinen Namen nie zu verrathen. Dieſen Schwur werden wir 
auch beide gewiſſenhaft halten. 


Was meine Trauung in England betrifft, welche ſo viel 
Aufſehen gemacht hat, ſo, glaube ich, war dieſelbe Ihnen eben— 
falls unbekannt, wenigſtens habe ich Sie nicht damit bekannt 
gemacht. Der Grund von meinem Wunſch, dieſelbe nochmal 
vollzogen zu wiſſen, lag in der Beſorgniß, daß vielleicht die 
Legitimität meines Kindes beſtritten werden könnte, welche ich, für 
meinen Theil, nie aufhören werde, zu behaupten. 


Ich befürchte, daß ich durch dieſe Erklärung den Schutz des 
beſten Königs und des beſten Vaters verlieren werde, ja ſogar 
den Schutz des beſten Geſetzes. Ich ſehe mich von den glänzendſten 
Hoffnungen herab, und in Armuth und Mangel ſinken. Aber 
Gerechtigkeit muß geſchehen. — Ich ergebe mich in mein Schick⸗ 
ſal — und ſo lang ich das Herz meiner Auguſta beſitze, und 
mir bewußt bin, fie nicht getäuſcht zu haben — wird der Färg- 
lichſte Biſſen mir zum köſtlichſten Mahle werden. 

Viele werden mich verdammen; Viele werden gezwungen 
ſeyn, mein Betragen öffentlich zu verdammen, und ob ſie daſſelbe 
gleich nicht billigen können, werden ſie doch mich bemitleiden. — 
Aber ich verachte ihr Mitleiden; denn, der Liebe meiner Auguſta 
verſichert, können ſie mir dieſe nicht rauben — und ſo bin ich 
glücklich, der ich doch die alleinige Urſache dieſes Fehlers bin. 

Wenn es ein Verbrechen iſt, Auguſta zu lieben, ſo bekenne 
ich mich ſchuldig. 

Ich bin, meine theuere Dame, mit der größten Achtung und 
Dankbarkeit für Ihr gütiges Betragen gegen mich, 


Ihr 
ewig verpflichteter und treu ergebener, 
Auguſtus Frederick. 
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Beilage VII. 


Kirchenamtliches Zeugniſs über die, nach 
dreimaligem Aufgebot, zu London am 5. December 
1793 geſchehene kirchliche Trauung des Her- 
zogs von Suſſex und feiner Gemahlin 
Augufta Murray. 


Marriages solemnized in the Parish of St. George, 
Hanover Square, in the County of Mid d- 
lesex, in the Month of December 1793. 


No. Augustus Frederick and 
849. | Augusta Murray 


Both of this Parish, were married in this Church by Banns 
this fifth Day of December in the Year 1793. 


By me, J. Downes, Curate. 


This Marriage was , | Augustus Frederick. 


solemnized between us, | Augusta Murray, 
Jn°. Jones 


In the Presence of Mary Jones. 


The above is a true Extract from the Register Book of 
Mariages belonging to the Parish of Saint George, Hano- 
ver Square, extracted thence this — 18h Day of Novem- 


ber 1833. 
By me, J. G. Leigh, 
Dy. Cik. and Reg. 
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Beilage VIII. 


Königliche Grofsbritannifche Dermäh- 


lungs Acte (Royal Marriage Act) von 1772. 


1. The Royal Message). 
«George R. 


«His Majesty being desirous, from paternal affection to his 
own Family, and anxious concern for the welfare of His People, 


and 


the honour and dignity of His Crown, that the right of 


approving all Marriages in the Royal Family (which ever has 
belonged to the Kings of this Realm ?), as a matter of public 
concern) may be made effectual, recommends to both Houses 
of Parliament to take into their serious consideration, whether 
it may not be wise and expedient to supply the defect 3) of 


1) 


2) 


3) 


Dieſe königliche Botſchaft war, wie ihr Inhalt und derjenige der 
darauf gefolgten ParlamentActe bewährt, ausſchlieſſend gerichtet 
an das Parlament von Großbritannien (England und Schott⸗ 
land); nicht auch an dasjenige des Königreichs Irland, welches 
in jener Zeit (1772) mit Großbritannien dinglich noch nicht ver⸗ 
einigt war, und daher ſein eigenes Parlament hatte. Erſt durch 
die UnionActe von 1800 erhielten Großbritannien und das König⸗ 
reich Irland ein gemeinſchaftliches Parlament, und kam zwiſchen 
ihnen eine gleiche dingliche Staatenvereinigung (unio civitatum 
realis aequalis) zu Stande. 


Aus dem in voriger Note angeführten Grund ſpricht hier die Bot— 
ſchaft nur von „dieſem Königreich“ (this Realm), im Singular, 
von Großbritannien nämlich; nicht von dieſen Königreichen (these 
Realms), im Plural, nicht von Großbritannien und Irland. In 
gleichem Sinn ſpricht die Thronfolge Acte (Act of Settlement) von 
1702, genau unterſcheidend, von «this Realm and Ireland», von 
dem «People of these Realms, von «these Kingdoms v, von 
«the Kingdoms of England, Scotland or Ireland v. 12 and 13 
Will. III. c. 2. in den Statutes at Large etc., by Hawkins, 
Vol. III. p. 507. 

Es beſtand damals in Großbritannien noch kein Geſetz, betreffend 
die Vermählungen von Mitgliedern der königlichen Familie. In 
dem dortigen Ehegeſetz (the Marriage Act) von 1753 (26 Geo. 
2), welches die Schlieſſung heimlicher Ehen (matrimonia clandes- 
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the laws now in being, and by some new provision more ef- 
fectually to guard the Descendants of his late Majesty King 
George II. (other than the issue of Princesses who have mar- 
ried, or may hereafter marry, into foreign Families ) from mar- 
rying without the approbation of His Majesty, His heirs or 
successors first had and obtained ». 


G. R. » 
«Dated 20 February 1772 ». 


2. Act 12 Geo. III. c. 11. 


An Act for the better regulating the future Marriages 
of the Royal Family. 


«Most Gracious Sovereign. 


« Whereas your Majesty, from your paternal affection to 
«your own Family, and from your Royal concern for the 
«future welfare of your People, and the honour and dignity 
«of your Crown, was graciously pleased to recommend to 
«your Parliament to take into their serious consideration, whe- 
«ther it might not be wise and expedient to supply the de- 
«fect 4) of the laws now in being, and by some new provision 
«more effectually to guard the Descendants of his late Majesty 
«King George II. (other than the issue of Princesses who 
« have married, or may hereafter marry, into foreign Families) 
«from marrying without the approbation of your Majesty, your 
«heirs or successors, first had and obtained; we have taken 
«this weigthy matter into our serious consideration, and being 
«sensible that Marriages in the Royal Family are of the hig- 
«hegst importance to the State, and that therefore the Kings of 
«this Realm 5) have ever been entrusted with the care and 
«approbation thereof, and being thoroughly convinced of the 
« wisdom and expediency of what your Majesty has thought fit 


tina) verbietet, find deſſen Vorſchriften aus drücklich für nicht an: 
ae erklärt auf die Ehen von Mitgliedern der königlichen 
amilie. 


4) Man ſ. vorſtehende Note 3. 
5) Man |. oben die Note 2. 
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«to recommend upon this occasion, we, your Majesty's most 
« dutiful and loyal Subjets the Lords Spiritual and Temporal, 
«and Commons, in this present Parliament assembled, do humbly 
« beseech your Majesty, that it may be enacted, sun be it en- 
«acted», etc. That no Descendant of the Badı of his late 
Majesty King George the Second (other than the issue of 
Princesses who have married, or may hereafter marry, into 
foreign Families) shall be capable ©) of contracting matrimony 
without the previous consent of His Majesty, His heirs or 
successors, signified under the Great Seal, and declared in 
Council 2), (which consent, to preserve the memory thereof, 
is hereby directed to be set out in the License and Register 
of Marriage ®), and to be entered in the Books of the Privy 
Council), and that every Marriage or matrimonial Contract of 
any such Descendant, without such consent first had and ob- 
tained, shall be null and void to All intents and purposes 
whatsoever ). 


II. Provided always, and be it enacted by the authority 
aforesaid, That in case any such Descendant of the body of 
bis late Majesty King George II., being above the age of 25 
years, shall persist in his or her resolution to contract a Mar- 
riage, disapproved of, or dissented from, by the King, His 
heirs or Succesors, then such Descendant, upon giving notice 
to the Kings Privy Council 19), which notice is hereby directed 
to be entered in the Books thereof, may, at any time from 
the expiration of twelve calendar months after such notice gi- 
ven to the Privy Council as aforesaid, contract such Marriage; 
and, his or her Marriage with the person before proposed and 


6) Nur von Großbritannien, wie ſchon erwähnt, ſpricht dieſe Par: 
lamentXcte. 


7) Das Königreich Irland hatte damals fein eigenes Staatsſiegel, 
einen eigenen Groß Siegelbewahrer, einen eigenen Geheimen Rath 
(Privy Council). Man f. oben $. 40. 

8) Dieſes Licenz- und Eheregiſter ward eingeführt erſt durch ge⸗ 
genwärtiges Statut, und nur für Großbritannien; in und für 
Irland beſtand ein ſolches nicht. 

9) Es verſteht ſich von ſelbſt, daß dieſe Nichtigfeitserflärung nur auf 
Großbritannien ſich beziehe und beziehen könne. 

10) Auch hier iſt die Rede nur von dem in und für Großbritannien 
damals beſtandenen Königlichen GeheimenRath, nicht auch von 
demjenigen in Irland. 
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rejected may be duly solemnized, without the previous consent 
of His Majesty, His heirs or successors; and such Marriage 
shall be good as if this Act had never been made, unless 
both Buse of Parliament 11) shall before the expiration of the 
said twelve months, expressly declare their disapprobation of 
such intended Marriage. 


III. And be it further enacted, by the authority aforesaid, 
That every person who shall knowingly or wilfully presume 
to solemnize, or to assist, or be present at, the celebration of 
any Marriage, with any such Descendant, at his or her making 
any matrimonial Contract, without such consent as aforesaid 
first had and obtained, except in the case above mentioned, 
shall, being duly convicted thereof, incur and suffer the pains 
and penalties ordained and provided by the Statute of Provi- 
sion and Praemunire 12), made in the 46th year of the reign 
of Richard the Second. 


11) Das Königreich Irland hatte damals, und bis 1801, ein eigenes 
Parlament, gebildet, wie in England, durch ein House of Lords 
und ein House of Commons. 


12) Von dieſem Statut handelt Blackstone, in feinen Commen- 
taries etc., Book IV, chap. 8, p. 103 — 118 et 427. 8. 


Beilage IX. 


Teſtament Seiner Königlichen Hoheit des Herzogs 
von Suſſex, 
datirt London den 12. December 1800. 


Ich Prinz Auguſt Friedrich, ſechster Sohn Georg's des 
Dritten, Königs von Großbritannien, Frankreich und Irland ꝛc., 
jetzt wohnhaft in der untern Grosvenor Straße, Nr. Vierzig in 
dem Kirchſpiel St. Georg, Hannover Square, in der Grafſchaft 
Middleſex, erkläre dieſes als meinen letzten Willen und mein 
Teſtament, welches ich mache und niederlege, dieſen zwölften Tag 
des Monats December in dem Jahr unſeres Herren es taufend 
achthundert, auf folgende Weiſe. 
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Es iſt mein Wille und Beſchluß, daß alle meine erwieſenen 
Schulden und Begräbnißkoſten vorerſt von meinem perſönlichen 
Eigenthum bezahlt werden ſollen. 


Damit aber meine Wünſche und Abſichten rückſichtlich der 
Verwendung meines übrigen Eigenthums mit Gewißheit ausgeführt 
werden, was auch die unvorhergeſehenen Vorfälle ſeyn mögen, 
und ich eine Pflicht erfülle, welche, wie ich fühle, mir obliegt, 
halte ich es für nothwendig und gerecht, hier in dieſem meinem 
letzten Willen zu erklären, daß ich feierlich und gültig vermählt 
ward mit Lady Auguſta Murray, zweiter Tochter des Earl of 
Dunmore, am vierten Tage des Monats April, in dem Jahre 
unſers Herrn Ein tauſend ſieben hundert und drei und neunzig, 
in der Stadt Rom, und in dem Gaſthofe, bekannt unter dem 
Namen von Samiento, wo vorgenannte meine Gemahlin mit 
ihrer Mutter, Lady Dunmore, und ihrer Schweſter, Lady Vir⸗ 
ginia Murray, zu dieſer Zeit wohnte; und auch, daß ich — zu 
größerer Sicherheit, aber nicht aus Beſorgniß, als ob die erſte 
Vermählung unzureichend geweſen ſey — mich zum zweitenmale 
mit vorerwähnter meiner Gemahlin vermählen ließ, in der Pfarr⸗ 
Kirche St. Georg, Hannover Square in der Grafſchaft Middleſex, 
(nach vorhergegangenem Aufgebot, bekannt gemacht in beſagter 
Kirche) am fünften Tage des Decembers in dem Jahr unſers 
Herrn Ein tauſend ſieben hundert drei und neunzig; und daß, 
obgleich ſeitdem der Gerichtshof der Doctors Commons einen 
Beſchluß bekannt gemacht hat, welcher meine Vermählung als 
ungeſetzlich und nichtig erklärt, — daß ich mich doch noch immer 
durch alle Pflichten des Geſetzes, des Gewiſſens und der Ehre 
verbunden fühle, ſie als eine rechtmäßige und in jeder Rückſicht 
unbezweifelte Gemahlin zu betrachten, als wenn jener Beſchluß 
nicht Statt gefunden hätte; und daß ich unſern Sohn Auguſt 
Friedrich, welcher nach dieſen beiden Vermählungen gebohren 
ward, und von dem ſie entbunden wurde durch Doctor Thynne, 
in Lower Berkeley-Straße Nr. Sechszehn, in dem Kirchſpiel 
Mary la bonne, als meinen eheleiblichen und geſetzmäßigen Sohn 
betrachte, und als ſolchen immer anerkennen werde. 


Damit aber einſt kein Streit entſtehe und die Verfügung 
über mein Eigenthum vereitele, welche ich zu Gunſten meiner 
Gemahlin und meines Kindes treffe: ſo bekenne und erkläre ich 
hiemit, daß — in was für Eigenſchaft oder Lage das Geſetz 
dieſelben auch betrachten oder verſetzen möge — ich ihnen, und 
ihnen allein mein Eigenthum gebe und vermache, auf die Art 
und in dem Verhältniß wie folgt. 
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Meiner vorgenannten Gemahlin gebe und vermache ich den 
vollen Gebrauch und Genuß aller meiner Beſitzungen und Sachen, 
was Art und Natur ſie auch ſeyen, für die und während der 
Zeit ihres Lebens; und nach ihrem Tode gebe und vermache ich 
oben erwähnte Beſitzungen meinem Sohn 1), Auguſt Friedrich, 
und ſeinen Erben auf ewige Zeiten; und endlich ernenne ich als 
Vormünder für mein Kind und als Executoren dieſes meines 
letzten Willens: meine Gemahlin Auguſta; meinen Bruder 
Georg, Prinzen von Wallis; den honorabl. Francis, Earl von 
Moira; und Thomas Cutts Esq., Banquier. Sollte es geſchehen, 
daß der Prinz von Wallis mit Tode abginge, ehe mein Sohn 
ſein ein und zwanzigſtes Jahr erreicht, ſo ernenne ich meinen 
Bruder Friederich, Herzog von Mork und Albany und Fürſt— 
biſchof von Osnabrück, als Executor und Vormund dieſes meines 
letzten Willens an ſeiner Statt, zugleich mit meiner Gemahlin, 
Lord Moira und Herrn Cutts — und wenn Lord Moira ſterben 
ſollte, vor beſagter Zeit der Mündigkeit meines Sohnes, ſo 
ernenne ich Seine Gnaden, Archibald Douglas Hamilton, Herzog 
von Hamilton, als Executor und Vormund für meinen Sohn, 
anſtatt des genannten Lord Moira, zugleich mit meiner Gemahlin 
und dem Prinzen von Wallis oder dem Herzoge von Pork, wie 
alle oben erwähnten Umſtände es mit ſich bringen mögen; und 
ich bitte ſie, dieſe Aufträge zu übernehmen, und die Rechte 
meines Kindes, als meines eheleiblichen rechtmäßigen Sohnes, zu 
behaupten und zu erhalten; auch die Sorge für, und die Aufſicht 
über ſeine Erziehung zu übernehmen, von der ich wünſche, daß 
ſie ſo gut und liberal als möglich ſey; indem ich jedoch ihrer 
Einſicht und ihrem Eifer überlaſſe, die gehörigen Mittel für dieſen 
Zweck zu wählen. Und endlich widerrufe und vernichte ich alle 
andern letzten Willen und Teſtamente, die ich zu einer Zeit 
gemacht habe, beſonders jenes, welches ich für denſelben 
Zweck zu Berlin machte, den fünften Tag des Monats Septem— 
ber, in dem Jahr unſeres Herrn Ein tauſend ſieben hundert und 
neun und neunzig, und welches ich hiemit vernichte, weil ich 
glaube, daß gegenwärtiges Teſtament, welches ich ſelbſt und in 
meinem Vaterlande mache, beſtimmtere und gewiſſere Kraft haben 
werde, und Dieſes meine Beſorgniſſe beruhiget, die ich über 
dieſen Punkt haben mag. 


1) Die Tochter, Auguſta „ exiſtirte zu der Zeit dieſer Teſtament⸗ 
errichtung noch nicht. Sie ward erſt am 11. Auguſt 1801 gebohren. 
Anmerk. des Herausgebers. 
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Zur Bekräftigung dieſes ſetze ich, der genannte Teſtator, 
Prinz Auguſt Friedrich, meine Namens-Unterſchrift und mein 
Siegel darunter, am Tage und im Jahre wie oben geſagt. 

(Unterzeichnet: 
Auguſt Friedrich. 
( 


Unterzeichnet, beſiegelt, bekannt gemacht und anerkannt von 
vorgenanntem Teſtator, dem Prinzen Auguſt Friedrich, als 
ſein letzter Wille und Teſtament, in unſerer Gegenwart, die wir 
dieſes unterſchreiben als Zeugen mit unſerem Namen, auf ſein 
Verlangen, in ſeiner Gegenwart, und in unſer aller Gegenwart. 

(Unterzeichnet: 

James Yorke, Barrister at Law of Lincolns 
Inn. — Tho B. Clarke, Chaplain Seiner 
Königlichen Hoheit des Prinzen von Wal— 
lis. — C. Cuppage, Warrick- Straße, 
Golden Square. 2 


II. 


Die 
Nechtsgültigkeit der Religionsclaulel 


der Bedingung eines benannten kirchlichen 
Glaubensbekenntniſſes zu dem Genuß 
beſtimmter Vortheile, 
insbeſondere 


zu der Succeſſions Faͤhigkeit bei Stamm— 
und andern Privatrechten. 


— — eee — 


Der verewigte Fuͤrſt Hardenberg, koͤniglich-preuſſiſcher 
Staatskanzler, verlangte, mittelſt eigenhaͤndigen Schreibens 
vom 23. April 1822, uͤber nachfolgenden Rechtsfall von 
mir ein Gutachten fur einen ſeiner Stammvettern, der 
ſich deßhalb an Ihn gewendet hatte. Das Intereſſe, 
welches der Gegenſtand fuͤr die Rechtstheorie und auch 
in geſchichtlicher Hinſicht gewaͤhrt, wird, ich hoffe es, die 
Aufnahme dieſes Gutachtens in gegenwaͤrtige Sammlung 
rechtfertigen. 


Durch letztwillige, für rechtsbeſtaͤndig anerkannte Ver: 
ordnung vom 13. Juli 1767, machte der Freiherr 
Friedrich Auguſt von Hardenberg, auf Hardenberg, 
Geismar, Lindau, Ober Wiederſtett, imgleichen auf Schloͤben, 

Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 15 
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Raabis und Moͤkeren, auch Woltersdorf, unter Anderem 
die Beſtimmung, daß nach ſeinem kinderloſen Ableben, 
die im Fuͤrſtenthum Altenburg gelegenen Güter Schloͤ⸗ 
ben, Raabis und Moͤkeren ein „Majorat“ ) bil 
den ſollten. 


Obgleich dieſe Güter, führte er an, Mannlehn ſeyen, 
fo gebühre ihm doch freie Dispoſition über dieſelben, laut 
des am 24. Nov. 1728 zwiſchen ihm und feinen Mit 
belehnten errichteten, von der Fuͤrſtlichen Sachſen-Alten— 
burgiſchen Regierung beſtaͤtigten Vergleichs. 


Den erſten MajoratInhaber, erklaͤrte der Teſtirer, 
werde er in einem beſondern Teſtamentzettel benennen. 
Nach demſelben berufe er zu dieſem Majorat, 


1) die erb- und lehnfaͤhigen Leibeserben und Nach- 
kommen ſeiner beiden verſtorbenen Bruͤder, Philipp Adams 
und Anton Gottlieb Chriſtophs; wenn aber deren keine 
mehr vorhanden, 


2) die LeibesLehnerben des verſtorbenen Johann Cla— 
mer Auguſt von dem Buſche. 


Mit Ausſchlieſſung aller Toͤchter in beiden Familien, 
und aller auſſerehelich gebohrnen, wenn gleich nachher auf 
irgend eine Art legitimirten Kinder, ſolle bei jeder Linie 
jedesmal derjenige ſuccediren, welcher der Aelteſte an 
Jahren, Tagen und Minuten ſeyn werde, ohne einige 
Repraͤſentation, Fiction, oder Admiſſion zweierlei Zwil— 
linge; doch ſo, daß wenn der Aelteſte nicht lehnfaͤhig 
waͤre, der im Alter naͤchſtfolgende ſogleich eintreten, und 
der unfaͤhige Senior einigen Genuß, Abfindung oder 
Unterhalt von und aus dem Majorat, und an deſſen 
Beſitzer unter keinerlei Schein zu fordern haben ſolle. 


1) Der Sache und dem ftrengeren juridiſchen Sprachgebrauch nach, be: 
gründet die Stiftung ein Seniorat. 
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Nach F. 7 des Teſtamentes, find 


„von dem Majorat gaͤnzlich ausgeſchloſſen, 
„die nicht der in denen Hochfuͤrſtlich-Altenburgiſchen 
„Landen recipirten evangeliſch-lutheriſchen 
„Religion zugethan, maſen diejenige, welche 
„zu einer andern Religion übergeben, für 
„ihre Perſon ipso facto des Majorats ver 
„luſtig ſeyn ſollen; welches ſich auch von deren 
„Kindern verſtehet, ſo fern dieſelben ſich nicht 
„wieder zu der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche bekennen “. 
Endlich iſt §. 8 des Teſtamentes verordnet, wie folgt. 
„Wie denn auch im Fall über die SucceſſionsFaͤhig— 
„keit Zweifel oder Streit entſtehen ſollte, die 
„Erkenntniß darüber lediglich der Hochfuͤrſt— 
„lichen Altenburgiſchen Regierung uͤber— 
„laſſen bleibet, und meine zu dieſem Majorat 
„berufene Successores hiedurch allein noch weiter 
„verbunden werden, bei deſſen ohne geftattende 
„Proceß Weitlaͤuftigkeit, bloß auf ſummariſch muͤnd— 
„liche Abhoͤrung beider Theile, abzufaſſender Deciſion, 
„ohne alle weitere Appellation, Provocation, Sup— 
„plication, Leuteration, Reſtitution, oder andere 
„Querel, wie die Namen haben moͤchte, ſowohl 
„wegen der Lehn- als dazu verſchafften Allodial— 
„Stuͤcke, gaͤnzlich zu acquieſciren, damit nicht 
„immittelſt die Guͤter in Abgang kommen, noch 
„ſonſten die Succeſſion lange in der Ungewißheit 
„bleiben möchte “. 


Zu „Conſervatoren dieſes Majorates und deſſen Ord— 
nung, ernannte der Teſtirer, im 22. §. des Teſtamentes, 
die Hochfuͤrſtliche Lehn- und Landesherrſchaft; welcher auch, 
nach §. 23, die Lehnguͤter heimfallen ſollen, wenn der 
„maͤnnliche Stamm und Name ſeiner Herrn Mitbelehnten 
„und berufenen MajoratSucceſſoren ganz abgehen und 
»erloͤſchen würde «. 
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Nach dem im Jahr 1768 erfolgten Ableben des 
Majorat Stifters, kam, vermoͤge der von ihm ſich vor: 
behaltenen beſondern Beſtimmung, der Saliner Director 
Heinrich Ulrich Eraſmus von Hardenberg, Vater des 
Herrn Quaͤrenten, Georg Anton's von Hardenberg, zum 
Genuß dieſes Majorates. Auf ihn folgte hierin, deſſen 
Bruder, der geheime Rath Georg Gottlieb Leberecht von 
Hardenberg. Dieſer ſtarb am 16. Jaͤnner 1822. 

Die einzigen, bei dieſem Todesfall vorhandenen Mit 
glieder des majoratberechtigten Theils der von Harden— 
bergiſchen Familie, ſind: 

1) der Herr Ouaͤrent, Georg Anton Freiherr von 

Hardenberg zu Ober Wiederſtedt, und 

2) deſſen Brudersſohn, Herr Johannes Friedrich 

Eraſmus Freiherr von Hardenberg, Sohn 
des verſtorbenen Kammerherrn und Amtshaupt— 
manns Carl Albrecht von Hardenberg. 


Der Erſte hat, bei der jetzigen Majorat Folge, den 
ſtiftungsmaͤſigen Vorzug des Alters unſtreitig für ſich, 
dagegen wird ihm von dem Andern eingewendet, daß er 
durch feinen Uebertritt von der evangeliſch-luthe— 
riſchen Religion zu der roͤmiſch-katholiſchen, 
ſeines Succeſſionsrechtes ſich verluſtig gemacht 
habe. 

Die Thatſache dieſes Uebertritts iſt auſſer Streit, der 
Herr Quaͤrent behauptet aber, daß die Religions Clauſel 
des Teſtamentes ſchon in ihrem Urſprung nicht rechts— 
beſtaͤndig geweſen, auf jeden Fall aber durch eine ſeitdem 
eingetretene Veraͤnderung der von dem MajoratStifter 
als weſentlich vorausgeſetzten Umſtaͤnde, wirkungslos ge— 
worden ſey. Auch ſein verſtorbener Bruder, der oben 
genannte Carl Albrecht von Hardenberg, ſey zur roͤmiſch— 
katholiſchen Religion uͤbergetreten, deſſen Sohn, ſein jetziger 
Gegner, ſey aber zur evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
zurückgetreten. 
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Unterdeſſen hat der Herr Quaͤrent ſich in den Beſitz 
des Majorates geſetzt. Da aber von Seite ſeines Neffen 
verſucht ward, ihn in dieſem Beſitz zu flören, fo hat 
derſelbe deßhalb bei der Herzoglichen Regierung zu Alten— 
burg die fuͤr noͤthig erachteten Schritte gemacht. 

Da auf ſolche Weiſe die Sache in den Rechtsweg 
gelangt iſt; ſo wird nunmehr die Rechtsfrage auf— 
geworfen: 

ob der Herr Quaͤrent, durch ſeinen Ueber— 
tritt zu der roͤmiſch-katholiſchen Kirche, 
des Succeſſionsrechtes in das Majorat 
ſich verluſtig gemacht habe? 

Nach der Abſicht des Herrn Quaͤrenten, iſt dieſe 
Frage aus zwei HauptGeſichtpuncten zu betrachten: 


1) iſt die in Rede ſtehende ReligionsClauſel in ihrem 
Urſprung rechtwidrig? 

2) iſt dieſelbe, wenn ſie dieſes nicht war, durch 
Veraͤnderung der von dem MajoratStifter als 
weſentlich vorausgeſetzten Umſtaͤnde, wirkung s— 
los geworden? 


Beides wird, bei unparteiiſcher Erwägung der Sache, 
zu verneinen ſeyn. 

Das in Frage ſtehende Majorat, oder vielmehr Li— 
neal Seniorat, iſt eine Familien Stiftung, zu deren Genuß 
der Stifter, kraft der ihm über die Guter unbezweifelt 
zugeſtandenen Diſpoſitions Gewalt, ausſchlieſſend nur Mit— 
glieder der Evangeliſchen Kirche, Augsburgiſcher 
Confeſſion berufen hat. Dieſe Kirche war damals, 
wie in dem geſammten Umfang des teutſchen Reichs von 
der Reichs Staatsgewalt ), fo auch in dem Fuͤrſtenthum 
Altenburg von der Landesherrſchaft, gebilligt und aner— 


1) Instr. Pac. Osnabr., art. VII. 
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kannt; ſogar war in dem letzten, nur ihr allein öffent: 
liche Religionsubung geſtattet. Sonach ſtand der Wirk 
ſamkeit der ReligionsClauſel, von Seite des Staatsrechtes 
nichts im Wege. 

Aber auch von Seite des Privatrechtes war dieſelbe 
geſetzlich unverboten (conditio lege seu jure non im- 
probata), und weniger noch auf Umgehung eines Ge— 
ſetzes gerichtet (in fraudem legis concepta). Kein po: 
ſitives Geſetz verbot damals, oder verbietet jetzt, eine 
von einer Privatperſon ausgehende Beſtimmung dieſer 
Art, wenn ſie auf eine von dem Staat aufgenommene 
oder geduldete Religion ſich beſchraͤnkt, und keine Rechts— 
verletzung, durch Entziehung dem in Beziehung genom— 
menen Subject zuſtehender vollkommener Rechte, in 
ſich ſchließt. N | 

Das erſte iſt hier nicht der Fall, da die Evangeliſche 
Kirche nach dem Augsburgiſchen Glaubensbekenntniß in 
dem Fuͤrſtenthum Altenburg damals ſtaatsrechtlich aufge— 
nommen war, und es noch jetzt iſt. Eben ſo unlaͤug— 
bar iſt, daß vollkommene Succeſſionsrechte auf die Ma— 
joratgüter, dem Herrn Quaͤrenten durch jene Verfügung 
des MajoratStifters nicht entzogen worden ſind. Der 
Stifter hatte, durch einen unter Genehmigung der Re— 
gierung mit ſeinen Mitbelehnten geſchloſſenen Vergleich 
vom 24. Nov. 1728, ſich freie Diſpoſitions Gewalt 
daruͤber erworben, ſo daß von Seite des Herrn Quaͤ— 
renten ein ex pacto et providentia majorum erworbe— 
nes Recht wider die MajoratStiftung angeſprochen wer: 
den weder kann noch wird, und eben ſo wenig, bei dem 
entfernten Verwandſchaftverhaͤltniß, ein Pflichttheil. 


Zwar wird eingewendet, die ReligionsClauſel des 
Teſtamentes enthalte wenigſtens indirect, für die Evan— 
geliſchen Succeſſionsberechtigten A. C. ein Verbot, fuͤr 
die einer andern chriſtlichen Confeſſion verwandten hinge— 
gen ein Gebot der Glaubensaͤnderung. Das eine und 
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das andere ſey aber eine Beſchraͤnkung der Gewiſſens— 
freiheit, die ſchon durch den bloſſen Verſuch einer Ver— 
leitung, gegen die eigene Ueberzeugung die Religion bei— 
zubehalten oder zu aͤndern, verletzt werde. Aus dieſem 
Grunde ſey auch ein ſolches indirectes Verbot oder Ge— 
bot der Glaubensaͤnderung, als conditio jure impro- 
bata ideoque lege impossibilis, wenigſtens als con- 
ditio honestati naturali et bonis moribus contraria, 
ideoque moraliter impossibilis, mithin auf jeden Fall 
als conditio turpis zu betrachten, die für nicht beigefügt 
(pro non adjecta) muͤſſe geachtet, und welcher practiſche 
Folge uͤberall nicht duͤrfe eingeraͤumt werden. 


Von dem Gebot der Glaubensaͤnderung (conditio 
religionis affirmativa) wird dieſes auch, von verſchiede— 
nen angeſehenen Rechtsgelehrten ) behauptet, nach wel— 
chen auf ein ſolches Gebot keine Rückſicht zu nehmen, 
vielmehr der Erbe oder Legatar zum Genuß der ihm 
ausgeſetzten Vortheile unbedingt zuzulaſſen iſt. 


Den Fall eines Verbots der Glaubensaͤnderung (con— 
ditio religionis negativa) übergehen zwar die meiſten 
Schriftſteller, vorzüglich die Altern, mit Stillſchweigen; 
waͤhrend etliche Andere beide Religionsbedingungen mit 
einander verwechſeln. Von jenen ſind indeß verſchiedene 
der Meinung, daß die conditio religionis non mutan- 
dae mit der Clauſel de religione mutanda weſentlich 
nicht verſchieden ſey. Halte man die letzte pro illicita 
vel turpi, alſo pro non adjecta, ſo muͤſſe man es 


1) Hofacker, princ. juris rom. ceiv., T. I. f. 195. Berger, oecon. 
juris, Jib. II. tit. 4. $. 13. not. 7. Walch, contro. juris eiv., 
P. 282. Th. Hagemann's und C. A. Günther's Archiv für die 
theoret. und pract. Rechtsgelehrſamkeit, Th. III (Braunſchw. 1789. 
8.), S. 246. C. A. Knopf, diss. de nullitate conditionis de 
adsumenda religione Pontificia heredi vel legatario adscriptae 
foro romano. Jen. 1687. 4. 
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auch bei der erſten thun; denn beide beruhten auf gleichen 
Gruͤnden, haͤtten gleichen Zweck und gleiche Wirkung. 
Durch die eine und die andere, wolle der Teſtirer mit— 
telſt Vorhaltung eines Gewinnes die Gewiſſensfreiheit des 
Erben beſchraͤnken ). 

Ein Gebot oder Verbot der Glaubensaͤnderung, von 
Seite eines ſolchen, dem eine beſtimmte geſetzmaͤſige Ge— 
walt über den Andern zuſteht, wäre allerdings den na 
türlihen und poſitiven Geſetzen zuwider. Es wäre Be 
ſchraͤnkung eines allgemeinen Menſchenrechtes, der Gewiſ— 
ſensfreiheit, das ſeiner Natur nach aͤuſſerem Zwang nicht 
unterworfen ſeyn kann, und nach poſitiven Geſetzen ſelbſt 
verſuchweiſe nicht unterworfen werden darf. Ein ſolches 
Gebot oder Verbot, iſt alſo moraliſch und geſetzlich un— 
erlaubt. Faͤnde es ſich, unter der Form einer Bedin— 
gung, in einer letztwilligen Verordnung, in Abſicht auf 
den Genuß ſolcher Vortheile, worauf dem Erben ein 
vollkommenes Recht zuſteht, wie der Pflichttheil und alle 
nach Willen und Geding der Altvordern gebuͤhrenden 
Succeſſionsrechte, ſo wuͤrde eine ſolche Bedingung als 
nicht beigefuͤgt zu betrachten, mithin wirkungslos ſeyn. 

Ganz anders verhaͤlt es ſich mit einer ſolchen letzt— 
willigen oder vertragmaͤſigen Beſtimmung, welche zu dem 
Genuß eines durch ſie freiwillig oder unverpflich— 
tet feſtgeſetzten Vortheils, nur Perſonen beruft, die 
einer beſtimmten, geſetzlich unverbotenen kirch— 
lichen Glaubenspartei als Mitglieder zuge— 
than ſind. Eine ſolche Beſtimmung iſt durch poſitive 
Geſetze nirgend verboten. Sie iſt es nicht durch das 
Naturrecht, und nicht durch das Sittengeſetz; denn ſie 
zwingt oder beſchraͤnkt kein individuelles Gewiſſen in dem 


1) A. D. Weber, Erläuterungen der Pandekten, nach Hellfeld; 
herausgegeben von deſſen Sohn A. W. K. Weber, Th. II (Leipz. 
1820.), S. 246. 
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geſetzmaͤſigen und ſittlichen Gebrauch ſeiner Freiheit. 
Diente ſie einem Einzelnen zum einzigen Beſtimmungs— 
grund der Beibehaltung oder Aenderung des kirchlichen 
oder aͤuſſern Glaubens, ſo waͤre dieſes Mißbrauch der 
Gewiſſensfreiheit. Ein ſolcher iſt rechtlich nicht zu ver— 
muthen, und der Urheber der letztwilligen oder vertrag— 
maͤſigen Beſtimmung waͤre dafuͤr eben ſo wenig verant— 
wortlich, wie fuͤr jeden andern Mißbrauch, der von 
ſeiner Verfuͤgung gemacht wuͤrde. 


Auch die taͤgliche Praxis bewaͤhrt dieſes. Sehen wir 
nicht vor unſern Augen eine Menge frommer und milder 
Privat Stiftungen, wie Hoſpitaͤler, Verſorgungshaͤuſer, 
weltliche Damenſtifte, Stipendien, zu deren Genuß, laut 
der Stiftungsurkunde, eine beſtimmte kirchliche oder 
andere gemeinheitliche Genoſſenſchaft erfordert wird? 
eine Stiftungsbedingung, welche die Staatsgeſetze überall 
ſchuͤtzen, und woran Niemand Aergerniß nimmt. Lieſſe 
ſich irgend Jemand, gegen ſeine Ueberzeugung, durch 
die Vortheile einer ſolchen Stiftung zu einer Glaubens 
aͤnderung oder Beibehaltung verleiten, ſo wuͤrde er ohne 
Zweifel, wegen dieſes Mißbrauchs der Gewiſſensfreiheit, 
vor Gott und ſeinem innern Richter ſtrafbar erſcheinen, 
aber gewiß nicht vor der Staatsobrigkeit, der uͤber ſein 
Gewiſſen kein Urtheil zuſteht. 


Wegen eines moͤglichen Mißbrauchs der in einer 
Privat Stiftung enthaltenen Religions-Clauſel, erſcheint 
der Stifter, da er, beſtimmt durch religiöfe Ueberzeu— 
gung, feinem aͤuſſern Recht gemäß handelte, da Miß— 
brauch den rechten Gebrauch nicht aufhebt, und da auch 
das Heiligſte dem Mißbrauch unterworfen iſt, vor dem 
Geſetz und dem Richter uͤberall untadelhaft. 

Er iſt es auch in moraliſcher Hinſicht. Wenn gleich 
das natuͤrliche Sittengeſetz, und ſelbſt die poſitive Moral 
aller chriſtlichen Glaubensparteien, allgemeine Religions— 
duldung und Gewiſſensfreiheit gebietet, ſo iſt doch hiemit 
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dem Urtheil der Individuen über den innern Werth eines 
jeden der verſchiedenen Glaubensbekenntniſſe, mithin uͤber 
die Vorzuͤglichkeit des einen oder des andern, auf keine 
Weiſe vorgegriffen. 

Da ſonach das menſchliche Urtheil uͤber den vorzuͤg— 
lichen Werth einer beſtimmten poſitiven Religion, ſeinen 
Rechtsgrund einzig in der ſubjectiven Ueberzeugung jedes 
Einzelnen hat, und ſeiner Natur nach auch nur haben 
kann; fo iſt weder ſittlich tadelhaft noch in den Geſetzen 
verboten, daß Jemand mit dieſem Urtheil eine beſtimmte 
Sorge fuͤr das kirchliche Glaubensbekenntniß ſeiner Nach— 
kommen oder Rechtsnachfolger verbinde, und daß derſelbe 
ſich hiedurch bewogen finde, bei ihnen den Genuß ge— 
wiſſer Vortheile, uͤber welchen er nach Willkuhr zu 
verfugen berechtigt iſt, an jenes bedingungsweiſe um ſo 
mehr zu fnüpfen, als dadurch ihrem Gewiſſen ein abſo— 
luter und unerlaubter Zwang keineswegs aufgelegt wird. 


Es verhaͤlt ſich hiemit ganz auf dieſelbe Art, wie 
mit dem in Familiengeſetzen des hohen und niedern 
Adels haͤufig noch jetzt vorkommenden Verbot unſtandes— 
maͤſiger Ehen, und wie mit dem, wenn gleich ſelteneren 
doch mehrmal vorgekommenen, Verbot ſtandesmaͤſiger 
Ehen für beſtimmte Nachgebohrne ), beides, bei Strafe 
des Verluſtes beſtimmter Familienvortheile; ein Verbot, 
welches ſich gleichfalls, wenn auch nicht durch das Sit— 
tengeſetz und die oͤffentliche Meinung der Mitwelt, doch 
durch das individuelle Urtheil ihrer Urheber aͤuſſerlich 
vollkommen rechtfertigt, und dem die Geſetze practiſche 
Guͤltigkeit nicht verſagen, obgleich unter allen irdiſchen 
Verhaͤltniſſen der Menſchen keines iſt, welches ſelbſt in 


* 


1) De Selchow, elementa juris publiei germ., T. II. $. 541. FJ. 
E. F. Danz, über Familiengeſetze des hohen teutſchen Adels, 
welche ſtandesmäſige Vermählungen unterſagen (Frankf. 1792. 8.), 
$. 7 u. ff. Henr. Hersemeier, diss. de pactis gentilitiis fa- 
miliarum illustrium et nobilium (Mogunt. 1788. 4.), L. 24. 
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ſittlicher Hinſicht die individuelle Perſoͤnlichkeit ſtaͤrker in 
Anſpruch naͤhme als die eheliche Verbindung. 

Aus gebuͤhrender Achtung fuͤr die moraliſche Urtheils— 
kraft des Menſchen, iſt ſeine natuͤrliche Freiheit, uͤber 
die ihm zuſtehenden Rechte jeder Art nach eigenem Ge— 
fallen zu verfuͤgen, von den poſitiven Geſetzen in den 
Religions- und ehelichen Verhaͤltniſſen nirgend ſo weit 
beſchraͤnkt, daß er durch ſie, in Hinſicht auf die erſten, 
ganz nach den eigenen Religionsbegriffen uͤber ſein diſponibles 
Vermögen Verfügungen, die auch feine Nachkommen und, 
Rechtsnachfolger verbinden ſollen, zu machen verhindert, 
und in Anſehung der andern die ſuppletoriſche Gewalt der 
Obrigkeit auch auf den Fall erſtreckt wuͤrde, wenn El— 
tern die Einwilligung in die Ehe ihrer Kinder aus dem 
Grunde einer Religionsverſchiedenheit verſagen. 

Das eigene Urtheil des Herrn Quaͤrenten, ſcheint 
dieſen Grundſaͤtzen in thesi keineswegs abhold zu ſeyn. 
In ſeiner Vorſtellung an des Herrn Herzogs von 
Sachſen Gotha Durchlaucht, vom 26. Jaͤnner 1822, 
gibt derſelbe ausdruͤcklich die Erklaͤrung: es werde für 
„ihn der Gedanke hoͤchſt beunruhigend ſeyn, daß, 
„wenn bei ſeinem Ableben von ihm abſtammende 
»Defcendenz vorhanden, die kuͤnftig ihr Gewiſſen 
„verletzen koͤnne, um dadurch den Beſitz des 
„Majorats zu gewinnen“ ); ferner: „weder Ge 
„walt noch die Vorſtellung eines zu erwartenden Vor— 
„theils, koͤnne eine wahre Aenderung der Religions— 
„grundſaͤtze hervorbringen; wohl moͤge die Verheiſſung 
„irdiſchen Gewinnes einen unmoraliſchen Menſchen dahin 
„beſtimmen, das aͤuſſere Ceremoniel einer gewiſſen Con— 
„feſſion zu beobachten, aber keineswegs koͤnne ein ſolches 


19 Doch ließ der von der evangeliſchen Religion zu der katholiſchen 
übergetretene Herr Quärent, nachdem er den Proceß verloren 
hatte, einen ihm gebohrnen Sohn von einem Evangeliſchen Geiſt— 
lichen taufen. Man ſehe unten am Schluß. 
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„Motiv bewirken, daß er nunmehr auch im Geiſt und 
„Herzen dieſer Confeſſion zugethan ſey “. 


Dieſelbe Beunruhigung, welche hier der Herr Quaͤ— 
rent befugterweiſe in Beziehung auf ſein Ich aͤuſſert, 
war mit gleichem Fug und Recht der Beweggrund des 
Majorat Stifters, wenn er den Genuß feiner Stiftung 
an eine beſtimmte Religionseigenſchaft des Subjectes 
band, und hiedurch einer leichtſinnigen oder durch ein 
Verſprechen oder eine Hoffnung aͤuſſerer Vortheile veran— 
laßten Glaubensaͤnderung eines Mitgliedes der zu der 
MajoratFolge berufenen Familien vorzubeugen trachtete. 
Sollte je einer von den Nachkommen des Herrn Quaͤ⸗ 
renten ſo unmoraliſch ſeyn, daß er wegen der Verheiſſung 
des MajoratGenuſſes zu der evangeliſchen Religion nach 
dem Augsburgiſchen Glaubensbekenntniß überginge, fo 
würde derſelbe hiedurch beurkunden, daß er zu einer 
Menſchenclaſſe gehoͤre, deren Genoſſenſchaft keiner Glau— 
benspartei zur Ehre gereichen kann, und der auf ſittliche 
Achtung uͤberall kein Anſpruch gebuͤhrt. 


Mißbilligt der Herr Quaͤrent den Uebertritt ſeines 
Herrn Neffen zu der evangeliſchen Kirche A. C., ſo 
darf man mit gleicher Gewißheit annehmen, daß auch 
der MajoratStifter, bei feiner aus der Stiftungsurkunde 
hervorgehenden religioͤſen Ueberzeugung, des Herrn Quaͤ— 
renten Uebertritt zu der roͤmiſch-katholiſchen Kirche wuͤrde 
mißbilligt haben, wenn er ſolchen erlebt und erfahren 
haͤtte. Indeß wird dieſer Schritt, welchen der Herr 
Quaͤrent, ohne auf die ihm bekannte Religionsclauſel 
der Majorat Stiftung Ruͤckſicht zu nehmen, feiner Ueber: 
zeugung folgend gethan, und von welchem er, ſeinen 
Aeuſſerungen zufolge, ſich durch keine Art von Gewinn 
oder Verluſt zeitlicher Vortheile wuͤrde haben abhalten 
laſſen, bei Allen tadelfrei ſeyn und bleiben, die, gleich 
einem Richter, von hoͤherem Geſichtpunct ausgehend, 
ſich überzeugt halten, daß jeder ſubjectiven Religions— 
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überzeugung aͤuſſere Achtung gebuͤhre, und daß unter der 
Hülle der Religionen (d. h. aller kirchlichen Glaubens— 
bekenntniſſe) die Religion verborgen ſey. 


Iſt aber jeder Menſch nach dem unverkennbaren 
Willen des Schoͤpfers, befugt, uͤber ſein Gewiſſen allein 
zu ſchalten, und nach deſſen Ruf die Kirchengeſellſchaft 
zu waͤhlen, der er angehoͤren will, ſo muß ihm auch 
erlaubt ſeyn, den Genuß ſeines Nachlaſſes, ſo weit er 
daruͤber frei zu verfuͤgen berechtigt iſt, nur ſolchen Per— 
ſonen zuzuwenden, die Bekenner ſeines kirchlichen Glau— 
bens find. Da eine Verfugung dieſer Art dem Gewiſſen 
Anderer keinen Zwang auflegt, der in foro sive interno 
sive externo verwerflich waͤre, da dieſelbe weder ein 
Gebot noch ein Verbot der Glaubensaͤnderung, ſelbſt 
nicht eine conditio religionis mutandae vel non 
mutandae, keine contra regulas justi et decori an 
ſtoſſende Zumuthung enthaͤlt, ſondern es dem Zufall 
uͤberlaͤßt, ob ein beſtimmtes Individuum ſich zu der 
benannten Kirchengeſellſchaft halten werde; ſo iſt darin, 
nach natürlicher und poſitiv-geſetzlicher Schlußfolge, eine 
conditio turpis keineswegs zu finden. 


Da Geſetze die conditio mutandae religionis 
pro turpi nicht erklaͤren, ſo haben Einige, die ſolche 
dennoch dafuͤr gehalten wiſſen moͤchten, zu analogiſchen 
Argumenten Zuflucht genommen. Sie haben angefuͤhrt, 
daß roͤmiſche Geſetze die conditiones si non nupserit . 
seu coelibatus (unterſchieden von der conditione vi- 
duitatis), si divortium feceris, und jurisjurandi (ei 
nes von dem Erben oder Legatar zu leiſtenden Eides, 
daß er ein beſtimmtes Factum leiſten oder unterlaſſen, 
oder fuͤr wahr erklaͤren wolle), pro turpibus, ideoque 
ro non adjectis erklaren. Allein eine analogiſche 
Schlußfolge (a simili) von dieſen Bedingungen auf die 
Bedingung der Glaubensaͤnderung, findet ſchon darum 
nicht Statt, weil verbietende und caſſatoriſche geſetzliche 
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Beſtimmungen ſtreng oder einſchraͤnkend erflärt werden 
muͤſſen, mithin auf einen andern von dem Geſetz nicht 
klar bezeichneten Fall nicht anwendbar ſind. Ueberdieß 
wäre, wenn dieſes nicht genuͤgte, nicht ſchwer, nachzu— 
weiſen, daß zwiſchen allen drei, aus roͤmiſchen Geſetzen 
angefuͤhrten und nach roͤmiſchen Begriffen zu beurtheilen— 
den Bedingungen, und der Bedingung der Glaubensaͤn— 
derung, zumal nach den heutigen Rechtsverhaͤltniſſen, 
ein heterogenes Verhaͤltniß obwalte; in welchem Fall eine 
Argumentation a simili, wobei wahre (nicht ſcheinbare) 
Aehnlichkeit vorausgeſetzt wird, unſtatthaft iſt *). 


Bei dem Schweigen der poſitiven Geſetze uͤber die 
conditio mutandae vel non mutandae religionis, iſt 
man daher nicht berechtigt, die eine oder die andere die— 
ſer Bedingungen, auch wenn ſie ausdruͤcklich und direct 
einer letztwilligen oder andern rechtsguͤltigen Verordnung 
einverleibt waͤre, fuͤr ſchaͤndlich (conditio turpis), und 
folglich fuͤr unverbindlich zu erklaͤren; den einzigen Fall 
ausgenommen, wenn dadurch Annehmung einer vom 
Staat verbotenen Religion auferlegt waͤre, weil ein 
ſolches Staatsverbot zugleich ein Verbot einer ihm wi— 
derſtrebenden Bedingung in ſich ſchlieſſen würde . 


Nach dieſen Grundſaͤtzen, ward fuͤr die Guͤltigkeit 
der conditio non mutandae religionis in folgendem 
Rechtsfall, wo ein Jude feinen Kindern die Nichtaͤnde⸗ 
rung ihrer moſaiſchen Religion zur Bedingung fuͤr einen 
Fideicommiß Genuß gemacht hatte, rechtskraͤftig entſchieden. 
Moſes Iſaac oder Itzig zu Berlin, hatte im Jahr 1774 


1) C. H. Geisler, progr. de analogia juris publiei (Viteb. 1784. 
4.), F. 10. 

2) Jo. Guil. Schellhass, praes. H. F. Schorch, diss. utrum 
conditio, qua certa religio in subjeeto requiritur, pro turpi 
vel honesta sit habenda? Erford. 1752. 4. Thibaut, Syſtem 
des Vandektenftechtes, $. 1021. 


247 


in ſeinem Teſtament uͤber einen Theil ſeines Nachlaſſes 
ein Fideicommiß errichtet, mit der Clauſel, daß, wenn 
das eine oder das andere ſeiner Kinder bei der juͤdiſchen 
Religion nicht bleiben würde, daſſelbe von dem Fidei— 
commiß gaͤnzlich ausgeſchloſſen ſeyn ſolle. Nach ſeinem 
im Jahr 1776 erfolgten Tod, erkannten alle Kinder 
das Teſtament an, und jedes nahm den ihm frei gelaſ— 
ſenen Theil des Nachlaſſes zu ſich. Als ſpaͤterhin zwei 
Toͤchter zu dem Chriſtenthum übergetreten waren, ver— 
fuͤgte Koͤnig Friedrich II., auf deßhalb bei ihm gemachte 
Anzeige der Soͤhne, unter dem 1. Februar 1780, daß 
das Teſtament auch in Anſehung dieſer Toͤchter gelten 
ſolle. Als dieſe ſich nachher verheurathet hatten, klagten 
ihre Ehemaͤnner fuͤr ſie bei dem Kammergericht auf ver— 
haͤltnißmaͤſige Theilnahme an dem Fideicommiß. Das 
Gericht erkannte fuͤr die Klaͤger, aber in der Reviſions— 
Inſtanz aͤnderte das geheime OberTribunal dieſes Erz 
kenntniß, indem es, unter dem 6. October 1786, jene 
Töchter für ausgeſchloſſen von dem Fideicommiß erklaͤrte; 
welches Koͤnig Friedrich Wilhelm II. unter dem 20. Oct. 
1786 beſtaͤtigte ). 

Ueberdieß laͤßt ſich in dem hier vorliegenden Harden— 
bergiſchen Fall, mit Recht nicht behaupten, daß eine 
Glaubensaͤnderung von dem Majorat Stifter geboten 
ſey. Die Aenderung ſeines kirchlichen Glaubens, iſt jedem 
Mitglied einer majoratfaͤhigen Linie, vor und nach ſeiner 
Succeſſion in das Majorat, unverwehrt; und ein ſolches 


1) (v. Hymmen's) Beiträge zu der juriſtiſchen Literatur in den 
preuß. Staaten, Th. V, S. 144 ff. W. A. Teller's Beitrag zur 
neueſten jüdiſchen Geſchichte c. Berlin 1788. 8. O. G. Ty ch⸗ 
ſen's Nachtrag zu des Hrn. OberConſiſt. Raths Teller's Beitrag 
zur neueſten jüd. Geſchichte. Roſtock u. Leipz. 1788. 8. (v. Dietz) 
Kann die von jüdiſchen Vätern verbotene Glaubensänderung den 
Verluſt des Erbtheils nach ſich ziehen? Deſſau 1783. 8. Mit um- 
gedrucktem Titelblatt, ebendaſ. 1787. 8. 
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Mitglied, das in dem Augenblick eines eintretenden Suc— 
ceſſionsfalles, der in der Stiftungsurkunde vorgeſchriebenen 
Religion nicht zugethan waͤre, wuͤrde durch ſpaͤteren Ue— 
bertritt zu derſelben, für den dermaligen Fall eine Suc— 
ceſſions Faͤhigkeit nicht erwerben. 


Aber auch verboten iſt hier die Glaubensaͤnderung 
nicht. Wer zwingt einen Succeſſions Berechtigten, oder 
einen ſchon im Genuß ſtehenden Majorat Herrn, zur Un: 
laſſung einer Glaubensaͤnderung? Ob jener das Recht 
zur Succeſſion, dieſer den Genuß des Majorats behalten 
wolle, iſt ſeiner freieſten Willensbeſtimmung uͤberlaſſen. 
Will er es nicht, welches er durch Glaubensaͤnderung 
ſtillſchweigend erklaͤrt, ſo verzichtet er ganz freiwillig auf 
die Vortheile, deren Genuß von einer beſtimmten kirch— 
lichen Genoſſenſchaft, auf geſetzlich unverbotene, folglich 
erlaubte Weiſe, abhaͤngig gemacht iſt. Entſchließt er ſich 
aus Ueberzeugung, alſo in der Abſicht, ſein Seelenheil 
zu befoͤrdern, zu der Religionsaͤnderung, ſo iſt fuͤr ihn 
der Majorat Genuß nur Nebenſache, und es kann ihm 
nicht ſchwer fallen, dieſen niedern, bloß irdiſchen Vor— 
theil der unendlich wichtigen Hauptſache zum Opfer zu 
bringen. Ja, ſein Gewiſſen ſcheint ihn ſogar dazu zu 
verpflichten, weil es ihm nicht verhehlen kann, daß von 
dem Augenblick ſeiner Religionsaͤnderung an, der Ertrag 
des Majorats, nach der redlich gemeinten Abſicht des 
Stifters, fuͤr ihn fremdes Gut geworden ſey, deſſen er 
ſich folglich zu enthalten habe. 


Ganz aus dieſem Geſichtpunct, betrachtete überhaupt 
die conditio si religionem mutaveris, ſchon vor langer 
Zeit ein berühmter Lehrer der evangeliſchen Theologie “). 


1) Eph. Matth. Pfaff, in feinen akademiſchen Reden über das fo- 
wohl allgemeine als auch deutſche proteſtantiſche Kirchenrecht (Tüb. 
1742. 4.), S. 327. 
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Will man aber, wie manche Rechtslehrer thun, in 
Abſicht auf den Rechtsbeſtand der ReligionsClauſel, einen 
Unterſchied machen zwiſchen der conditio mutandae und 
der conditio non mutandae religionis, und jene pro 
turpi, dieſe pro honesta halten, ſo iſt klar, daß die 
in Frage ſtehende ReligionsClauſel von der letzten Art 
ſey. Denn zu der Zeit, wo das Teſtament errichtet 
ward, waren Alle, die darin zur MajoratFolge berufen 
wurden, der evangeliſchen Religion A. C. zugethan. Es 
ging alſo die Abſicht des Teſtators urſpruͤnglich offenbar 
dahin, nicht daß Jemand ſeine Religion aͤndern ſolle, 
ſondern daß Alle bei ihrer Religion bleiben moͤchten; 
eine Abſicht, die er gerechterweiſe nicht nur haben und 
erklaͤren, ſondern mit deren Erfuͤllung er auch gewiſſe 
Vortheile verbinden konnte, indem er Niemand in ſeinen 
vollkommenen Rechten beeintraͤchtigte, namentlich einer ge— 
ſetzlich verbotenen Noͤthigung ſich nicht bediente. Eine 
Glaubensaͤnderung, oder auch nur den Willen dazu, konnte 
er ohnedieß rechtlich nicht vermuthen; denn es iſt weit 
leichter, gewöhnlicher und natürlicher, bei der einmal für 
wahr anerkannten Religion mit Beſtaͤndigkeit und Treue 
zu beharren, als von ihr zu einer andern uͤberzugehen ). 


Endlich iſt nicht zu uͤberſehen, daß der Fall, wo 
einem Erben, einem Vermaͤchtnißnehmer, einem Fidei— 
commiſſar im Sinn des roͤmiſchen Rechtes, die Religions— 
Clauſel geſetzt iſt, ſich weſentlich unterſcheide von dem 
Fall eines immerwaͤhrenden oder Familien Fideicom— 
miſſes, oder einer Familien Stiftung, wovon hier 
die Rede iſt. Dort iſt die Verordnung an eine einzelne 
Perſon gerichtet, und für einen einzigen Succeſſions Fall 


1) J. N. Hertius, diss. supergritate territoriali, F. 13; in ſeinen 
Opusculis, Vol. I. Part. 2. p. 148. Günther, in dem oben 
angef. Archiv, Th. III, S. 264 ff. Runde, Grundſätze des 
allgem. Hteutſchen Privatrechts, §. 637. 

Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 16 
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beſtimmt. Hier hingegen iſt die Rede von einer ewigen, 
das heißt für moͤglichſt lange Dauer beſtimmten Familien—⸗ 
Anſtalt, von deren Genuß Alle, die einer beſtimmten 
Religion nicht zugethan ſind, ausgeſchloſſen bleiben ſollen. 
Nicht an ein Individuum iſt die Verordnung gerichtet, 
ſondern an die Anſtalt und ihre Conſervatoren, wozu im 
vorliegenden Fall die fuͤrſtliche Lehn- und Landesherr— 
ſchaft ernannt iſt. Dieſe ſollen Niemand, wenn er gleich 
Mitglied der ſucceſſionsberechtigten Familie waͤre, zu dem 
Genuß der Stiftung laſſen, der nicht zugleich Mitglied 
der beſtimmten Kirche iſt. 


Mit welchem Fug moͤchte nun ein Familienglied, 
dem dieſe weſentliche Eigenſchaft fehlt, ſich uͤber eine 
Ausſchlieſſung beſchweren, die ihren zureichenden Grund 
in den rechtsguͤltigen Geſetzen der Stiftung hat, und wi 
der die Regeln weder des Anſtandes noch der guten Sitte 
anſtoͤßt? Anerkennend, daß fuͤr Meinungen, Glauben 
und Wiſſen, der Menſch ſich ſelbſt Geſetzgeber ſey, ent— 
halten ſich jene Geſetze eines Eingriffs in das Reich des 
Gewiſſens. Sie ſchreiben dem Percipienten der Stif— 
tung, nicht ein beſtimmtes Maas von Kirchenglauben 
vor, nicht gewiſſe Glaubenslehren, Formeln und Artikel, 
nicht die Ablaͤugnung oder Verlaͤugnung ſeiner religioͤſen 
Ueberzeugung; ſie fordern von ihm bloß, daß er Mit⸗ 
glied einer beſtimmten Kirchengeſellſchaft ſey. Auf aͤhn— 
liche Art fordern manche andere Stiftungsgeſetze, daß 
der Percipient an einem beſtimmten Ort ſeinen Wohn— 
ſitz, oder das Indigenat habe, Mitglied einer benannten 
Gemeinde oder oͤffentlich gebilligten Geſellſchaft ſey, u. d. m. 


Durch die Verordnung der Ausſchlieſſung von dem 
Stiftungsgenuß, wird der Uebertritt zu einer andern Kir— 
chengeſellſchaft nicht verboten, und die Ausſchlieſſung iſt 
fuͤr den, den ſie trifft, nicht unehrbar, ſein guter Name 
und feine bürgerlihe Achtung leiden nicht dadurch. Tritt 
er zu einer andern Kirchengeſellſchaft über, fo erklaͤrt er 
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hiemit, daß er ſich zugleich von der Stiftung trenne, 
wie, bei ſeiner Religionsaͤnderung, der Beneficiat von dem 
geiſtlichen Beneficium, gemaͤß dem durch den Religions— 
frieden von 1555 zuerſt begründeten geiſtlichen Vorbehalt 
(reservatum ecclesiasticum). 

Wenn nun gleich, vorſtehender Ausfuͤhrung zufolge, 
die in Frage ſtehende Religionsclauſel für rechtwidrig nicht 
zu halten iſt, ſo iſt doch der Herr Quaͤrent fuͤr dieſen 
Fall der Meinung, daß dieſelbe ſpaͤterhin, durch Ver— 
Anderung der von dem MajoratStifter als weſentlich vor— 
ausgeſetzten Umſtaͤnde, wirkungslos geworden ſey. 

Der Stifter habe, indem er, §. 7 des Teſtaments, 
von 


„der in denen Hochfuͤrſtlich-Altenburgiſchen Landen 
„ recipirten evangeliſch-lutheriſchen Religion 
geſprochen, vorausgeſetzt, daß nur allein dieſer 
Religion in dem Fuͤrſtenthum Altenburg, ſtetshin, wie 
im Jahr 1767, mit Ausſchluß jeder andern, oͤffentliche 
Uebung zuſtehen werde. Es ſey aber dieſes jetzt nicht 
mehr der Fall. 

Durch die Beitritturkunde der ſaͤmmtlichen Herzoge 
von Sachſen zu dem Rheiniſchen Bund, vom 15. Dec. 
1806, Art. 4, ſey feſtgeſetzt worden: 


„L'exercice du culte catholique sera dans tou- 
„tes les possessions de LL. AA. SS. pleinement 
. 17 * 7 . 23 

rassimile a Pexercice du culte lutherien, et les 
„sujets des deux religions jouiront sans restric- 
„tion des memes droits civils et politiques, 
„sans cependant deroger a la possession et 
„jouissance actuelle des biens de l’Eglise « ). 


1) Winkopp's (Sammlung) der Rheiniſche Bund, Heft IV, S. 43, 
verglichen jedoch mit Heft V, ©. 303. Moniteur universel, du, 
18 Février 1807, no. 49 

16:7 
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Ein gedrucktes herzogliches Patent vom 16. März 
1807 , betreffend die Aufnahme der herzoglichen Lande in 
den rheinifchen Bund, wie auch die daraus in Anſehung 
der Religionsverhaͤltniſſe und ſonſt entſtandenen Folgen, 
mache vorſtehenden vierten Artikel bekannt, und ertheile- 
zugleich den Reformirten gleiche Rechte mit den Katho— 
liken. Es verordne: » 


„daß von nun an, die katholiſchen und reformirten 
„Religionsverwandten, ſowohl in Abſicht der Uebung 
„ihres Gottesdienſtes, als in Anſehung der buͤrger— 
„lichen Rechte und Vorzüge, in Unſern ſaͤmmtli— 
„chen Herzoglichen Landen, den evangeliſch-luthe— 
„riſchen Glaubensgenoſſen vollkommen gleichgeſtellt, 
„und daß daher in ſolchen von jetzt an die Unter— 
„thanen aller drei Religionsbekenntniſſe, ſowohl in 
„geiſtlicher als in politiſcher Ruͤckſicht, einander voͤl⸗ 
„lig gleich geſtellt werden ſollen, benehmen auch zu 
„dem Ende hiedurch allen zeitherigen, dieſer Ein— 
„richtung entgegenſtehenden Landesgeſetzen und Ver— 
„ordnungen, ohne Ausnahme, ihre Kraft und Gul— 
tigkeit ,,. 


Endlich habe auch der Teutſche Bund, in dem 16. 
Artikel der Bundes Acte, feſtgeſetzt, daß 


„die Verſchiedenheit der chriſtlichen Religions Par- 
„teien, in den Laͤndern und Gebieten des teutſchen 
„Bundes, keinen Unterſchied in dem Genuß der 
buͤrgerlichen und politiſchen Rechte begruͤnden koͤnne / 


Allein, bei Erwaͤgung des wahren Sinnes dieſer ver— 
ſchiedenen Beſtimmungen der neuern Zeit, ergibt ſich, 
daß durch fie eine ſolche Veränderung der von dem Ma- 
jorat Stifter als weſentlich vorausgeſetzten Umſtaͤnde, durch 
welche die Religionsclauſel unwirkſam geworden, keines— 
wegs begründet worden ſey. 
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In dem F. 7 des Teſtamentes, iſt mehr nicht voraus: 
geſetzt worden, als daß die „evangeliſch-lutheriſche Reli— 
gion in den Fuͤrſtlich-Altenburgiſchen Landen recipirt / ſey; 
nicht auch, daß fie ſtetshin allein recipirt ſeyx. Der Ma— 
joratStifter wollte durch dieſe Aeuſſerung mehr nicht zu 
erkennen geben, als daß dieſe Religion oder Kirche dort 
nicht verboten ſey, ſondern oͤffentlich geuͤbt werden dürfe, 
daß folglich feine Religionsclauſel wider ein Staatsverbot 
nicht anſtoße. Mehr bedurfte es nicht, um dieſelbe, im 
Verhaͤltniß zu dem Staat, ſicher zu ſtellen; und es muß 
rechtlich vermuthet werden, daß er mit den angeführten 
Worten mehr nicht als das Roͤthige habe ſagen wollen. 
Nicht die in dem Teſtament angefuͤhrte Reception der 
evangeliſch-lutheriſchen Religion, noch weniger die daſelbſt 
nicht angeführte Thatſache, daß dieſer Kirche allein oͤf— 
fentliche Religionsubung damals geſtattet war, ſondern 
der ihn perſoͤnlich beruͤhrende Umſtand, daß es ſeine Re— 
ligion ſey, war ohne Zweifel der Beſtimmungsgrund, 
warum er die Religionsclauſel feſtſetzte. 

Weder die Urkunde uͤber den Sachſen-Gotha- und 
Altenburgiſchen Beitritt zu dem Rheiniſchen Bund, noch 
das in deren Gemaͤßheit ergangene Patent vom 16. Maͤrz 
1807, noch die Beſtimmung, welche die Bundesacte ent 
halt, haben jene Religionsclauſel wirkungslos gemacht. 
Alle dieſe Urkunden beſchraͤnken ſich, nach klarem Wort— 
laut, auf die politiſche und ſtaatsbuͤrgerliche Rechts— 
gleichheit der verſchiedenen chriſtlichen Religionsparteien; 
wie ſcho n Theil in einer aͤhnlichen Stelle des weſt— 
phaͤliſchen Friedens (J. P. O. art. V. $. 35.) geſchehen 
war. In Abſicht auf Schutz, Rechtspflege, ActivBuͤr⸗ 
gerrecht, buͤrgerliche Ehre und Vortheile, Eigenthums— 
recht, Gewerbe, Verkehr, Faͤhigkeit zu Erbſchaften und 
Vermaͤchtniſſen, oͤffentliches Begraͤbniß, u. d., uͤberhaupt 
in Beziehung auf das Verhaͤltniß ſowohl der einzelnen 
Unterthanen aller chriſtlichen Religionsbekenntniſſe, als 
auch der verſchiedenen chriſtlichen Religionsparteien, zu 
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dem Staat, ſoll die Verſchiedenheit des chriſtlichen Glau— 
bensbekenntniſſes eine Rechtsverſchiedenheit nicht begründen 
dürfen. In dem ganzen Umfang aller in dem Teutſchen 
Bunde vereinigten Staaten, waͤre jetzt keine Staats— 
regierung berechtigt, eine Ungleichheit in dem Genuß 
der bürgerlichen und politiſchen Rechte, bei den Mitglie— 
dern der chriſtlichen Religionsparteien, wegen dieſer Ei— 
genſchaft, zu handhaben oder geſetzlich zu verordnen. Na 
mentlich wäre dieſelbe ſtaatsrechtlich nicht befugt, Mit— 
glieder ſolcher Art, alle oder einzelne, der Religion halber 
für beſitz-,, erwerb- erb- oder ſucceſſionsunfaͤhig zu er—⸗ 
klaͤren. N 

Damit iſt aber die privatrechtliche Dispoſitions— 
Gewalt der verſchiedenen Kirchengeſellſchaften über 
ihr Kirchengut, und jedes Einzelnen über das Sei— 
nige, namentlich ſeine Befugniß, das ſeiner freien Ver— 
fügung unterworfene Vermoͤgen ganz nach eigenem 
Gefallen irgend einem oder mehreren chriſtlichen Glau— 
bensgenoſſen, folglich auch Mitgliedern ſeiner eigenen 
Glaubenspartei, ausſchlieſſend zuzuwenden, weder aufge: 
hoben noch beſchraͤnkt. Denn durch Dispoſitionen und 
Privat Succeſſionsrechte ſolcher Art, wird jene oͤffentliche 
oder ſtaatsrechtliche, ſowohl ſtaatsbuͤrgerliche als auch 
politiſche Rechtsgleichheit nicht beeinträchtigt, es wird 
durch ſie keinem Einzelnen ein vollkommenes Recht ent— 
zogen, kein Eingriff in die Staatsbefugniſſe gethan, mit: 
hin der Umfang der privatrechtlichen Autonomie der 
Einzelnen nicht uͤberſchritten; Alles beſcränffaſic auf 
den Kreis der aus dem unbeſchraͤnkten Eigenthum flieſſen— 
den Dispoſitions Gewalt N. 

Da ſonach privatrechtliche Beſtimmungen der Einzel— 
nen, uͤber Rechte und Sachen die zu ihrem Eigenthum 


) Klüber, offentliches Recht des Teutſchen Bundes u. der Bundes— 
ſtaaten (2. Aufl.), §. 432 b u. 435; (3. Aufl. §. 526 u. 530.) 
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gehören, auſſer dem Bereich der durch das öffentliche 
Recht der neuern Zeit feſtgeſetzten politiſchen und ſtaats— 
bürgerlichen Rechtsgleichheit der verſchiedenen chriſtlichen 
Religionsgenoſſen liegen, ſo kann dieſer Rechtsgleichheit 
eine beſchraͤnkende oder vernichtende Kraft, am Wenig— 
ſten eine rückwirkende, in Beziehung auf aͤltere oder 
künftige Religionsclauſeln, wie die in Frage ſtehende, 
nicht zugeſchrieben werden. 

Dieſe ſchon aus der Natur und aus dem Wortlaut 
der angeführten Staatsurkunden flieſſende Umgrenzung 
der genannten Rechtsgleichheit, wird auch in dem her— 
zoglichen Patent vom 16. Maͤrz 1807, am Schluß, 
durch eine ſalvatoriſche Clauſel ausdruͤcklich feſtgeſetzt. 
Der Landesherr ſpricht: Er finde ſich 

„noch bewogen, zu erklaͤren: daß in keinen andern 

„Stuͤcken durch den Inhalt des gegenwärtigen Pa: 

„tents einige Veraͤnderung in der innern Verfaſ— 

„ſung Unſerer Lande bewirkt werden ſolle, wie 

„denn auch alle Rechte und Geſetze, ohne 

„Ausnahme, welche zeither in Unſern Landen 

„gegolten haben, darin ferner, — ſo lange Wir 

„nicht ausdruͤcklich etwas Anderes feſtſetzen wer: 

„den — ſowohl bei den Rechtsſprüchen als bei 

„andern Angelegenheiten Unſerer Unter— 

„thanen und Landesein wohner, in ihrer 

„voͤlligen Wirkung bleiben ſollen «. 


Wie feſt und erſchoͤpfend auch der Wille des Majo— 
rat Stifters geweſen ſey, daß feine Stiftung nach ihrem 
ganzen Umfang, mithin auch die Religionsclauſel, weder 
von fremder Verfuͤgung noch von irgend einer Veraͤnde— 
rung der Umſtaͤnde abhaͤngig ſeyn ſolle, geht deutlich 
aus der ſehr umfaſſenden, verbietenden und derogirenden 
Verfugung des 20, $. feines Teſtamentes hervor. Er 
verbietet darin ausdrücklich 

„das Majorat ganz oder zum Theil aufzuheben, 


. ‚oder auch daſſelbe und die deſſentwegen vor: 
„geſchriebene Ordnung nur im Mindeſten 
„abzuaͤndern, oder ein Compromiß zu ſtellen, oder 
„auch ſich darüber zu vergleichen “. 

Und es ſoll, | 
„wo hierwider auf irgend eine der vorgefchriebenen 
„(vorhin erwaͤhnten) oder nur erdenkliche Art 
„gehandelt wuͤrde, ſolches Alles durchaus nichtig, 
„von Unkraͤften und von Unwuͤrden, auch von 
„mir kraft derjenigen Macht, nach welcher ich 
„disponiren koͤnnte, daß keinem der kuͤnftigen Ma: 
„joratSucceſſoren gar nichts davon zugekommen 
„waͤre, hiemit vorgaͤngig caſſirt, aufgehoben und 
zernichtet ſeyn „. 

Wuͤrde irgend ein zu dem Majorat Berufener 
„ſich hierunter einige Contravention zu Schulden 
„kommen laſſen, ſo ſoll derſelbe von Stund an 
„des Rechts und Genuſſes an dem Majorat ver: 
„luſtiget, und ein ſolcher Inhaber daſſelbe ſofort 
„an den naͤchſtfolgenden an Jahren zu reſtituiren 
„gehalten ſeyn “. 

Auch ſollen 
„diejenigen, ſo dergleichen etwas genehmigen, oder 
„bewilligen und conſentiren, fuͤr ihre Perſonen eo 
„ipso deſſen ebenmaͤſig unfaͤhig werden, und wann 
„ſich alle zuſammen vereinigen, und mit gemein— 
„ſamen Conſens eine Aenderung, Veraͤuſſerung 
„oder Beſchwerung belieben und zu Stand brin— 
„gen ſollten oder wollten, das ganze Majorat 
„gnaͤdigſter Landesherrſchaft heimgefallen ſeyn, 
„wann auch gleich Dero Decret oder Ratification 
„dazu nachgeſucht und würklich erlangt worden 
waͤre /. 

Demnach bin ich der rechtlichen Meinung: 

daß der Herr Quaͤrent, durch ſeinen Uebertritt 
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zu der roͤmiſch-katholiſchen Kirche, des Succeſ— 
ſionsrechtes in das Majorat ſich verluſtig ge— 
macht habe ). 


Im Uebrigen findet ſich in den mitgetheilten Acten— 
ſtuͤken noch Anlaß zu der Bemerkung, daß die zwiſchen 
dem Herrn Quaͤrenten und ſeinem Herrn Neffen einge— 
tretene gerichtliche Eroͤrterung, ſowohl ihrer Natur nach, 
als auch nach klarer Vorſchrift des unter dem 4. Sep⸗ 
tember 1771 landesherrlich beſtaͤtigten Teſtamentes 
(§. 8), eine reine Juſtizſache ſey; daß folglich eine 
unmittelbare, hemmende oder aufhebende Einmiſchung 
des Landesherrn in dieſelbe, einen Recurs des 
Gegners an die Teutſche Bundesverſammlung, 
mittelſt einer Beſchwerde uͤber verzoͤgerte oder verweigerte 
Juſtiz, bundesverfaſſungsmaͤſig 2) begründen würde. 


Uebereinſtimmend mit den in vorſtehendem Rechtsgut— 
achten aufgeſtellten Grundſaͤtzen, ward gegenwaͤrtiger 


’ 


1) Auch die nürnberger Patricierfamilie Tucher von Simmelsdorf 
hat einen Familien Vertrag, nach welchem alle Mitglieder derſel— 
ben, die von der evangeliſchen Kirche abtreten, von dem Genuß ge— 
wiſſer Fideicommißgüter ausgeſchloſſen ſeyn ſollen. Als dieſe Ver— 
tragbeſtimmung von einem der katholiſchen Religion zugethanen 
Familienglied gerichtlich war angefochten worden, ward dieſelbe 
für rechtsgültig erklärt, in Gutachten der JuriſtenFacultäten zu 
Wien und Tübingen. Man ſehe: Rechtsgegründete Ausführung 
von der unumſtößlichen Gültigkeit der Familien Anordnungen des 
adelichen Geſchlechtes der Tucher von Simmelsdorf im J. 1764; 
und Hagemann's u. Günther's Archiv, Th. III (1789. 8.), 
S. 272. 

2) Wiener Schluß Acte v. 1820, Art. 29 u. 63; in Klüber's Quel- 
lenſammlung zu dem Oeffentlichen Recht des Teutſchen Bundes, 
S. 205 und 218. Protokoll der Bundesverſammlung, vom 12. 
Auguſt 1817, §. 223, lit. C, Num. 3. 
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Rechtsfall von der Herzoglichen Sachſen-Altenburgiſchen 
Landesregierung rechtskraͤftig entſchieden, in nach— 
ſtehendem 


i i 


In Sachen, die zwiſchen dem Koͤniglich-Preuſſiſchen 
Kammerherrn und Landrathe, Georg Anton von Har— 
denberg, auf Oberwiederſtaͤdt, eines, und dem Lehns— 
Vormunde des minderjaͤhrigen Johannes Friedrich 
Erasmus von Hardenberg zu Meiningen, dem 
Koͤniglich-Preuſſiſchen Landrathe, Ernſt Wilhelm 
Friedrich von Kerſſenbrock, zu Helmsdorf, andern 
Theils, über das Recht zur ausſchließlichen Succeſſion 
in den Beſitz und Genuß der drei von Hardenbergiſchen 
Mannlehn-Fideicommißguͤter Schloͤben, Raabis und 
Moͤkern, nach dem erfolgten Ableben des bisherigen 
Beſitzers derſelben, des Herzoglich-Saͤchſiſchen wirklichen 
Geheimen Raths und Hausmarſchalls, Georg Gottlieb 
Lebrechts von Hardenberg, entſtandene Rechts-Irrung 
betreffend, erkennen Wir, zur Herzoͤglich-Saͤchſiſchen Lan— 
desregierung hier verordnete Canzler, Vice-Canzler und 
Raͤthe, nachdem beide Theile in der von ihnen durch 
Compromiß feſtgeſetzten Maaſe rechtlich gehoͤrt worden, 
fuͤr Recht: 


daß, nach Maaßgabe der von dem weiland König 
lich⸗Großbritanniſchen und Churfürftlich - Braun: 
ſchweig-Luͤneburgiſchen Geheimenrathe Friedrich Au— 
guſt von Hardenberg, in ſeinem am 11. Juli 1767 
errichteten Teſtamente, in Anſehung der Mannlehn— 
Ritterguter Schloͤben, Raabis und Moͤkern 
getroffenen und nach ſeinem, im Jahr 1768 er— 
folgten Ableben, auf darum geſchehenes Nachſuchen, 
der in dem, dieſem Teſtamente beigefuͤgten Codicill 
vom 13. Juli 1767 zuerſt zur Succeſſion berufenen 
vier Söhne weiland Anton Gottlieb Chriſtophs von 
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Hardenberg unterm 4. September 1771 landes— 
und lehnsherrlich beſtaͤtigten Dispoſition, nach wel- 
cher dieſe Güter in ein Familien- Fideicommiß zu 
einem beſtaͤndigen Majorate, und zwar zu einem 
im engern Sinne ſogenannten Seniorate, fuͤr ſeine 
Stammes-Verwandten und übrigen, mit ihm in 
der geſammten Hand geſtandenen Mitbelehnten, unter 
genauer Beſtimmung der Eigenſchaften der zur Suc— 
ceſſion Berufenen, vereiniget worden, die, nach dem 
am 16. Juni 1822 erfolgten Ableben des bisherigen 
Beſitzers dieſer Majorats- und respr Seniorats— 
Guͤter, des weiland wirklichen Geheimenraths und 
Hausmarſchalls von Hardenberg, von dem Kr 
niglich⸗Preuſſiſchen Kammerherrn und Landrath Georg 
Anton von Hardenberg gemachten Anfprüche auf 
das Recht zur Succeſſion in die gedachten Fidei— 
commißguter für unbegründet, folglich auch ſeine 
dieſerwegen angebrachten Geſuche für unftatthaft, 
dargegen vielmehr dieſe Guͤter nebſt Zubehoͤrungen, 
von dem erfolgten Ableben des benannten zeitherigen 
Beſitzers derſelben an, dem minderjährigen Johan— 
nes Friedrich Erasmus von Hardenberg zu Meinin— 
gen, als dermaligen rechtmäßigen Majorats- und 
resp. Seniorats-Erben und Nachfolger, fuͤr ange— 
fallen zu achten. Es iſt daher derſelbe dieſer mehr— 
erwaͤhnten Guͤter ſammt Zubehoͤr, mithin auch der, 
durch die zeitherige Interims-Adminiſtration derſel— 
ben erlangten Nutzungen, in der gedachten Eigen— 
ſchaft, der oben angezogenen Fideicommißſtiftung 
gemaͤß, ſich anzumaaſen und die in der Stiftung 
dem jedesmaligen Fideicommiß-Inhaber verliehenen 
Rechte und Befugniſſe, und zwar bis zum Eintritte 
ſeiner Volljaͤhrigkeit, durch ſeine, ihn repraͤſentiren— 
den Vormuͤnder auszuuͤben wohl befugt, dargegen 
aber auch die dem jedesmaligen Fideicommiß-Inha— 
ber auferlegten Verbindlichkeiten zu erfüllen verbunden. 
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Die in dieſer Sache erwachſenen ſaͤmmtlichen 
gerichtlichen und auſſergerichtlichen Koſten ſind jedoch, 
aus bewegenden Urſachen, gegen einander zu com— 
penſiren und aufzuheben. 


He A 19 


Urkundlich mit dem Herzoglichen Regie 
(L. S.) rungs-Inſiegel bedruckt und gegeben. 
Altenburg den 12. Juli 1823. 


F. C. A. von Truͤtzſchler. 


Anmerkung. 


Von guter Hand wird verſichert, daß bald nach Eröffnung dieſes, 
feinen Anſpruch wegen Religionsänderung rechtskräftig zurückweiſenden 
Urtheils, der Quärent, der katholiſch gewordene Herr Georg Anton 
Freiherr von Hardenberg einen ihm gebohrnen Sohn von einem Evan— 
geliſchen Geiſtlichen habe taufen laſſen. So fern nun dieſer in der 
evangeliſchen Religion erzogen wird und bei derſelben beharrt, würde 
ihm, nach dem Ableben des jetzigen MannlehnßFideicommiſſes, Herrn 
Johannes Friedrich Erasmus von Hardenberg, als Aelteſtem, die Suc— 
ceſſion in den Beſitz und Genuß der in Frage ſtehenden Güter zu— 
kommen. 


III. 


Recur s 
eines Mitgliedes des Teutſchen Bundes 
unmittelbar an die Geſammtheit der 
Bundesgenoſſen, 


* 
wegen 


Beſchwerde wider Beſchluͤſſe oder gegen die Ver— 
fahrungsweiſe der Bundes verſammlung. 


Unter den Luͤcken in dem poſitiven oͤffentlichen Rechte 
des Teutſchen Bundes, macht ſich der Mangel einer Be— 
ſtimmung bemerkbar, uͤber die Frage: ob und in welchen 
Faͤllen wider Beſchluͤſſe oder gegen die Verfahrungsweiſe 
der Bundesverſammlung, der Recurs eines Bundes— 
gliedes unmittelbar an die Geſammtheit der Bun— 
desgenoſſen Statt habe? 


Denkbar iſt der Fall, daß ein Bundesglied ſich befugt 
erachtet zu einer Beſchwerdefuͤhrung wider die Bundes— 
verſammlung, aus dem Grund, weil, nach ſeiner Anſicht, 
durch einen Beſchluß das allgemeine Gebot der Gerech— 
tigkeit, insbeſondere die Wirkungsbefugniß der Bundes— 
verſammlung, uͤberſchritten worden, oder weil durch die 
gewaͤhlte Verfahrungsweiſe die gehoͤrige Foͤrmlichkeit nicht 
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beobachtet, oder die Pflicht der jedem Bundesgenoſſen 
und ſeiner Regierung gebuͤhrenden aͤuſſern Achtung ver— 
letzt worden ſey, daß aber durch ſolchen Beſchluß oder 
ſolche Verfahrungsweiſe eine allen Bundesgenoſſen 
gemeinſame Beſchwerde (gravamen commune) be— 
gründet werde. In der unten erwähnten und abgedruckten 
RecursDenkſchrift wird in dieſer Beziehung im Allgemei— 
nen Folgendes geſagt: „Alle Bundesglieder ſind gleich 
beheiligt dabei, daß die Bundesverſammlung nicht nur 
die Grenzen ihrer Wirkungsbefugniß, vorzuglich gegen 
Bundesgenoſſen nicht uͤberſchreite, ſondern auch die den 
Letzten gebuͤhrende Achtung nicht verletze. Eine Be— 
ſchwerde, die in ſolcher Hinſicht heute dem Einen zuge— 
fuͤgt wird, kann morgen einem Andern widerfahren, und 
da in dem Bundesverhaͤltniß Alle gleich berechtigt ſind, 
ſo iſt die Einem von ihnen zugefuͤgte Beſchwerde Allen 
gemein . 


Die Grundvertraͤge des Bundes haben den Fall nicht 
vorgeſehen. Dennoch ſcheint, unter den oben erwaͤhnten 
Vorausſetzungen, der Recurs unmittelbar an die 
Geſammtheit der Bundesgenoſſen, von Seite 
des ſich und alle uͤbrigen Mitglieder des Bundes fuͤr 
beſchwert erachtenden Bundesgliedes, ſeine Rechtfer— 
tigung zu finden in der Natur des teutſchen Bundesver— 
haͤltniſſes, als eines voͤlkerrechtlich-geſellſchaftlichen, in dem 
erklaͤrten Zweck des Bundes, in der bundesgrundgeſetzlich 
vorgeſchriebenen Handhabung des Rechtszuſtandes, in der 
verfaſſungsmaͤſigen Abhaͤngigkeit der Bundesverſammlung 
von dem Willen der Geſammtheit der Bundesglieder, und 
auch in der Analogie der ehemaligen teutſchen Reichs— 
verfaſſung. 


Es iſt nicht wahrſcheinlich, daß ein Recurs dieſer 
Art oft vorkommen werde; indeß iſt er doch ſchon in dem 
erſten Jahrzehnt des Teutſchen Bundes vorgekommen. 
Die Haͤupter der beiden fuͤrſtlichen Haͤuſer Reuß-Schleiz 
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und Reuß⸗Lobenſtein und Ebersdorf, welche zu— 
ſammen die jüngere oder zweite Hauptlinie des Fuüͤrſtlichen 
Geſammthauſes Reuß von Plauen bilden, und unter der 
Benennung Reuß, juͤngere Linie, gemeinſchaftlich in 
der Bundesverſammlung Sitz und Stimme haben, waren 
unter ſich in Streit gerathen uͤber den Maasſtab, nach 
welchem die Mannſchaft des in der Matrikel für Bildung 
des Bundesheeres ihnen beiden gemeinſchaftlich zugeſchrie— 
benen Contingents unter ihnen zu vertheilen ſey. Ueber 
dieſen Streit veranlaßte Reuß-Schleiz, im Anfang des 
Jahres 1824, eine contradictoriſche Verhandlung in der 
Bundesverſammlung. 


Durch zwei Beſchluͤſſe dieſer Verſammlung vom 18. 
und 24. Maͤrz 1824 (Protocolle der B. V. von 1824, 
$. 67 und 70), und auch durch die Verfahrungsweiſe, 
hielt Reuß-Lobenſtein und Ebersdorf ſich und 
zugleich, indirect, alle Bundesgenoſſen fuͤr beſchwert, und 
darum ſich fur berechtigt zu Beſchwerdefuͤhrung wider die 
Bundesverſammlung bei ſaͤmmtlichen Mitgliedern des 
Bundes. Der Fuͤrſt ſendete an alle ſouverainen Fuͤrſten 
und freien Staͤdte, welche in dem Teutſchen Bunde ver— 
einigt find, eine auf ſiebenzehn FolioSeiten gedruckte 
Recurs Denkſchrift, begleitet von Handſchreiben 
Seiner Durchlaucht vom 30. April 1825; auch ließ der 
Fuͤrſt dieſelbe am 13. Mai 1825 der hohen Bundesver— 
ſammlung uͤbergeben. 


Dem Vernehmen nach, haben einzelne Souveraine 
theils in Antwortſchreiben theils in Erklaͤrungen an ihre 
Herren Geſandten in der Bundesverſammlung ſich uͤber 
dieſen Recurs erklaͤrt, aber eine foͤrmliche Verhandlung 
daruͤber in der Bundesverſammlung iſt nicht erfolgt. Der 
Streit ſelbſt, welcher bei und in der Bundesverſammlung 
lebhaft war betrieben und verhandelt worden, ward auſſer— 
halb und ohne Zuthun der Bundesverſammlung beigelegt, 
durch Vergleich beider Theile vom 13. Mai 1828. 
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Dieſer RecursFall iſt in dem Publicum fait ganz 
unbekannt geblieben, und die durch ihn veranlaßte Denk— 
ſchrift iſt eine große Seltenheit. Da ſie durch ihren 
Inhalt eben ſo denkwuͤrdig, als der Vorgang fuͤr das 
Bundesrecht und deſſen Fortbildung wichtig iſt, ſo ſcheint 
dieſelbe an dieſem Ort einer vollſtaͤndigen Aufnahme 
werth zu ſeyn. Sie lautet woͤrtlich, wie folgt. 


| Erklarung 

des Fuͤrſtlichen Haufes Reuß-Lobenſtein und 
Ebersdorf an die Allerhoͤchſten, Hoͤchſten und 
Hohen Glieder des Durchlauchtigſten Deutſchen 
Bundes, betreffend das Verfahren der 
Bundesverſammlung bei einem Streit in 
dem Fuͤrſtlichen Hauſe Reuß Juͤngerer Linie, 
über den Theilungsmaasſtab feines Bundescon— 
tingents. Im April 1825. 


In der Reihe der Mitglieder des Deutſchen Bundes 
iſt, unter der Benennung „Reuß Juͤngerer Linie“ 
die zweite Hauptlinie des Fürftlihen Hauſes Reuß als 
eine Einheit bezeichnet, nicht nur in der Bundesacte 
und in der Wiener Schlußacte, ſondern auch uͤberall in 
den Verhandlungen und Beſchluͤſſen der Bundesverſamm— 
lung. Als Einheit nimmt das Geſammthaus Reuß 
Juͤngerer Linie dermal an der Ausübung der Rechte 
im Bundesverhaͤltniß, namentlich bei der Stimmfuͤhrung 
im engern Rathe und im Plenum der Bundesverſamm— 
lung Theil, als Einheit wird es hinſichtlich der Ver— 
oflichtungen gegen den Bund, der Geſammtheit der 
übrigen Bundesgenoſſen gegenüber, betrachtet. 

Dem zufolge ward in der proviſoriſchen Matrikel 
und in den Beſtimmungen über die Kriegsverfaſſung des 
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Bundes, nach dem gewählten Maasſtab der Bevoͤlkerung, 
den unter dem Geſammthauſe Reuß Juͤngerer Linie er— 
ſcheinenden Fuͤrſtlichen Bundesmitgliedern ſowohl der Geld— 
beitrag als auch das Mannſchaftscontingent als die Lei— 
ſtung einer Einheit oder Geſammtheit angeſetzt, das 
eee Zee ingens in einer Geſammtſumme von 522 
Mann. . | 


Diefes Quantum von Mannſchaft hat der Durchlauch— 
tigſte Deutſche Bund von dem Fürftlihen Haufe Reuß 
Juͤngerer Linie zu erwarten, haben die verſchiedenen Li— 
nien dieſes Hauſes unter ſich zu vertheilen. 


Ueber den Theilungsmaasſtab ergab ſich im In— 
nern des Hauſes eine Verſchiedenheit der Anſichten; eine 
Verſchiedenheit, von deren Eroͤrterung und guͤtlicher oder 
richterlicher Ausgleichung die Erfüllung der Verbindlich— 
keit der Juͤngern Linie, ihr Contingent zu gehoͤriger Zeit 
vollzaͤhlig vorzuſtellen, in Bereitſchaft zu halten und in 
das Feld zu ſtellen, auf keinen Fall abhaͤngig gemacht 
ward oder werden durfte. 


Die Linie Schleiz meinte, weil in der Bundesma— 
trikel das Contingent der Jungern Hauptlinie nach dem 
Maasſtab der Bevoͤlkerung berechnet ſey, ſo muͤſſe es 
auch nach demſelben von den Speciallinien dieſes Ge— 
ſammthauſes unter ſich vertheilt werden. Der fruͤher 
durch Hausvertraͤge von 1647 und 1666 feſtgeſetzte 
Theilungsmaasſtab fuͤr das Reichscontingent ſey mit dem 
Fall der Reichsverbindung erloſchen. Nach dem Maas— 
ſtab der Einwohnerzahl habe Schleiz mit Gera zu dem 
Bundesheer 49 Mann weniger, Lobenſtein und Ebers— 
dorf hingegen ſo viel mehr zu ſtellen, als nach dem 
Maasſtab des Vertrags von 1666, welcher für Mann— 
ſchaftſtellung zwiſchen Schleiz und Gera einer Seits und 
Lobenſtein und Ebersdorf anderer Seits das Verhaͤltniß 
von ¼ zu ½ feſtſetze. 


Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 17 
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Die beiden Linien Lobenſtein und Ebersdorf, 
deren Landestheile jetzt, nachdem die erſte im Mai 1824 
erloſchen iſt, in dem Beſitz der zweiten ein Ganzes bil— 
den, hielten dafuͤr, dieſer Maasſtab ſey fuͤr erloſchen nicht 
zu achten; wenigſtens müffe er jo lange gelten, bis durch 
Vergleich oder Rechtſpruch ein anderer begruͤndet ſey. 
Die jüngere Linie verhalte ſich, in Abſicht auf das Kriegs: 
contingent, zu dem Bund, wie ehehin zu dem Reich, 
als eine Geſammtheit. Wie vormals, beſtehe noch jetzt 
unter den Speciallinien der juͤngern Hauptlinie, in Ab— 
ſicht auf ihre Landestheile, eine Gemeinſchaft, fuͤr land— 
ſtaͤndiſche Verfaſſung, fuͤr Ausübung der wichtigſten Ho— 
heitsrechte und der Lehnherrlichkeit, namentlich fuͤr die 
allgemeine Landes- und Heerfolge, für die allgemeine 
Kriegseinrichtung uͤberhaupt und fuͤr alle Landeslaſten, 
welche auf Vertretung und Erhaltung des Geſammtſtaates 
ſich beziehen. Zu dem Ende beſtehe noch jetzt für alle 
Landestheile der Juͤngern Linie eine gemeinſchaftliche oberſte 
Staatsbehoͤrde, die Regierung zu Gera, durch welche auch 
die Verhandlungen jener Linie mit auswaͤrtigen Behoͤrden 
Statt haͤtten. Nur fuͤr Gegenſtaͤnde, welche der Ge— 
ſammtregierung nicht vorbehalten ſind, gebuͤhre jedem Re— 
genten eines beſondern Landestheils daſelbſt die beſondere 
Staatsverwaltung. Außerdem beſtehe für das Fuͤrſten⸗ 
thum Gera eine gemeinſchaftliche Regierung pro indi- 
viso, unter welcher kein Rechtsverhaͤltniß dieſes Gebiets 
zu den übrigen Landestheilen ohne freie Zuſammenſtim— 
mung beider Souverains abgeaͤndert werden duͤrfe. Der 
vertragmaͤßige Theilungsmaasſtab ſey nicht bedingt durch 
die Fortdauer der Reichsverbindung. Er ſey nicht be— 
ſchraͤnkt auf die Reichs- und Kreislaſten, ſondern be— 
ſtimmt fuͤr die gemeinſchaftlichen Laſten überhaupt. Die 
Kriegseinrichtung und die Kriegslaſten ſeyen in der Juͤn— 
gern Linie immer gemeinſchaftlich behandelt worden, und 
das Reichscontingent ſey in Kriegszeiten ſtets in gemein— 
ſchaftlichem Sold geſtanden. In den Hausvertraͤgen ſey 
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eine Vertheilung der Vortheile der Vertheilung der Laſten 
gegenüber geſtellt. Beide ſeyen correlat, und die erſte 
ſey das Element, aus welcher die letzte ſich gebildet habe. 
Habe vormals Schleiz, vertragweiſe, mehr Mannſchaft 
zu ſtellen ſich verpflichtet, als das Verhaͤltniß der Volkes 
menge ihm auflegen würde, fo ſey es dafür bei Ver— 
theilung der Landesvortheile, namentlich durch Steuern, 
entſchaͤdigt worden. Demnach muͤſſe entweder der ver— 
tragmaͤßige Theilungsmaasſtab auch fernerhin gelten, oder 
der ganze Hausvertrag reſeindirt werden, in welchem 
jener Maasſtab in weſentliche, alſo unzertrennliche Ver— 
bindung mit der gleichzeitigen territorialen und finanziellen 
Auseinanderſetzung der betheiligten Linien gebracht ſey. 
In dem letzten Fall werde die Schleizer Linie in dem 
Verhaͤltniß der Contingentſtellung gewinnen, und in finan— 
zieller Hinſicht verlieren. 


Dieſe im Innern der Juͤngern Linie uͤber den Thei— 
lungsmaasſtab ihres Bundescontingentes entſtandene Ir— 
rung muß entweder durch guͤtliche Uebereinkunft 
erledigt werden, oder durch ſchieds richterlichen Recht— 
ſpruch auf dem haus- und landesgrundverfaſ— 
ſungsmaͤßigen Wege der Reußiſchen Stamm— 
Austraͤge, welcher durch die Erb- und Geſchlechtsvexei— 
nigung von 1688 grundgeſetzlich angeordnet iſt. Bis zu 
ſolcher Erledigung geſchieht der Bundespflicht Genuͤge, 
wenn die der Juͤngern Linie insgeſammt obliegende Eon: 
tingentſtellung dem Bunde geſichert und von dem Zeit— 
punct an, wo eine matrikularmaͤßige Bereithaltung der 
Contingente allgemein nachzuweiſen iſt, vollſtaͤndig be— 
wirkt wird, ſey es nach einſtweiliger Uebereinkunft beider 
Theile, oder indem, ohne ſolche, eine von beiden Spe— 
ciallinien das ſtreitige Quantum von 49 Mann unter 
Vorbehalt freiwillig aufſtellt. 


Ungeachtet eine Veranlaſſung zu foͤrmlicher Nachwei— 
ſung einer ſolchen interimiſtiſchen Bereithaltung der ſtrei— 
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tigen Mannſchaft noch nicht eingetreten, und in anderer 
Hinſicht der Streit über den Theilungsmaasſtab der Bun— 
desverſammlung fremd war, ſo ward ſolcher dennoch bei 
dieſer, in ihrer erſten Sitzung des Jahres 1824, von 
Furſtlich Reuß⸗Schleiziſcher Seite angebracht. Von 
Schleiz erfolgte, in einer ausfuͤhrlichen gedruckten „Denk— 
ſchrift Y, die Erklaͤrung: 


„daß, da es hier die Erfüllung einer Bundespflicht 
„gelte, nur allein die hohe Bundesverſammlung 
„berufen ſey, über die vollſtaͤndige oder unvoll— 
„ſtaͤndige Erfüllung derſelben zu urtheilen und die 
„Bundesbeſchluſſe zu vollziehen „. 


Zu gleicher Zeit ward von derſelben Seite, in 
dem Protokoll der Bundesverſammlung ($. 13), der 
Antrag hinzugefügt: 


„die hohe Bundesverſammlung wolle, zu Aufrecht— 
„haltung ihrer Beſchluſſe, das Geeignete verfügen, 
„damit ſolche innerhalb der Jungern Linie des Fürſt— 
„lich Reußiſchen Hauſes allenthalben vollſtaͤndig zur 
„Ausfuhrung gebracht würden, auch zu dieſem Ber 
„huf beſchlieſſen, daß in die neu anzufertigende 
„Matrikel die Population eines jeden der drei 
„zur Jüngern Linie des Reußiſchen Hauſes gehoͤ— 
„renden Fuͤrſtenthumer beſonders eingetragen werde, 
„damit in Zukunft die bundesmatrikularmaͤßige Ver: 
„pflichtung eines jeden Einzelnen dieſer Bundes— 
fuͤrſten deſto deutlicher erhelle «. 


Von Fuͤrſtlich Reuß⸗-Lobenſtein- und Ebersdorf— 
ſcher Seite ermangelte man nicht, ſogleich in demſelben 
Protokoll, unter Beziehung auf eine „Vorlaͤufige Gegen— 
erklärung, die alsbald eingereicht ward, und auf eine 
einzureichende naͤhere Darſtellung, die Competenz der 
Bundesverſammlung, in Abſicht auf Entſcheidung der 
Hauptſache, abzulehnen. Man ſey, ward erklaͤrt, 
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„der Anſicht, daß dieſe ganze Angelegenheit entwe— 
„der durch bundestaͤgige Vermittlung eines guͤtlichen 
„Uebereinkommens, oder im Wege der ordentlichen 
„Austraͤge, welche im Reußiſchen Geſammthauſe 
‚für alle Irrungen zwiſchen den Gliedern deſſelben 
„durch einen allgemeinen Familienvertrag von 1668 
„vorgeſchrieben ſeyen, der Entſcheidung zuzuführen 
„ſeyn werde ,. 


Nachdem von Schleiz „Bemerkungen uͤber die vor— 
laͤufige Gegenerklaͤrung“ bei der Bundesverſammlung (ge 
druckt) eingekommen waren, erklaͤrten daſelbſt Loben— 
ſtein und Ebersdorf in einer ausführlichen (gedruckten) 
„Denkſchrift /: 

„aus den angeführten Thatſachen und Urkunden 
„gehe die Verpflichtung des Hauſes Schleiz, wie 
„ſie von Ihnen behauptet werde, vor der Hand 
‚ überwiegend hervor, und Ihre Behauptung erſcheine 
„poſſeſſoriſch als vollig unwiderſprechlich “. 


„Sie haͤtten ſich freiwillig zu einſtweiliger Con— 
„tingentſtellung nach der Population ausdruͤcklich 
„erboten, erwarteten aber, daß ihnen Schleiz mit 
„verhaͤltnißmaͤßiger Beiſchaffung der zum Unterhalt 
„einer erhoͤheten Mannſchaftszahl erforderlichen Mittel 
„gleichzeitig entgegenkommen werde “. 


„Im Uebrigen koͤnne der Bund nur verlangen, 
„daß Schleiz die Differenz mittelſt des in der 
„Reußiſchen Hausverfaſſung begruͤndeten Verfahrens 
„zur Erledigung bringe, und, wenn guͤtliche Ver— 
„einigung nicht zu Stande komme, Klage anſtelle “. 


„Bei den beſtehenden Hausvertraͤgen, welche 
„durch die Bundesverfaſſung garantirt erſchienen, 
„und welche die Mittel zu gütlicher oder rechtlicher 
„Ausgleichung darboͤten, koͤnne die Bundesverſamm— 
„lung mit rechtsentſcheidenden Maaßregeln nur in 
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„dem aͤußerſten Falle einſchreiten, wenn es ſchlecht— 
„hin das Anſehen gewoͤnne, als ſey die erwaͤhnte 
„innere Entſcheidung nicht zu erwarten, indem die 
„Contingentſtellung mit den Geldleiſtungen einſtwei— 
„len, wie vorbemerkt, nach den beſtehenden Haus— 
„vertraͤgen ſich regeln muſſe “. 

Es ward ferner in der Erklaͤrung, womit dieſe Denk— 
ſchrift in der neunten Sitzung von 1824 übergeben wurde, 
noch ausdruͤcklich darauf aufmerkſam gemacht: 

„daß die hohe Bundesverſammlung bei der darge— 
„ſtellten Sachlage keinen naͤhern oder entferntern 
„Beweggrund finden koͤnne, mit Beſchluͤſſen 
„hervorzugehen, wodurch irgend, direct 
„oder indirect, die gehoͤrige Wirkſamkeit 
„der Reußiſchen Haus- Landes- und Ge 
„meinſchafts-Verfaſſung im Verhaͤltniß 
„zum Bunde oder in den gegenſeitigen 
„inneren Beziehungen der Landesportio— 
„nen factiſch paralyſirt werden und der 
„Tendenz der Fuͤrſtlich Schleiziſchen Anträge ohne 
„die von der Gerechtigkeit erwarteten Bor 
„ausſetzungen Raum gegeben würde. 

Hierauf erfolgte, unter dem 18. Maͤrz 1824, in 
der zehnten Sitzung, von Seite der Bundes ver— 
ſammlung, nach dem Gutachten einer von ihr fuͤr dieſe 
Sache aus ihrer Mitte erwaͤhlten Commiſſion ), ſofort, 
ohne vorhergegangene Inſtructions-Einholung, durch Stim— 
menmehrheit 2) ein Beſchluß dieſes Inhalts: 


1) Dieſe Commiſſion ward, ohne förmliche Wahl, auf bloſſen Antrag 
des Präſidii ernannt. (A. d. H.) 

2) Die Minderheit bildeten: die Curiatſtimme der Großherzog⸗ 
lich und Herzoglich Sächſiſchen Häuſer und diejenige von 
Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg, welche für Sn 
ſtructions-Einholung ſich erklärten, aber, bei der überwie— 
genden Stimmenmehrheit, die Beſchlußfaſſung nicht aufhalten wollten. 
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„1) daß der für alle hoͤchſte und hohe Glieder des 
„Deutſchen Bundes verbindliche Maasſtab der Bundes— 
„matrikel auch der Maasſtab der Bundesleiſtungen eines 
„jeden der Fuͤrſtlich Reußiſchen Haͤuſer Juͤngerer Linie ſey; 

„2 daß mithin jedes dieſer Fuͤrſtlichen Haͤuſer das 
„nach obigem Maasſtabe auf ſelbiges kommende Bundes— 
„contingent vollſtaͤndig zu ſtellen, auszuruͤſten, zu unter 
„halten und in der durch die Kriegsverfaſſung des Deut— 
„ſchen Bundes beſtimmten Maaſe ſtets in Bereitſchaft 
„zu halten habe; 

3) daß die hohe Bundesverſammlung — nach der 
„in der Wiener Schlußaete Art. 31, ihr aufgelegten 
„amtlichen Verpflichtung, für die Vollziehung der Bun: 
„desgeſetze und der in Gemaͤßheit ihrer Competenz von 
„ihr gefaßten Beſchluͤſſe zu ſorgen und zu dieſem Ende, 
„nach Befinden, die erforderlichen Executionsmaasregeln 
„in Anwendung zu bringen — von den Fuͤrſtlichen Haͤu— 
„ſern Reuß-Lobenſtein und Reuß-Ebersdorf binnen ſechs 
„Monaten eine Anzeige von der erfolgten voͤlligen Her— 
„ſtellung und Ausrüftung des nach der Bundesmatrikel 
„von Ihnen bereit zu haltenden Bundescontingents erwarte; 


„) daß die hohe Bundesverſammlung, auf den 
„Grund der Bundesacte, Anſtand nehmen muͤſſe, der 
„Proteſtation der gedachten Haͤuſer, wider die individuelle 
„Eintragung der zu der Fuͤrſtlichen Jungern Linie Reuß 
„gehoͤrigen hoͤchſten Haͤuſer in die eben unter der Arbeit 
„begriffene definitive Bundesmatrikel, die gewünſchte Folge 
„zu geben; und 

„5) daß den Fürftlihen Haͤuſern Juͤngerer Linie 
„anheim geſtellt ſey, die übrigen in der vorliegenden Dif— 
„ferenz zur Sprache gekommenen, ſtreitigen Puncte, welche 
„nicht, wie die oberwaͤhnten, die Bundesverfaſſung, ſon— 
„dern die Rechtsverhaͤltniſſe dieſer Haͤuſer unter ſich be— 
„treffen, zu deren Entſcheidung alſo die hohe Bundes— 
„verſammlung nicht berufen iſt, auf dem durch die Erb— 
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„und Geſchlechtsvereinigung aller Fuͤrſtlich Reußiſchen 
„Haͤuſer vom 10. November 1668, $. 71, vorgezeich— 
„neten hausgeſetzlichen Wege guͤtlich oder rechtlich zu 
beſeitigen «. 

Nichts konnte den Fuͤrſtlichen Haͤuſern Reuß-Lo— 
benſtein und Ebersdorf unerwarteter ſeyn, als dieſer 
Beſchluß, worin: 


1) nicht nur ſtillſchweigend vorausgeſetzt ward, die 
Bundesverſammlung ſey befugt, den Streit in der Haupt— 
ſache ſofort, und zwar unmittelbar zu entſcheiden, ſon— 
dern auch 


2) von Ihr eine vermeintliche definitive Entſchei— 
dung, zum Nachtheil jener Fuͤrſtlichen Haͤuſer, wirklich 
ertheilt, und 

3) mit Executionsmaasregeln gedroht ward. 


Die Fuͤrſtlichen Haͤuſer) Reuß-Lobenſtein und 
Ebersdorf ſahen ſich hierdurch veranlaßt, in der naͤchſt— 
folgenden Sitzung der Bundesverſammlung, vom 24. 
Maͤrz 1824, eine foͤrmliche Rechts verwahrung 
gegen den beſchwerenden Beſchluß in das Protocoll zu 
legen. Dieſelben verwahrten ſich 


„gegen jede Anerkennung irgend eines Praͤjudizes 
„hinſichtlich der Anwendung, welche von der Form 


1) Die jüngere Hauptlinie des Fürſtlichen Hauſes Reuß theilte ſich 
bekanntlich in zwei Unterlinien, in Reuß⸗Lobenſtein und Reuß⸗ 
Ebersdorf. Die Linie Lobenſtein erloſch während der hier 
in Rede ſtehenden Verhandlung bei der Bundesverſammlung, am 
7. Mai 1824, ihr ſuccedirte die Linie Ebersdorf, die ſich ſeitdem 
Reuß⸗Lobenſtein und Ebersdorf nennt. Dieſe ſetzte daher 
ſeit dem 7. Mai die Verhandlung allein fort, und ſo erklärt ſich, 
warum in obiger Stelle bei dem Datum vom 24. März 1824 von 
den Häuſern Reuß-Lobenſtein und Ebersdorf die Rede iſt, ſpäter 
hingegen nur von dem Haufe Reuß-Lobenſtein und Ebersdorf. 

(A. d. H.) 
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„und vom weſentlichen Inhalte dieſes verehrlichen 
„Bundesbeſchluſſes auf den Beſtand der innern 
„Verfaſſungsverhaͤltniſſe der Fuüͤrſtlich Reußiſchen 
„Juͤngern Linie und auf die Wirkſamkeit des ganzen, 
„von den genannten zwei Hochfürſtlichen Haͤuſern 
„eigentlich behaupteten Rechtsgebiets, bei dem even— 
„tuell zwiſchen denſelben und dem Hochfuͤrſtlichen 
„Hauſe Schleiz zu eroͤffnenden hausgeſetzlichen 
„Proceßverfahren irgend verſucht werden durfte “. 


wollten, ward hinzugefuͤgt, 


„keine Ihnen für das bezeichnete Rechtsverhaͤltniß 
„nachtheilige Vorausſetzung oder Conſequenz, dem 
„Furſtlichen Haufe Schleiz gegenüber, eingeräumt 
„haben /. 


Zugleich machten ſie den Antrag, daß ihre zu dieſer 
Verwahrung gehörende ſchriftliche Eröffnung loco dic- 
taturae gedruckt und ſo dem Protocol! beige: 
fügt werde; eine Eröffnung, die gedruckt kaum einen 
Bogen wuͤrde gefüllt haben. 


eine 
des 


Von Fuͤrſtlich Schleiziſcher Seite erfolgte hierauf 


Gegenverwahrung, und von Seite der Bun— 
verſammlung, noch in derſelben Sitzung, der 


Beſchluß: 


„1) die Bundesverſammlung beziehe ſich auf ihren, 
„in der 10. Sitzung vom 18. März d. J., 
„(S. 67), gefaßten Beſchluß, welchen fie, in 
„allen das Bundesverhaͤltniß betreffenden Fallen, 
„in ſeinem wahren Sinne zu handhaben wiſ— 
„ſen werde „; 


„2) die Erklaͤrung der Fuͤrſtlich Reußiſchen Haͤuſer 
„Lobenſtein und Ebersdorf werde in das Bun— 
„desarchiv niedergelegt, jedoch der Druck derſel— 
„ben loco dictaturae für uͤberfluͤſſig erklaͤrt /. 
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Das Furſtliche Haus Reuß-Lobenſtein und 
Ebersdorf konnte eine ſolche, nicht nur mit der ver— 
faſſungsmaͤßigen Competenz der Bundesverſammlung un: 
vereinbare, ſondern auch dem kuͤnftigen Rechtſpruch des 
haus- und landesgrundgeſetzlichen Austraͤgalgerichtes offen— 
bar vorgreifende Entſcheidung der Bundesverſammlung 
nicht auf ſich beruhen laſſen. 

Es glaubte einen Verſuch machen zu muͤſſen, durch 
überzeugende Gründe darzuthun, daß die Bundesver⸗ 
ſammlung durch die erhaltene Verſicherung, es werde in 
dem matrikularmaͤßigen Contingent des Fuͤrſtlichen Hau— 
ſes Reuß Jungerer Linie überall und fortwährend kein 
Mangel erſcheinen, ſich fuͤr beruhigt halten koͤnne, daß 
ſie aber zugleich verpflichtet ſey, eine ſolche naͤhere Er— 
klaͤrung und Beſtimmung des gefaßten Beſchluſſes zu 
ertheilen, wodurch auſſer allen Zweifel geſtellt würde, 
daß durch jene Schlußziehung kein inneres Verfaſſungs— 
verhaͤltniß der Juͤngern Linie Reuß in ſeiner vertrags— 
maͤßigen und grundgeſetzlichen Wirkſamkeit habe geſtoͤrt, 
oder eine den kuͤnftigen Austraͤgalrichter im geringſten 
bindende Norm aufgeſtellt werden ſollen, ſondern daß, 
in Ermangelung gutlicher Uebereinkunft, die definitive 
rechtliche Entſcheidung des Streites über den Theilungs— 
maasſtab dem erwaͤhnten Austraͤgalgericht uneingeſchraͤnkt 
anheimgeſtellt bleibe. Das Haus Lobenſtein und Ebers— 
dorf hatte ſich einer ſolchen, fein wohlbegründetes und 
ausdruͤcklich behauptetes Recht gegen jede ſachwidrige 
Auslegung und Anwendung des Beſchluſſes verwahrenden 
Erklaͤrung um ſo ſicherer zu verſehen, je genügender 
dadurch jede Vermuthung entfernt worden waͤre, daß 
die Bundesverſammlung in dem mehrerwaͤhnten Beſchluß 
die innere Verfaſſung eines Bundesſtaats abzuaͤndern 
verſucht, und ſich durch dieſes Verfahren gegen den 
Willen aller Deutſchen Regierungen ſowohl mit dem 
legitimen, jeden Staat in ſeinem rechtmaͤßigen geſetzlichen 
Zuſtande fhüßenden Princip uberhaupt, als auch mit 


275 


den Grundgeſetzen und mit definitiven Beſchluͤſſen des 
Bundes in foͤrmlichen Widerſpruch verſetzt habe. 


Das Haus Lobenſtein und Ebersdorf ließ zu 
dem Ende der Bundesverſammlung, in ihrer Sitzung 
vom 27. Januar 1825, zwei ausführliche Darſtellungen: 
eine (gedruckte) „Nochmalige Eroͤrterung, betreffend das 
„Rechtsverhaͤltniß des Geſammthauſes Reuß Juͤngerer 
„Linie zum Durchlauchtigſten Deutſchen Bunde “, und 
(lithographirte) Vorläufige Anſichten, den von der 
„hohen Bundesverſammlung in der zehnten Sitzung von 
„1824 gefaßten Beſchluß betreffend “, überreichen ). In 
der letzten Darſtellung ſind die vermehrten Schwierigkei— 
ten eroͤrtert, in welche das Haus Lobenſtein und Ebers— 
dorf ſich dem Hauſe Schleiz gegenuͤber durch den Inhalt 
des gedachten Bundestagsbeſchluſſes verſetzt ſieht, und 
ſind Andeutungen gegeben, wie derſelbe nach den Ge— 
fihtpuneten, unter welchen jenes Haus fein Recht auf 
faſſen zu duͤrfen glaubt, zu verſtehen und zu erklaͤren 
ſey. Die Schlußerklaͤrung geht dahin: 


„das Fürftlihe Haus werde ſich dem zuverſichtlichen 
„Vertrauen überlajfen duͤrfen, es werde die hohe 
„Bundesverſammlung, in dem ypreiswürdigen Ge— 
„fuͤhl ihrer amtlichen Pflicht und Befugniß, durch 
„die feſte Zuſicherung des gedachten Fuͤrſtlichen 
„Hauſes Sich vollkommen beruhigt finden, daß 
„von dem Augenblick an, wo eine foͤrmliche Nach— 
„weiſung matrikularmaͤßiger Bereithaltung der Bun— 
„descontingente allgemein wird erfolgen muͤſſen, 
„auch jenes Contingent fortwaͤhrend in vollſtaͤndiger 
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4) Wider dieſe beiden Darftellungen ließ das Fürſtliche Haus Reuß— 
Schleiz eine auf 28 Folio Seiten lithographirte „Erklärung auf 
die neuerlichen Eingaben des Fürſtlichen Hauſes Lobenſtein und 
Ebersdorf, betreffend die Bundes Matrikularlaſten der Reußiſchen 
Fürſtenthümer“, bei der Bundesverſammlung einreichen. (A. d. H.) 
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„Bereitſchaft werde gefunden werden, welches dem 
„in der Bundesacte und in der Wiener Schlußacte 
‚überall nur collectiv als Bundesglied bezeichneten 
„Fuͤrſtlichen Geſammthauſe Reuß Jüngere Linie, 
„mithin auch anders nicht als insgeſammt, bun— 
desverfaſſungsmaͤßig wird zugetheilt ſeyn, während 
„diejenige voruͤbergehende Irrung, welche uͤber den 

„Maasſtab der Vertheilung dieſes Contingents 

„unter die Mitglieder der Geſammtheit bloß im 

„Innern des Geſammthauſes obwaltet, folglich, 

„zumal bei der oben gegebenen Zuſicherung, aus— 

„waͤrtizer Erörterung und Entſcheidung nicht un: 

„terliegt, auf hausverfaſſungsmaͤßigem Wege 05 

„Erledigung finden wird J. 

In der Sitzung vom 27. Januar 1825, in dem 
erſten Separat-Protokoll, erklaͤrte die Bundesver— 
ſammlung im Voraus ihren Beſchluß vom 24. Maͤrz 
1824, (Protokoll der eilften Sitzung g. J. §. 70) fuͤr 
einen definitiven, die frühere Commiſſion für been— 
digt. Sie beſchloß daher, vorſtehenden Antrag einer 
eigenen Commiſſion zum Vortrag zuzuſtellen. Indeß 
ernannte ſie hiezu ſofort, wie vom Hauſe Lobenſtein 
und Ebersdorf ſelbſt in Antrag gebracht worden war, 
dieſelben Geſandten, welche die fruͤhere Commiſſion ge— 
bildet hatten. 


Nachdem unterdeſſen in der Sitzung vom 24. Maͤrz 
1825 das Fuͤrſtliche Haus Reuß-Schleiz die Aufrecht⸗ 
haltung des beſchwerenden Beſchluſſes vom 18. Maͤrz 
1824 in Antrag gebracht hat, die Bundesverſammlung 
aber zu den Oſter-Ferien geſchritten iſt, ohne eine das 
Fuͤrſtliche Haus Reuß-Lobenſtein und Ebersdorf beruht 
gende Erklaͤrung ertheilt zu haben, ſo wird nunmehr Alles 
für erſchoͤpft zu halten ſeyn, was zeither noch abhalten 
konnte, mit gegenwaͤrtiger Beſchwerdefuͤhrung hervorzutreten. 
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Wenn in Streitigkeiten unter Bundesgliedern die 
Bundesverſammlung offenbar die Grenzen 
ihrer verfaſſungsmaͤßigen Wirkungsbefugniß 
überfchreitet, fo find die gefaßten Beſchluͤſſe, nach 
Inhalt des Art. 10 der Wiener Schlußacte, verfaſſungs— 
widrig. Es wird durch dieſelben eine gemeinſame 
Beſchwerde aller Bundesgenoſſen, und dawider ein 
Recurs des Betheiligten, unmittelbar an die Geſammt— 
heit der Bundesglieder, begruͤndet. 


Alle Bundesglieder ſind gleich betheiligt 
dabei, daß die Bundesverſammlung nicht nur die Grenzen 
ihrer Wirkungsbefugniß, vorzuͤglich gegen Bundesgenoſſen 
nicht uͤberſchreite, ſondern auch die den Letzten gebührende 
Achtung nicht verletze. Eine Beſchwerde, die in ſolcher 
Hinſicht heute dem Einen zugefügt wird, kann morgen 
einem Andern widerfahren, und da in dem Bundesver— 
haͤltniß Alle gleich berechtigt ſind, ſo iſt die Einem von 
ihnen in dieſem Verhältniß zugefügte Beſchwerde Allen 
gemein. 


Daß aber eine Ueberſchreitung der verfaſſungsmaͤßigen 
Competenzgrenzen in dem vorliegenden Fall wirklich 
erfolgt ſey, ergibt ſich, nach der Ueberzeugung des Fuͤrſt— 
lichen Hauſes Reuß-Lobenſtein und Ebersdorf, unzwer 
felhaft, wenn man vorſtehende einfache Erzaͤhlung des 
Vorgegangenen mit dem kundbaren grundgeſetzlichen Com: 
petenzverhaͤltniß der Bundesverſammlung pruͤfend in Vers 
bindung ſetzt. 


In Streitigkeiten der Bundesglieder unter ſich iſt die 
Bundesverſammlung, ſo weit nicht bloß die Aufrechthal— 
tung des Beſitzſtandes durch dringende Umſtaͤnde noͤthig 
wird, nur ſubſidiariſch competent; naͤmlich, wenn und 
jo weit dafür Familien-Austraͤge, Vertrag-Austraͤge, oder 
von den Parteien durch Compromiß erwaͤhlte Schieds— 
richter nicht beſtehen. 
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Wiener Schlußacte von 1820, Art. 24 und 30. 


Beſchluß der Bundesverſammlung vom 16. Juni 
1817, Art. 1. 


Beſchluß der Bundesverſammlung in der Plenar— 
Verſammlung vom 3. Aug. 1820, $. 2, Art. 10. 


Ferner iſt, in Streitigkeiten einzelner Bundesglieder 
unter ſich, wenn dafuͤr Familien-Austraͤge, Vertrag— 
Austraͤge oder Schiedsrichter nicht beſtehen, die Bundes— 
verſammlung zu unmittelbarer Entſcheidung des Streites 
nicht befugt, ſondern durch die Bundesacte (Art. 11) am 
gewieſen, Vermittlung durch einen Ausſchuß zu ver— 
ſuchen, und falls dieſer Verſuch fehl ſchlagen ſollte, und 
demnach eine richterliche Entſcheidung nothwendig wuͤrde, 
ſolche durch eine wohl geordnete Austraͤgal-Inſtanz 
zu bewirken. 

Das Fuͤrſtlich Reußiſche Geſammthaus hat, fuͤr Strei— 
tigkeiten feiner Mitglieder unter ſich, eigene Stamm: 
Austraͤge angeordnet, in der Erb- und Geſchlechtver— 
einigung von 1668, $. 44 und 71; 

Denkſchrift der Fuͤrſtlichen Haͤuſer Neuß: Lobenftein 

und Ebersdorf ꝛc., S. 79 ff. 
welche von der Bundesverſammlung, in dem oben ange— 
fuhrten Beſchluß vom 18. März 1824, ausdrücklich an: 
erkannt ſind. 

Sollten dieſe Familien-Austräge, in dem vorliegenden 
Streit zweier Fuͤrſtlich Reußiſchen Speciallinien unter ſich, 
nicht competent ſeyn, ſollte der Bundesverſammlung, und 
zwar unmittelbar, das Entſcheidungsrecht zuſtehen, ſo 
waͤren ſolches zwei Ausnahmen von den beiden ſo eben 
angezeigten Regeln des Bundesrechtes. Solche wurden 
nicht zu vermuthen, ſondern von der Bundesverſammlung, 
als dem behauptenden Theil, ſtreng zu erweiſen ſeyn. 


Dieſen Beweis glaubte die Commiſſion „deren Out: 
achten die Stimmenmehrheit bei dem beſchwerenden Haupt— 
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beſchluß vom 18. März 1824 zum Grunde legte, ſo viel 
das von ihr behauptete unmittelbare Entſcheidungsrecht der 
Bundesverſammlung betrifft, durch zwei Artikel der Wiener 
Schlußacte zu fuͤhren, durch Art. 17 und Art. 31. 


Rach Art. 17 iſt „die Bundesverſammlung berufen, 
„zur Aufrechthaltung des wahren Sinnes der Bundesacte, 
„die darin enthaltenen Beſtimmungen, wenn uͤber deren 
„Auslegung Zweifel entſtehen ſollten, dem Bundeszweck 
„gemaͤß zu erklaͤren, und in allen vorkommenden Faͤllen 
„den Vorſchriften dieſer Urkunde ihre richtige Anwendung 
„zu ſichern „. 

Welches iſt die Vorſchrift der Bundesacte, die in 
dem vorliegenden Falle anwendbar iſt? Keine andere, 
als die oben angeführte des 11. Artikels: daß die Bun— 
desverſammlung, in Streitigkeiten der Bundesglieder unter 
ſich, Vermittlung verſuchen, daß ſie, wenn dieſe fehlſchlaͤgt, 
richterliche Entſcheidung durch eine Austraͤgal-Inſtanz 
bewirken ſoll. Dieß iſt alſo die Vorſchrift, deren rich— 
tige Anwendung zu fihen, die Bundesverſammlung in 
dem von ihrer Commiſſion angerufenen Art. 17 berufen 
iſt. Dieß iſt die Vorſchrift, welche die Mehrheit in der 
Bundesverſammlung durch ihren Beſchluß hintangeſetzt 
hat, indem ſie eine Vermittlung nicht verſuchte, eine Ent— 
ſcheidung durch eine Austraͤgal-Inſtanz nicht bewirkte, 
ſondern ſofort ſich ſelbſt unmittelbar das Entſcheidungs— 
recht beilegte. 

Zweitens, erklaͤrt der Art. 17 die Bundesverſammlung 
fuͤr berufen, die in der Bundesacte enthaltenen Beſtim— 
mungen, wenn uͤber deren Auslegung Zweifel entſtehen 
ſollte, dem Bundeszweck gemäß zu erklaͤren. War in 
dem vorliegenden Fall uͤber die Auslegung einer Beſtim— 
mung der Bundesacte Zweifel entſtanden? Nein! Denn 
die Bundesacte enthält für den vorliegenden Fall keine 
Beſtimmung, uͤber deren Auslegung Zweifel entſtanden 
wäre, Wenn in der Bundesacte „Reuß Juͤngere Linie“ 
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als Bundesglied benannt wird, jo iſt dieſe Benennung, 
und Wer damit gemeint ſey, voͤllig klar und von keinem 
Theil beſtritten. Geſtritten wird nur daruber: welchen 
Theilungsmaasſtab die darunter Begriffenen anzuwenden 
haben, wenn ſie das dem Bundesglied „Reuß Juͤngere 
Linie“ in der Matrikel zugetheilte Bun unter 
ſich vertheilen. 


Waͤre uͤber die Auslegung jener Beſtimmung Zweifel 
entſtanden, ſo wuͤrde die beſtimmende Auslegung, da die 
Benennung der Bundesglieder zu den grundgeſetzlichen 
Beſtimmungen der Bundesacte gehoͤrt, vor das Plenum 
der Bundesverſammlung gehoͤren. Indeß faßte die Bun— 
desverſammlung den erwähnten Beſchluß ohne Inſtrue— 
tions-Einholung in dem engern Rath und per ma- 
jora. Aber ſelbſt in dem Plenum wuͤrde ein Beſchluß 
uͤber jene Auslegung nicht durch Stimmenmehrheit, ſon— 
dern nur durch Stimmeneinhelligkeit zu Stande 
kommen koͤnnen. Denn die Fragen: Wer zu den Bun— 
desgliedern gehoͤre? Wie dieſe zu benennen ſeyen? Wie 
die ihnen, als ſolchen, beizulegende Benennung zu ver— 
ſtehen ſey? waren bei Errichtung der Bundesacte Gegen— 
ſtand einer grundgeſetzlichen Beſtimmung. Eine ſolche 
kann, in dem Bundes-Grundvertrag, anders nicht als 
durch Einwilligung Aller erfolgen, und auch nur auf 
dieſem Wege kam die Benennung „Reuß Jüngere Linie“ 
in die Bundesacte. 


Der andere Artikel der Wiener Schlußacte, auf wel— 
chen die Commiſſion und die ihr beigefallene Mehrheit 
die Competenz der Bundesverſammlung gruͤnden moͤchte, 
iſt der Art. 31. Nach den eigenen Worten der Com— 
miſſion heißt es darin: „die Bundesverſammlung habe 
„das Recht und die Verbindlichkeit, fuͤr die Vollziehung 
„der Bundesacte und der uͤbrigen Grundgeſetze des 
„Bundes, und der von ihr in Gemaͤßheit ihrer Com— 
„petenz gefaßten Beſchluͤſſe zu ſorgen, auch zu dieſem 
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„Ende, nach Erſchoͤpfung aller andern bundesverfaſſungs— 
„maͤſigen Mittel, die erforderlichen Executions-Maas— 
„regeln in Anwendung zu bringen “. 


Vorſtehende Beſtimmung begruͤndet eine unmittelbare 
Vollziehungsbefugniß der Bundesverſammlung gegen 
Bundesglieder, fuͤr einen gewiſſen Fall. Welches dieſer 
Fall ſey? ob er hier vorhanden ſey? das iſt die Frage. 

Es iſt der Fall unzweifelhafter Verletzung bundes— 
maͤßiger Pflichten, eines einzelnen Bundesgliedes gegen 
Alle. Wo naͤmlich der Bund, die Geſammtheit der 
Bundesglieder, unmittelbar dabei betheiligt, oder durch 
ſeine Grund- oder andere Vertraͤge die Bundesverſamm— 
lung geradehin dafür zu ſorgen angewieſen iſt, daß ein 
zelne Bundesglieder ihre durch das vertragmaͤßige Bun— 
desrecht unzweifelhaft begründeten Verpflichtungen gehoͤrig 
erfüllen, da kann im Weigerungsfall, durch die 
Bundesverſammlung nach erfolgter ordnungsmaͤßigen Ab— 
ſtimmung und Faſſung eines Beſchluſſes, die vorſchrifts— 
maͤßige Anwendung jenes Artikels eintreten. 

Der Fall einer Weigerung, eine Bundespflicht zu 
erfüllen, war und iſt hier offenbar nicht vorhanden. 
Weder das Fuͤrſtliche Haus Reuß Juͤngerer Linie insge— 
ſammt, noch die Speciallinien deſſelben weigern ſich, das 
dieſem Bundesglied in der Matrikel angewieſene Contin— 
gent von 522 Mann vollzaͤhlig zu gehoͤriger Zeit vor— 
zuſtellen, in Bereitſchaft zu halten und in das Feld 
zu ſtellen. 


Wenn im Innern des Geſammthauſes der Maasſtab 
ſtreitig geworden iſt, nach welchem dieſe Mannſchaft 
unter die Speciallinien zu vertheilen ſey, ſo ſind doch 
die Betheiligten weit entfernt von der Abſicht oder Be— 
hauptung, daß wegen und waͤhrend dieſes Zwieſpaltes 
die matrikularmaͤßige Contingentmannſchaft unvollzaͤhlig 
ſeyn, daß durch ſolche Unvollzaͤhligkeit eine Lücke in dem 
Bundesheer entſtehen duͤrfe. Beſeelt von dieſer Ueber— 


Rlüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 18 
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zeugung und Geſinnung, hat ſogar die Linie Lobenſtein 
und Ebersdorf die feſte Zuſicherung erklaͤrt, für Auf— 
ſtellung derjenigen 49 Mann, welche die Differenz des 
ſtreitigen Theilungsverhaͤltniſſes bilden, waͤhrend des 
Streites Sorge tragen zu wollen. 

Eine ſicherere Buͤrgſchaft für vollſtaͤndige Erfüllung 
der matrikularmaͤßigen Bundespflicht der Jungern Linie 
Reuß konnte wohl nicht verlangt werden. Glaubte aber 
die Mehrheit in der Bundesverſammlung ſich jene Er— 
füllung durch ein noch bündigeres Verſprechen verſichern 
zu muͤſſen, ſo ſtand nur bei Ihr, auf Ertheilung eines 
ſolchen in dem gehoͤrigen Wege hinzuwirken, ohne hie— 
durch einem der beiden Betheiligten in Abſicht auf den 
Streitgegenſtand einen Rechtsnachtheil zuzufügen. 

Auf jeden Fall mußte, da hier Gefahr auf dem 
Verzug offenbar nicht haftete, die durch die Natur des 
Bundesverhaͤltniſſes und die Bundes-Grundvertraͤge ge— 
botene Vermittlung verſucht, und die Vorſchrift der 
proviſoriſchen Competenz-Beſtimmung §. 7, in zwei— 
felhaften Faͤllen Inſtruction einzuholen, ge 
buͤhrend beachtet werden. 

Zu einer Drohung mit Executions-Maasregeln fehlte 
es unverkennbar an rechtfertigender Urſache, weil es an 
einer Weigerung fehlte, Bundespflichten zu erfüllen, und 
ohne eine ſolche die Ausübung der Executions-Befugniß 
nicht Statt haben kann. Ueberdieß gebietet der von der 
Commiſſion ſelbſt angerufene Art. 31 der Wiener 
Schlußacte ausdrücklich, daß erſt „nach Erſchoͤpfung 
„aller andern bundesverfaſſungsmaͤßigen Mittel, die 
„erforderlichen Executions-Maasregeln “ (worunter auch 
die Bedrohung mit Execution begriffen iſt) in Anwen— 
dung zu bringen ſeyen “. 

Sonach iſt außer Zweifel, daß die Commiſſion den 
verſuchten Beweis, es ſey hier als Ausnahme von der 
Regel des Bundesrechtes, die Ausübung eines unmutel— 
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baren Entſcheidungsrechtes und der unmittelbaren Volk 
ziehungsbefugniß der Bundesverſammlung begruͤndet, wie 
Recht nicht gefuͤhrt habe. 


Nicht beſſer verhaͤlt es ſich mit der von der Com— 
miſſion behaupteten Ausnahme von einer andern Re— 
gel des Bundesrechtes, von dem Vorzug der Stamm— 
Austraͤge. 

Warum ſollen hier die Reußiſchen Stamm-Austraͤge 
nicht competent ſeyn? Eine Frage, deren richtige Beant— 
wortung vorzuͤglich auf einer Würdigung der in der vor— 
liegenden ſtreitigen Hauptſache anwendbaren Entſchei— 
dungsquellen beruht. 


Die Commiſſion der Bundesverſammlung antwortet 
mit Papinian, in L. 38 D. de pactis: jus publicum 
privatorum pactis mutari non potest. 


Dieſer, ſchon in der Natur des Verhaͤltniſſes zwiſchen 
Staats⸗ und Privatrecht gegruͤndete, Satz it hier nicht 
anwendbar. Jus publicum und pacta privatorum 
ſtehen hier keineswegs einander gegenüber, ſondern jus 
gentium Seu pactitium foederis germanici und jus 
publicum ruthenicum; doch nicht collidirend, wie ſich 
unten bewähren wird. Die Reußiſchen Stamm Austraͤge 
und der ſtreitige Theilungsmaasſtab haben ihren Entſte— 
hungsgrund nicht in Privatvertraͤgen, ſondern in haus— 
und landesgrundgeſetzlichen Beſtimmungen, welche ehema— 
lige Regenten und Stammhaͤupter des Reußiſchen Hauſes 
in dieſer Eigenſchaft, kraft ihrer reichsunmittelbaren 
Autonomie und Landeshoheit, vertragweiſe errichtet 
haben. Oeffentliche Perſonen paciſcirten über Gegen 
ſtaͤnde des oͤffentlichen Rechtes. 

Oder kaͤme etwa hier das Bundesrecht in Colliſion 
mit dem Staatsrecht des Hauſes Reuß Juͤngerer Linie? 

Die Commiſſion behauptet ſolches. Das Bundes— 
recht, ſagt ſie, nehme einzig die Einwohnerzahl der 
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Bundesſtaaten zum Maasſtab ihrer Contingente; der 
Theilungsmaasſtab des Reußiſchen Staatsrechtes, welcher 
unter den ſtreitenden Parteien vertragweiſe feſtgeſtellt 
worden, ſey aus dieſem Element allein nicht entſtanden; 
ſonach zeige ſich zwiſchen beiden ein Widerſtreit. Die 
von der Jungern Linie ausgefertigte Ratification der 
Bundesacte ſey von den Haͤuptern der unter jener Linie 
begriffenen Speciallinien einzeln unterzeichnet, alſo nicht 
von einer Geſammtheit. Zwiſchen einzelnen Bundesglie— 
dern könne eine von der Bundesmatrikel abweichende 
dauernde Beſtimmung, ohne ausdrückliche Zuſtimmung 
des Bundes, weder durch Rechtſtreit (Rechtſpruch) noch 
durch Vertrag getroffen werden. Durch Eintritt in den 
Bund habe das Fürftlihe Haus Reuß jüngerer Linie 
ſeinem Staatsrecht, fuͤr den Fall einer Colliſion deſſel— 
ben mit dem Bundesrecht, entſagt. In Abſicht auf das 
ihm zugetheilte Contingent ſey ein Bundesſtaat Schuld— 
ner des Bundes. Ein Glaͤubiger ſey aber nicht ver— 
pflichtet, ſich gefallen zu laſſen, daß ſein Schuldner die 
ſchuldige Leiſtung, ganz oder zum Theil, auf einen 
Dritten übertragen. Demnach habe der ganze Bund ein 
Widerſpruchsrecht gegen die von der Bundesmatrikel ab 
weichende Vertheilung, welche von Lobenſtein- und 
Ebersdorfſcher Seite beabſichtigt werde. 

Vorſtehende Behauptung einer Colliſion iſt auf die 
unerwieſene Vorausſetzung gebaut, daß das Fuͤrſtliche 
Haus Reuß Juͤngerer Linie in feinem bundesgenoſſen— 
ſchaftlichen Verhaͤltniß ein zweifaches Subject bilde. In⸗ 
deß beſteht es darin noch zur Zeit offenbar nur als 
Einheit. Die Bundesacte, die Protokolle der Bundes; 
verſammlung, insbeſondere die Plenar-Protokolle, die 
Wiener Schlußacte, die Bundesmatrikel, die Kriegsver— 
faſſung des Bundes erkennen, im deutlichſten Wortlaut, 
allenthalben als unmittelbares Bundesglied nur „Reuß 
Jüngere Linie“; Eine Perſon, eine moraliſche, wenn 
und ſo lange dieſe Hauptlinie ſich in Speciallinien ab⸗ 
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theilt und fo lange nicht jeder derſelben im engern Rathe 
der Bundesverſammlung unter der Curie der ſechzehnten 
Stimme und im Plenum ein abgeſondertes Stimmrecht 
durch Einwilligung ſaͤmmtlicher Bundesglieder zugetheilt 
iſt. Nirgend wird in den Grundbeſtimmungen des Bun— 
des der Speciallinien dieſes Hauſes erwaͤhnt, und ſelbſt 
in dem Plenum der Bundesverſammlung nimmt die Bun— 
desacte (Art. 6) keine Ruͤckſicht auf dieſelben; von 69 Stim— 
men gibt fie daſelbſt dem Bundesglied „Reuß Juͤngere 
Linie“ mehr nicht als Eine. 


Wenn die Urkunde, wodurch die Bundesacte von der 
Jungern Linie ratificirt ward, die Virilunterſchrift der 
Haͤupter ihrer damaligen Speciallinien erhielt, ſo lag 
ſolches in der Natur dieſer Geſammtheit. Die Wichtig— 
keit der Acte brachte mit ſich, daß jeder Souverain ein— 
zeln unterzeichnete und das einfachſte war, daß die Haupt— 
urkunde von allen Mitgliedern der Geſammtheit gemein: 
ſchaftlich ausgeſtellt wurde. Aus der individuellen Unter— 
zeichnung einer gemeinſchaftlichen Ratificationsurkunde kann 
aber keinesweges gefolgert werden, daß die Haͤuſer 
der Jungern Linie ſtillſchweigend auf die zwiſchen ihnen 
beſtehenden Vertragverhaͤltniſſe ganz oder zum Theil ver— 
zichtet haͤtten. 


Die Bundesmatrikel, die hier zunaͤchſt in Betracht 
kommt, theilt nicht jeder unter der Juͤngern Linie begrif— 
fenen Speciallinie ein eigenes Contingent zu, ſondern 
allein der Geſammtheit unter der bundesgrundgeſetzlichen 
Benennung „Reuß Juͤngere Linie“, alſo im Ganzen. 
Wie die Bundesacte und die Wiener Schlußacte, macht 
auch ſie keine Erwähnung von den Speciallinien. Dieſes 
Contingent ward berechnet aus der Einwohnerzahl des 
ganzen ſouverainen Beſitzthums der Juͤngern Linie, aus 
einer Geſammtzahl, welche ſich ergab und nur ergeben 
konnte durch Zuſammenrechnung der Einwohnerzahlen der 
einzelnen Landestheile. Daher ward auch bei Errichtung 
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der Matrikel von der Bundesverſammlung nicht die ihr 
mit der Geſammtpopulation des Gebiets der Jungern 
Linie Reuß zugleich angemeldete Einwohnerzahl jedes ein— 
zelnen Landestheils, ſondern nur allein jene Geſammtzahl 
in die Bevoͤlkerungstabelle ſaͤmmtlicher Bundesſtaaten auf: 
genommen. 


Auch der Beſchluß der Bundesverſammlung vom 
11. April 1821 (Prctokoll der ſiebzehnten Sitzung, 
§. 102), enthaltend die naͤheren Beſtimmungen der Kriegs— 
verfaſſung, erwähnt überall der Juͤngern Linie anders 
nicht als einer Geſammtheit oder Einheit, und keineswegs 
als einer ſchon beſtehenden Mehrheit von Bundesſtaaten. 


Es iſt alſo klar, daß in dem Bundesverhaͤltniß uͤber— 
haupt und in dem Kriegs- und Matrikular-Verhaͤltniß 
insbeſondere, unter dem Namen „Reuß Jungere Linie“ 
dem Bund und der Bundesverſammlung unmittelbar Nie— 
mand gegenüber ſteht, als ungetheilt die Geſammtheit 
oder moraliſche Perſon, welche das Bundesrecht und das 
Reußiſche Staatsrecht mit jenem Namen bezeichnen. 


Sind die von der Commiſſion angenommenen Vor— 
ausſetzungen unrichtig, fo find es auch die Folgeſatze. 


Der Bund ſoll hier zu Widerſpruch berechtigt ſeyn. 
Ein Recht dazu beſteht nur da, wo ein rechtliches In— 
tereſſe vorwaltet. Ein ſolches laͤßt ſich hier nicht nach— 
weiſen. Von der Jüngern Linie Reuß hat der Bund, 
nach dem angenommenen Maasſtab der Bevoͤlkerung, ein 
Contingent von 522 Mann zu erwarten. Die Berther 
lungsart deſſelben unter die Speciallinien iſt ein Ge— 
genſtand des innern Staatsrechtes dieſes Ge— 
ſammthauſes, und eben ſo der Streit, der unter 
ihnen darüber entſteht oder entſtehen koͤnnte. Wird unab- 
haͤngig von dieſem, das Contingent vollſtaͤndig in gehoͤriger 
Bereitſchaft gehalten und im geeigneten Fall zu dem 
Bundesheer geſtellt, ſo geſchieht und iſt geſchehen, was 
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die Bundespflicht der Geſammtheit erheiſcht und der Bund 
zu fordern berechtigt iſt. 


Daß aber jene Bereithaltung und Stellung auch waͤh— 
rend des Streites jederzeit ohne Mangel erfolge, dafür 
hat das Fürſtliche Haus Lobenſtein und Ebersdorf der 
Bundesverſammlung feſte Zuſicherung gegeben. Durch 
den Streit, welcher uͤber den Theilungsmaasſtab in dem 
Innern des Fuͤrſtlichen Geſammthauſes obwaltet, kann 
daher in dem Bundes-Militairverhaͤltniß nirgend ein Man— 
gel, nirgend eine Luͤcke entſtehen, weder in der Matrikel 
noch in dem Kriegsheer, und eine Nichterfuͤllung der dem 
Haufe Reuß Juͤngerer Linie in dieſer Beziehung oblie— 
genden Bundespflicht laͤßt ſich mit Recht nicht behaupten. 

Einer Einmiſchung der Bundes verſammlung 
in den Streit ſteht alſo die Einrede des ermangelnden 
rechtlichen Intereſſe (UA non interest) mit geſetzmaͤßigem 
Erfolg entgegen. 

Ein Entſcheidungsrecht ſogar ſich beizule— 
gen, war die Bundesverſammlung noch weniger 
befugt, da die Wiener Schlußacte ſie anweiſet, die 
Competenz der Reußiſchen Stamm-Austraͤge zu achten, 
und ſie ſelbſt dieſe Verpflichtung durch die oben ange— 
fuͤhrten Beſchluͤſſe anerkannt hat. 

Das Gleichniß von einem Schuldner, der einen An— 
dern zur Leiſtung vorſchieben will, unterſtutzt die Mei: 
nung der Commiſſion nicht, des widerlegt fie. Der 
Schuldner, den der Schulobrief, die Matrikel, benennt, 
heißt daſelbſt woͤrtlich: „Reuß Juͤngere Linie “. Anders 
durfte und darf er, laut der Grundvertraͤge des Bundes, 
ohne ſeine ſpecielle Einwilligung nicht benannt werden. 
Dieſer ſchiebt keinen Andern zur Leiſtung vor. Von 
Ihm empfaͤngt der Glaͤubiger, der Bund, die ſchuldige 
Leiſtung zu geſetzter Zeit vollſtaͤndig, wie lang auch die 
Dauer und was auch das Schickſal des Streites uber 
den innern Theilungsmaasſtab ſeyn mag. 
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Nicht anders verhält es ſich mit dem Argument, daß, 
ohne Zuſtimmung des Bundes, einzelne Bundesglieder 
unter ſich keine von der Bundesmatrikel abweichende 
dauernde Beſtimmung errichten duͤrfen. Das kann der 
Fall hier nicht ſeyn, wo zur Zeit nicht mehrere Bundes— 
glieder dem Bund gegenuͤber ſtehen, ſondern unmittelbar 
nur Eines, wie oben gezeigt iſt. Frage man vielmehr, 
ob dem Bund Einmiſchung und Widerſpruch zuſtehen, 
wenn ein Bundesglied fein Mannſchaftcontingent nach 
dem Maasſtab der Einwohnerzahl allein, auf ſeine ver— 
ſchiedenen Landestheile nicht vertheilt? Zum Beiſpiel, das 
Herzoglich Oldenburgiſche auf Oldenburg, Eutin und 
Birkenfeld, auf jedes nach einem andern Maasſtab, wo— 
fuͤr ſehr erhebliche Gruͤnde des Rechts, der Billigkeit, 
des Staatswohls ſtreiten koͤnnen. 


Die Bundestags-Verhandlungen über die Matrikel ber 
waͤhren, daß die Ausmittelung eines allgemein paſſenden, 
gleichen und billigen Maasſtabes für die Mllitaͤrleiſtungen 
der einzelnen Bundesſtaaten zu den ſchwierigſten, ſehr 
wahrſcheinlich zu den practiſch unauflösbaren Aufgaben 
gehoͤre. Es hat ſich dabei ergeben, daß die Einwohner— 
zahl allein einen Maasſtab der bezeichneten Art noch weit 
nicht begründe, daß dieſelbe vielmehr nur als Auskunft— 
mittel gewaͤhlt worden ſey, um aus den Schwierigkeiten 
ſich herauszuwickeln, welche bei Anwendung des theoretiſch 
richtigen Maasſtabs der geſammten Staatskraft unver 
meidlich aufſtoßen, da dieſe ſelbſt aus der Volkszahl, dem 
Gebietsumfang und dem Staatseinkommen zuſammen ſich 
vollkommen noch nicht beſtimmen laͤßt, und am wenigſten 
in dem gegenſeitigen Verhaͤltniß von neun und dreißig 
im Innern ſehr verſchiedenartig gebildeten Bundesſtaaten; 
wie beſonders in dem Protokoll der erſten Bundestags— 
Sitzung von 1824 $. 11, in der Curiat-Abſtimmung 
von Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg gruͤndlich ge— 
zeigt worden iſt. 
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Das Bundesrecht enthält daher auch keine Beſtim— 
mung, nach welcher derſelbe Maasſtab, der bei Verthei— 
lung des Bundesheeres unter die Bundesſtaaten in der 
Matrikel zur Grundlage diente, auch im Innern der 
Bundesſtaaten gebraucht werden muͤßte. Schon zur Zeit 
des Deutſchen Reichs war der innere Theilungsmaasſtab 
der Juͤngern Linie Reuß ein anderer, als der allgemeine 
der Reichsmatrikel. Schon damals beſtand eine eigene 
Landesmatrikel, haus- und landesgrundgeſetzlich feſtgeſtellt, 
und unangefochten von dem Reich. In der Zwifchens 
zeit, von der Aufloͤſung des Reichs bis zu Errichtung 
des Deutſchen Bundes, ward dieſer innere Theilungs— 
maasſtab, dieſe Landesmatrikel, nicht aufgehoben. 


Damit ſoll nicht geſagt ſeyn, daß die beiden Spe— 
ciallinien des Hauſes Reuß Jungerer Linie nicht darüber 
ſich verſtehen koͤnnen oder werden, mehr als Eine Be— 
ſtimmung des aͤltern Vergleichs durch einen neuen zu aͤn— 
dern, und unter Anderem die Einwohnerzahl allein zum 
künftigen Maasſtab auch der innern Contingentverthei— 
lung zu nehmen. Mit Vorausſetzung eines vorherigen 
freien Einverſtaͤndniſſes zwiſchen beiden in der Geſammt— 
linie enthaltenen regierenden Haͤuſern, wird dann auch die 
Trennung ihres gemeinſchaftlichen Matrikularanſchlages, 
wie es der erwaͤhnte Beſchluß dem Verhaͤltniß beider Spe— 
ciallinien zu der Geſammtheit des Bundes fuͤr ange— 
meſſen hat erachten wollen, bewirkt werden koͤnnen. Es 
würden jedoch auch nach dieſer Veraͤnderung, beide Reußi— 
ſchen Haͤuſer Juͤngerer Linie auch die Hoffnung hegen 
durfen, daß, nachdem ſie als Zwei ganz abgeſonderte 
Bundesſtaaten ihre Verpflichtungen gegen den Bund 
zu erfüllen berufen wären, auch ihre Rechte in Bezug 
auf die Stimmfuͤhrung im engern Rathe unter der 
Curie der ſechzehnten Stimme, und im Plenum mit der 
den uͤbrigen Bundesgliedern gleicher Kategorie gegebenen 
Stellung analog feſtgeſetzt wurden. 


290 


Nicht von den, durch vorbezeichnetes Sach- und Recht— 
verhältniß gebotenen, Beſtimmungsgruͤnden ward die Bun— 
desverſammlung geleitet. Die unmittelbare Vollziehungs— 
befugniß, welche die Wiener Schlußacte der Bundesver— 
ſammlung unter genau vorgeſchriebenen Bedingungen ein— 
raͤumt, ward von derſelben in einem dazu nicht geeig— 
neten Falle in Ausuͤbung gebracht. Sie verwarf in dieſer 
Parteiſache unter Bundesgenoſſen, ohne Grund ſtillſchwei— 
gend die bundesverfaſſungsmaͤßige Competenz der Stamm— 
Austraͤge. Sie verſuchte keine Vermittlung, ſie veran— 
laßte keine Entſcheidung durch eine wohlgeordnete Aus— 
traͤgal⸗Inſtanz. Sie ſelbſt, dieſe Stimmenmehrheit, ſprach 
das Urtheil, ohne Bedenkzeit, ohne Inſtructions-Einho— 
lung, in dem Augenblick, wo ihr das Gutachten ihrer 
Commiſſion war vorgeleſen worden, und drohte zugleich 
mit Executions-Maasregeln. — 


Vergebens bemuͤht man ſich, bundesrechtliche Gruͤnde 
für dieſe Verfahrungsweiſe zu erforſchen. Keine Gefahr 
drohte von einigem Verzug. Das Intereſſe des Bundes 
war nicht gefaͤhrdet. Die Ausuͤbung einer unmittelbaren 
Vollziehungsbefugniß der Bundesverſammlung war nicht 
an der Zeit, nicht an ihrem Ort, da, wo fuͤr jeden Fall 
die matrikularmaͤßige Vollſtaͤndigkeit des Contingents der 
Jüngern Linie Reuß verbuͤrgt war, und von der Bun— 
desverſammlung Selbſt, ſobald es noͤthig war oder fur 
noͤthig erachtet ward, proviſoriſch, waͤhrend des Streites, 
auf verfaſſungsmaͤßigem Wege ſicher geſtellt werden konnte, 
ohne ſich hier gegen die Bundesgrundgeſetze ein Entſchei— 
dungsrecht beizulegen. 


Gewiß, das Intereſſe des Bundes waͤre zureichend 
gewahrt, Niemand waͤre in ſeinem Recht beeintraͤchtigt, 
der definitiven Erledigung der Irrung, welche nur von 
einem Vergleich oder einem haus- und landesverfaſſungs— 
mäßigen austraͤgal- richterlichen Rechtſpruch zu erwarten iſt, 
waͤre nicht vorgegriffen, die Grenzlinie der eigenen Com— 
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petenz nicht uͤberſchritten, den Forderungen des Bundes⸗ 
rechtes Genüge geleiſtet, wenn man die verfaſſungsmaͤßige 
Vermittlung verſucht, Inſtruction eingeholt, zu einer reifen 
Berathung Zeit gelaſſen und ſich im Weſentlichen auf 
die Erklaͤrung beſchraͤnkt hätte: der Durchlauchtigſte Deutſche 
Bund habe von den Fuͤrſtlichen Betheiligten Sich zu ver— 
ſprechen, daß Sie die Meinungsverſchiedenheit, welche der— 
mal unter ihnen uͤber den Maasſtab obwalte, der bei 
Vertheilung des in der Bundesmatrikel dem Fuͤrſtlichen 

Hauſe Reuß Juͤngerer Linie insgeſammt angewieſenen 
Mannſchaftcontingents zum Grunde zu legen ſey, ent— 
weder in Güte oder auf dem haus- und landesverfaſſungs— 
maͤßigen Wege der Stamm -Austraͤge beſeitigen, unters 
deſſen aber, eingedenk ihrer gemeinſchaftlichen Bundes— 
pflicht, fuͤr vollſtaͤndige matrikularmaͤßige Aufſtellung und 
Bereithaltung des erwähnten Contingentes Fürforge treffen, 
und hievon die Bundesverſammlung ſeiner Zeit, wenn 
allgemeine Veranlaſſung zum Ausweis der Kriegscontin— 
gente gegeben, ſey, beiderſeits in zuverlaͤſſige Kenntniß 
ſetzen wuͤrden. 


Wenn endlich in dem zweiten Beſchluß, der beſtimmte 
Antrag eines Bundesgenoſſen, ſeine kaum Einen Bogen 
ſtarke Erklaͤrung dem Protokoll loco dictaturae gedruckt 
beizufügen, verworfen ward, fo begrundet auch dieſes 
eine gerechte, allen Bundesgenoſſen gemeinſame Beſchwerde. 

Vorſtehende treue Darſtellung der Sach- und Recht— 
verhaͤltniſſe wird, wie man hofft, bei allen Regierungen 
des Deutſchen Bundes die Ueberzeugung begruͤnden: 

daß der Fall, wo, als Ausnahme von der Regel, 
die unmittelbare Vollziehungsbefugniß der Bundesverſamm— 
lung anwendbar iſt, hier nicht vorhanden ſey; 

daß vor Entſcheidung der Frage: ob ſolcher vorhan— 
den ſey? hier, wo einiger Verzug durchaus gefahrlos 
war, zuvoͤrderſt Inſtruction haͤtte eingeholt, und vor der 
ſich erlaubten Bedrohung mit Executions-Maasregeln, alle 
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andern bundesverfaſſungsmaͤßigen Maasregeln, wohin ins— 
beſondere wiederholte Vermittlungsverſuche gehoͤren, haͤtten 
erſchoͤpft werden muͤſſen; 


daß fuͤr Entſcheidung des in Rede ſtehenden Streites 
die Bundesverſammlung nicht competent, und nur die Fuͤrſt— 
lich Reußiſche Stamm-Austraͤgal-Inſtanz competent ſey; 


daß auch dann, wenn dieſe Inſtanz incompetent waͤre, 
die Bundesverſammlung ſich unmittelbar ein Entſcheidungs— 
recht beizulegen, keine begründete Veranlaſſung gehabt 
habe, ſondern vielmehr verpflichtet geweſen ſeyn wuͤrde, 
nach fruchtloſem Verſuch einer Vermittlung, die Entſchei— 
dung einer wohlgeordneten Austraͤgal-Inſtanz zu über 
laſſen; 3 

daß der Durchlauchtigſte Deutſche Bund, deſſen Con— 
tingentforderung fuͤr jeden Fall ſicher geſtellt iſt, und 
vorſorglich ſicher zu ſtellen war, bei dem Streit ſelbſt 
kein rechtliches Intereſſe hat, mithin dabei unmittelbar 
nicht betheiligt, eine Colliſion zwiſchen dem Bundesrecht 
und dem Reußiſchen Staatsrecht hier niche denkbar, ein 
Widerſpruchrecht des Bundes nicht begruͤndet ſey. 


Die Geſinnung, welche ſich in dem erſten Beſchluß 
durch die unzeitige Drohung mit Executions-Maasregeln, 
in dem zweiten durch den Ton, worin das Beharren bey 
dem vorigen Beſchluß erklaͤrt wird, und durch die Ab— 
weiſung des Antrags, die naͤhere Erklaͤrung dem Proto— 
coll loco dictarurae gedruckt beizufügen, unmittelbar 
wider einen Bundesgenoſſen ausſpricht, wird das eigene 
Urtheil und Gefühl eines Jeden der Allerhoͤchſten, Hoͤchſten 
und Hohen Bundesglieder zu wuͤrdigen wiſſen. 


Indem Seine des regierenden Fuͤrſten Reuß zu Lo— 
benſtein und Ebersdorf Durchlaucht dieſen Vorgang, 
in feinem weſentlichen Zuſammenhang, Ihren Aller 
hoͤchſten, Hoͤchſten und Hohen Bundesgenoſſen 
unmittelbar zu unparteyiſcher Prüfung und Beurtheilung 
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geziemend vorlegen, uͤberlaſſen Sie vertrauensvoll Aller— 
hoͤchſt-, Hoͤchſt- und Hochdenſelben, was Sie, in Be 
ziehung auf das von der Mehrheit der Bundesverſamm— 
lung durch die gedachte Schlußfaſſung verſchuldete Gra- 
vamen commune aller Bundesglieder ſowohl 
dem Bundesrecht, als auch der Wuͤrde Aller, und, 
bei der bundesverfaſſungsmaͤßigen Gleichheit der Rechte, 
jedes Einzelnen, fuͤr angemeſſen erachten und wie Sie 
in dieſer Hinſicht, auf Ihrem individuellen Standpunct 
als Bundesglieder und ſouveraine Regenten, Sich gegen 
Ihre Geſandſchaften am Bundestag zu aͤußern für gut 
finden wollen. 


Gleichzeitig mit gegenwaͤrtiger Recurs ˖enkſchrift, ließ 
das Füͤrſtliche Haus Lobenſtein und Ebersdorf auch eine 
andere Druckſchrift vertheilen, welche eine ausführliche 
Darſtellung der Streitſache ſowohl an ſich als auch ihrer 
der Verhandlung bei der Bundesverſammlung in den Jahren 
1824 und 1825 enthaͤlt. Dieſe Druckſchrift fuͤhrt den 
Titel: „Definitive Anſichten des Fuͤrſtlichen Hauſes 
Reuß⸗Lobenſtein und Ebersdorf uͤber das Ver— 
fahren der hohen Deutſchen Bundes verſammlung bey einer 
Streitigkeit unter den Gliedern des Geſammthauſes Reuß 
Juͤngerer Linie “. Im April 1825. (Als Manuſeript 
gedruckt.) 69 Seiten in Fol. 


IV. 


Rechtszustand 


der Graͤflich-Stolbergiſchen Grafſchaft 
Oohnſtein, unter der Staatshoheit des 
Koͤnigreichs Hannover, 


insbeſondere 


des Stolberg-Stolbergiſchen Theils 
dieſer Grafſchaft, mit Angabe feiner 
ſtatiſtiſchen Verhaͤltniſſe. 


— — 


Oogleich die Subſtanz der Staats Hoheitrechte in der 
Regel unveraͤuſſerlich iſt, ſo kann doch die Ausubung und 
Benutzung gewiſſer inneren Regalien, mit Unterordnung 
unter die Staatsregierung, unter ihre Oberaufſicht, Ge— 
ſetzgebung und vollziehende Gewalt, an Andere abgetreten 
werden. Es kann dieſes geſchehen bei ſolchen inneren 
Regalien, deren Gebrauch, ohne Nachtheil des Staats— 
zweckes, ohne die Wirkſamkeit der Staatsregierung für 
ſolchen zu hindern, Andern uͤberlaſſen werden darf. In— 
deß iſt es immerhin eine Anomalie, die, ſo viel mit 
Rechtsbeſtand moͤglich, ſowohl zu vermeiden als auch zu 
beſeitigen iſt. 

In teutſchen Staaten beſtanden zu der Zeit des 
Teutſchen Reichs mehrfache Anomalien dieſer Art, und 
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noch jetzt beſtehen verſchiedene. Durch verſchiedene Rechts— 
titel hatten oder haben Unterobrigkeiten und Landſaſſen, 
insbeſondere anſehnliche Grundeigenthumer, Fuͤrſten und 
Grafen, ſtaͤdtiſche und geiſtliche Gemeinheiten, durch Vers 
leihung, ſey es Vertrag oder Privilegium, oder durch 
unvordenkliche Verjaͤhrung, das Recht zu untergeordneter 
Ausübung und Benutzung von Regalien der gemeldeten 
Art in einem beſtimmten Bezirk des Staatsgebietes er— 
worben. Der Inbegriff auf ſolche Weiſe erworbener Re— 
gierungsrechte, erhielt den Namen vertragmaͤſige unterge— 
ordnete oder ſubalterne, auch reichsmittelbar untergeordnete, 
Landeshoheit, Landesherrlichkeit oder Regierungsgewalt 
(superioritas territorialis pactitia subordinata seu sub 
alterna, jus territoriale subordinatum, jus territorii 
subordinati seu subalterni), von Einigen auch Unter— 
hoheit benannt. 


Ueberall war oder iſt ein Staatsverhaͤltniß ſolcher 
Art, ſchon der Anomalie und Seltenheit wegen, eine 
Staatsmerkwuͤrdigkeit. Beiſpiele liefern: das theils fuͤrſt— 
liche theils graͤfliche Haus Schoͤnburg, im Verhaͤltniß zu 
dem Koͤnigreich Sachſen; das landgraͤfliche Haus Heſſen— 
Rheinfels-Rothenburg, wegen der ſo genannten nieder— 
heſſiſchen oder rothenburgiſchen Quart (Paragium), in 
Kurheſſen; Schwarzburg-Rudolſtadt, wegen des Amtes 
Ilm, unter ſachſen-gothaiſcher Hoheit; die neuenſteiniſche 
Hauptlinie des fuͤrſtlichen Hauſes Hohenlohe, wegen der 
obern Grafſchaft Gleichen unter der Hoheit von Sachſen— 
Gotha; Graf von Bentinck, wegen der Edlen Herrſchaft 
Varel, gegenuͤber von Oldenburg; Solms-Wildenfels, 
in dem Koͤnigreich Sachſen; das graͤfliche Haus Stol— 
berg, ſowohl wegen der Grafſchaft Wernigerode, als auch 
wegen der Grafſchaft Stolberg, beide ſeit 1815 unter 
preuſſiſcher Hoheit ). 


1) Nachweiſungen von dieſen und andern Beiſpielen, findet man in 


296 


Ein denkwuͤrdiges Beiſpiel liefert auch, noch jetzt, 
daſſelbe graͤfliche Haus Stolberg, wegen ſeines Theils 
von der (in der Zeit des Teutſchen Reichs mittelbaren 
und nicht reichsſtaͤndiſchen) Grafſchaft Hohnſtein. Einer 
Darſtellung dieſes untergeordneten Staatsverhaͤltniſſes, 
einer genaueren als zeither verſucht worden, iſt nach— 
ſtehende Abhandlung gewidmet. 


Die Grafſchaft Hohnſtein war ein Beſitzthum der 
alten Grafen von Hohnſtein, deren beide Linien in den 
Jahren 1593 und 1609 in dem Mannſtamm erloſchen. 
Mit dieſen Grafen hatten die Grafen von Stolberg und 
von Schwarzburg eine Erbverbruͤderung errichtet, welche 
der zum roͤmiſchen König erwaͤhlte Graf Gunther von 
Schwarzburg im Jahr 1349 beſtaͤtigte ). Eine aber— 
malige Erbvereinigung errichteten die Grafen von Hohn— 
ſtein, Schwarzburg und Stolberg im Jahr 1433 ). Graf 
Dieterich von Hohnſtein uͤberließ 1413 die Grafſchaft 
Hohnſtein, mit Vorbehalt des Mitbeſitzes, dem Grafen 
Botho von Stolberg, doch, wie es ſcheint, vorerſt nur 
den Civil Beſitz; Herzog Otto von Braunſchweig-Goͤttingen 
gab demſelben 1428 die Eventual Belehnung darüber, und 
dem Grafen Heinrich von Schwarzburg die geſammte 
Hand. Als 1593 mit dem Grafen Ernſt von Hohnſtein 
der Mannſtamm ſeiner Linie erloſchen war, fiel die Graf— 
ſchaft an das graͤfliche Haus Stolberg, welches dieſelbe 
ſeitdem als ein von dem braunſchweigiſchen Fuͤrſtenthum 
Calenberg relevirendes Mannlehn beſitzt ). 


Klüber's öffentl. Recht des Teutſchen Bundes und der Bundes: 
ſtaaten (3. Aufl. 1831), §§. 102, 318 u. 320. 

1) Lunig, Reichsarchiv, Spieileg. sec., T. II. p. 1876. 

2) Zunig, a. a. O., Part. spec., Contin. 2. Fortſetz. 3., Abth. 6, S. 
285; auch in Rousset, Supplement au corps diplomatique 
universel de Du Mont, T. I, P. II, p. 364. 


3) Von dieſen Geſchichtumſtänden zum Theil, ſehe man E. D. v. Lieb— 
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Den Titel „Graf zu Hohnſtein “ führte auch Kur: 
brandenburg, und fuͤhrt noch jetzt die Ludwigiſche 
Hauptlinie des graͤflichen, jetzt zum Theil fuͤrſtlichen 
Hauſes Sayn-Wittgenſtein. Damit hat es folgende 
Bewandniß. Die alten Grafen von Hohnſtein trugen die 
Herrſchaften Lohra und Klettenberg von dem Bisthum 
Halberſtadt zu Lehn. Nach dem ohne maͤnnliche Nach— 
kommen im Jahr 1593 erfolgten Ableben des Grafen 
Ernſt von Hohnſtein, fielen dieſe Lehen an das Bis— 
thum zuruck. Sie wurden demſelben einverleibt, während 
der uͤbrige Theil der Grafſchaft Hohnſtein nach wie vor 
Braunſchweig-Calenbergiſches Lehn blieb. In dem weſt— 
phaͤliſchen Frieden CI. P. O. art. XI. §. 2.) ward der⸗ 
jenige Theil der Grafſchaft Hohnſtein, welcher Halber— 
ſtaͤdtiſches Lehn war, „beſtehend aus den Herrſchaften 
oder Aemtern Lohra und Klettenberg nebſt Zugehoͤ— 
rungen“, und welcher durch Heimfall an das Bisthum 
gelangt war, mit dem ganzen Bisthum Halberſtadt dem 
Kurfürſten von Brandenburg erblich zugetheilt, jo 
daß derſelbe freie Dispoſitions Gewalt daruͤber haben ſolle. 

Schon vor dem Friedensſchluß, am 27. Maͤrz 1647, 
hatte Kurfuͤrſt Friedrich Wilhelm der Große dem Grafen 
Johann zu Sayn und Wittgenſtein, ſeinem Botſchafter 
auf dem weſtphaͤliſchen Friedenscongreß, die vormals graͤf— 
lich⸗hohnſteiniſchen Herrſchaften Lohra und Klettenberg 
verliehen ). Dieſe Verleihung erneuerte derſelbe nach 
dem Friedensſchluß, am 7. September 1653 . Kaiſer 
Ferdinand III. beſtaͤtigte nicht nur dieſe Verleihung, ſon— 
dern er vermehrte auch dem Grafen ſeinen Titel und 


haber's Beiträge zur Erörterung der Braunfchmeig - Lüneburgiſchen 
Chur⸗Lande (Gotha 1794. 8.), S. 35 f. 

1) Die Urkunde ſteht in Lünig's Neichsarchiv, Part, spec., Conlin. 
II, Fortſetzung 3, Abth. 6, S. 429. 


2). Die Urkunde ſteht bei Lünig, a. a. O., S. 436. 
Klüber's Abhandlungen ꝛc, 2. Bd. 19 
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fein Wappen, in Beziehung auf deſſen vormals graͤflich— 
hohenſteiniſches Beſitzthum, am 11. Auguſt 1653 ). Des 
Kurfuͤrſten Nachfolger, Friedrich III., nahm beide Herr: 
ſchaften im Jahr 1699 zuruͤck, und ließ als Entſchaͤdi— 
gung dem Grafen Auguſt von Wittgenſtein 100,000 
Thaler bezahlen 2). Indeß führen die Nachkommen des 
Grafen Johann von Wittgenſtein den graͤflichen Titel 
und das Wappen von Hohenſtein, Lohra und Kletten— 
berg fort, und die Ludwigiſche Hauptlinie, eigentlich Sayn— 
Wittgenftein: Wittgenftein, nennt ſich und wird genannt 
Sayn Wittgenſtein und Hohenſtein. Kurbraunſchweig 
widerſprach dieſe Fuͤhrung des Titels „Graf zu Hohn— 
ſtein /, weil die Grafſchaft Hohnſtein, wie das Haus 
Stolberg fie beſitzt, nie Hochſtift-Halberſtaͤdtiſches-, fon: 
dern jederzeit Braunſchweig-Luneburgiſches Lehn war ). 
— Auch das Haus Schwarzburg machte, noch nach 
dem weſtphaͤliſchen Frieden, Anſpruch auf Lohra und 
Klettenberg ). 


Die ſo genannte eigentliche Grafſchaft Hohnſtein, 
mit Ausſchluß des koͤniglich-hannoveriſchen Stiftamtes 
Ilefeld, iſt noch jetzt ein lehnbares und bevorrechtetes 
Beſitzthum des graͤflichen Hauſes Stolberg, jetzt ge⸗ 
theilt zwiſchen den Linien Stolberg Stolberg und 
Stolberg Wernigerode, unter koͤniglich-hannoveriſcher 
Staatshoheit und Lehnherrlichkeit. Es iſt gelegen in dem 
Fuͤrſtenthum Calenberg, jetzt in der Landdroſtei Hildes— 


1) Die kaiſerliche Urkunde ſteht bei Lünig, a. a. O., S. 429. 

2) Lünig, Grundfeſte europäiſcher Potentaten Gerechtſame, Th. I, 
S. 379. Schweder, Theatrum praetensionum, Th. II, S. 658. 
Moſer, Erläuterung des weſtphäl. Friedens, Th. II, S. 283 — 
286. Büſching, Geographie, Th. VIII, S. 940. 

3) v. Liebhaber, a. a. O., S. 37. 

4) Londorp, acta publica, Th. VII, S. 352. Schweder, a. 
a. O., Th. II, S. 514. Moſer, a. a. O., S. 283 u. 286. 
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heim, am Fuß des Harzgebirges, zwiſchen Walkenried 
und Nordhauſen, der Herrſchaft Lohra und dem Eichsfeld. 


Zu der Grafſchaft Hohnſtein im weitern Sinn, 
wurden auſſer den ſo eben genannten Landestheilen, auch 
gerechnet: die Herrſchaft Lohra und die Graf- oder Herrſchaft 
Klettenberg, beide preuſſiſch, und zu dem Fuͤrſtenthum Hal 
berſtadt gezählt; ferner, das herzoglich-braunſchweigiſche 
vormalige Kloſter Walkenried, mit den Doͤrfern Hohen— 
geiß, Wieda und Zorge; endlich das fuͤrſtliche ſchwarz— 
burg⸗ſondershauſenſche, jetzt preuſſiſche Amt Bodungen ). 


Im Jahr 1413 erlangte, wie ſchon gedacht, das 
graͤfliche Haus Stolberg von den Grafen von Hohnſtein 
ſein Recht auf das Schloß Hohnſtein nebſt Zugehoͤrungen, 
aber ſein wirklicher Beſitz und Genuß deſſelben datirt erſt 
aus dem oben erwaͤhnten Jahr 1593. In dem Jahr 
1645 theilten die Grafen von Stolberg dieſes Beſitz— 
thum. Stolberg⸗Stolberg erhielt das Amt Hohn— 
ſtein. Dieſes begreift in ſich: das zerfallene (1627 von 
dem kaiſerlichen Hauptmann von Kannenwurf verbrannte) 
Bergſchloß Hohnſtein, das an dem Fuß des Schloßbergs 
gelegene Staͤdtchen (oder Flecken) Neuſtadt, den Haupt— 
ort, mit einem in neuerer Zeit erbauten graͤflichen Schloß, 
das Kirchdorf Harzungen und noch acht andere Kirchſpiele, 
ferner die freien Guͤter zu Himmelgarten, Buchholz und. 
Rodeberg, Appenrode, Niederſachswerfen, Boͤſerode und 
Urbach. Stolberg-Wernigerode erhielt den Forſt 
des Amtes Hohenſtein, in einem Flaͤchenraum von 


1) Ein Vertrag über das gegenſeitige Verhältniß der verſchiedenen 
Theilhaber an der Grafſchaft Hohnſtein, ward geſchloſſen am 
1. Jänner 1632, zwiſchen Herzog Ulrich zu Braunſchweig und Lüne— 
burg und den ſämmtlichen Grafen zu Schwarzburg und Stolberg. 
Er ſteht gedruckt in Lünig's Reichsarchiv, Part. Spec., Contin. 2., 
Fortſetzung 1, S. 323; auch in Du Mont, corps diplomatique 
universel, T. VI, P. I, p. 25. 

19 * 
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22,800 Morgen, jeden zu 120 Quadratruthen calenberger 
Maas, welcher durch Holz- und Kohlenverkauf anſehn— 
liche Einkuͤnfte gewaͤhrt, und wo auch Steinkohlenlager 
und Braunſteingruben ſind, ferner das graͤfliche Haus 
und Vorwerk Sophienhof, und das Pfarrdorf Rotheſitte ). 


Belehnt iſt das graͤfliche Haus Stolberg von Hans 
nover, von wegen des Fuͤrſtenthums Calenberg, mit 
„den gefammten Gütern und Gerechtſamen des Schloſſes 
„Hohnſtein mit allen Zubehoͤrungen binnen den beſchrie— 
„benen Grenzen“, als Mannlehn. Dabei find als Zu: 
behoͤrungen angegeben: alle innerhalb der beſchriebenen 
Grenzen gelegenen Oerter und Doͤrfer; die Gerichte uͤber 
Hals und Hand; Richter und Obrigkeiten; Aecker, Wie— 
ſen, Felder, Hoͤlzer, Waͤlder, Triften, Weiden, Waͤſſer, 
Fiſchereien, Wildbahnen, Jagden, Zoͤlle, Geleite, Dienſte, 
Nutzen; Lehen, geiſtlich und weltlich; Bergwerke; Wuͤr— 
den, Herrlichkeiten, Freiheiten und Gerechtigkeiten in und 
zu dem Schloß Hohnſtein gehörig . 


Die ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe der Stol⸗ 
bergiſchen Grafſchaft Hohnſtein, ſowohl der bevorrech— 
tete Zuſtand derſelben und ihrer Beſitzer, als auch die 
ſtaatshoheitlichen Gerechtſame von Hannover, ſind geordnet 
durch einen „Transact“ von 1639 und einen „Re 


1) G. p. H. Norrmann, geograph. u. hiſtor. Handbuch der Laͤn⸗ 
der⸗, Völker- u. Staatenkunde, Bd. I, Abth. 4, S. 1726 f.; 
Abth. 5, S. 3116 f. J. E. Fabri, Handbuch der neueſten Geo: 
graphie, Th. I (Halle, 1803), S. 221 f. C. G. D. Stein, 
Handbuch der Geographie und Statiſtik, Bd. II (5. Aufl. 1825), 
S. 600. v. Liebhaber, a. a. O., S. 38, der jedoch Sopbienhof 
und Rotheſitte, nebſt der Meierei Hufhaus zu dem Stolberg— 
Stolbergiſchen Antheil rechnet. 

2) Ein Lehnbrief des Herzogs Heinrich Julius zu Braunſchweig 
und Lüneburg, datirt Wolfenbüttel vom 6. October 1590, ſteht in 
Lünig's Corpus juris feudalis germanici, T. II. p. 1420. 
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ceß“ vom 18. Mai 1733 ), beide geſchloſſen zwiſchen 
Hannover und Stolberg; mit welchen jedoch, ſo viel den 
der Linie Stolberg-Stolberg zuſtehenden Theil der Graf 
ſchaft betrifft, ein Vertrag vom 4. Auguſt 1821 in Vers 
bindung zu ſetzen iſt. 

Der Stolberg-Stolbergiſche Theil der Graf 
ſchaft hat folgende Grenzen: oͤſtlich, die unter preuſſiſcher 
Hoheit ſtehende Grafſchaft Stolberg-Stolberg; ſuͤdlich, 
die preuſſiſchen (ſonſt ſchwarzburgiſchen) Gerichtsamter 
Heringen und Kelbra; gegen Abend, die Gebiete der vor— 
maligen Reichsſtadt (jetzt unter preuſſiſcher Hoheit) Nord— 
hauſen und der preuſſiſchen Herrſchaft Klettenberg; gegen 
Mitternacht, der Stolberg-Wernigerodiſche Theil der Graf’ 
ſchaft Hohnſtein oder der Hohnſteiniſche Forſt, das koͤ⸗ 
niglich-hannoveriſche Stift Ilefeld, und das herzoglich— 
braunſchweigiſche Kreisgericht Walkenried. 

Der Stolberg-Stolbergiſche Theil der Grafſchaft 
Hohnſtein, hatte, auf 1½ QuadratMeilen, im Jahr 
1821, 6,987 Einwohner in 997 Feuerſtellen ), 19,400 
Morgen Garten- und Ackerland, 1900 Morgen Wieſen, 
über 14,000 ?) Morgen Forſtgrund. 

Auſſer verſchiedenen einzeln gelegenen Mühlen, Vor— 
werken und Wirthshaͤuſern, befinden ſich darin, ein Staͤdt— 
chen oder Flecken, Neuſtadt unter dem Hohnſtein (am 
Fuß des Bergs, auf welchem das zerfallene Schloß Hohn— 
ſtein ſteht), als Hauptort, und funfzehn Doͤrfer, naͤm— 
lich: Appenrode, Boͤſenrode, Buchholz, Cremderode oder 
Crimmerode, Harzungen, Leimbach, Oſterode, Peters— 
dorf, Rudigersdorf, Sachswerfen, Steyerthal oder Stei⸗— 


1) Abgedruckt in Struben's rechtlichen Bedenken, Th. II, S. 195 
— 210; auch bei Liebhaber, a. a. O., S. 43 — 58. 

2) Nach Stein's ZeitungsLexicon, Bd. II (1819), nur 5,781 Ein: 
wohner, in 1,030 Häuſern. 

3) Unten in der Berechnung der Einkünfte, iſt der Flächenraum der 
Forſte nur zu 3,032 Morgen angegeben. 
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gersthal, Sulzhayn oder Sulzhagen, Urbach, Werna, 
Wiegersdorf. 


Der Boden iſt groͤßtentheils fruchtbar; die graͤflichen 
Domainen ſind in vorzuglich gutem Stande, die Forſten 
durchaus forſtgerecht bewirthſchaftet. Der ſudliche und 
weſtliche Theil iſt flach, der nordoͤſtliche iſt bergig. In 
jenem iſt das Clima milder. 


Die Einwohner naͤhren ſich theils von Ackerbau, theils 
von Fuhrweſen und Handarbeit. Die meiſten haben ihr 
gutes Auskommen; in den Doͤrfern Leimbach und Urbach 
herrſcht faſt allgemein Wohlhabenheit. 


Fuͤr obrigkeitliche, fuͤr Lehn- und Rentverwaltung, 
ſind folgende Behoͤrden angeordnet. 


1) Die graͤfliche Canzlei, zu Neuſtadt. In Juſtiz⸗ 
ſachen bildet fie die erſte Inſtanz für ſchriftſaͤſſige und 
befreite Guter und Perſonen; Appellations Inſtanz iſt fie, 
im Verhaͤltniß zu den ihr untergeordneten Gerichten. Lehn— 
Curie iſt ſie fur die Stolberg-Stolbergiſchen Afterlehen 
der Grafſchaft Hohnſtein, unter andern für die freiherr—⸗ 
lich⸗Spiegelſchen Guter zu Werna und Sulzhayn, für 
die von Ruͤrlebenſchen Güter Boͤſenrode und Ritterthal, 
fur das Rittergut Crimderode. 

2) Das graͤfliche Conſiſtorium, zu Neuſtadt, 
Juſtizbehoͤrde in geiſtlichen Streitſachen, zugleich Verwal— 
tungsbehoͤrde in kirchlichen Angelegenheiten, und fuͤr Wah— 
rung der graͤflichen Patronatrechte uͤber Pfarreien und 
Schulen. | 

3) Das gräflihe Juſtizamt Hohnſtein, zu Neuſtadt. 

4) Das graͤfliche Forſtgericht, zu Neuſtadt, fuͤr 
Rechtspflege in Forſtſachen. 

5) Die graͤfliche Domainen Verwaltungsbe— 
hoͤrde. 

Ueberdieß beſtanden bis in das Jahr 1808, wo die 
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koͤniglich-weſtphaͤliſche Regierung ſie aufhob, vier Patri 
monial Gerichte: 


a) das von Ruͤxlebenſche für das Gut Boͤſenrode; 
b) das von Spiegelſche zu Werna; 
c) das zu Crimderode; 


d) der Rath zu Neuſtadt, für den Flecken Neuſtadt. 
Dieſe Gerichte ſind, nach Aufloͤſung des Koͤnigreichs Weſt— 
phalen, nicht wieder hergeſtellt. 

In Beziehung auf Ilefeld, berichtet ein Herzoglich— 
Braunſchweigiſcher Schriftſteller ) wie folgt. „Ilefeld 
ward von dem Grafen Ilger von Illburg zum Kloſter 
eingerichtet, nachher iſt es in eine Schule verwandelt 
worden, zu deſſen Beſetzung das Kurhaus und die Grafen 
concurriren “. Nach einem unter ſelbigen errichteten Ber: 
trag „ſollen jenem die obere Aufſicht und die biſchoͤflichen 
Rechte, dieſen die Schutz- und Schirmgerechtigkeit, das 
Patronatrecht und merum imperium verbleiben. Den 
Rector, Conrector und Verwalter ſetzen beide Haͤuſer 
gemeinſchaftlich, die Alumnen ernennt jedes zur Haͤlfte, 
bis auf einige noch, die das fuͤrſtliche Haus Schwarzburg 
denominiret /. Von dem jetzigen Verhaͤltniß, unten S. 313. 

In Abſicht auf das Verhaͤltniß des dem graͤflichen 
Hauſe Stolberg zuſtehenden Theils der Grafſchaft 
Hohnſtein und feiner Beſitzer überhaupt, zu der Han— 
noveriſchen Staatshoheit, iſt der Receß oder 
Vertrag von 1733 die HauptRorm. Der Form nach 
beſteht derſelbe aus einer „Erklarung“ (auch „Re— 
vers“ genannt) der damaligen Grafen von Stolberg, 
für fie und ihre LeibesLehnerben, datirt aus Hannover 
den 18. Mai 1733, und aus einer dieſelbe acceptirenden 


— 


1) Der herzogliche geheime Juſtiz- und Regierungsrath von Lie b⸗ 
haber, a. a. O., S. 38, mit Beziehung auf v. Göbel's helm⸗ 
ſtaͤdtiſche Nebenſtunden, St. II, S. 207. 
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und ihr noch weitere Beſtimmungen beifugenden Dez 
claration“ des Königs Georg II., Kurfuͤrſten von 
Braunſchweig-Luͤneburg oder Hannover, in feiner Eigen— 
ſchaft eines regierenden Fuͤrſten und Herrn des Furſten⸗ 
thums Calenberg, datirt aus dem koͤniglichen Palais St. 
James vom . Mai 1733, welcher die genannte gräf- 
liche Erklaͤrung von Wort zu Wort einverleibt iſt. 


Die wichtigſten conventionellen Beſtimmun— 
gen dieſer beiden Urkunden, ſo viel hier zweckgemaͤß, 
ſyſtematiſch geordnet, ſind folgende. 


1) Die Grafen von Stolberg, als Beſitzer ihres dem 
Haufe Braunſchweig-Luͤneburg zu Lehn gehenden Theils 
der Grafſchaft Hohnſtein, erkennen den jedesmal regie— 
renden Fuͤrſten und Herrn des Fuͤrſtenthums Calenberg 
für ihren „einzigen wahren Landesfuͤrſten und Herrn ,. 
Die „General Regel“ iſt: daß demſelben die „Lan— 
desfürſtliche Hoheit“, insbeſondere die geſetzge— 
bende Gewalt, mit allen dazu gehoͤrenden Gerechtſamen, 
ſie haben Namen wie ſie wollen, zuſtehe (daß alſo in 
zweifelhaften Faͤllen fuͤr dieſelbe die Rechtsvermuthung 
ſtreitet); dergeſtalt, daß die Herren Grafen „auſſer den: 
jenigen Juribus und Regalien, die ihnen aus den Lehn— 
briefen, in ſo weit dieſelben mit dem Receß und ihrem 
(der Grafen) Revers von 1639, und der jetzigen koͤnig— 
lichen Declaration beſtehen koͤnnen, ihnen zukommen, und 
in dieſer Declaration von dem Koͤnig benannt worden, 
nimmer etwas anmaßen, oder exerciren wollen“. ($$. 1, 
5 u. 6 der „Erklaͤrung «.) 


2) Die Grafen erkennen die geſetzgebende Ge— 
walt des Landesfuͤrſten. Sie verſprechen, die mit ge— 
woͤhnlichen Reſcripten ihnen zugeſendeten Verordnungen 
gebuͤhrend publiciren zu laſſen und uͤber deren Vollziehung 
zu halten ($. 5 u. 4. Reichs- und Kreisverordnungen, 
die ihnen etwa unmittelbar zugeſchickt werden, duͤrfen ſie 
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ohne Vorwiſſen und Genehmigung des Landes- und Lehn— 
herrn weder publiciren noch vollziehen laſſen ($. 5). 

3) Das Recht Privilegien zu ertheilen, in Sachen 
die auf irgend eine Weiſe in die Landeshoheit einſchlagen, 
namentlich Monopolien, bleibt der Landesherrſchaft vor: 
behalten. Daher werden die Grafen die per privilegium 
geſtattete Einfuhr des Frankenhauſiſchen Salzes wieder 
aufheben (§. 5, und „Declaration “, Art. 5). Doch koͤnnen 
die Grafen den Rath zu Neuſtadt und die Innungsartikel, 
ſo weit ſie den landesfuͤrſtlichen nicht entgegen ſind, con— 
cediren, confirmiren und auffuͤhren. 

4 Die Grafen erkennen das geſammte Steuer 
Regal, mit allem Zubehör, für ein Annexum der 
landesfuͤrſtlichen Hoheit. Sie reſerviren ſich mehr nicht, 
als die in der dermaligen koͤniglichen Declaration, Art. 2, 
ihnen nachgelaſſenen Brau-, Trank- und Schenkenzinſe, 
Bethe, Zehnten, Zoll und uͤbrigen AmtsRevenuen, des— 
gleichen die Collection der Criminal- und Inquiſitions— 
Koſten, ferner die Anlegung, Ausſchreibung und Erhebung 
deſſen, was zu Reparirung der Kirchen- und Schulgebaͤude 
noͤthig iſt. Sie cediren dem Landesfuͤrſten die zeither 
genoſſene Hälfte der Land- und Trankſteuern zu Boͤſen— 
rode und Urbach, und die genoſſene Haͤlfte der Landſteuern 
zu Leimbach (§. 2, und Declaration, Art. 9. Bei dem 
Mangel einiger graͤflichen Stolberg-Hohenſteiniſchen Salz— 
quellen und Salzbergwerke, ſoll kein anderes als Braun— 
ſchweig⸗Luͤneburgiſches Salz an die Hohnſteiniſchen Vaſ— 
fallen und Unterthanen verkauft werden. Auch auf den 
graͤflichen Vorwerken darf kein anderes genommen werden, 
wenn der Preis des Braunſchweig-Luͤneburgiſchen Salzes, 
von anderem Salz in der Grafſchaft Hohnſtein nicht uͤber 
ein Sechstheil differirt; wäre aber die Differenz über ein 
Sechstheil, ſo darf fuͤr die Vorwerke das Salz von 
andern Orten genommen werden (§. 5). — Die Reichs— 
und Kreisſteuern von der Grafſchaft Hohnſtein, moͤgen 
die Grafen in ihrem Namen an die verordneten Legſtaͤdte 
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ſchicken und die Ouitungen auf ihren Namen richten 
laſſen ꝛc. (Declaration, Art. 1). 

5) Das „Jus armorum oder belli et foe- 
derum, nebſt allem dem, fo dahin einſchlaͤgt “, gehört 
einzig zu der landesfuͤrſtlichen Hoheit ($. 3). 

6) Die Ausuͤbung der Gerichtbarkeit gebuͤhrt den 
Grafen in folgender Art. Sie haben „omnimodam 
jurisdietionem civilem et criminalem, nebſt den fruc- 
tibus jurisdictionis, und in specie die Nachſteuer oder 
das Abzugsgeld “) denen Orten gegenüber, mit welchen 
die Landesherrſchaft dieſelben nicht aufgehoben hat oder 
aufheben wird. Sie haben ferner die „Jurisdiction in 
Forſt⸗, Wildbahn⸗, Fiſcherei und Bergwerkſachen“; welche, 
ſoviel die (den) Hohnſteiniſche Forſt des Grafen zu Wer— 
nigerode betrifft, von dem dortigen Forſtamt auszuuͤben 
iſt, von welchem die Appellationen unmittelbar an die 
landesherrlichen Juſtizcollegien gehen. Den Grafen ge 
buͤhrt eine „Instantia intermedia oder ſubordinirte Canz⸗ 
lei, an welche die Amtſaͤſſigen und adelichen Unterſaſſen, 
auch der Flecken Neuſtadt, ihre erſte Appellation zu 
bringen haben, und welche die erſte Inſtanz iſt fuͤr „die 
ſo genannten Schrift- oder Canzleiſaſſen von Adel und 
Freien “ (Eximirten). Von dieſer Mittel Inſtanz gehen 
die Appellationen unmittelbar an die landesherrlichen 
höheren Juſtizcollegien. Die graͤfliche Juſtizeanzlei ſoll 
allein auf Koſten der Grafen und ohne Concurrenz der 
Hohnſteiniſchen Unterthanen beſtehen, auch, ohne irgend 
eine Evocation der Unterthanen extra territorium, nur 
innerhalb der Grafſchaft Hohnſtein ſich befinden; doch 
moͤgen Stolbergiſche Raͤthe dazu verwendet werden, die 
zu gewiſſen Zeiten in die Grafſchaft Hohnſtein abzuſchicken 
find. Die Titulatur dieſer Canzlei iſt: „Graͤflich-Stol— 
bergiſche zur Hohnſteiniſchen Canzley verordnete Canzler, 

1) Nachſteuer und Abzugsgeld (detractus et census emigrationis) 


wurden in jener Zeit vielfältig als mit der Gerichtbarkeit verbun⸗ 
den, und daher den Gerichtherren gebührend betrachtet. 
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Ganzlei: Director und Raͤthe “. (Declaration, Art. 3.) — 
Die Grafen verſprechen unparteiiſche und ſchleunige Rechts— 
pflege und Erhebung nur taxmaͤſiger Sporteln ($. 5). 

7) Die Kirchenhoheit (jus circa sacra /), nas 
mentlich „das jus indicendi dies festos et ordinandi 
cultum divinum externum , und das Dispenfationd- 
Recht, gebuͤhrt einzig dem Landesherrn. Daher duͤrfen 
die Grafen „von den Predigern, Kirchen- und Schuldie— 
nern keine Huldigungspflicht fordern oder nehmen, auch 
die praͤſentirten, von dem koͤniglichen Conſiſtorium exami— 
nirten Candidaten nicht weiter examiniren, noch mit eini— 
gem Religions- oder anderem Eid belegen.“ Dagegen 
reſerviren ſie ſich die in dem Transact von 1739 und 
in der jetzigen Declaration von dem Koͤnig ihnen gegebenen 
„Jura, ſo ſonſt gemeiniglich ad jura Consistorii gerech⸗ 
net werden ($. 6). 

8) Dieſe Conſiſtorial Gerechtſame beſtimmt die 
jetzige Declaration (von 1733) wie folgt. Die Grafen 
dürfen „innerhalb der Grafſchaft Hohnſtein ein beſonderes 
Conſiſtorium haben, wozu ſie ihre Raͤthe gleichfalls (wie 
zu der Juſtizcanzlei) abſchicken koͤnnen, fo dem koͤniglichen 
Conſiſtorium immediat ſubordinirt ſeyn ſoll “. Dieſes 
MediatConſiſtorium ſoll folgende beſondere Jura beſorgen 
koͤnnen. a) Das Tentamen derer, die von den Grafen, 
dem König zu Predigern, Kirchen- und Schuldienern 
praͤſentirt werden. b) Die Praͤſentation, Introduction 
und Ordinirung ſolcher Prediger, Kirchen- und Schul 
diener. c) In erſter Inſtanz die Cognition in perſoͤn— 
lichen Klagſachen wider dieſelben, wie auch in Kirchen-, 
Schul- und Pfarrguͤter Sachen. Doch gehört dem koͤnig— 
lichen Conſiſtorium die Abfaſſung des Urtheils, wenn 
auf Suspenſion, Remotion oder ſchwere Beſtrafung der 
genannten Diener zu erkennen iſt, weßhalb acta instructa 
von dem graͤflichen Conſiſtorium an das koͤnigliche zu 
ſenden ſind; die Publication und Vollziehung des Urtheils 
gebührt dem graͤflichen. d) Die Admonition an die ge 
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nannten Diener, bei Verletzung ihrer Amtspflicht und 
wider fie entſtandenem Verdacht wegen irriger Lehrſaͤtze 
oder aͤrgerlichen Lebens. e) Die GeneralUnterſuchung bei 
entſtandenem Verdacht, daß ein ſolcher Diener etwas 
Criminelles begangen habe; doch hat das graͤfliche Con— 
ſiſtorium dem koͤniglichen die Acten der Generallinterfu: 
chung zur Ermaͤſigung, und allenfalls zu Erkennung einer 
Suspenſion ab officio oder ſonſt noͤthiger Verfügung 
einzuſenden, dem auch die Degradation vorbehalten bleibt. 
) Annehmung eines Handgeluͤbdes an Eidesſtatt super 
reverentiam, von den im Namen des Landesherrn von 
dem koͤniglichen Conſiſtorium beſtaͤtigten Predigern, Kir— 
chen⸗ und Schuldienern. 3) Die jaͤhrlichen Special-, 
Kirchen- und Schul-Viſitationen, auch Abſtellung der 
dabei ſich aͤuſſernden geringen Mängel. h) In erſter 
Inſtanz die Cognition in Eheſachen, auch die Dictirung 
der Kirchenbuße nach Vorſchrift der landesfuͤrſtlichen Kir— 
chenordnung; die Dispenſation davon, wie das jus dis- 
pensandi in genere, bleibt dem Landesfuͤrſten. 1) Die 
Appellation von Rechtſpruͤchen des graͤflichen Conſiſtoriums, 
gehen an das landesfuͤrſtliche, dem auch ſonſt die Origi— 
nalActen auf Verlangen, wenn gleich die Parteien darum 
nicht nachſuchen, zur Einſicht einzuſenden find. k) Das 
gräflihe Conſiſtorium hat in erſter Inſtanz nach den Er 
lenbergiſchen Landesordnungen zu verfahren und zu ſprechen; 
daher ihm die in geiſtlichen Sachen ergehenden Verord— 
nungen, wie der Juſtizcanzlei die in weltlichen ergehenden, 
zur Publication zugefertigt werden ſollen. (Declaration, 
Art. 4.) 

9) Verordnungen koͤnnen die Grafen an ihre 
Diener, Vaſſallen und Unterthanen erlaſſen, in Sachen, 
welche ihre Gerechtſame betreffen, es ſeyen Forſt-, Holz-, 
Wildbahn⸗, Jagd-, Berg- oder Dienft:, oder Oekonomie 
betreffende Sachen. Auch koͤnnen fie dasjenige exerciren, 
was zu allen Ober- und Niedergerichten gehört, „mithin 
Privilegia, fo auf keine Weiſe in die Landeshoheit ein: 
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ſchlagen, ertheilen “. Sie koͤnnen „des Amts Unterthanen 
in guter Bereitſchaft halten, und zu ihrer und deſſelben 
Defenſion, beſage Recessus de 1639, auch Verfolgung 
der Delinquenten, gebrauchen, und dero Behuf Lustra- 
tiones oder Muſterung anſtellen“. (Declaration, Art. 5.) 

10) Sie koͤnnen „die Erbgerichts Huldigung“ 
von dem Magiſtrat und den Unterthanen, die geiſtlichen 
Perſonen ausgenommen, auch das Vassallagium 
(Leiſtung der Lehnpflicht) von den adelichen Vaſſallen 
einnehmen, und dieſe, „wie gewöhnlich, ſubinfeudiren “. 

11) Den Grafen iſt fernerhin nicht geſtattet, daß 
die Hohnſteiniſchen und die Stolbergiſchen (zu der Graf— 
ſchaft Stolberg gehoͤrenden) Landſtaͤnde ein Corpus 
und Landſchaft ausmachen, ſie ſollen wiederum gaͤnzlich 
von einander getrennt ſeyn. Die Grafen ſollen „die 
Hohnſteiniſchen fo genannten Landſtaͤnde fo wenig nach 
Stolberg, als anderswo extra territorium, noch in der 
Grafſchaft ſelbſt ferner als Landſtaͤnde, ſondern als Vaſ— 
fallen, Lehnleute und Unterobrigkeiten in Lehn- und Ju⸗ 
risdictions Sachen convociren, und ſich des Juris Status 
provinciales convocandi, als zur landesfuͤrſtlichen Ho: 
heit gehörig, ferner nicht annehmen /. (§. 4.) 

12) Den Grafen iſt das Eigenthum und der freie 
Genuß ihrer Domänen und Domanialgefaͤlle zu 
geſichert. Sie ſollen „freie Macht und Gewalt haben, 
alle ihre in der Grafſchaft Hohnſtein gelegene Guͤter, 
Forſten, und andere Grundſtuͤcke, auch Jagden, Wild— 
bahnen, Fiſchereien, Bergwerke, Zoͤlle, Geleite, Zinſe, 
Bethe, Zehnten, Lehen, Dienſte und uͤbrige AmtsReve— 
nuͤen, nach ihrem hoͤchſten Nutzen, befage der Lehnbriefe, 
zu gebrauchen). Die Landesherrſchaft verfpricht, fie, fo 
viel in specie die Forſten und Bergwerke betrifft, mit 
einigem etwa zu praͤtendirenden Vorkauf des Holzes, 
Kohlen, Metalles noch Minerals nicht zu beſchweren, 
ſondern ſie bei dem ihnen zuſtehenden Forſt-, Wildbahn— 
und Bergrecht ruhig zu laſſen /. Sie will „auch die 
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Grafen für ihre Perſon und alle und jede ihre in der 
Grafſchaft habenden freien Guͤter und Vorwerker zu Neu— 
ſtadt, Harzungen u ſ. w., mit allen ihren freien Per⸗ 
tinenzen und Waldungen, welche ſie anjetzt beſitzen, oder 
demnächſt reluiren werden, oder ihnen zuruͤckfallen moͤch⸗ 
ten, in ſo weit ſie ebenfalls frei ſind, auch die darauf 
befindlichen Pächter, desgleichen, was von den auf ſolchen 
Gütern gezielten Früchten, Vieh und Nutzungen verkauft, 
oder zu deren Behuf zugekauft wird, mit Oneribus nicht 
belegen /. (Declaration, Art. 1) Auch ſollen die Grafen 
behalten, was ſie wegen der an einige Oerter, naͤmlich 
dem Rath zu Neuſtadt, der Hütte bei Ilefeld u. ſ. w. 
cedirten Amts-Neuſtaͤdtiſchen Braugerechtigkeit bis daher 
unter verſchiedenen Namen genoſſen oder genieſſen laſſen, 
fo aber keineswegs erhoͤhet werden ſoll . Auch „bleibt 
ihnen frei, ſolches Brauweſen, wenn ſie dazu befugt, wie— 
der an ſich zu nehmen, desgleichen das Lehneinkommen 
mit neuem Anbau an Schenken, Muͤhlen und Gaſthoͤfen 
zu beſſern “. (Ebendaſelbſt, Art. 2.) 

13) Die Grafen reſerviren ſich das Recht der Land— 
ſtandſchaft ) in dem Fuͤrſtenthum Calenberg. G. 5.) 

140 Für fie und ihre Familie wird ihnen das Recht 
der offentlichen kirchlichen Fürbitte und Dank— 
ſagung, auch das Recht zugeſtanden, „Trauergelaͤute 
und Leichenpredigten anzuordnen, und Muſik ab— 
zuſtellen Y. (Declaration, Art. 5.) 

15) Die Grafen wollen in Allem, was zur landes— 
fürftlihen Hoheit gehört, auſſer denen Gerechtſamen, 
welche fie vermoͤge der Lehnbriefe, die mit dem Transact 


1) Die Verfaſſungsurkunde des Königreichs Hannover, das Grund: 
geſetz vom 26. September 1833, $. 94, gibt in der erſten 
Kammer der allgemeinen Stände verſammlung, die 
vierte Stimme „den Grafen zu Stolberg-Wernigerode und zu 
Stolberg-Stolberg, wegen der Grafſchaft Hohnſtein “. Auch fehe 
man das auf folgender Seite angef. Patent v. 7. Dec. 1819. 
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von 1639 und gegenwärtigem Revers (oder Receß) be 
ſtehen koͤnnen, und die ſie ferner nach der zu dem letzten 
gehoͤrenden koͤniglichen Declaration zu genieſſen haben, 
keinen Anſpruch oder Praͤtenſion machen, ſondern ſie be— 
geben ſich deren ohne alle Ausnahme, wollen auch deß— 
halb weder auf die Lehnbriefe, noch auf Herkommen, 
Obſervanz und Verjaͤhrung ſich beziehen. Sie wollen auch 
gegenwaͤrtigen Revers ſowohl, als denjenigen, welcher dem 
Transact von 1639 einverleibt iſt, bei jedesmaliger Be: 
lehnung ausſtellen; wogegen ihnen allergnaͤdigſt ſey ver— 
ſprochen worden, daß die koͤnigliche Declaration gleichfalls 
bei jedesmaliger Belehnung wieder ausgefertigt werden 
ſolle. (§. 6.) 

Dieß ſind die conventionellen Beſtimmungen von 1733. 

In dem von der Koͤniglichen Hannoveriſchen 
Staatsregierung mit der graͤflichen Linie Stolberg— 
Stolberg, fuͤr deren Theil von Hohnſtein, zu Neuſtadt 
unter dem Hohnſtein geſchloſſenen Vertrag vom 4. Au— 
guſt 1821, wird unter Anderem Folgendes feſtgeſetzt. 

Die Hannoveriſchen Hoheitrechte uͤber die Grafſchaft 
Hohnſtein, werden durch ein für dieſe Grafſchaft beſon— 
ders angeordnetes Hoheit Commiſſariat ausgeübt (§. 19). 
Die koͤniglichen Geſetze, Verordnungen und Ausſchreiben 
werden daſelbſt durch die Geſetzſammlung kund gemacht, 
ohne deßhalb vorhergegangene beſondere Neferipte ($. 20). 
Dem Grafen ſoll, vermoͤge des Patentes vom 7. De 
cember 1819, perſoͤnliches erbliches Stimmrecht in der 
erſten Kammer der allgemeinen Staͤndeverſammlung des 
Koͤnigreichs zuſtehen. Da alſo derſelbe hier ein Mitbe— 
rathungsrecht bei neu zu erlaſſenden allgemeinen Landes— 
geſetzen genießt, ſo hat er fernerhin keinen Anſpruch auf 
Erſtattung beſonderer Gutachten zu dergleichen Geſetzen 
(§. 21). 

Die Beſitzungen des graͤflichen Hauſes Stolberg, deren 
Eigenthuͤmer, Inhaber und Bewohner, find den Steuer: 
geſetzen und Steuern des Koͤnigreichs eben ſo unterworfen, 
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wie es mit allen andern, fonft frei geweſenen Grund— 
ſtüͤcken und Perſonen, und ſelbſt mit den Beſitzungen des 
Königs der Fall iſt (S. 29. Eben ſo iſt es auch mit 
der Militaͤr Gewalt des Koͤnigs; alle fruͤher in Anſpruch 
genommenen Executionen und Befreiungen vom Kriegs— 
dienſt, fallen gaͤnzlich hinweg (§. 23). 

Die Ortsvorgeſetzten, die Schulzen und Vorſteher, 
werden fernerhin von den graͤflichen und andern Patri— 
monialGerichtsbehoͤrden angeſtellt, jedoch nur völlig taug— 
liche und tüchtige Männer. Bei Ausübung hoher Regie— 
rungsrechte, bedient ſich ihrer das HoheitCommiſſariat 
zu Vollziehung deßhalb ergehender Verfuͤgungen, ohne 
vorhergehende Communication mit den graͤflichen Behoͤrden. 
Im Fall daſſelbe einen Vorgeſetzten fuͤr untuͤchtig haͤlt, 
und die graͤfliche Behoͤrde hiemit nicht übereinftimmt, hat 
die Koͤnigliche Provinzial Regierung oder das Miniſterium 
zu entſcheiden (§. 24). 


Der Inhalt der graͤflichen Lehn Reverſalen vom 17. Maͤrz. 
1733 und ihrer juͤngſten Erneuerung vom 12. November 
1816, und der Inhalt der darauf ertheilten Koͤniglichen 
Declaration vom = Mai 1733, bleibt fo weit in 
Kraft, als er durch gegenwärtigen Receß nicht aufgehoben, 
beſchraͤnkt, modificirt, oder in einzelnen Puncten nach 
Maasgabe der im Teutſchen Reich eingetretenen Veraͤn— 
derungen, nach den jetzt obwaltenden Verhaͤltniſſen der 
Souverainetaͤt, und der dermaligen Verfaſſung des Koͤ— 
nigreichs, auf eine oder andere Weiſe abgeaͤndert iſt 
($. 25). 

Es verpflichten ſich darin die Grafen, und nunmehr 
wiederholt, zu eigener Beobachtung der Landesgeſetze, und 
zu ſchleuniger und unparteiiſcher Rechtspflege. Bei der 
letzten ſoll die kuͤnftige allgemeine Sportelordnung des 
Koͤnigreichs befolgt, bis dahin aber eine angemeſſene Taxe 
angeordnet werden ($. 26). In Abſicht auf die Canzlei 
und das Conſiſtorium des graͤflichen Hauſes, bleibt es 
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bei den Koͤniglichen Declarationen vom 5 Mai 1733. 
Die koͤniglichen Unterthanen in der Grafſchaft, ſollen unter 
keinem Vorwand mit Evocationen auſſer Landes (etwa 
nach Stolberg) beſchwert, ſondern die Canzlei- und Con: 
ſiſtorial Geſchaͤfte durch graͤfliche Raͤthe verwaltet werden, 
die alle acht bis vierzehn Tage in Neuſtadt Gerichtstage 
zu halten haben. Auch ſoll ein rechtsverſtaͤndiger Canz— 
lei Officiant in Neuſtadt feinen beſtaͤndigen Wohnſitz haben 
(§. 27). Durch die Koͤnigliche PatrimonialGerichtsord— 
nung vom 13. März 1821, iſt die CriminalGerichtbar⸗ 
keit von allen Patrimonial Gerichten getrennt, und dem 
Landesherrn zuruͤckgegeben worden, und es hat Stolberg— 
Stolberg ſolches fuͤr ſeinen Antheil an der Grafſchaft 
Hohnſtein bereits anerkannt. Da indeſſen der Herr Graf 
aus beſondern Local Gruͤnden gebeten hat, daß die Ber 
waltung jener Gerichtbarkeit den graͤflichen Behoͤrden nicht 
nur ferner geſtattet, ſondern auch in dem ganzen Stolberg: 
Stolbergiſchen Theil der Grafſchaft Hohnſtein (in den Par 
trimonial Gerichten) beigelegt werden möge, fo iſt hierauf 
Koͤnigliche Entſchlieſſung zu erwarten (§. 28). 

In zwei Separat Artikeln zu vorſtehendem Ver 
trag, verpflichtet ſich der Graf, fuͤr ſich und ſeine Nach— 
folger: Anleihen auf die Stolbergiſchen Guͤter in der 
Grafſchaft Hohnſtein, von einem ſouverainen Hauſe oder 
deſſen Gliedern nicht aufzunehmen (Art. 1); desgleichen, 
daß die in dem Art. 23 feſtgeſetzte Regel der allgemeinen 
Militaͤrpflichtigkeit nie angefochten werden ſolle, wenn etwa 
der Koͤnig dem Grafen, fuͤr ihn und die Glieder ſeines 
Hauſes, die erbetene unbedingte Freiheit von der Militaͤr— 
pflicht als Ausnahme bewilligen wuͤrde (Art. 2). 

In Abſicht auf das koͤnigliche Stift Ilfeld, ward 
in dem Receß von 1821 feſtgeſetzt, wie folgt. Der 
Graf verzichtet, fuͤr ſich und ſeine Nachfolger, auf alle 
Anſpruͤche auf das Stift, deſſen ganzen Bezirk, Güter 
und Einkünfte, überhaupt auf alle Gerechtſame innerhalb 
der Grenzen des Stiftbezirks, nur mit Ausnahme ver 

Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 20 
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unten erwähnten 12 bis 13 Aecker gräflicher Laͤnderei, 
namentlich auch auf alle Anfpriche auf das dortige Mär 
dagogium, auch deſſen Beſetzung, und auf jede Mitwir⸗ 
kung bei Verwaltung der Stiftguͤter, wo ſie irgend ge— 
legen ſeyn mögen ($. 10). Dagegen wird in Anſehung 
der Freiſtellen auf dem Paͤdagogium und der Freitiſche 
auf der Univerſitaͤt Göttingen, deren Verleihung zeither 
der graͤflichen Stolbergiſchen Familie zugeſtanden, nichts 
geändert ($. 11). Der mit den Grafen geſchloſſene, unter 
dem z Mai 1747 beſtaͤtigte Receß, nebſt dem Inhalt 
jeder andern Receſſe, Reſolutionen und Verabredungen ſo 
fern fie mit der im Art. 10 gegenwärtigen Receſſes enthalte: 
nen Entſagung in Widerſpruch ſtehen, werden für unwirkſam 
erklaͤrt ($. 12). Die zwiſchen dem Stiftamt Ilfeld und dem. 
graͤflichen Amt Hohnſtein zeither ſtreitig geweſene Grenze, 
wird folgendermaſen verglichen u. ſ. w. ($. 13). Doch ſoll 
auf ſolche Art die in die Stiftgrenze fallende, der graͤflichen 
Renterei zuſtehende Laßlaͤnderei von 12 bis 13 Acker, der graͤf⸗ 
lichen Gerichtbarkeit fernerhin untergeben bleiben ($. 1. 
Da nach obiger Grenzbeſtimmung die St. Johannis— 
hütte mit allem Zugehoͤr in die Stiftgrenze fällt, fo 
tritt der Graf ſeine bisherige Lehnherrſchaft und Gericht— 
barkeit über dieſe Hütte und deren Zugehoͤrungen vor 
Ilfeld, an den Koͤnig ab, und zwar nebſt den lehnherr⸗ 
lichen Rechten uͤber alle diejenigen Gegenſtaͤnde mit wel— 
chen die After Vaſſallen Balke von Stolberg-Stolberg be— 
lehnt ſind, mit Inbegriff des von dieſen zu entrichtenden 
jaͤhrlichen Canons von 75 Thaler Caſſenwerth ($. 15). 
Doch bleibt der St. Johannishütte der privilegirte Ge 
richtſtand, wenn er fernerhin darauf Anſpruch machen 
ſollte (d. 16). Auch der Jagdgerechtigkeit in dem Otift- 
bezirk, wird von graͤflicher Seite entſagt (§. 17). Alle 
im graͤflichen Archiv befindlichen Originalllrkunden und 
Actenſtuͤcke, welche dem Stift gehören, werden dieſem aus— 
geliefert, und der Graf wird ſich dafuͤr verwenden, daß 
dieſes ebenmaͤſig von Stolberg-Wernigerode geſchehe (§. 18). 
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Wegen Schuldforderung befand ſich Hannover ſeit 
dem Jahr 1778, durch gerichtliche Immiſſion, in dem 
Beſitz und Genuß aller Güter und Einkunfte des Stol⸗— 
berg-Stolbergiſchen Theils der Grafſchaft Hohnſtein, in 
Folge rechtskraͤftiger Erkenntniſſe des Ober Appellations- 
Gerichts zu Celle, vom 27. Juni 1772 und 31. Jänner 
1777. Durch den Receß von 1821 ward in dieſer 
Hinſicht Folgendes feſtgeſetzt. Wegen des Reſtes jener 
Schuldforderung, vergleichen ſich beide Theile, in Hin— 
ſicht auf die in dem Receß wegen des Stiftes Ilfeld 
und die Hoheitverhaͤltniſſe enthaltenen Beſtimmungen, auf 
die Summe von 235,000 Thaler in vollwichtigen Piſtolen 
zu funf Thaler (§. 1). Die ImmiſſionsGegenſtaͤnde 
werden dem Grafen, unter Entſagung auf alles bisherige 
Schuldverhaͤltniß, zurückgegeben, wenn derſelbe, 1) den 
Conſens feiner ſaͤmmtlichen Mitbelehnten und Erbverbru— 
derten zu dieſem ganzen Receß beigebracht, und 2) oben 
erwähnte Vergleich Summe baar und ungetheilt erlegt ha— 
ben wird (§. 2). Dann fallen alle Entſchaͤdigungs- und 
Meliorations-Anſpruͤche auf jene Gegenſtaͤnde, 1 0 
hinweg ($. 6). 

Zu Bewirkung der verſprochenen Zahlung negocürte 
hierauf der Graf eine Anleihe von 150,000 Thaler in 
Gold, den Louisd'or zu fünf Thaler, verzinsbar zu fünf 
vom Hundert. Die graͤflichen Agnaten hatten vorher 
ihren Conſens zur Aufnahme eines Capitals von 200,000 
Thaler gegeben. 

Den Receß vom 4. Aug. 1821 genehmigte der König 
zu Herrenhauſen am 19. Oct. 1821, unter folgenden 
Modificationen: 

1) daß die erbetene Freiheit von der Milttaͤrpflichtig⸗ 
keit, dem jedesmaligen Beſitzer der Stolberg-Stolber⸗ 
giſchen Guter in der Grafſchaft Hohnſtein und deſſen 
Deſcendenten, ſo lang jener im wirklichen Beſitz jener 
Güter ſich befinden werde, zuſtehen ſolle; 

2) daß die CriminalGerichtbarkeit über jene Güter, 

20 * 
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den gräflichen Behörden nicht nur verbleiben, ſondern die: 
ſelbe auch in den Patrimonial Gerichten feiner Vaſſallen 
dem Grafen anvertraut, dabei aber den Grundſaͤtzen un 
tergeordnet werden ſolle, welche die PatrimonialGerichts— 
ordnung vom 13. März 1821, 9.59 u. f., in An 
ſehung der mit der PatrimonialGerichtbarkeit verſehenen 
Staͤdte, vorgeſchrieben hat. 

Die Bruto Einnahme von dem graͤflichen Stol— 
berg⸗Stolbergiſchen Antheil der Grafſchaft Hohnſtein, ward 
bei einer von dem Koͤniglich-Hannoͤveriſchen Amtmann 
Hauß zu Neuſtadt unter dem Hohnſtein, mit Koͤniglicher 
Genehmigung unter dem 15. Nov. 1821 vorgenom— 
menen Werthſchaͤtzung jenes Antheils, angegeben wie folgt. 


Gold. Conv. Münze. 

Nthlr. gr. pf. — Rthlr. gr. pf. 
1) Von ſtändigen Herrengefällen (Erbzins, 
ae Hühner⸗ und Wächtergeld, 
Gaſtwirthſchaft⸗, Brau- und Backhaus⸗ 

Zins, Feldmeiſterei Canon) mm men 
2) Von unſtändigen Herrengefällen (Dienſt⸗ 
geld, Natural- und Pflichtdienſte, Schaf: 
zoll, Mühlenpacht, Schenkenpacht, Bad 
hauspacht, Brauzins, Wein- und Brannt⸗ 
weinſchenken⸗, auch Hockenzins, Brannt⸗ 
weinblaß ſenzins, Zins⸗Gänſe, Hühner 
und Eier, Weizen⸗, Roggen⸗, Gerſte⸗ 
und Haferabgaben, Holz und Borke aus 
den Forſten (2051 Rthlr.) von 3032 
Morgen zu 120 Ruthen calenberger 
Maas, von Maſt, Jagd, Sifcherei, Ala⸗ 
baſterbruͤchen, Steinbrüchen, Thon: und 
Sandgrubenzins, von der Ziegelhütte 

und Kalkhütte, und insgemein .. 849. 21. 6. — 5658. 1. 6. 
3) Von unſtändigen eie 
(Straf-, Hülf⸗, Abzug, Lehn- und Con⸗ 

ſensgelder) fi J 9 
4) Von unſtändigen Ho heitgefällen (von 
fo gen. regalibus minoribus des gräfl. 
Hauſes, nämlich: Zoll, Zollbrüche, 
Wegegeld, JudenſchutzGeld, Innungs— 
gebühren und Strafen, von alleinigem 
Schweineſchnitt, Kupferhandel, Aſchen⸗ 
handel, Ziegeldecken und Scheeren⸗ 


ſchleifen, Kochereipacht, Muſik) - - 235. 13. 5. — 98. 21. 7. 
5) Vom Haushalt (von Vorwerken, Laß⸗ 
ländern, Land und Garten) - - 5715. 14. 6. — 106. 15. 10. 


Summe 6800. 1. 5. — 7387. 18. 8. 


Der Capital Bruto Werth vorſte⸗ 


dender Einn ah megegenſtände, ward ge— 
ſchätzt wie folgt. 
1) Ständige Herrengefälle, zu 4% 
2) Unſtändige Herrengefälle, zu 0 
3) Unſtändige Gerichtsgefälle, zu 4% 
4) Unſtändige Hoheitsgefälle, zu 4% - 
5) Haushalt, zu 3%, weil bei ander⸗ 
weiter Verpachtung bedeutende Erhö— 


hung der Pachtgelder zu erwarten ſtehe 


Summe 
Das Gold auf Conventions Münze re⸗ 
dueirt, die Piſtole zu 5 Rthlr. 12 gr. ge⸗ 
1 betragen =. 656 9 5 gr. 
7 pf. in Gold, ö 


ae 


Der Capital Werth aller Aus ga— 
be gegenſtände wird angegeben, wie folgt. 
1) Abgang an ſtändigen Herrengefällen, 
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Capital Werth. 
Gold. Conv. Münze. 
Rthlr. Igr.ſpf.[[ Rihlr. [gr. pf. 
at. a 20,404 14 
21,247 9| 6141,451|13 
1 1778997 
5,8880230 50 2,472111 


A 


190,520 3) 80 3,555 7] 9 


217,65612 7 185,583 60 7 


239,422 4| 3 


—— 41 — — — — — — 1 — 


U 425,005 10010 


à 13 Rthlr. 20 gr. 9 pf. jährlich, zu 4% 34614] 9 
2) Abgang an unſtändigen DEIN 

len, a 632 Rthlr. 2 gr. 4 pf., zu 4% 15,802010 4 
3) Inquiſitions- und Judicial Koſten, a 

155 Rthlr. 13 gr. 4 pf., zu 4% 3,8880211 4 
4) Ausgabe gegen unſtändige Hoheitsge⸗ 

fälle 45 x.) a 749 . 

8 pf., zu 4 . ie. 725 . 8 
5) Ausgabe auf 195 Haushalt 

Summe 2 — — Bu 38,763 15 15| 1 
Schluß. 


Der Capital BrutoWerth aller Einnahme— 
gegenſtände, beträgt. 

Der CapitalWerth aller duusgabegegen⸗ 
ſtände, beträgt.. 


Alſo reiner Sopitahert ter Siinahme 


gegenftande - 


Ueberdieß en fämmtfiche Stolberg. 
Stolbergiſchen Gebäude in der Graf: 
ſchaft Hohnſtein, im Jahr 1819 von dem 
Königlichen Hausvogt Lang, unter Zu⸗ 
ziehung von Sachverſtändigen, einzeln 
taxirt, im Geſammtbetrag an Capital— 
werth auf 


50,702 Rthlr. 16 gr. in Piftolen zu 5 Rthlr 


42⁵,005 1010 
38,763115| 1 


386,24119| 9 


V. 
Geschichte und Rechtszustand 


des 
Graͤflich-Stolberg-Wernigerodiſchen reichs— 
freien Fleckens Schwarza, 
in der ehemaligen gefürſteten Grafſchaft Henneberg, 


in der Zeit des Teutſchen Reichs. 


Der Flecken Schwarza, mit einem graͤflichen 
Schloß und Kammergut, an dem kleinen Fluß Schwarza, 
anderthalb Meilen von Meiningen gelegen, gehoͤrte, ob— 
gleich in ſehr kleinem geographiſchem Umfang, in der Zeit 
des Teutſchen Reichs zu einer Claſſe von Staatsmerkwuͤr⸗ 
digkeiten hoͤherer Art, als diejenige, von welcher im Eingang 
der naͤchſtvorhergehenden Abhandlung die Rede iſt. Seine 
Geſchichte und ſein Rechtszuſtand, wie beide mir theils aus 
eigener geſchichtlicher Forſchung theils aus Gerichtsacten, 
über welche ich in der genannten Zeit Collegial Vortrag zu 
machen und den Richterſpruch abzufaſſen hatte, bekannt 
geworden iſt, follen hier kurz dargeſtellt werden. 

Meine Geſchichtkunde von dieſem Beſitzthum beginnt 
mit dem Jahr 1350. Bis dahin ſcheint es ein allodia— 
ler Beſtandtheil oder Zugehoͤr der Grafſchaft Henneberg 
geweſen zu ſeyn. In dem Jahr 1350 trug Graf Ber⸗ 
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thold von Henneberg -Hartenberg ) die Veſte 
Schwarza, und was dazu gehoͤrte, dem Hochſtift 
Wirzburg zu Lehn auf. Biſchof Albrecht gab ihm Dies 
ſelbe wieder, als ein aufgetragenes, reines Erb- und 
Patrimonialèehn (feudum oblatum mere hereditarium, 
testabile et alienabile seu patrimoniale). Der Bi 
ſchof verlieh daſſelbe ihm, 

„dem Grafen Berthold und ſeinen Erben, ſie 

„ſeyen Sohne oder Töchter, oder wem er ſie 

„beſcheidet ) und giebt“ ). 


Im Jahr 1371 verkaufte die Henneberg-Hartenber⸗ 
giſche Linie alle ihre Beſitzungen, und darunter auch ihr 
„Haus Schwarza und Alles, was zu den 
„vorgenannten Haͤuſern und Städten gehört“, 
der Henneberg⸗Aſchacher oder Roͤmhilder Linie, fuͤr 85,000 
Pfund Heller ). Dieſe Linie ward von Wirzburg, in 
allen Veraͤnderungsfaͤllen, mit Schwarza belehnt, und 
die Lehnbriefe enthielten fortwaͤhrend die oben angefuͤhrte 
Clauſel der reinen Erb- und PatrimonialLehneigenſchaft 9. 
Der letzte Graf von Henneberg aus der Aſchacher 
oder Roͤmhilder Linie, Fuͤrſt Albrecht, machte Gebrauch 


1) Die drei Sohne des im F. 1262 geſtorbenen Grafen Heinrichs VIII. 
von Henneberg, hatten drei Linien geſtiftet, die Schleuſinger, 
die Aſchacher und die Hartenberger. Die letzte erloſch gegen 
das Ende des 14. Jahrhunderts, die zweite im J. 1549, die erſte 
im F. 1583. Kaiſer Heinrich VII. fürftete, im J. 1310, den 
Grafen Berthold, Stifter der Schleuſinger Linie. 

2) Das heißt, vermacht. Haltaus, glossarium germ., voc. Be⸗ 
ſcheiden. 

3) Worte des erſten Lehnbriefs von 1350; er ſteht bei J. A. v. Schul⸗ 
tes, diplomatiſche Geſchichte von Henneberg, Th. I, S. 306. 


4) Schultes, a. a. O., Th. I, S. 308. 


5) Man ſ. den Lehnbrief von 1545, bei Schultes, a. a. O., S. 676. 
Eben ſo ſpricht der Lehnbrief von 1559. 


320 


von dieſer Clauſel. In ſeinem Teſtament (vom 29. 
März 1549), ſetzte er zu Erben ſeiner ſaͤmmtli— 
chen Laͤnder mit allen Zubehoͤrungen ein, ſeine 
Gemahlin, die Fuͤrſtin Catharine, gebohrne Graͤfin von 
Stolberg, jedoch nur auf ihre Lebenszeit, und deren 
fünf Brüder, Grafen von Stolberg, dieſe mit Bor 
behalt des ſeiner Gemahlin lebenslaͤnglich verbleibenden 
Nießbrauchs. 


Da auch das Schloß und der Flecken Schwarza 
unter den faͤmmtlichen Ländern des Fuͤrſten Albrecht 
begriffen waren, ſo hatte Fuͤrſt Albrecht beide durch Te— 
ſtament feiner Witwe und deren fünf Brudern, Grafen 
von Stolberg (nach dem Ausdruck des erſten Lehn— 
brief3 von 1350), „beſchieden “; jedoch fo, daß feine 
Witwe, welcher Schwarza früher ſchon, in der Wit 
thumverſchreibung von 1539, von ihm zum Witthum— 
genuß verſchrieben war, den Beſitz und usumfructum 
von Schwarza ihr Leben lang haben ſolle ). Wenige 
Monate nachher (5. Juni 1549) ſtarb Fuͤrſt Albrecht. 


Seine Witwe ſetzte ſich in den Beſitz von Schwarza, 
und Kaiſer Carl V. bekraͤftigte ſolchen, als denjenigen 
eines reichsunmittelbaren Grundbeſitzthums, durch einen 
Schutz- und Schirmbrief, datirt aus Brüſſel vom 1. 
Juli 1549. 


Die Grafen von Henneberg Schleuſinger Linie, der 
einzigen, die von dem graͤflich-hennebergiſchen Stamm 
noch übrig, und die bei Schwarza nicht mitbelehnt war, 
hatten, ſogleich nach dem Tode des Fuͤrſten Albrecht, 
von deſſen übrigen Landestheilen Beſitz genommen. 
Sie behaupteten, Albrecht ſey nicht befugt geweſen, durch 
Teſtament daruber zu verfügen, weil die ganze Graf 


1 Ebendaſ. S. 689. Die Witthumverſchreibung von 1539, bei Schul: 
tes, S. 673. 
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ſchaft Henneberg Reichslehn ſey; mithin gebühre 
ihnen, als naͤchſten Agnaten, die Lehnfolge vi legis 
investiturae. 


Den Beſitz und Genuß von Schwarza, konnten 
ſie der Witwe des Fuͤrſten Albrecht nicht entziehen, aber 
ſie betrachteten ſolchen, ſo wie deren Beſitz und Genuß 
des Amtes Kühndorf, als bloſſen Witthumbeſitz, und 
beſtritten das SucceſſionsRecht der Grafen von Stol— 
berg auf Schwarza. Deſſen ungeachtet wurden dieſe 
von Wirzburg, ſchon im Jahr 1559, damit belehnt, 
und zwar ebenfalls mit der oben angefuͤhrten Erb- und 
PatrimonialClauſel, und unter ausdrücklicher Beziehung 
auf des Fürften Albrecht Teſtament, als Grund ihres 
Lehnfolgerechtes; doch mußten ſie dem Lehnhof einen 
Revers ausſtellen, daß ſie das Lehn herausgeben woll— 
ten, wenn ſie durch Urtheil und Recht deſſen verluſtig 
wuͤrden ). 


Als im Jahr 1577 die Fuͤrſtin Catharine, Witwe 
des Fuͤrſten Albrecht, geſtorben war, ſetzten ſich ihre 
Bruͤder, die Grafen von Stolberg, welche auch die 
Rechte der naͤchſten AllodialInteſtat Erbin des Fuͤrſten 
Albrecht, der Gräfin Anna von Hohenzollern, ſchon im 
Jahr 1551 an ſich gebracht hatten 2), in den Beſitz von 
Schwarza. Sie thaten ſolches vermoͤge des von dem 
Fuͤrſten Albrecht nachgelaſſenen Teſtamentes, welches das 
Reichskammergericht publicirt, und im Jahr 1551 pro 
publico et authentico erkannt, und weßhalb auch der 
Lehnhof zu Wirzburg fie, ſchon im Jahr 1559, mit 
Schwarza belehnt hatte. 


Dagegen machten die gefürſteten Grafen von Hen— 
neberg, Schleuſinger Linie, einen Verſuch, ſich ge: 


1) Lehnbrief von 1559. 
2) Urkunde vom 4 März 1551. 
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waltſam in den Beſitz von Schwarza zu ſetzen, weil 
des Fuͤrſten Albrecht Witwe nur Nutznieſſerin geweſen 
ſey, und Fuͤrſt Albrecht nicht zu ihrem, der gefürfteten 
Grafen, Nachtheil uͤber Schwarza habe verfuͤgen koͤnnen. 
Allein Kaiſer Rudolph II. (das Reichskammergericht) ers 
ließ, auf Anrufen des graͤflichen Hauſes Stolberg, ein 
Mandat wider fie, worin er fie, wenn fie die Gewalt— 
thaͤtigkeit fortſetzen würden, mit der Reichsacht bedrohete. 


Seit dieſer Zeit befand ſich das graͤfliche Haus 
Stolberg ununterbrochen in reichsunmittelbarem, lan— 
des⸗ und patrimonialherrlichem, lehneigenthumlichem Be; 
ſitz ) von Schwarza. In allen Veraͤnderungsfaͤllen 
nahm und erhielt daſſelbe von dem Hochſtift Wirzburg 
Belehnung, mit der oben in dem erſten Lehnbrief ange— 
führten Clauſel. Der letzte fuͤrſtbiſchoͤfliche Wirzburgiſche 
Lehnbrief, von 1797, lautet auf den Fuͤrſten Carl 
Heinrich von Stolberg-Gedern, als Hauptvaſſallen oder 


1) Ueber das Recht hiezu war Stolberg mit den Grafen von Hen— 
neberg Schleuſinger Linie und mit ihren Rechtsnachfolgern (zuerſt, 
ſeit 1583, mit Sachſen-Naumburg und Zeitz, ſodann nach deſſen 
Abgang mit Kurſachſen) vor dem Reichskammergericht in Proceß 
verwickelt, der nie entſchieden ward. Nur die „Proprietät“ wollte 
man Stolberg einräumen, nicht aber „einige fürſtliche Regalien . 
Als 1676 Stolberg über einen andern reichskammergerichtlichen 
Rechtſtreit ſich mit S. Naumburg und Zeitz verglich, nahm es aus⸗ 
drücklich den Flecken Schwarza, ſammt deſſen Zugehörungen, Rech⸗ 
ten und Gerechtigkeiten, von dieſem Vergleich namentlich aus; wo⸗ 
gegen der Herzog ſich wegen ſeines Anſpruchs darauf verwahrte. 
Beſondere Vergleichunterhandlungen wegen Schwarza im J. 1681, 
waren ohne Erfolg. Schultes, a. a. O., Th. I, S. 797. In 
den Jahren 1720 und 1804 reaſſumirte Stolberg den Proceß am 
Reichskammergericht, auch wurden in dem Zeitraum von 1722 bis 
1746 mehrmal Unterhandlungen mit Kurſachſen, welches die Ein- 
räumung der Landeshoheit über Schwarza verlangte, gepflogen, 
aber vergebens; indeß blieb Stolberg bis an das Ende des teutſchen 
Reichs in ungeftörtem Beſitz der Landeshoheit und Reichsunmittel— 
barkeit. 
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wirklichen Beſitzer von Schwarza, und auf alle Gra— 
fen von Stolberg, als Mitbelehnte. 


Schwarza war zunaͤchſt im Beſitz und Genuß der 
altern Hauptlinie des Hauſes Stolberg ). In 
dieſer theilten 1710, nach des Grafen Ludwig Chriſtian 
zu Gedern Ableben, deſſen drei Soͤhne ſeine Beſitzungen 
jo, daß der ältere, Chriſtian Ernſt, Wernigerode, der 
mittlere, Friedrich Carl (der 1742 von Kaiſer Carl VII. 
in den Reichsfuͤrſtenſtand erhoben ward), Gedern, der 
jüngfte, Heinrich Auguſt, Schwarza erhielt. Der letzte 
ſtarb kinderlos am 14. September 1748. Schwarza 
fiel nun an Stolberg-Wernigerode, welches daſſelbe 
durch Vergleich noch in demſelben Jahr an Stolberg— 
Gedern überließ. 


Die jüngere SpecialLinie Gedern erloſch im Mann— 
ſtamm am 14. September 1804, mit dem oben genann- 
ten Fuͤrſten Carl Heinrich. Ihr quecedirte, in Gedern 
und in Schwarza, die aͤltere SpecialLinie Stolberg-Wer⸗ 
nigerode, welche daſſelbe zeither ſchon, vermoͤge eines 
mit StolbergGGedern geſchloſſenen Vergleichs, pfandweiſe 
inne gehabt und genoſſen hatte. 


Die wirzburgiſche Lehnherrlichkeit uͤber den 
reichsunmittelbaren Flecken Schwarza gelangte mit dem 
Fuͤrſtenthum Wirzburg, das durch den Reichsdeputations— 
Hauptſchluß von 1803 ſeculariſirt ward, zuerſt an den 
Kurfuͤrſten von Baiern, dem der genannte R. D. 
Hauptſchluß Wirzburg als Entſchaͤdigungsland zutheilte, 
dann in Folge des presburger Friedens vom 26. De— 
cember 1805 an den Kurfürſten von Wirzburg, 
den Erzherzog Ferdinand von Oeſtreich, vormals Groß— 
herzog von Toſcana, nachher Kurfuͤrſten von Salzburg. 


1) Man f. das Varrentrappiſche Geneglogiſche und Staats Hand— 
buch, Jahrgang 1827, S. 622. 
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Als im Jahr 1806 das Teutſche Reich aufgelöfet 
und am 12. Juli 1806 der Rheiniſche Bund geſtiftet 
war, als demſelben der Kurfuͤrſt von Wirzburg am 25. 
September 1806 als Großherzog von Wirzburg, und 
nachher, am 11. December 1806 auch der Koͤnig von 
Sachſen beigetreten waren, ward von verſchiedenen rhei— 
niſchen Bundesfuͤrſten die unbegruͤndete ) Behauptung 
aufgeſtellt, daß, in Folge des 34. Artikels der rheini— 
ſchen Bundes Acte, die Lehnherrlichkeit über Lehen, welche 
auſſerhalb des eigenen, zu dem rheiniſchen Bunde 
gehörenden Staatsgebiets gelegen find, von dem inlaͤn— 
diſchen ſouverainen Lehnherrn auf denjenigen Bundesfuͤr— 
ſten übergegangen ſey, in deſſen Lande ſolche gelegen 
ſind, alſo bei Schwarza von Wirzburg auf den Koͤnig 
von Sachſen, von deſſen Hennebergiſchem Landestheil 
Schwarza umgeben war. Der Koͤnig zoͤgerte, von jener 
Behauptung fuͤr ſich Gebrauch zu machen. Erſt durch 
ein vom 23. Auguſt 1809 datirtes Patent nahm er 
Beſitz von ſolchen, in dem Umfang ſeines Staatsgebie— 
tes gelegenen Lehen. Nachdem die Reichshoheit uͤber 
Schwarza verſchwunden war, mithin daſſelbe ſeine Reichs— 
unmittelbarkeit verloren hatte, betrachtete ſich nunmehr der 
Koͤnig von Sachſen, von wegen ſeines Theils von der 
Grafſchaft Henneberg, nicht nur als ſouverainen Landes— 
herrn uͤber dieſes Beſitzthum, uͤber welches in der rhei— 
niſchen Bundesacte ausdruͤcklich nicht verfügt war, ſondern 
auch als Rechtsnachfolger in der wirzburgiſchen Lehn— 
herrlichkeit uͤber daſſelbe. Mit groſſer Milde ward 
Schwarza von der koͤniglich-Saͤchſiſchen Regierung be— 
handelt. Namentlich ward die ſeit undenklicher Zeit 
genoſſene Steuerfreiheit nicht nur dem graͤflichen Kam— 
mergut, fondern auch den Unterthanen gelaffen, aber 


4) Man ſehe dieſe Abhandlungen, Bd. I, S. 398, vergl. mit 
S. 17 u. 36. 
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eine definitive Feſtſetzung des dortigen Rechtszuſtandes 
unter der ſaͤchſiſchen Hoheit kam nicht zu Stande. 


Die koͤniglich-ſaͤchſiſche Landes- und Lehnherrlichkeit 
über Schwarza war von kurzer Dauer. Mit dem koͤnig⸗ 
lich⸗ſaͤchſiſchen Theil der Grafſchaft Henneberg ) kam 
im Jahr 1815 Schwarza unter die Staatshoheit der 
Krone Preuſſen. Es geſchah ſolches vermoͤge des 
von Sachſen mit Preuſſen zu Wien am 3. Mai 1815 
geſchloſſenen Staatsvertrags 2) und der Art. 15 und 24 
der Schlußacte des wiener Congreſſes. Auch nahm 
Preuſſen, kraft eben dieſer Schlußacte, Art. 16, den 
Titel Graf zu Henneberg an. Schwarza ward zu dem 
preuſſiſchen Regierungsbezirk Erfurt, und in dieſem zu 
dem Kreiſe Schleuſingen gezogen. Wie ſeitdem der ehe— 
hin ſehr vortheilhaft ausgezeichnete Rechtszuſtand dieſes 
Marktfleckens, ſeines vormals reichsherrlichen Beſitzers 
und der Einwohner, geordnet worden ſey, iſt mir 
unbekannt. 


Sehr ausgezeichnet war in der Zeit des Teutſchen 
Reichs der oͤffentliche Rechtszuſtand von Schwarza. 
Der Ort und ſein herrſchaftlicher Beſitzer war der 
Reichshoheit, dem Kaiſer und Reich unmittelbar unter— 
geordnet, mithin frei von jeder fremden Landesherrlich— 
keit. Die wirzburgiſche Lehnherrlichkeit war bloſſe Pri— 
vatberechtigung. Sie begruͤndete fuͤr den Lehnherrn keine 
Art von Oberherrſchaft, nach der Paroͤmie „Lehnmann 
kein Unterthan “, und da ſelbſt volle politiſche Unabhaͤn— 
gigkeit oder Souverainetaͤt vereinbar war mit Lehnpflicht 
des Souverains und ſeines ſouverainen Beſitzthums, nicht 
nur gegen einen andern Souverain, von gleichem oder 
geringerem Rang, ſondern ſelbſt gegen einen von ſeinen 


1) Klüber, Acten des Wiener Congreſſes, Bd. VII, S. 139. 
2) Er ſteht in den angef. Acten, Bd. VI, S. 97. 


326 


eigenen Unterthanen ), indem, wie Grotius ſich ausdrückte, 
der nexus feudalis non derogat summitati imperii. 
Weder Reichsſtandſchaft noch Kreisſtandſchaft (Sitz 
und Stimmrecht in der allgemeinen Reichsverſammlung 
und in einer Reichs Kreisverſammlung) ſtand dem Reichs⸗ 
herrn von Schwarza zu. Auch war weder er perſoͤnlich 
noch das reichsunmittelbare Beſitzthum immatriculirt bei 
einem der vierzehn Cantone der in drei Ritterkreiſen ver— 
einigten unmittelbaren Reichsritterſchaft. Entbehrten 
Schwarza und ſein herrſchaftlicher Beſitzer des Vorzugs 
der Reichs- und Kreisſtandſchaft, ſo hatte dagegen er 
und ſein Beſitzthum den bedeutenden Vortheil, von 
Reichs- und Kreislaſten gaͤnzlich befreit zu ſeyn. Er 
und ſeine Unterthanen waren ganz frei von Reichs- und 
Kreisſteuern, ſie entrichteten weder Roͤmermonate noch 
Kammerziele (dieſe zu dem Unterhalt des Reichskammer⸗ 
gerichts), noch ſtellten fie Mannſchaft zu dem Reichs— 
Kriegsheer. Beiträge zu den Koſten von Geſandtſchaf— 
ten auf Reichs-, Reichsdeputations- und Kreisconventen, 
zu Errichtung und Erhaltung feſter Plaͤtze und ihrer 
Garniſonen, hatten ſie nicht zu entrichten. Sie lieferten 
keine Ritterſteuern an die Truhe eines reichsritterſchaft— 
lichen Cantons und keinen Beitrag, wenn die Reichsrit— 
terſchaft aller drei Kreiſe (welches nicht oft geſchah) dem 
Kaiſer eine Geldhuͤlfe, ein ſogenanntes CharitativSub⸗ 
ſidium, ſendete, oder, wie einmal unter Joſeph II., mit 
einer Anzahl von Rekruten ein Ehrengeſchenk machte. 
Schwarza war eine unmittelbare freie Reichs— 
herrſchaft 2) (dynastia imperü) und fein Beſitzer ein 


— 


1) Man f. dieſe Abhandlungen, Bd. I, S. 19. 

2) Schwarza gehörte zu jenen (nicht reichsſtändiſchen und nicht reichs⸗ 
ritterſchaftlichen) Freien Reichsherrſchaften vom kleinſten Umfang, 
die, nebſt den Reichsdörfern, man in dem Teutſchen Reich als 
rubliciſtiſche Seltenheiten betrachtete. Von ſolcher Art waren: das 


freier Reichsherr (dynasta imperii), ein Reichs- 
freiherr im eigentlichen oder eminenten Sinn, ein wahrer 
Freiherr. Konnte er nicht reichsverfaſſungsmaͤſig Krieg 
führen und Frieden ſchlieſſen, nicht Buͤndniſſe errichten 
mit reichsſtaͤndiſchen Landesherren und, gleich dieſen, mit 
auswaͤrtigen Potentaten, ſo entbehrte er dieſen Vorzug, 
oder genoß er vielmehr dieſen Vortheil, nur wegen der 
Kleinheit des Beſitzthums und der Geringfuͤgigkeit ſeiner 
politiſchen Macht. Mit 934 Einwohnern in 159 Wohn⸗ 
gebaͤuden, wie um das Jahr 1790, oder auch mit 
1092 (worunter 16 Judenfamilien) in 199 Haͤuſern, 
wie um das Jahr 1818), hat man weder Kriege zu 
führen, noch Frieden oder Off- und DefenfivAllianzen 
zu ſchlieſſen. Und doch war Schwarza, bei ſolcher poli— 


bis 1812 fürſtlich⸗-Trautmannsdorfiſche, von Kaiſer Franz II. ſogar 
zu einer gefürfteten Grafſchaft erhobene Dörfchen Umpfenbach 
bei Miltenberg am Main; das von Kanne'ſche Rittergut Liebau 
bei Coburg, doch mit Widerſpruch von SachſenCoburg; das frei: 
herrlich von Kurzrockiſche Freie Gut Wellingsbüttel im Her⸗ 
zogthum Holſtein⸗Glückſtadt; das FreiſchulzenGut Wiſch an der 
mecklenburgiſchen Grenze, ehehin (1791) dem Fürſten von Heſſen— 
ſtein gehörend; das Condominatumt Mayſcheid, dem Fürſten 
von Neuwied und dem Grafen von Walderdorf gehörend; die 
Herrſchaft Schauen, der freiherrlichen, nun gräflichen Familie von 
Grote gehörend; die Herrſchaft oder das Gericht Aſch bei Eger, 
doch mit Widerſpruch von Böhmen. — Von größerer Bedeutung 
waren: die Erbherrſchaft Jever; die Herrlichkeit oder (noch jetzt) 
Freie Herrſchaft Kniphauſen, deren Flagge noch jetzt auf den 
Weltmeeren geachtet wird; die Herrſchaft Homburg an der Mark, 
unweit Cöln; die Herrſchaft Dyk; die Herrſchaft Rheda; die 
Herrſchaft Schaumburg an der Lahn; die Herrſchaften Lan d— 
kron und Rhade, u. m. a. K. E. H. v. Hoff, das teutſche Reich 
vor der franzöſiſchen Revolution, und nach dem Frieden von Lüns⸗ 
ville, Th. I, S. 44 ff. Büſching, Geographie (6. Aufl.), Th. 
III, Bd. 3, S. 561 — 586. Moſer, von den teutſchen Reichs⸗ 
ſtänden, S. 1472 ff. N 


1) C. G. D. Stein, geographiſch-ſtatiſtiſches Zeitungs-, Comptoir—⸗ 
und Poſtèexicon, Bd. IV (1821), Art. Schwarza. 
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tiſchen Machtloſigkeit ſeines Beherrſchers, ein ſehr glüc- 
licher Landesfleck, eine hoͤchſtfreie Oaſe im heiligen roͤ— 
miſchen Reich teutſcher Nation. Bei ihm bewaͤhrt ſich, 
zu feinem Vortheil, durchaus practiſch der Lehr- und 
Erfahrungſatz, daß nicht das Minimum potentiae, 
ſondern das Minimum prudentiae et sapientiae das 
Unglück von Staaten mache. 

Pflegte man, in dem Lehrbegriff des teutſchen Reichs— 
und TerritorialStaatsrechts, dem Beherrſcher eines fo 
kleinen nichtreichsſtaͤndiſchen, jedoch reichsfreien Bezirks 
nicht reichsverfaſſungsmaͤſige Landeshoheit (Superioritas 
territorialis) im vollen Sinn beizulegen, ſo war doch 
unbeſtritten, daß ihm Landesherrlichkeit oder reichsunmit— 
telbare obrigkeitliche Gewalt und Botmaͤſigkeit, Terri— 
torial Gerechtigkeit oder Regierungsgewalt zuſtehe, ein 
Inbegriff von obrigkeitlichen oder Regierungsrechten, welche 
der Reichshoheit unmittelbar untergeordnet waren. Ge 
ſetzgebende und vollziehende Gewalt, landesherrliche Ober— 
aufſicht, Juſtiz- und Polizeigewalt, durchgaͤngige Civil— 
und CriminalGerichtbarkeit, — doch die letzte mit Aus 
nahme der auf die vier hohen Ruͤgen beſchraͤnkten Cent, 
welche durch das ſaͤchſiſch-hennebergiſche Amt Bonshau— 
ſen ausgeuͤbt ward — reichsverfaſſungsmaͤſig untergeord— 
net den hoͤchſten Reichsgerichten, das Steuer-, Straſſen⸗ 
und CommerzRegal, das Bergwerk-, Waſſer-, Forſt⸗ 
und JagdRegal, das Schutz- und DienſtRegal, die Fis⸗ 
calgerechtigkeit, die Kirchen- und Schulgewalt, das 
Recht, InduſtrieConceſſionen, und ſelbſt (nach Verhaͤlt⸗ 
niß der einheimiſchen Machtverhaͤltniſſe) Aemter und Ti— 
tel zu ertheilen, auch das aͤuſſerſte Recht (potestas et 
dominium eminens), dieſer Nothbehelf (favor neces- 
sitatis), gebuͤhrten auch dem Reichsherrn von Schwarza. 
So befand ſich Stolberg bis zu der Aufloͤſung des teut— 
ſchen Reichs, jederzeit im Beſitz der dinglichen und per⸗ 
ſoͤnlichen Reichsunmittelbarkeit und der Landesherrlichkeit, 
nur mit Ausnahme der oben erwaͤhnten Cent. 
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Als man die Befugniß, Stadtrecht zu verleihen, 
noch zu den kaiſerlichen Reſervaten rechnete, erhielt auch 
Schwarza von Kaiſer Maximilian I. am 20. September 
1495 ein Privilegium auf Stadtrecht ). Nur zu 
Jahr⸗Marktrecht ward es benutzt, daher gilt Schwarza 
als Marktflecken. 


Sehr gering war das Staats- und Patrimonial⸗ 
Einkommen des Dynaſten von Schwarza, und ſehr maͤſig 
der Gebrauch, den er von dem Steuer Regal machte. 
Im Jahr 1589 gab Graf Johann zu Stolberg, in 
einem an den Kaiſer, der ihm abgeforderten Reichshuͤlfe 
(Reichsſteuer) halber, erlaſſenen Schreiben, ſein jaͤhrliches 
Einkommen von Schwarza auf „nicht wohl fuͤnf hundert 
Gulden» an. Erſt ſeit 1721 war ein geringer Zoll 
(eigentlich nur Wegegeld) uͤblich, der jaͤhrlich kaum 25 
Gulden fraͤnkiſch einbrachte; ein ſolcher Gulden betrug 
1 Fl. 15 Kreuzer rheiniſch. Bei Vermaͤhlung einer 
Tochter des graͤflichen Geſammthauſes Stolberg, wurden 
als Fraͤuleinſteuer funfzig Gulden fraͤnkiſch (41 Reichsthaler 
16 Geoſchen ſaͤchſiſch) erhoben; fo noch in der neueren Zeit, 
z. B. 1804 und 1808. Der jaͤhrliche Geſammtbetrag 
aller herrſchaftlichen und patrimonialen Einnahme von 
dem ganzen Ort, ſogar mit Inbegriff des Pachtgeldes 
von dem graͤflichen Kammergut, konnte in der letzten 
Zeit des Teutſchen Reichs im Durchſchnitt hoͤher nicht 
geſchaͤtzt werden, als auf 1,750 Reichsthaler. 


Die waffenfaͤhigen Unterthanen waren frei von regel— 
maͤſiger Milizpflicht und von jeder Art von Rekruten— 
ſtellung; nur für Polizei- und Criminal Rechtspflege wur; 
den, ſo oft es noͤthig, einige Dienſte voruͤbergehend ge— 
leiſtet, z. B. zu dem Streifen, zu der Nacheile, zu 
Einziehung und Bewachung der Verbrecher, zu der Ge— 


1) Das kaiſerliche Privilegium ſteht bei Schultes, a. a. O., Th. I, 
S. 645. 
Kluber's Abhandlungen ıc., 2. Bd. 21 
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richtfolge, zu der Jagdfolge, wider reiſſende Thiere, u. d. 
Ordentliche Landes- oder vielmehr Ortſteuern wurden 
nicht erhoben; weder Perſonal- und Gewerbſteuer, noch 
Grund-, Vermoͤgen- und Einkommenſteuer, noch Vieh: 
und Verbrauch- oder Conſumtion Steuer, noch Thür: 
und Fenſter⸗ oder Lichtſteuer. Der ganze Ort lieferte 
an herrſchaftlichen Abgaben einen jaͤhrlichen Ertrag von 
noch nicht funfzig Reichsthalern, und die Einwohner 
wohnten dabei eben ſo ſicher und buͤrgerlich wohlbehalten, 
wie jene in den groͤßten und maͤchtigſten Reichslaͤndern. 
Ein Einſaß ohne Guͤter, bezahlte an oͤffentlichen Abgaben 
auf Ein Jahr mehr nicht als, überhaupt, unter dem 
Titel von Schutzgeld, Einen Batzen oder 4 Kreuzer 
fraͤnkiſch, alſo Einen Groſchen und beilaͤufig Einen 
Pfennig ſaͤchſiſch. Der beguͤterteſte Einwohner hatte im 
ganzen Jahr in Allem noch nicht Zwei Gulden an 
oͤffentlichen ordentlichen Abgaben zu entrichten. Kein 
Wunder, wenn Schwarza's geſammte Einwohnerſchaft 
der weiland Reichsfreiheit ein aufrichtiges Lebehoch bringt. 
Fuimus Troès. 


VI. 


Erläuterung 


des Reichsdeputations Hauptſchluſſes 
von 1803, $. 38, 


betreffend 


die Verſchiedenheit der Schulden und Beſitzungen 
der entſchaͤdigten Reichsſtaͤnde. 


In dem F. 38 des ReichsdeputationsHauptſchluſſes 
vom 25. Februar 1803 iſt feſtgeſetzt, daß die fuͤr ihre 
Beſitzungen auf der linken Rheinſeite entſchaͤdigten Reichs— 
ftände „ihre ſowohl bloß perſoͤnlichen, als die von 
„erwaͤhnten Beſitzungen herruhrenden Schulden 
„auf ihre zur Entſchaͤdigung erhaltenen Domaͤnen und 
„Renten zu uͤbernehmen haben. 


In dem franzoͤſiſchen OriginalText des §. 38, lautet 
dieſe Beſtimmung wie folgt., „Les terres et pro- 
„priétés, assignées aux Etats d' Empire en rempla- 
„cement de leurs possessions à la rive gauche du 
„Rhin, demeurent spécialement affectées au payement 
des dettes des dits Princes tant personnelles, 
„que de celles provenant de leurs anciennes pos- 
„sessions. 


Ueber die Arten ſowohl von Schulden als auch 
von Beſitzungen, welche hier in Beziehung genommen 
21° 
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ſeyen, iſt vielfältig Zweifel erregt worden; noch in der 
neueſten Zeit bei Schuldenabtheilungen zwiſchen Stan: 
desherren, die als damalige Reichsſtaͤnde wegen ihrer 
vormaligen Beſitzungen auf der linken Rheinſeite entſchaͤ— 
digt wurden, und den Regierungen teutſcher ſouve— 
rainer Staaten, denen jene in dem Jahr 1806 oder 
ſpaͤter ſtandesherrlich untergeordnet wurden. Eine doc 
trinale Auslegung der ſtreitigen Stellen ward hie— 
durch angezeigt, welche hier verſucht werden ſoll. 


1 


„Bloß perſoͤnliche Schulden“, heiſſen in dem 
§. 38 die Privatſchulden der entſchaͤdigten Reichsſtaͤnde. 


„Von erwaͤhnten Beſitzungen herruͤhrende Schul— 
den “, heiſſen daſelbſt, als Gegenſatz der Privatſchulden, 
alle Arten von Staatsſchulden, namentlich auch 
Kammer- oder Domaͤnen Schulden, welche 

1) nicht von Landſtaͤnden conſentirt find, oder 

2) nicht von Ausgaben herruͤhren, die fuͤr wirk— 

liche Landes Adminiſtration gemacht wor; 
den ſind. 

Denn die landſtaͤndiſch conſentirten, und die fuͤr 
wirkliche Landes Adminiſtration contrahirten Schulden, 
hatte als Staatsſchulden ſchon in dem Lüneviller Frie— 
den von 1801, Art. 8, die Republik Frankreich 
übernommen. Daher wird in dem §. 38 bei der 
darin feſtgeſetzten Verpflichtung zur Schuldenuͤbernahme 
auf die Entſchaͤdigungsbeſitzungen, ſofort die reſervatori— 
ſche Clauſel beigefuͤgt: „doch vorbehaͤltlich der in dem 
Lunéviller Frieden enthaltenen Beſtimmungen «. 

Daß aber auch die Kammer- oder Domänen: 
ſchulden hier unter den Staatsſchulden zu verſtehen 
ſeyen, wird dadurch begruͤndet: 

1) daß in dem §. 38 den perſoͤnlichen Schulden 
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der entſchaͤdigten Reichsſtaͤnde, alle von ihren 
vormaligen Beſitzungen herruͤhrenden Schulden, 
ohne Unterſchied, entgegengeſetzt werden; 

2) daß in dem F. 77 des Reichsdeputations Haupt: 
ſchluſſes unter den, wie es darin heißt, „auf 
den Entſchaͤdigungslanden haftenden Schulden /, 
alſo unter der Geſammtmaſſe der Staatsſchulden 
des Landes, ausdruͤcklich zwei Arten derſelben 
verſtanden und erklaͤrt werden, die Kammer— 
ſchulden und die eigentlich ſo genannten Landes— 
ſchulden, in den Worten „ſowohl Kameral- als 
Landesſchulden eines ſolchen Landes 9/3 

3) daß die reichsſtaͤndiſchen Landesherren reichsgeſetz 
maͤſig verpflichtet waren, das Einkommen von 
den Kammerguͤtern zu der „Landes Ad⸗ 
miniſtration“ oder dem noͤthigen Staatsauf— 
wand mit zu verwenden. 

Es ſtand naͤmlich in den teutſchen Reichslaͤndern den 
Landesfuͤrſten nie ein unbeſchraͤnktes oder willkuͤhrliches 
Beſteuerungsrecht zu. Sie waren verpflichtet, den 
Staatsaufwand aus dem Ertrag der Kammerguͤter zu 
beſtreiten 2). Daher waren ſie nur zu einem -huͤlflichen 
Beitrag, nur ſubſidiariſch Steuern zu fordern bes 
rechtigt, wenn und ſo weit die Einkuͤnfte von den Kam— 
merguͤtern und aus andern Finanzquellen, zu Beſtreitung 
des nöthigen Staatsaufwandes nicht hinreichten. 

Weniger nicht als acht Reichsabſchiede, aus dem 
Zeitraum von 1530 bis 16545), gleichwie ihnen gemäß 


1) Nach F. 77 ſollen die auf einem unter Mehrere vertheilten Ent— 
ſchädigungsland haftenden Schulden auf folgende Art unter die 
verſchiedenen neuen Erwerber des Landes fo vertheilt werden: »die 
Kammerſchulden nach dem Domänenertrag, die (eigentlich fo ges 
nannten) Landes ſchulden aber nach dem Steuercapital “. 

2 Moſer, von der Landeshoheit in Steuerſachen, S. 504. 


3) Reichsabſchiede von 1530, $- 118; 1543, F. 24; 1544, C. 10; 
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alle acht kaiſerlichen Wahlcapitulationen ſeit 1658, be 
zeugen und beſtaͤtigen dieſes weit ältere Herkommen. 
Auf das Neue bekräftigt ward daſſelbe, als im Jahr 
1670 die Reichsſtaͤnde den Antrag gemacht hatten, durch 
ein Reichsgeſetz daſſelbe aufzuheben und dagegen feſtzu— 
ſetzen, daß die Unterthanen ſchuldig ſeyen, ihren Landes— 
herrſchaften „Alles, was an ſie und ſo oft es begehrt 
wird, gehorſamlich und unweigerlich darzugeben /. Der 
Verſuch mißlang. Mit gerechtem Unwillen ſetzte ihm 
das Reichsoberhaupt ſein Veto entgegen. „Daß Ihro 
kaiſerliche Majeſtaͤt “, ſprach kategoriſch das kaiſerliche 
Decret vom 3. Februar 1671, „in dieſen neuen Vor: 
ſchlag willigen ſollten, dazu koͤnnen Dieſelben einmal 
nicht gehelen, ſondern werden vielmehr gemüffiget, einen 
Jeden bei dem, deſſen er berechtigt, und wie es bis 
dato obſerviret worden, in alle Wege verbleiben zu 
laſſen “). 


Die oben erwaͤhnte Unzulaͤnglichkeit des Einkommens 
von den Domaͤnen oder Kammerguͤtern zu Beſtreitung 
des noͤthigen Staatsaufwandes, war es auch, welche 
den Rechtfertigungsgrund der Steuerfreiheit der Kammer— 
güter bildete ). 


II. 


Die Worte „Domaͤnen und Renten“ ſind eine 
falſche Ueberſetzung des franzoͤſiſchen Original— 


1555, F. 82; 1557, $. 48 u. 49; 1566, $. 41; 1576, 8.11; 1654, 
9. 180. 

1) Neue Sammlung der Reichsabſchiede, Th. IV, S. 83. 

2) Pütter, instit. juris publici germ., $. 258. Häberlin, Handbuch 
des teutſchen Staatsrechts, Bd. II, S. 288. Leiſt, Lehrbuch des 
teutſchen Staatsrechts, §. 210. Gönner, teutſches Staats- 
recht, §. 458. 
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Textes ). Dieſer ſpricht nicht von domaines et rentes, 
fondern es heißt darin »terres et propriétés . 
Terres in der mehrern Zahl und im Gegenſatz von 
propriétés, bedeutet aber ein Land (pays) oder Staats⸗ 
gebiet ). Und Propriétés heißt Alles, was nach Ei 
genthumsrecht beſeſſen wird, Mobilien und Immobilien 
(fonds, fonds de terre, bien- fonds, domaines, 
maisons, rentes etc.). 


Zu den Propriétés gehoͤren, als Species, auch die 
Domaines. Unlogiſch waͤre es demnach, wenn in dem 
§. 38 unter Terres die Domaͤnen, und unter Proprie- 
tes nur die Renten ſollten verſtanden werden, da die 
Domaͤnen ſchon unter den Propriétés begriffen ſind, mit— 
hin nicht Gegenſatz von dieſen ſeyn koͤnnen. Auf aͤhn— 
liche Art, wie in dem angefuͤhrten Original-Text Terres 
und Proprietes, werden ſehr oft in Staatsvertraͤgen 
Souveraineté et Propriété (Staatshoheit und Staats— 
eigenthumsrechte) einander entgegengeſetzt, z. B. in der 
rheiniſchen Bundes Acte, Art. 17, 18, 19, 21, 22, 
und 27 ). 

Es beruht auf einer ausdrücklichen Ueberein— 
kunft zwiſchen den bevollmaͤchtigten Miniſtern der ver— 
mittelnden Maͤchte Frankreich und Rußland, und der 
auſſerordentlichen Reichsdeputation, daß der von jenen 
abgefaßte franzoͤſiſche Text der erſten 47 Paragra— 
phen des Reichsdeputations Hauptſchluſſes, als zwiſchen 
den beiden genannten Theilen vereinbarter Original 


1) Welches, meines Wiſſens, nirgend bemerkt worden iſt, namentlich 
nicht in folgender Flugſchrift: „Ueber die richtige Anwendung der 
5%. 38 u. 78 des Reichsdeputations Hauptſchluſſes (ohne Druckort, 
mit der Jahrzahl 1805. 31 S. in 8.), Abſchn. 2, S. 24 ff. 


2) Dictionnaire de Facadémie frangaise, und Mozin, dictionnaire 
francais, h. v. 


3) Klüber, Staatsrecht des Rheinbundes, $. 100 u. 199. 
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Text gelten folle, um in Fällen eines Zweifels oder 
Irrthums danach den Sinn des teutſchen Textes ber 
ſtimmen oder berichtigen zu koͤnnen. 

«Mais il (le soussigné Ministre) observe os — ſo 
heißt es, gleichlautend, in den beiden von den genann— 
ten Miniſtern der Reichsdeputation uͤbergebenen Noten 
vom 3. December 1802) — «que les paragraphes 
1 à 47 inclusivement étant l’expression d' un texte 
redige, examine et accepté, en langue francaise, 
la scrupuleuse fidélité avec laquelle ils paraissent 
rendus dans la langue allemande ne dispense pas 
de conserver la version originale. Il a en con- 
sequence l’honneur de remettre une Expedition 
en langue francaise de ces 47 paragraphes, 
tels qu'ils ont été proposes, ou subséquemment 
consentis par les puissances mediatrices et finale 
ment agrées par la députation, pour entrer dans 
son acte definiüf du 2 Frimaire (23 novembre). 
U demande que cette piece soit annexede a l’acte 
definitif, pour que les parties interessees puis- 
sent y avoir recours encas de besoin. Cette 
precaution obvie evidemment aux interpretations 
erronnees ou aux doutes qui pourraient s’elever 
dans Pavenir. Peut- etre me@me seroit-il utile, 
que la deputation voulüt bien faire une derniere 
confrontation des deux versions et si elle apperce- 
voit quelque nuance Eequivoque dans la Be 
la rectifier au protocole, pour detruire, jusqu'à 
possibilite des discussions de ce genre dans 
tems plus recules ». 


10 Dieſe Noten ftehen in den Beilagen zu dem Protokoll der außer: 
ordentl. Reichsdeputation, Bd. III, ©. 184 u. f. Vergl. ebendaſ. 
Bd. II, S. 846. Koch et Schoell, histoire abregee des 
traites de paix etc., Vol. VI, p. 354 et 358 et suiv. Gas⸗ 
part, der Deputationsgteceß, Th. I, S. 254 f. u. 275. 
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In gleicher Beziehung ſchrieben die beiden Minifter 
der vermittelnden Maͤchte, gleichlautend, in ihren Noten 
vom Februar 1803 ): „Le soussigné joint 
donc ici ıme Expedition nouvelle des 47 paragra- 
phes qui ont été originairement rediges en 
francois, tels qu'ils sont restes finalement conve- 
nus, et il prie la Députation de la joindre a la 
version allemandev. 


Auf dieſen Antrag erklärte Kurmainz, in der 32. 
Sitzung vom 4. December 1802: „Da die Abſicht der 
Deputation nicht war, bei der Redaction der vorderſten 
Paragraphen ihres Hauptſchluſſes ſich im mindeſten von 
etwas zu entfernen, woruͤber fie mit den Herren Mint 
ſtern der vermittelnden Maͤchte ſchon uͤbereingekommen 
war, und dieſes gewiß auch nicht die Abſicht der gedach— 
ten Herren Miniſter bei dem nun mitgetheilten franzoͤſi— 
ſchen Aufſatze dieſer Paragraphen geweſen ſeyn werde; 
ſo laſſe ſich ſchon vorausſehen, daß kein Anſtand ſeyn 
werde, dieſen Aufſatz, als Original, anzunehmen YT. — 
Beſtimmter noch erklaͤrte Kur mainz in der 33. Sitzung 
vom 7. December: „daß der franzoͤſiſche Aufſatz der 47 
erſten Paragraphen als das Original anzuſehen, und 
kuͤnftig neben dem teutſchen in einer eigenen Colonne 
abzudrucken ſeyn werde . 


Da auch die uͤbrigen Mitglieder der Reichsdeputation 
ſich dieſes gefallen lieſſen, ſo faßte am 14. December 
1802, in der 34. Sitzung, die Reichsdeputation 
den Beſchluß 9: fie finde keinen Anſtand, den von 
den Miniſtern der vermittelnden Maͤchte erhaltenen fran— 
zoͤſiſchen Aufſatz der 47 erſten Paragraphen des De— 
putations Hauptſchluſſes als Original in dieſen mit 


1) In den angef. „Beilagen“ ı., Bd. IV, S. 203. 
2) In dem Protokoll, Bd. II, S. 677. 
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aufzunehmen und neben den teutſchen „Original Text- 
zu ſetzen, welches auch geſchah ). Spricht gleich die 
Reichsdeputation hier auch von einem teutſchen Original— 
Text, ſo iſt doch aus dem Zuſammenhang der ganzen 
Verhandlung klar, daß ſie ſelbſt dem franzoͤſiſchen fur 
zweifelhafte Faͤlle den Vorzug zugeſtanden hat. 

Von der Regel, daß fur die 47 erſten Paragra⸗ 
phen der franzoͤſiſche Text als das Original zu betrachten 
ſey, macht nur der §. 24, die Entſchaͤdigung der Reichs⸗ 
grafen betreffend, eine Ausnahme, da derſelbe von 
der Reichsdeputation, nicht von den Miniſtern der ver 
mittelnden Maͤchte war ajuſtirt worden. Dieſe Miniſter 
ſelbſt erkannten ſolches an. In der angeführten Note 
vom = Februar 1803 ſchrieb jeder von ihnen wie 
folgt. »I (le soussigné) n’ a pas eu occasion de 
cooperer, il est vrai, au développement entier qua 
recu le $. 24. Mais il ne doute pas que son gou- 
vernement rendant la justice due aux excellentes 
intentions, qui ont determine la Deputation a s’en 
tenir à cet égard à son propre jugement et à Po- 
pinion de l’Empereur et de Empire, ne se borne 
a regretter que la bienveuillance des deux Cabinets 
envers tous les Comtes de ’Empire n’ait pu avoir 
un resultat plus complet u. 

Gemäß der in den Verhandlungen von beiden Geis 
ten mehrfach angenommenen Regel, daß fuͤr die 47 
erſten $$. der franzoͤſiſche Text als das Original anzu— 
nehmen, ſonach in zweifelhaften Faͤllen ihm der Vorzug 
vor dem teutſchen einzuraͤumen ſey, erhielt der franzoͤſi— 
ſche Original Text, ſowohl der vom 23. November 1802, 
als auch der vom 24. Februar 1803 datirte ), folgende 


1) In dem Protokoll, Bd. II, S. 339 u. 846 ff. 
2) Beide Original Texte ſtehen mit obiger Ueberſchrift gleichlautend, 
der erſte in den Beilagen zu dem Protokoll der außerordentl. 
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Ueberſchrift: »Expedition du Texte origi- 
nal en langue francoise finalement convenu entre 
les ministres des Puissances mediatrices et la Depu- 
tation extraordinaire de ' Empire, pour entrer en 
langue allemande dans Pacte definitif de la De- 
putation « )). 

Da nun in dem in gegenwaͤrtiger Abhandlung in 
Rede ſtehenden $. 38 des Reichsdeputations Hauptſchluſſes 
die teutſche Ueberſetzung weſentlich abweicht von dem 
franzoͤſiſchen Original Text, jo muß hier der letzte 
entſcheiden, und ihm zufolge angenommen werden: 

daß die fuͤr ihre Beſitzungen auf der linken Rhein— 
ſeite entſchaͤdigten Reichsſtaͤnde, ſowohl ihre bloß 
perſoͤnlichen, als auch die von den erwaͤhnten Be— 
ſitzungen herruͤhrenden Schulden, auf ihre zur Ent— 
ſchaͤdigung erhaltenen Terres oder Lande (die 

Landes- oder Steuercaſſe) und Propriétés oder 

Eigenthumbeſitzungen (die Domaͤnen- oder 

Kammercaſſe) zu ubernehmen haben. 


Reichsdeputation, Bd. II, ©. 185 ff., der andere in dem Proto— 
koll der Reichsdeputation, in dem von der 46. Sitzung, Bd. II, 
S. 846. Die Ueberſchriften ſtehen auch in den angef. Bei— 
lagen, und zwar diejenige des Textes vom 23. Nov. 1802, Bd. 
III, S. 185, diejenige des Textes vom 24. Februar 1803, Bd. IV, 
S. 205. 


1) In de Martens recueil des principaux traites, Supplement, 
T. III, p. 239, ſtehen am Schluß der Ueberſchrift noch folgende 
Worte, die ſich in den amtlichen Actenſtücken der Deputation nicht 

befinden: (dont les 47 premiers paragraphes) «doivent servir 
dans les cas douteux a determiner le sens du texte allemand». 
Die ganze Wortfaſſung in der Ueberſchrift bei Martens, ſcheint keinen 
amtlichen Urſprung zu haben. 


— — nn 2 . — —— — 3—̃ 


VII. 


Diplomatische Prükung 
zweier Stiftungs- und Ausſtattungsurkunden, welche 
Kaiſer Carl der Groſſe in den Jahren 794 und 
812 dem Benedietinerkloſter Neuſtatt am 
Main ertheilt haben ſoll. 


(Beitrag zu den fo genannten diplomatiſchen Kriegen.) 


————— 


Jetziger neuer Vorbericht. 


Das anſehnliche, reich ausgeſtattete Benedictinerkloſter 
Neuſtatt am Main, unterhalb Wirzburg zwiſchen den 
Städten Lohr und Rothenfels gelegen, angeblich und 
wahrſcheinlich eine Stiftung Carl's des Groſſen, gehoͤrte 
in kirchlicher Hinſicht, ſchon nach einer Urkunde des 
Kaiſers Otto III. von 993, zu der Didces des Biſchofs 
von Wirzburg. In ſtaatsrechtlicher Beziehung behauptete 
es fuͤr ſich und alle ihm zugehoͤrenden Doͤrfer, Hoͤfe, 
Waldungen und übrigen Grundguͤter, die Reichsunmit— 
telbarkeit und Landesherrlichkeit. Beide wurden beſtritten 
von dem Hochſtift Wirzburg, welches ſich in den Beſitz 
vollſtaͤndiger reichsverfaſſungsmaͤſiger Landeshoheit geſetzt 
hatte und darin erhielt. Das Kloſter raͤumte dem Bis— 
thum Wirzburg mehr nicht ein als DioͤceſanGerechtſame 
und die Schutz- und Schirmgerechtigkeit (Advocatiae 
secularis), welche letzte demſelben 1365 Kaiſer Carl IV. 
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im Namen des Kaiſers und Reichs (von Unſer und des 
Reichs wegen“) auszuüben aufgetragen hatte. Dieſe 
ſtehe dem Biſchof nicht jure proprio, fondern nur auf 
tragweiſe zu, und ohnedieß berechtige dieſelbe ihrer Natur 
nach zu Ausuͤbung landesherrlicher Gerechtſame keines— 
wegs, am wenigſten zu dem ganzen Inbegriff derſelben. 
Deßwegen erhob das Kloſter, von wirzburgiſcher Seite 
hart bedraͤngt, Klage gegen Wirzburg bei dem Reichs— 
kammergericht, im Jahr 1559. 

Nachdem der Rechtſtreit lang geruht hatte, reaſſu— 
mirte ſolchen das Kloſter im Jahr 1766. Daſſelbe ließ 
im folgenden Jahr die unten angeführte gedruckte Deduc— 
tion erſcheinen, verfaßt von dem als ruͤſtiger Deductions— 
Schriftſteller bekannten Johann Chriſtian Schmidt ). 
Auf dem Titel derſelben ſteht: « Typis Monasterii Anno 
17674. Die fuͤrſtbiſchoͤflich - wirzburgiſche Regierung, 
welche dem Kloſter das Recht beſtritt, ohne ihre Erlaub— 
niß eine Buchdruckerei zu haben, ſchickte einen Commiſſaͤr 
mit Huſaren in das Kloſter, welcher alle darin vorge— 
fundenen Exemplare der Deduction wegnehmen mußte, 
daher dieſelbe zu den literaͤriſchen Seltenheiten gerechnet 
wird ). Indeß war doch eine Partie Exemplare geret— 
tet worden, fuͤr welche das Kloſter, um in der weitern 
Verbreitung nicht durch Wirzburg gehindert zu ſeyn, den 


Titelbogen umdrucken ließ, und zwar, wie der Augen: 


ſchein lehrt, mit denſelben Lettern, welche bei dem vori— 
gen Bogen gebraucht waren. Auf dem Titel dieſes Bo— 
gens ſteht: „Gedruckt zu Dinkelsbuͤhl Anno 1768. 


1) Er war in der letzten Zeit zu Schweinfurt erſter Conſulent des 
fränkiſchen Rittercantons Rhön-Werra, zugleich charakteriſirt als 
herzoglich-würtembergiſcher geheimer Legationsrath. Er ſtarb am 
18. Juni 1794. Meuſel, Lexikon der von 1750 bis 1800 ver: 
ſtorbenen teutſchen Schriftſteller, Bd. XII, S. 278. 


2) (Von Holzſchuher's) Deductions Bibliothek von Teutſchland, Bd. I 
(1778. 8.), S. 354. 


\ 
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Die Grundlage der Behauptung des Klofters, daß 
ihm die Reichsunmittelbarkeit und Landesherrlichkeit ger 
buͤhre, bildeten groſſentheils zwei Urkunden Carl's 
des Groſſen, datirt aus den Jahren 794 und 812. 
Im Jahr 1707 hatte Leuckfeld, am unten angefuͤhr⸗ 
ten Ort, dieſelben oͤffentlich bekannt gemacht. Gleichſam 
abſprechend waren ſie, zwei und zwanzig Jahre ſpaͤter, 
fuͤr unecht und untergeſchoben erklaͤrt worden, von dem 
(nach mancherlei Schickſal) wirzburgiſchen Rath und 
Bibliothekar Johann Georg von Eckhart (fruͤher Ex 
card), in feinen Commentariis de rebus Franciae 
orientalis et episcopatus Wirceburgensis (Wirceb. 
1729. 2 Theile in Fol.), von demſelben, der an dem 
ſo genannten diplomatiſchen Krieg uͤber Carl's des Groſ— 
ſen Urkunde von 804, betreffend die griechiſchen und 
lateiniſchen Schulen in dem Bisthum Osnabruͤck, die 
Unechtheit deſſelben behauptend, ſehr thaͤtigen Antheil ge— 
nommen hatte ). 

Gelegenheitlich hatte ich in meiner Geſchichte der 
Gerichtslehen (Erlangen 1785. 8.), S. 27, in einer 
Note geaͤuſſert, daß ich „das Beiſpiel einer Verleihung 
der Criminal Jurisdiction, welches von Carl dem Groſſen 
angeführt werde in der (oben erwaͤhnten) Deduction des 
Kloſters Neuſtatt am Main, hieher (zu kaiſerlichen Zu: 
risdictions Verleihungen ſchon in der Zeit der Carolinger) 
nicht zu rechnen wagte, theils weil aus den Worten der 
daſelbſt abgedruckten caroliniſchen Urkunde offenbar zu 
viel gefolgert werde, theils weil die Echtheit und Wirk— 
lichkeit der Urkunde noch vielen diplomatiſchen und hiſto— 
riſchen Zweifeln ausgeſetzt ſey „. 

Von dieſer Aeuſſerung durch einen Freund in Kennt— 
niß geſetzt, ließ im Jahr 1789 der Prälat des Kloſters, 
Herr Abt Johannes Baptiſta, mich erſuchen, ihm 


10 F. A. Huch, Literatur der Diplomatik, S. 207 ff. 
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die Gruͤnde der von mir angedeuteten Zweifel „ganz 
offenherzig “ mitzutheilen. Wegen des Rechtſtreites mit 
Wirzburg, ließ er melden, ſtehe man in Vergleichunter— 
handlungen, der Fuͤrſtbiſchof habe durch eine von ihm 
hiezu ernannte Commiſſion die Sache prüfen und ſich 
ein Gutachten erſtatten laſſen, und das Ganze liege jetzt 
in dem Cabinet zu ſeiner Entſchlieſſung. Er, der Abt, 
wünfche dieſen langwierigen und koſtſpieligen Proceß zu 
beſeitigen, und beabſichtige, in dem nun bald eintretenden 
Zeitpunct meine Gruͤnde ſeinen Conventualen vorzulegen, 
um dieſelben deſto eher zu der Annahme des Vergleichs 
bewegen zu koͤnnen. 


Ich hatte und benutzte den Vortheil, meine Arbeit 
zuvoͤrderſt dem Urtheil eines Mannes zu unterwerfen, 
deſſen vollkommenſte Competenz in dieſem Fach kein 
Kenner in Zweifel ziehen wird. Ich war ſtolz darauf, 
dieſen Trefflichen meinen Freund, ich moͤchte ſagen mir 
an Gemuͤth, Geiſt und Wiſſenſchaft gleichſam verwandt, 
nennen zu duͤrfen. Herr Philipp Ernſt Spies, Regie— 
rungsrath zu Baireuth und erſter Archivar bei dem 
inhaltreichen Archiv auf der Feſtung Plaſſenburg bei 
Culmbach, ruhmwuͤrdig und ruhmgekroͤnt ), antwortete 
mir aus Baireuth unter dem 2. November 1789: 
„Hier gehen die Communicata mit meiner vollkommen— 
ſten Approbation zuruͤck / u. ſ. w. 


Nun erſt ſendete ich dem wuͤrdigen Praͤlaten meine 
Diplomatiſche Prufung. Derſelbe ließ ihr eine Anerken— 
nung widerfahren, die meine Erwartung weit übertraf. 
Aus ſeiner Abtei ſchrieb er mir, unter dem 18. Jaͤnner 
1790, unter Anderem wie folgt. „Ich kann zwar nicht 
laͤugnen, daß die vorgelegten Gruͤnde die Grundfeſte 
meines gegen das Hochſtift Wirzburg bisher gefuͤhrten 


1) Man ſehe Meuſel, a. a. O., Bd. XIII, S. 233 ff. — Spies 
ſtarb am 5. März 1794. 
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Proceſſes erſchüttern, und jeder andere, der ſich bemüht 
haͤtte mir dieſe Zweifel zu erregen, wuͤrde mir einen 
ſehr unangenehmen Dienſt bewieſen haben; allein, da ich 
ſelbſt Sie aufgefordert habe mir Ihre Gedanken, ſo wie 
Sie uͤberzeugt zu ſeyn glauben, geneigt mitzutheilen, ſo 
bin ich noch unentſchloſſen, ob ich mehr Ihre Geſchick— 
lichkeit oder Ihren ...... Charakter bewundern ſoll. 
Koͤnnte ich doch nun auch ſo gluͤcklich ſeyn, den Mann 
perſoͤnlich zu kennen, den mir der Ruf ſchon ſo vortheil— 
haft geſchildert, und der ſich jetzt ſelbſt auf eine ſo ſchoͤne 
Art bei mir ausgezeichnet hat ,. 


Der nicht ohne ſehr erhebliche Gruͤnde gewuͤnſchte 
Vergleich, ſoll noch im Ausgang des achtzehnten Jahr⸗ 
hunderts zu Stande gekommen ſeyn. Das Klofter hatte 
wenig davon zu genieſſen, etliche Jahre ſpaͤter gerieth es 
in den allgemeinen Seculariſations Strudel. Der Reichs⸗ 
deputations Hauptſchluß vom 25. Februar 1803, $. 14, 
gab als Entſchaͤdigung und ſeculariſirtes Beſitzthum die 
Abtei Reuſtatt dem Fuͤrſten von Loͤwenſtein-Wertheim, 
der jüngeren Hauptlinie dieſes Hauſes, jetzt Loͤwenſtein— 
Wertheim-Roſenberg genannt. Auch der neue Eigen: 
thuͤmer und Landesherr genoß die uͤber Neuſtatt erlangte 
Reichsunmittelbarkeit und Landeshoheit nur kurze Zeit. 
Mit allen ſeinen übrigen reichsſtaͤndiſchen und reichsun— 
mittelbaren Beſitzungen, ward bei dem Fall des Reichs 
auch Neuſtatt durch die rheiniſche Bundesacte ſtandes⸗ 
herrlich untergeordnet, und die Schlußacte des wiener 
Congreſſes ließ dieſe Unterordnung beſtehen. 


Auch hier bewaͤhrt ſich der Erfahrungſatz, daß nach 
der politiſchen Weltordnung, erkennbar nur aus der Weltge⸗ 
ſchichte, keinem Staatsverhaͤltniß, groß oder klein, wie 
feſt begründet es auch ſcheinen mag, ewige Dauer ver: 
liehen ſey. Das Teutſche Reich dauerte über Ein Jahr— 
tauſend, nach mancherlei Wechſel ſtürzte es zuſammen 
an Einem Tage. 
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Gegenwaͤrtige Probe von UrkundenGritif hat durch 
die eingetretene Staatsveraͤnderung ihren unmittelbaren 
Gegenſtand verloren, doch nicht, wie mir ſcheint, blei— 
benden Werth fuͤr die Urkundenwiſſenſchaft und Geſchicht— 
kunde. Fuͤr jene iſt ſie zugleich ein Beitrag zu den 
diplomatiſchen Fehden oder fo genannten Kriegen ). 


Prufung. 
8. . 


Die beiden Urkunden von 794 und 812, welche 
hier einer diplomatiſchen Prüfung unterworfen werden 
ſollen, ſind abgedruckt ) in Johann Georg Leuck— 
feld's Antiquitates Poeldenses (Wolfenbüttel, 1707. 4.), 
pag. 241 und 243; desgleichen in einer für das Klo: 
ſter Neuſtatt gedruckt erſchienenen Deduction, welche 
folgenden Titel führt: „Diplomatiſche Nachrich— 
ten von dem Urſprung und Stifftung des Cloſters 
Neuſtatt am Mayn Ord. S. Benedicti, in Wuͤrtzburger 
Dioͤces gelegen, zum Beweiß der dem Cloſter zuſtehenden 
Immunitæten, Freyheiten und Vorzuͤgen in tempora- 
libus. Aus Veranlaſſung eines in Augustissima Ca- 
mera puncto Subjectionis et Advocatiae contra das 


1) Die Schriften von den fo genannten diplomatiſchen Kriegen, 
ſowohl den allgemeinen als auch den beſondern, ſind verzeichnet von 
Huch, a. a. O., S. 177 — 243; jene von Streitigkeiten über Ur⸗ 
kunden Carl's des Großen, S. 200 — 213. 


Nach Abfaſſung obiger Prüfung, wurden fie auch gedruckt in Aem. 
Ussermann, Episcopatus Wirceburgensis sub metropoli Mo- 
guntina, chronologice et diplomatice illustratus (Typis San- 
Blasianis, 1794. 4. Auch unter dem Titel: Germania sacra, in 
provincias ecclesiasticas et dioeceses distributa. Tom. I.), pag. 
4. sg. Auch ſollen fie abgedruckt ſenn in den „Auserleſene Staats: 
Acta“, Th. III, S. 335. 

Kluber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd. 22 


2 


— 


— 


* 
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Hochſtifft Würtzburg Anno 1559 anhaͤngig gemachten 
und Anno 1766 reassumirten Rechts-Streits. An das 
Licht geſtellet von Abten, Priorn und Convent. 
Typis Monasterii Anno 1767. 42 Seiten und 22 
Bogen Beilagen, in Fol. In manchen Exemplaren die— 
ſer Deduction iſt der Titelbogen umgedruckt, mit der 
einzigen Veränderung, daß auf der Titelſeite ſtatt »Typis 
Monasterii Anno 1767“ geſetzt iſt: „Gedruckt zu Din 
kelsbuͤhl Anno 1768 /. Vereinigt mit den unten ($. 2) 
angeführten Beſtaͤtigungsurkunden der Kaiſer Otto III. 
von 1000, Carl IV. von 1366, und Carl V. von 
1541, nebſt einer Anerkennungsurkunde Ludwig's des 
Frommen von 823, in welche fie eingehüllt find, füllen 
die beiden Urkunden, mit den ſo eben genannten, in der 
Deduction eilf Folio Seiten. 


Zwiſchen dem Abdruck in der Leuckfeldiſchen Samm⸗ 
lung und demjenigen in der Deduction, macht ſich eine 
zweifache Verſchiedenheit bemerkbar. In dem erſten be— 
findet ſich, in beiden Urkunden, das Monogramm 
Carl's des Groſſen, in gewoͤhnlicher Form und am ge— 
hoͤrigen Ort, in dem andern fehlt es in beiden Urkun— 
den, obgleich daſſelbe in der Beilage III (Urkunde des 
Biſchofs Berthold zu Wirzburg und ſeines Domcapitels, von 
1279) bei der ihr einverleibten Urkunde von 794 abgebildet 
iſt. Sodann bemerkt man, bei genauer Vergleichung des 
Leuckfeldiſchen Abdrucks mit dem in der Deduction, eine 
Verſchiedenheit in einzelnen Stellen, inſonderheit in 
Namen von Oertern. Die letzte wird da, wo ſie fuͤr 
die Critik erheblich zu ſeyn ſcheint, in gegenwaͤrtigem 
Aufſatz angezeigt werden. 


Die Urſchriften der beiden Urkunden ſind nicht 
mehr vorhanden, wenigſtens nicht mehr im Beſitz des 
Kloſters. In der Deduction, S. 25, wird gemeldet, 
der Biſchof von Wirzburg habe im Jahr 1558 „des 
Kloſters ſaͤmmtliche Urkunden mit 16 Pferden und etli— 
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chen Karrens Pferden aus dem Kloſter abholen und in 
die Feſtung Marienburg (bei Wirzburg) abführen laſſen, 
um das Klofter von Wehr und Waffen zu entblößen 
und die vorgehabte Subjeetion deſto leichter ins Werk 
ſetzen zu koͤnnen /. Zum Vorwand ſey genommen wor: 
den, damit die Urkunden „occasione der vorgeweſenen 
Religionsunruhen nicht in die Haͤnde der Acatholicorum 
fallen möchten“. Dennoch ſey damals der Religions— 
friede zu Augsburg (1555) ſchon geſchloſſen, und ein 
Abfall des Kloſters gar nicht zu beſorgen geweſen. 
Sohin kann die Pruͤfung der beiden Urkunden nicht 
nach ihren Originalen, nicht nach ihrer aͤuſſern Beſchaf— 
fenheit, insbeſondere nach den Schriftzuͤgen und Siegeln, 
ſondern nur nach dem Inhalt, wie die Abſchriften und 
Abdruͤcke denſelben liefern, alſo nur nach den durch dieſe 
gegebenen inneren Erkennungsmerkmalen angeſtellt werden. 


8 2. 


Ein gutes Vorurtheil fuͤr die Echtheit beider Urkun— 
den, ſcheinen die Beſtaͤtigungs-, Beglaubigungs- und 
Anerkennungsurkunden zu erwecken, welche ihretwegen 
theils von roͤmiſchen Kaiſern und Koͤnigen, theils von 
Biſchöfen und von dem Domdechant und Domcapitel zu 
Wirzburg, dem Kloſter ertheilt worden ſind ). Naͤmlich: 


1) Beide Urkunden haben Beſtaͤtigungen erhalten von 
K. Carl IV. im Jahr 1366, und von K. Carl V. 
am 23. Maͤrz 1541; und zwar ſind beide Urkunden 
dieſen kaiſerlichen Confirmations-Briefen ihrem ganzen 
Inhalt nach woͤrtlich einverleibt 9. 


1) Jo. Cph. Gatterer, de diplomatibus confirmationis; in den 
Novis Commentariüs Societatis Reg. Gotting., Tom. VII. ad 
an. 1776. (Gott. 1777. 4.) Class. histor. et pbilolog. , p. 
48 — 105. 

2) Beilage J, Num. 1 und 2. — Diefe Beilage und die folgenden 

N 
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2) K. Carl V. hat eine eigene Urkunde vom 30. 
Juni 1541 dem Kloſter ausgeſtellt, in welcher derſelbe, 
in Beziehung auf deſſen jo eben angeführte Beſtaͤtigungs— 
urkunde vom 23. Maͤrz 1541, nochmal die Echtheit 
ſowohl der Urkunde K. Carls IV. von 1366, deren 
Original er geſehen zu haben verſichert, als auch ſeiner 
eigenen, im Monat März 1541 erfolgten Beftätigung, 
bekraͤftigt. Die Veranlaſſung hiezu war: weil die ſei— 
dene Schnur, an welcher das kaiſerliche Siegel befeſtigt 
geweſen, an der Urkunde Carl's IV. ſich abgenutzt hatte, 
und das Siegel abgegangen war. Der Kaiſer ſelbſt er 
klaͤrt dieſes mit folgenden Worten: f 


„Quum autem hae Caroli Quarti Praedecesso- 
ris nostri literae tempore praedictae confir- 
mationis et approbationis nostrae, tam in 
scriptura, quam in Pergameno, et sigillo illae- 
sae, ac omni vitio carentes, in originali obla- 
tae, et exhibitae essent, forte fortuna accidit, 
ut inter rescribendum chordulae sericeae, qui- 
bus sigillum ejusdem Divi Caroli Quarti de- 
pendebat, forsitan antea situ, et putredine 
corruptae, ex toto dissolutae sint, ita quod 
sigillum a literis originalibus et econtra li- 
terae a sigillo facile dimoveri divellique 
possent «. 


3) Der Beſtaͤtigungsurkunde K. Carl's IV. von 
1366 iſt eine Schutz- und Anerkennungsurkunde von K. 
Otto III. vom Jahr 1000 eingerüdt, welche auf In— 
terceſſion des Biſchofs Heinrich von Wirzburg, und auf 
Bitte des neuſtaͤttiſchen Abtes Bernhard, dem Klofter 
ſoll ertheilt worden ſeyn. In derſelben wird Carl der 


Num. II, III, IV, V und VL find in der oben angeführten De- 
duction von 1767 abgedruckt und aus ſolcher hier beigefügt. 
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Groſſe als Stifter des Kloſters angegeben, und zugleich 
bemerkt, daß Ludwig der Fromme und andere Vorfah— 
rer K. Otto's J. einen gewiſſen Bezirk dem Klofter 
eigenthuͤmlich uͤberlaſſen haben. Die Grenzen dieſes Be— 
zirks werden von Otto I, eben fo angegeben, wie von 
Carl dem Groſſen in der Urkunde von 794, und’ hier: 
auf dem Kloſter beſtaͤtigt ). 


4) Dem oben (Num. 2) erwähnten Anerkennungs⸗ 
Diplom K. Carls V. vom 23. Maͤrz 1541, nicht aber 
dem neuern vom 30. Juni 1541 (Beilage ID iſt eine 
Anerkennungs-, Schutz- und Beſtaͤtigungsurkunde Lud— 
wig's des Frommen vom Jahr 823 einverleibt, in 
welcher dieſer ſeinen Vater, Carl den Groſſen, als 
Stifter des Kloſters ruͤhmt, deſſen Schenkungen fuͤr das 
Kloſter, ohne jedoch ſolche genau zu benennen, nebſt 
andern ſeitdem von Privatperſonen dem Kloſter zuge— 
wendeten Beſitzungen, welche in der Urkunde benannt 
werden, in Schutz nimmt und beſtaͤtigt ). 


5) Biſchof Berthold zu Wirzburg und deſſen 
Domcapitel bekennen feierlich in einer Urkunde von 
1279, daß ihnen die Caroliniſche Urkunde von 794, 
und die Ottoniſche von 1000 »sine cancellatura ac 
sine diminutione « vorgelegt worden ſeyen; auch ruͤcken 
ſie beide Urkunden ihrer Beglaubigungs-Schrift woͤrt— 
lich ein 9. 

6) Biſchof Andreas von Wirzburg bekennt eben— 
daſſelbe von den Diplomen Carl's des Groſſen von 


1) Beilage 1, Num. 5. Dieſe Urkunde ſteht auch bei Leuckfeld, 
a. a. O., S. 249. 

2) Beilage I, Num. 6. Dieſe Urkunde ſteht auch bei Uſſer mann, 
a. a. O., Cod. probat., p. 8. und bei Leuckfeld, a. a. O. 
S. 245. 

3) Beilage II. 
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794 und Otto's III. von 1000, in einer Urkunde 
vom Jahr 1311). 

7) Biſchof Conrad, Domdechant von Gutten— 
berg, und das geſammte Domcapitel zu Wirz— 
burg, ertheilen eine aͤhnliche Erklaͤrung, in Anſehung 
beider vorhin beſagten Urkunden, wie auch der von 
Ludwig dem Frommen von 823 9). 

8) Nachdem dem Kloſter, ſeiner eigenen Angabe 
zufolge, im Jahr 1558 alle feine Privilegien von dem 
Hochſtift Wirzburg gewaltſam weggenommen und auf 
die Feſtung Marienberg bei Wirzburg gebracht waren 
(§. 1 und 3), ſich alſo daſſelbe nicht mehr im Beſitz 
wenigſtens ihrer Urſchriften befand, erwirkte daſſelbe im 
Jahr 1611 von Kaiſer Rudolph II. eine Beſtaͤtigung 
und Erneuerung der beiden Urkunden Carl's des Groſſen 
von 794 und 812, Ludwig's des Frommen von 823, 
Otto's III. von 993 9 und 1000 ), welche der Be 
ſtaͤtigungsurkunde woͤrtlich einverleibt ſind. Dieſe Rudol— 
phiniſche Urkunde war zugleich ein Schutzbrief für das 
Kloſter, ſeinen ganzen Landbezirk, und deſſen bewegliches 
und unbewegliches Vermoͤgen, welche darin insgeſammt 
für reichsunmittelbar und nur allein der Reichsgericht— 
barkeit unterworfen erklaͤrt werden. 


we 


Eine Urkunde Carl's des Groſſen vom Jahr 794, 
welche von drei Kaiſern (Carl IV., Carl V. und Ru⸗ 
dolph II.), von drei Biſchoͤfen von Wirzburg, und zwei: 


1) Beilage III. 

2) Beilage IV. f 

3) Die Ottoniſche Urkunde von 993 ſteht bei Leuchfeld, a. a. O, 
©. 248, und in der angef. Deduction des Kloſters als Beilage 6. 

4) Beilage VI. In der Deduction des Kloflers iſt es die Beilage 28. 


— TE 
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mal von dem Domcapitel daſelbſt, auf das Feierlichſte 
fuͤr echt und unbeſcholten anerkannt, erklaͤrt und beſtaͤtigt 
worden iſt; deren wichtigſter Inhalt, die Stiftung des 
Kloſters durch Carl den Groſſen, überdem von dem 
eigenen Sohn des Stifters, Ludwig dem Frommen, 
und kaum zwei Jahchunderte ſpaͤter von K. Otto III. 
nicht widerſprochen, vielmehr ſtillſchweigend anerkannt 
ward; ein ähnlicher Kaiſerbrief vom Jahr 812, den, fünf, 
ſieben und acht Jahrhunderte ſpaͤter, drei kaiſerliche Nach— 
folger des Ausſtellers (Carl IV., Carl V. und Rudolph II.) 
ohne die mindeſte Einſchraͤnkung vollkommen glaubwürdig 
finden; zwei Urkunden dieſer Art, bei welchen drei Kaiſer, 
nebſt ihren Raͤthen und der Reichscanzlei, ſo wenig Ver— 
dacht der Unechtheit ahnen, daß ſie ſolche ihrem ganzen 
Inhalt nach wiederholen, erneuern und beſtaͤtigen, ſollten 
doch wohl jede diplomatiſche Prüfung aushalten, und von 
dem ſtrengſten Forſcher, der Muth genug beſitzt, ſich 
daran zu wagen, bewaͤhrt gefunden werden! Wie laͤßt 
ſich auch denken, daß ein Biſchof von Wirzburg ſelbſt, 
ſeinem eigenen Intereſſe zuwider, bei dem Kaiſer um Be— 
ſtaͤtigung der Gerechtſame des Kloſters, kaum einige Jahr— 
hunderte nach Ausfertigung der Caroliniſchen Urkunden, 
angehalten haben ſollte, wenn das Kloſter ſeinen Stif— 
tungsbrief nicht beſeſſen, oder ſonſt der mindeſte Anſtand 
obgewaltet haͤtte! Erregt nicht ſogar die unrechtliche Art, 
wie das Kloſter um feine Originale gekommen iſt ($. 1), 
für die Echtheit derſelben eine ſtarke Vermuthung? Der 
Biſchof von Wirzburg ließ ſie im Jahr 1558 gewaltſam 
aus dem Kloſter wegnehmen, und nach Wirzburg fuͤhren. 
Das Klofter ſah ſich deßwegen genoͤthigt, am 26. Juni 
1559 eine Ladung bei dem Reichs Kammergericht wider 
den Biſchof auszuwirken, weil dieſer 
„kurz verſchiedener Zeit, als bemeldtes Gotteshaus 
Neuſtatt Schutz- und Schirmherr, ſich unterſtanden, 
und als (alle) Privilegien, Freyheiten, Urbar— 
bücher, briefliche Bewahrungen und dergleichen Ur— 
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fund von Weyland Roͤmiſchen Keyſern, König und 
anderen gottesfuͤrchtigen Stifftern, und ſonderlich 
des Cloſters Original- Privilegien von 
weyland Kayſer Carl dem Fuͤnften gegeben, 
aus dem Cloſter hinwegnehmen und führen laſſen ". 


Alſo alle des Kloſters Privilegien waren in das 
Wirzburgiſche Archiv eigenmaͤchtig abgeholt worden, ſonach 
auch die Caroliniſchen Urkunden von 794 und 812! Und 
ſeitdem waren alle Bemuͤhungen vergebens, dieſen urkund— 
lichen Kloſterſchatz nach Neuſtatt zuruͤck zu bringen ). 
Gleichwohl konnte noch im Jahr 1589 das Hoch⸗ 
ſtift Wirzburg ſich, auf Anregung des Reichskammerge— 
richts, nicht enthalten, dem Kloſter beglaubigte Ab— 
ſchriften der mit Gewalt hinweggenommenen Urkunden 
mitzutheilen. Die General-Rubrik der in dem Kloſter 
noch jetzt befindlichen Tranſumte bewaͤhrt deutlich, daß 
noch 1589 die Caroliniſchen Urkunden urſchriftlich vor— 
handen geweſen ſind. Sie lautet wie folgt. 


„Neuſtadt des Cloſters Fundation, Priwilegia, Be— 
gnadungen, Freyheiten, Urkunden und Verbriefun— 


1) Man ſehe die Beilagen zu der Deduction, Num. 20 und 21. 


2) Als auf die 1559 von dem Klofter erhobene Klage, das Reiche: 
kammergericht eine Ladung und Mandat an das Hochſtift Wirz- 
burg erlaſſen hatte, gab dieſes am Bartholomäustag 1562 dem 
Kloſter zurück, „ein groß dick Buch in Bretter gebunden, mit 
weiſſem Leder überzogen und am Eck mit meſſenen Spangen, deſſen 
Titul inwendig iſt: Index Privilegiorum, Fundationum, Dotatio- 
num, Confirmationum, Censuum aliarumque literarum v, des: 
gleichen einen «Liber censualis v. Man ſehe des Abts Kilian 
Empfangſchein in der Unterbeilage 8 zu der Hauptbeilage 32 der 
Deduction von 1767. Das „groß dick Buch “ enthielt nicht die dem 
Kloſter weggenommenen Originalurkunden, es enthielt nur Ab— 
ſchriften, war alſo ein fo genanntes Copialbuch. Deßwegen be- 
ſchwerte ſich das Kloſter in feinem ReaſſumtionsLibell don 1766, 
daß auf ſolche Weiſe dem reichsgerichtlichen Mandat nur unvoll⸗ 
ſtändige Parition geleiſtet worden * 
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gen. Aus beſonderen Bevelch des Hochwuͤrdigen 
Fuͤrſten und Herrn, Herrn Juli Biſchoffen zu Wuͤrz— 
burg und Herzog zu Franken, unſers gnaͤdigen 
Herrn, von Wort zu Worten geſchrieben und tran- 
sumirt durch M. Martinum Zincken OberRe— 
gistratorn mit Fleiß collationirt und die Orig i- 
nalia in das fuͤrſtliche Archiv uff unſer lieben 

1 Frauen Berg Wiederum deponirt und hinterlegt 
Anno Domini 1589 % ). 


Was hindert nun, nach einem ſolchen Zeugniß eines 
fuͤrſtlich-wirzburgiſchen Archivars, nach einer ſolchen 
amtlichen Beglaubigung, die ſogar auf Befehl desjenigen 
Fuͤrſten, deſſen Intereſſe mit demjenigen des Kloſters ſo 


ſehr in Widerſpruch geſetzt war, ertheilt wurde, den Satz- ... 


als richtig anzunehmen: noch im Jahr 1589 war das 
Original des Caroliniſchen Stiftungsbriefes vorhanden, 
und zwar in dem Fuͤrſtlichen Archiv auf der Veſte Ma— 
rienberg bei Wirzburg? 


Ja, wollte man, bei ſolchen Beweisgruͤnden, ſo ver— 
meſſen ſeyn, einem Zweifel wider die Echtheit der beiden 
Caroliniſchen Urkunden Raum zu geben, oder gar wagen, 
ſie geradezu fuͤr unecht und untergeſchoben zu erklaͤren: 
ſo wuͤrden doch die von drei Kaiſern, aus roͤmiſch-kaiſer— 
licher Machtvollkommenheit, ohne alle Einſchraͤnkung, nach 
reifer Ueberlegung ertheilten Beſtaͤtigungen ſchon allein 
dem Kloſter den Beſitz der in den beſtaͤtigten Diplomen 
verliehenen Bezirke und Berechtigungen ſichern, und den 
vollguͤltigſten Rechtsgrund zu einer ewigen Fortdauer die— 
ſes Beſitzſtandes darbieten. Allein, warum ſoll man zu 
einem ſolchen Grund, von dem erſt im Hinterhalt Dienſte 
zu erwarten waͤren, ohne Noth Zuflucht nehmen? 


Niemand wird, in ſolcher Lage der Sache, dem 


1) Man ſehe die Dedurtion, Seite 2, Note d. 
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Verfaſſer des Artikels „Neuſtatt“ in der teutfchen Aus 
gabe des Martiniere ) verargen, wenn er es, auf 
das Gelindeſte ausgedruckt, Vermeſſenheit nennt, daß 
von Eckhart ) die Fundations-Briefe und Faiferlichen 
Diplome des Kloſters geradehin fuͤr unwahr, erdichtet 
und untergeſchoben erklaͤrt, wenn er behauptet: „daß 
„ein Kur-Mainziſches Reichsarchiv ſich ſchaͤmen, und 
„mit nichten dulden würde, falſche Diplomate bei 12 
„zu haben, bei welchem doch dieſes Kloſters Fundationd- 
„Brief von Wort zu Wort zu finden, auch hiervon eine 
„Copie aufzuweiſen iſt ““! 


8 A. 


So viel für die Echtheit der beiden Caroliniſchen 
Urkunden. Wie aber, wenn dennoch Gruͤnde entgegen 
ſtaͤnden, welche in der Wagſchale des unbefangenen For— 
ſchers das Uebergewicht erhielten? Ein Verſuch, dieſes 
zu bewirken, ſollte mir, den kein perſoͤnliches Intereſſe 
je zum Nachtheil der Wahrheit feſſelt, den in dieſer 
Sache zuverlaͤſſig kein Vorwurf der Schmeichelei oder 
Wohldienerei trifft, wenigſtens nicht den Titel eines Ber: 
meſſenen zuziehen. 


Wollte man ſagen, die kaiſerlichen Beſtaͤtigungsur— 
kunden, beſonders die Anerkennungsurkunden Ludwig's 
des Frommen und Otto's III., deren Richtigkeit von 
Eckhart ebenfalls bezweifelte, verdienten immer noch 
eine ſorgfaͤltige Prüfung, bevor man fie für glaubwuͤr— 
dig annehmen koͤnne; fo wurde man dadurch den Diplo: 
matiſchen Skepticismus um nichts hoͤher treiben, als mit 


1) Dictionnaire geographique et eritique (Leipz. 1747. fol.), Th. 
VIII, S. 391. 

In feinen Commentariis de rebus Franciae orientalis et epis 
copatus Wirceburgeusis, T. I. p. 705. et 708. 


7 


A 


— 
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der Behauptung, daß kein Diplomatiker an die Echtheit 
irgend einer Urkunde des Mittelalters, ohne vorherge— 
gangene ſtrenge Unterſuchung, unbedingt glauben duͤrfe. 
Aber zugegeben, dieſe kaiſerlichen Confirmations- und 
Agnitions Handfeſten ſeyen über allen diplomatiſchen Zwei⸗ 
fel erhaben — und von den Urkunden Carl's IV., 
Carl's V. und Rudolph's II. laͤßt ſich dieſes, fo viel aus 
dem bloſſen Inhalt geſchloſſen werden kann, mit eini— 
ger Zuverſicht ſagen —; ſo wuͤrde der Satz: ergo ſind 
die beiden beſtaͤtigten Caroliniſchen Urkunden ebenfalls 
echt, doch nichts weniger, als eine bewieſene Voraus— 
ſetzung ſeyn; man wuͤrde dadurch dem Ziel um nichts 
naͤher gerückt ſeyn, als wohin irgend eine vortheilhafte 
Vermuthung bei ſo alten Schriften fuͤhren kann. 


Angenommen alſo, die kaiſerlichen Beſtaͤtigungs⸗ und 
Anerkennungsurkunden ſeyen echt ); zugegeben, daß in 
dem Ottoniſchen „Diplom“ von 1000 die Befigungen 
des Kloſters eben ſo beſchrieben werden, wie in dem 


1) Wider die Anerkennungsurkunde Ludwig's des Frommen von 
823 macht ſelbſt Uffermann (a. a. O., Cod. probat. p. 9.) die 
Bemerkung, daß der darin als lebend bezeichnete Richolff archi- 
capellanus (Erzbiſchof von Mainz) auf das Wenigſte ſchon in dem 
Jahr 814 todt geweſen ſey. Auch findet hier die Erinnerung Statt, 
welche, in Abſicht auf die Recognition kaiſerlicher Urkunden der da— 
maligen Zeit durch einen Archicapellan, unten ($. 7) gemacht iſt. 
Ferner bemerkt (S. 327, und im Cod. prob. S. 9) derſelbe ge— 
lehrte Benedictiner (er war Bibliothekar in der berühmten gefür— 
ſteten Abtei Sanct-Blaſien), daß darin das Datum 823 in 817 
umzuändern ſey, weil darin bei dem Datum temporis die In- 
dictio X. und als Regierungsjahr Ludwig's das dritte angegeben 
ſey, und dieſe beiden Angaben zu dem Jahr 817 paſſen. Fürwahr 
eine zu weit getriebene Willkühr im Interpoliren und Emendiren! 
— Mit Recht läßt auch wider dieſe Urkunde ſich anführen, was unten 
(F. 5) in Abſicht auf das Datiren nach der chriſtlichen Zeitrech— 
nung bemerkt ift, denn auch fie iſt «ab incarnatione Domini » 
Datirt. (Anmerkung ſpäterer Zeit). 


356 


Caroliniſchen Stiftungs-Brief von 794; ſo bleibt darum 
immer noch die Moͤglichkeit, daß völlig falſche Ur 
kunden beſtaͤtigt worden ſeyen. Begrefflich iſt dieſes in— 
ſonderheit von einem Zeitalter, in welchem die kaiſerliche 
Kanzlei, deren Perſonal meiſt aus Geiſtlichen beſtand, eben 
ſo wenig, als irgend ein Privatgelehrter, in der Critik 
der Urkunden erfahren war; von einem Zeitalter, wo man 
für einen kaiſerlichen Brief, zumal wenn er mit einem Ab; 
druck des annulus imperialis oder gar mit einem Mar 
jeſtaͤtSiegel geſchmuͤckt war, die größte Verehrung trug, 
wo man fuͤr unvertilgbare Suͤnde gehalten haben wuͤrde, 
von einem Kloſter, als einem angeſehenen Mitgliede der 
damals auf der hoͤchſten Stufe conventioneller Achtung 
und Ehre ſtehenden Geiſtlichkeit, zu argwohnen, daß 
daſſelbe einen falſchen kaiſerlichen Stiftungsbrief aufbe— 
wahre, daß es ihn wohl ſelbſt habe verfertigen laſſen, 
und daß es das Siegel dazu von einer, in Kloͤſtern da 
mals nicht ſeltenen, echten kaiſerlichen Urkunde genom— 
men habe. 


Zwar iſt ſehr unwahrſcheinlich, daß man den Sohn 
des Stifters, Ludwig den Frommen, um neun und 
zwanzig Jahre ſpaͤter, als der Stiftungsbrief ausgefer⸗ 
tigt war, durch eine falſche Urkunde ſeines kaiſerlichen 
Vaters habe taͤuſchen koͤnnen. Von ihm iſt doch zu 
vermuthen, daß er, auch ohne eigentliche diplomatiſche 
Kenntniſſe, ſeines Vaters Handſchrift, Siegel und 
Canzleiſtyl beſſer werde gekannt haben, als zwei Zah: 
hunderte ſpaͤter K. Otto III., oder als fuͤnf und ſieben 
Jahrhunderte ſpaͤter Carl IV. und Carl V. Allein, eines 
Theils verdient dieſe Ludoviciſche, ſchon ehedem von dem 
von Eckhart bezweifelte, Urkunde, noch eine beſondere 
Prüfung ), und andern Theils find darin die Oerter 


1) Man ſehe Uſſermann's Bemerkungen gegen dieſelbe, oben in 
der nächſtvorhergehenden Note. 
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und Grenzen nirgend ſo beſchrieben, wie in dem Caro— 
liniſchen Fundations Brief von 794 und in der Ottoniſchen 
Beſtaͤtigung von 1000; ſondern dieſelbe enthaͤlt eine 
Beſtaͤtigung der Gerechtſame und Beſitzungen des Klo— 
ſters bloß im Allgemeinen. Vielleicht hat man dem 
Sohn des Stifters den echten Caroliniſchen Stiftungs— 
brief vorgezeigt; vielleicht aber auch, ohne eine ſolche 
Vorweiſung, in einer Zeit wo die Stiftung des Klo— 
ſters noch in friſchem Andenken war, eine kaiſerliche Be 
ftätigung in allgemeinen Ausdruͤcken von dem andaͤchtigen 
Ludwig ausgewirkt. Wenigſtens iſt aus deſſen Diplom 
nicht zu erſehen, daß derjenige Stiftungsbrief, welchen 
man jetzt fuͤr den einzigen echten ausgibt, damals dem 
Kaiſer oder ſeinem Kanzler vorgezeigt worden ſey. 


Anlangend die biſchoͤflichen und domcapitula— 
riſchen Vidimationen der Urkunde von 794, welche in 
den Jahren 1279, 1311, und 1537 ausgefertigt wur—⸗ 
den, fo koͤnnte man dagegen einwenden, daß ein Ori 
ginal, uͤber deſſen Echtheit man unbeſorgt ſeyn darf, ſo 
vielfacher Beglaubigung nicht beduͤrfe, daß vielmehr die 
Aengſtlichkeit, mit welcher man ſich um dieſelbe bemuͤhte, 
ſchon allein faͤhig waͤre, einigen Verdacht zu erwecken. 
Was waͤre dem Intereſſe des Kloſters angemeſſener ge— 
weſen, als, bei einem Bewußtſeyn oder bei der Beſorg— 
niß der Unechtheit der Urkunden, von der diplomatiſchen 
Unkunde des Zeitalters Vortheil zu ziehen, und das, 
was den Urkunden an Glaubwuͤrdigkeit abging, durch 
Vidimation der wirzburgiſchen Biſchoͤfe und des Domca— 
pitels, wie auch der Kaiſer Carl's IV. und Carl's V., 
zu erſetzen? Was konnte endlich rathſamer ſeyn, als 
ſich bloß auf dieſe Vidimationen und Confirmationen zu 
ſtuͤtzen, und die angeblichen Caroliniſchen Originale wohl 
gar abſichtlich verloren gehen zu laſſen? 


Was hätte man nicht erſt, ſelbſt mit dem Original: 
Pergament in der Hand, in einem ſpaͤteren Zeitalter 
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befürchten muͤſſen, wo diplomatiſche Critik mit dem größten 
Eifer cultivirt, wo dieſelbe vorzuͤglich ſogar durch die 
Schriften der beruͤhmteſten Ordensbruͤder des Kloſters 
Neuſtatt, eines Harduin, Henſchen, Papebroch, 
Mabillon, eines Touſtain und Taſſin von der Ber 
nedictiner Congregation des heiligen Maurus, und Anderer, 
verbreitet ward; wo man es wagen konnte, nicht bloß 
aus den aͤuſſern Kennzeichen der Urkunden, ſondern auch 
aus ſichern Erkennungsmerkmalen in dem Inhalt ſelbſt, 
mit Sicherheit auf die Echtheit und Unverfaͤlſchtheit der⸗ 
ſelben zu ſchlieſſen; wo endlich die heftigen diplomatiſchen 
beſondern Kriege, welche uͤber die Urkunden mancher 
Kloͤſter, z. B. zwiſchen der Reichs -Abtei St. Maximin 
und Kurtrier, zwiſchen dem Reichskloſter zu Lindau und 
der Reichsſtadt Lindau, über die Urkunde Carl's des 
Groſſen vom Jahr 803 de scholis Osnabrugensibus ), 
über noch andere ihm zugeſchriebene Urkunden (wovon 
oben in dem Vorbericht), u. d. m. ausbrachen, als 
die Unechtheit mancher altkaiſerlichen Kloſterurkunden, z. 
B. der angeblich von Carl dem Groſſen im J. 802 der 
Abtei Werden ertheilten I, klar erwieſen war, den Klo: 
ſterurkunden gefaͤhrlich wurden, und vielen Kloͤſtern nicht 
wenig Sorge verurſachten. 


Wer naͤchſtdem das groſſe Anſehen der Geiſtlichkeit in 
dem Mittelalter, das ziemlich allgemeine Vertrauen in 
ihre Gewiſſenhaftigkeit und Rechtlichkeit kennt; wer ſich 


1) Von dieſer vorzüglich berühmten dirloinatiihen Fehde ſehe man; 
de Ludewig, reliquiae Mss., T. I. p. 44. in praef. Baring, 
clavis diplom., Sect. 2. c. 3. p. 27. Senkenberg, prodro- 
mus juris feud., c. 1. $. 7. Hannöver. Anzeigen von 1751, S. 
88. Heumann, de re diplomatica Imperatorum, T. I. p 
153. sqd- Pfeffinger, Vitriarius illustratus, p. 298. Acta 
Osuabrugensia, T. I. p. 20. Möfer, osnabrückiſche Geſchichte, 
Th. I, S. 359 f. u. in Adpend. documentorum. 


2) Pfeffinger, Vitriarius illustratus, T. III. p. 990. 
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erinnert an das Geldbeduͤrfniß, welches beinahe waͤhrend 
der ganzen Regierungszeit Carl's IV. bei dem Kaiſer 
ſowohl, als bei den kaiſerlichen Raͤthen und der Reichs— 
canzlei herrſchte; dem wird nicht im Mindeſten unwahr⸗ 
ſcheinlich vorkommen, daß man damals kaiſerliche Beſtaͤ— 
tigung aͤlterer kaiſerlicher Urkunden, auf bloſſe vidimirte 
Abſchriften, ohne Vorzeigung und Pruͤfung der Originale, 
erlangen konnte. Hatte man einmal eine Beſtaͤtigungs— 
urkunde Carb's IV. vorzuweiſen; fo mußte es leicht ſeyn, 
ſieben Viertheil Jahrhunderte ſpaͤter eine aͤhnliche von 
Carl V., und dann ſiebenzig Jahre ſpaͤter wieder eine 
von Rudolph II. zu erhalten. Und wo iſt denn in den 
drei Urkunden Carl's IV. und Carl's V., und in derjenigen 
von Rudolph II. des ſo erheblichen Umſtandes, daß da— 
mals die beiden Caroliniſchen Urkunden urſchriftlich 
der Reichscanzlei waͤren vorgelegt worden, nur mit einer 
Sylbe gedacht? 


Wie kommt es endlich, daß der zweiten Caroliniſchen 
Urkunde, jener von 812, weder Ludwig der Fromme, 
noch Otto III., noch auch die wirzburgiſchen Biſchoͤfe, der 
Domdechant und das Domcapitel, in ihren Anerkennungs— 
und Beglaubigungs Diplomen erwähnen? da doch, wenn 
man einmal mit dem Vidimiren beſchaͤftigt war und einen 
beſondern Werth darauf legte, leicht ſeyn und gleichfalls 
fuͤr erheblich erachtet werden mußte, auch dieſe vielbedeu— 
tende Caroliniſche Handfeſte beglaubigen zu laſſen. Wie 
kommt es, daß dieſe Urkunde erſt in Carl's IV. Confir⸗ 
mation erſcheint, nachdem ſeit ihrer Ausfertigung uͤber 
ſechſthalb Jahrhunderte verfloſſen waren? 


§. 5. 


Doch, erſt um die Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts 
ſoll das Kloſter um die Originalllrkunden von 794 und 
812 gekommen ſeyn, da ſie mit Gewalt weggenommen, 
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und nach Wirzburg gebracht wurden (§. 1 u. 3). Noch im 
Jahr 1589 ſollen eben dieſe Urkunden in dem Archiv 
zu Wirzburg vorhanden geweſen ſeyn ($. 3). 


Allein, die Ladung des kaiſerlichen Reichs Kammer⸗ 
gerichts vom 26. Juni 1559, aus welcher jenes bewie— 
fen werden ſoll, ſagt nichts da von, daß die Caro lini— 
ſchen Original Urkunden von 794 und 812 nach Wiry 
burg gebracht worden ſeyn. Es heißt darin bloß: 


„und als (alle) Privilegien, Freyheiten, Urbar— 
buͤcher, briefliche Bewahrungen und dergleichen Ur— 
kund von weyland Roͤmiſchen Kayſern, Koͤnigen 
und andern gottes fürchtigen Stifftern “, 


und hierauf, um Original und bloſſe Abſchriften, wid): 
tige und minder wichtige Briefſchaften gehörig von ein 
ander zu unterſcheiden, kommt der Zuſatz: 


„und ſonderlich des Cloſters Original Privile— 
gien, von weyland Kayſer Carl dem Fuͤnften 
gegeben“ ). 


Sollte man hier den Caroliniſchen Origin al Stif— 
tungsbrief des Kloſters auf das Wenigſte nicht eben ſo 
auszeichnend angeführt haben, wenn er damals noch im 
Original vorhanden, und, gleich andern Urkunden, nach 
Wirzburg gebracht worden wäre? Aber, als die wichtig— 
ſten unter allen weggenommenen Urkunden, wurden nur 
die dem Kloſter von weiland Kaiſer Carl V. gegebenen 
„Original Privilegien ſonderlich “ hervorgehoben. In die: 
fen, wenn hier die Urkunde vom 23. März 1541 ge 
meint war, findet man die Caroliniſchen Urkunden von 
794 und 812 doch nur in Abſchrift. 


1) Man ſehe oben §. 3, und von den Beilagen zu der Deduction, 
Num. 20. 
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Eben ſo wenig beweiſet die General-Rubrik (§. 3) 
der in dem Kloſter noch jetzt befindlichen Tranſumte, 
daß noch 1589 eben dieſe Caroliniſchen Urkunden von 
794 und 812 urſchriftlich in dem wirzburgiſchen Archiv 
aufbewahrt worden ſeyen. Denn, wenn die Urkunde 
Carl's V. von 1541 im Original nach Wirzburg ge— 
kommen war, und dieſer, wie der Abdruck lehrt, ſowohl 
die beiden Caroliniſchen Urkunden von 794 und 812, 
als auch die Ludoviciſche von 823 und die Ottoniſche 
von 1000, ſo wie die Beſtaͤtigungsurkunde Carl's IV. 
von 1366, in Abſchrift woͤrtlich einverleibt waren, viel— 
leicht neben dem auch noch einige andere Original-Ur⸗ 
kunden, Traditionen u. d. m. aus dem Kloſter in das 
wirzburgiſche Archiv gebracht worden waren, und daſelbſt 
aufbewahrt wurden; fo konnte M. Martinus Zinck, fürft 
licher Ober-Regiſtrator, voͤllig ſo vidimiren, wie oben 
(§. 3) feine BeglaubigungsNote lautet, ohne daß er je 
die beiden Caroliniſchen Urkunden von 794 und 812 
geſehen hatte. Mehr, als die hier angegebenen That— 
ſachen, hat das Kloſter ſelbſt in der oben angefuͤhrten 
Deduction nicht angeführt, und mehr iſt alſo wohl auch 
nicht aus den Tranſumten fuͤr den Beweis, den man 
fuͤhren wollte, zu nehmen. 


Noch unbewieſen iſt demnach, daß um die Mitte des 
ſechzehnten Jahrhunderts die Caroliniſchen Original— 
Urkunden von 794 und 812 aus dem Kloſter in das 
fuͤrſtliche Archiv zu Wirzburg gekommen ſeyen; noch un: 
bewieſen, daß im Jahr 1589 die Originale derſelben in 
dieſem Archiv aufbewahrt worden ſeyen. 

Naͤher muͤßte auch noch angegeben werden, ob ein 
Original des Caroliniſchen Stiftungs-Briefes in dem 
Reichsarchiv zu Mainz ) aufbewahrt werde, oder eine 


1) Jetzt, 1834, zu Frankfurt am Main, in dem ehemaligen Teutſch⸗ 
ordenshauſe. 
Kläber's Abhandlungen ıc., 2 Bd 23 
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bloſſe Abſchrift, oder ein Concept; ferner, von wem die— 
ſes Original oder dieſe Abſchrift dahin gebracht worden 
ſey, ob von dem Kloſter, oder aus der Reichscanzlei? 
und ob der Inhalt deſſelben mit der von dem Kloſter 
bekannt gemachten Urkunde uͤbereinſtimme? 


Die bloſſen Beſtaͤtigungs urkunden Carl's IV., 
Carl's V. und Rudolph's II., waͤren ſie auch unbeſtritten 
und unbeſtreitbar echt, wären fie auch noch jetzt im Ori⸗ 
ginal vorhanden, koͤnnen endlich doch dem Kloſter keinen 
guͤltigen Rechtsgrund fuͤr die, in den ihnen einverleibten 
Caroliniſchen Diplomen beſchriebenen Gerechtſame und 
Beſitzungen ertheilen, ſo bald entſchieden iſt, daß dieje— 
nigen Caroliniſchen Urkunden ſelbſt, auf welche 
ſie ſich beziehen, und welche die Grundlage derſelben aus— 
machen, untergeſchoben oder unecht ſind. Oder 
man müßte, allen natuͤrlichen und poſitiven Rechtsbegriffen 
zuwider, annehmen, daß ein an ſich unguͤltiges und un: 
verbindliches Geſchaͤft, eine ſchlechthin unechte Urkunde, 
durch die hinzukommende Beſtaͤtigung eines Andern, als 
des Ausſtellers, Verbindlichkeit und neue Kraft erlange. 
Man muͤßte beweiſen, daß Carl IV. und Carl V., wiſ— 
ſend, daß die Caroliniſchen Urkunden falſch ſeyen, den— 
noch gewollt haͤtten, und, zum Nachtheil eines Dritten, 
zu wollen berechtigt geweſen ſeyen, daß der Inhalt ver: 
ſelben guͤltig und verbindlich werde. 


Hat man nicht Beiſpiele, daß falſche kaiſerliche Ur— 
kunden in ſpaͤterer Zeit als echte von Kaiſern beſtaͤtigt 
worden ſind, ebenfalls mit woͤrtlicher Einruͤckung derſel— 
ben in die Confirmations Urkunden? Auch die Reichsſtadt 
Aachen ruͤhmte ſich eines von Carl dem Groſſen (das 
Jahr war ungewiß) erhaltenen Stiftungs Diploms, deſſen 
Original ſie vorzuzeigen nicht vermochte. Obgleich daſ— 
ſelbe zweien kaiſerlichen Beſtaͤtigungsurkunden, von Fried: 
rich I. 1166 und von Friedrich II. 1244, woͤrtlich ein⸗ 
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verleibt ward ), fo trägt doch fein Inhalt unverkennbare 
Spuren der Unechtheit ). 


So ſtaͤnde denn wenigſtens der Moͤglichkeit, daß 
die beiden Caroliniſchen Urkunden von 794 und 812 
unecht waͤren, nichts Erhebliches im Wege ). Kann 
man, durch Anwendung richtiger und practiſch bewaͤhrter 
diplomatiſcher Regeln, von dieſer Möglichkeit bis zur 
Wahrſcheinlichkeit, kann man ſogar bis zur diplo— 
matiſchen Gewißheit gelangen; ſo moͤchte es freilich 
mit allen, aus beiden Caroliniſchen Handfeſten bisher 
genommenen Beweiſen nicht zum Beſten ſtehen. Ein un: 
parteüſcher Verſuch, dieſe Gewißheit zu erlangen, vers 
dient zum mindeſten die Aufmerkſamkeit des Unbefangenen. 


8 6. 


Entſchieden unter den Diplomatikern iſt heut zu Tage, 
daß bei den echten Urkunden Carl's des Groſſen, in An— 
ſehung der Titulatur, drei Perioden zu unterſchei⸗ 
den find ). 


1) Abgedruckt in Goldast, constitution. imperial. T. II. p. 7. Lü⸗ 
nig, Reichsarchiv, Part. spee., Contin. IV. P. I. p. 53. Mi- 
raeus, opera diplom., T. I. p. 14. 

2) Pfeffinger, Vitriarius illustratus, T. I. p. 888 sq. et 43. J 
P. v. Ludewig, Erläuterung der goldenen Bulle, Th. II, S. 949. 

3) Selbſt der Benedictiner Uffermann gibt fein Zweifeln an der 
Echtheit dieſer Urkunden nicht undeutlich zu verſtehen. In der 
kurzen Geſchichte des Kloſters Neuſtatt, die er feinem oben angef. 
Episcopatus Wirceburgensis, Seite 325 bis 329, einverleibt hat, 
beginnt er mit der Aeuſſerung: « Antiquissima hujus abbatiae 
historia satis est intricata, nec ex ipsis quidem antiquis monu- 
mentis, utpote necdum sufficienter assertis, stabi- 
lita v. (Anm. ſpäterer Zeit). 

4) Mabillon, de re diplomatica, p. 72. $. VII. et VIII. He us 
mann, de re diplomatica Imperatorum, T. IJ. p. 27. §. 47. 
Gruber, Lehrſyſtem einer allgemeinen Diplomatik, Th. I, S. 
268 f. 

La 
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I) In der erſten Periode, von Anfang der Regie— 
rung Carl's bis zur Eroberung des Langobardiſchen Reichs, 
naͤmlich von 768, oder von Carl's Alleinregierung im 
Jahr 771 bis 774, nannte ſich Carl im Eingang der 
Urkunden: 

„Carolus gratia Dei, Rex Francorum, vir in- 
luster ». 


Aus dieſer Periode iſt keine der beiden Kloſterurkun— 
den von 794 und 812. 


II) Der zweite Zeitraum begreift die Jahre von 
Anfang der Langobardiſchen Regierung und der erlangten 
roͤmiſchen PatriciatWuͤrde bis zur roͤmiſchen KaiſerKroͤ— 
nung, alſo von 774 bis 800. Waͤhrend dieſer Zeit 
bediente ſich Carl in feinen Urkunden im Eingang fol- 
genden Titels: 


„Carolus gratia Dei Rex Francorum et Longo- 
bardorum, ac patricius Romanorum » ; gemeinig— 
lich auch mit dem Zuſatz: „vir inluster v. 

In dieſe Periode fällt die erfte unferer beiden Caro—⸗ 
liniſchen Urkunden, in welcher Carl nur folgenden Titel 
erhaͤlt: 

Carolus superna fauente clementia Francorum 
Rex v. 


Hier wird alſo weder der Langobardiſchen Könige: 
würde, noch auch der roͤmiſchen PatriciatWuͤrde erwähnt. 
Wer da weiß, wie viel Carl auf beide ſich zu gut that; 
wer ſich erinnert, daß beide in allen Caroliniſchen Ur; 
kunden dieſes Zeitraumes auf das Sorgfaͤltigſte voraus: 
geſetzt werden; wer endlich bedenkt, daß es ein unver: 
zeihlicher Fehler der kaiſerlichen Canzlei geweſen ſeyn wuͤrde, 
wenn ſie in Urkunden ihres Kaiſers den kaiſer— 
lichen Titel, und noch überdem einen fo kurzen, fo leicht 
zu behaltenden, ſo wichtigen, dem Kaiſer ſo werthen Ti— 
tel, unrichtig oder mangelhaft angegeben haͤtte; der wird 
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ſchon hierin den vollguͤltigſten Grund wider die Echtheit 
einer Urkunde, in welcher im Titel auf eine ſo ſehr auf— 
fallende Art gefehlt iſt, finden. 


Warum hielt man in allen echten oder unverdaͤchtigen 
Caroliniſchen Urkunden dieſes Zeitraumes ſo ſtreng uͤber 
jener Regel, daß man nie dawider fehlte? Man ſehe 
z. B. die Urkunden von 777, 778, 782 und 783, 
790, 793, 797 bei Mabillon, de re dipl., Seite 
499 bis 504; eine Urkunde von 794, alſo aus dem⸗ 
ſelben Jahr wie die erſte des Kloſters Neuftatt, bei 
Goldaſt, in den Constitutionibus imperial., T. I. p. 19; 
andere von 779, 787, 790, 796 und 798, ebendaſelbſt 
T. III. Seite 122, 136, 137, 141, 146. Noch viele 
andere Urkunden mit dieſer Titulatur, ſtehen unter den 
Pieces justificatives zu Calmet's Histoire de Lor- 
raine, in Goldaſt's Collectio consuetudinum et Le- 
gum imperii, p. 120., in den Monumentis Paderbor- 
nensibus des paderborniſchen Biſchofs von Fuͤrſtenberg, 
in Schaten's annalibus Paderbornensibus, und in 
andern bewährten Urkundenſammlungen ). 


III) Die dritte Periode endlich faͤngt an vom Jahr 
800, in welchem Carl die roͤmiſch-kaiſerliche Kroͤnung 
erhielt, und reicht bis zu ſeinem Ableben im Jahr 814. 
Hier lauten in ſeinen Urkunden Eingang und Titel, wie 
folgt. 

«In nomine Patris, et Filü, et Spiritus sancti, 
Carolus serenissimus Augustus, a Deo corona- 
tus, magnus et pacificus Imperator, Romano- 
rum gubernans Imperium, qui et per miseri- 


1) Jetzt auch in der Sammlung von Urkunden Carl's des Groſſen, 
in dem erſten Bande der im Jahr 1829 erſchienenen Monumen- 
torum Boicorum colleetio nova, Tom. I. p. ı 5, wo echte 
Urkunden von 777 und 794 abgedruckt ſind. 
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cordiam Dei Rex Francorum et Langobardo- 
rum v. 


Man ſehe bei Mabillon, de re diplomatica, p. 
507. und 512. Urkunden von 804, 812 und 813; in 
den Monumentis Paderborn., p. 325. et 327. Urkun⸗ 
den von 803 und 804; und andere in den Annalibus 
Paderborn., Stephan. Baluzii Capitularibus Regum 
Francorum, Goldasti Constitutionibus imperialibus, 
T. - III. u. a. ). 


Nun vergleiche man hiermit folgenden Eingang der 
Caroliniſchen Urkunde von 812: 


In nomine sanctae et individuae Tri- 
nitatis. Carolus superna favente cle- 
mentia Rex Francorum et Longobardorum, 
ac Patricius Romanorum ». 


Alſo nicht einmal Imperator wird der Monarch in 
ſeiner eigenen, von ihm eigenhaͤndig zu unterzeichnenden 
Urkunde genannt, der ſchon ſeit zwölf Jahren im vollen 
unbezweifelten Beſitz dieſer Wuͤrde war, und der ſich in 
dieſem, uͤber allen Glanz der ganzen damaligen Welt 
erhabenen Titel ſtets ſo ausnehmend gefiel! In zwoͤlf 
Jahren ſollte Carl's Canzlei ſich nicht ſo ſehr an ſeine 
veraͤnderte Titulatur gewoͤhnt haben, daß es, nach ſo 
langem Gebrauch derſelben, noch moͤglich geweſen waͤre, 
den größten aller Ehrentitel, deſſen man anders nicht als 
mit orientaliſchem Pomp zu erwaͤhnen pflegte, in einer 
feierlichen Urkunde zu vergeſſen! Jeder Unparteiiſche ur— 
theile, wie ſich dieſe Unterlaſſungsſuͤnde zu der Glaub— 
würdigfeit der Urkunde verhält. 


Naͤchſtdem heißt Carl in dieſer Urkunde « Patricius 
Romanorum »; ein Titel, den er doch in Urkunden feit 


1) Echte Urkunden von 807 und 811, ſtehen jetzt auch in der angef- 
neuen Sammlung der Monumentorum Boicorum, T. L p. 5 — 9. 
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der Zeit, wo er die kaiſerliche Krönung erhalten hatte, 
nicht mehr zu führen pflegte ). : 


Ein anderer nicht unerheblicher Zweifel, welcher bei- 
den Urkunden entgegen ſteht, und gleichfalls den Ein— 
gang derſelben betrifft, entſteht aus der Formel: «su- 
perna favente clementia» u. ſ. w., welche der Ver 
faſſer der Urkunde dem Kaiſer in den Mund legt. So 
unlateiniſch waͤre dieſes zwar fur Carl's Zeitalter nicht: 
aber doch hat einer der beruͤhmteſten und genaueſten diplo— 
matiſchen Forſcher I, nach ſorgfaͤltigem Studium der 
hierher gehoͤrigen Urkunden, angemerkt, und aus beſtge— 
gruͤndeter Ueberzeugung behauptet: daß dieſe Formel erſt 
zwei Jahrhunderte ſpaͤter, naͤmlich zuerſt unter 
Kaiſer Otto III., in kaiſerlichen Urkunden erſcheine. 


Endlich verdient auch nicht uͤberſehen zu werden, daß 
beide Urkunden nach der chriſtlichen Zeitrechnung («ab 
incaruatione Domini», und: «anno dominicae in- 
carnationis v) datirt find. Nun iſt zwar bekannt, daß 
ſchon die Langobardiſchen Koͤnige ſich der chriſtlichen Zeit— 
rechnung in Urkunden bedient haben, daß dieſelbe in Frank— 
reich und England ſchon im ſiebenten Jahrhundert üblich 
geweſen iſt, und daß Carl der Groſſe, einigen Diploma— 
tikern zufolge, der erſte geweſen ſeyn ſoll, welcher in 
roͤmiſch-kaiſerlichen und koͤniglichen Urkunden ſich derſelben 
bedient habe, bis ſie in der Folge unter Carl dem Dicken 
allgemein uͤblich geworden ſey ). Allein eines Theils iſt 


1) Heumann, I. c. T. I. p. 29. n. 9. und die oben angeführten 
Schriften, worin Urkunden ſeit 800 abgedruckt find. 

2) P. W. Gercken, vermiſchte Abhandlungen aus dem Lehn- und 
deutſchen Rechte, der Hiſtorie ıc., mit archival. Urkunden und 
Siegeln erläutert, Th. III, S. 158. Auch ſehe man Heumann, 
I. c., T. I. p. 27. 

3) Chronicon Gottwicense, Lib. II. p. 133. Gruber, Lehr⸗ 
ſyſtem einer allgem. Diplomatik, Th. I, S. 331, f. 15. Joachim, 
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noch keine allgemein für echt anerkannte Urkunde Carl's 
des Groſſen angefuͤhrt worden, in welcher die chriſtliche 
Zeitrechnung gebraucht worden waͤre; andern Theils wird 
dieſelbe ohnehin als eine Seltenheit in Carl's Urkunden 
angegeben ); und endlich verwerfen einige Diplomatiker 
alle, vor den Zeiten Carl's des Dicken 7) mit der chriſt⸗ 
lichen Jahrzahl ausgefertigten Urkunden als unecht, ob» 
wohl mit der Einſchraͤnkung, daß bei Abſchriften zu 
weilen die Abſchreiber dieſe Jahrzahl beigefügt haben koͤnn⸗ 
ten, wenn fie gleich nicht im Diplom geſtanden habe 3). 


Are; 


So wichtig auch die fo eben vorgebrachten Zweifel 
jedem Diplomatiker ſeyn muͤſſen: ſo ſind es doch bei wei— 
tem nicht die einzigen, welche beiden Urkunden das 
Merkmal der Glaubwuͤrdigkeit entziehen. 


Der Urkunde von 794 inſonderheit ſtehen uͤber⸗ 
dem folgende entgegen. 


Carl ſagt darin, daß er auf Verlangen ſeiner Mutter 
Bertrada, einen gewiſſen Megingaudus dem neu— 
geſtifteten Kloſter als Abt vorgeſetzt habe: 


„Quibus eciam Meingaudum rogante dilectis- 


Einleitung zur Diplomatik, Hauptſt. XIII. §. 4. Jo. Sehwa b, 
institutiones diplomaticae, p. 127. sq- 


4) Heumann, I. c., T. I. p. 127, ſagt: «anni incarnationis Do- 
mini in diplomatibus (Caroli M.) non, nisi rarius, notantur v. 


2) Spies meldet, in dem oben (S. 343) angeführten, an mich erlaf- 
ſenen Schreiben: „Mir ſind zwar Urkunden mit der chriſtlichen 
Jahrzahl vor Caroli crassi Zeiten bekannt, allein in geringer An⸗ 
zahl, und ich kann für deren Echtheit ohne Beaugenſcheinigung des 
Originals nicht ſtehen “. (Jetzige Anmerkung). 

) Marci Lupi, codes diplomatieus eivitatis et eeelesiae Bergo 
matis, T. I. (Bergom. 1784. fol.) col. 951. 8g. 
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sima ) genitrice nostra Bertrada Abbatem prae- 
tulimus V. 


Und doch war Carl's geliebte Mutter im Jahr 794 ſchon 
ſeit eilf Jahren todt?)! Wollte man annehmen, Ber: 
trada habe lang vorher dieſe Bitte bei ihrem Sohn ein— 
gelegt; ſo wuͤrde doch dieſer ihren Namen nicht genannt 
haben, ohne zugleich ihres ſeligen Zuſtandes auf eine 
fromme Art zu erwaͤhnen. 


Naͤchſtdem ſagt Carl, daß er den Ort Neuſtatt er: 
baut, und nachher daſelbſt das Kloſter geſtiftet habe: 


„Quale initium habuerit Monasterium, quod 
vocatur Rorlacha sive Newenstatt, quod con- 
struximus in sylva Spesshart, circa fluvium 
Moyna, et ubi nos primitus ob jucunditatem 
vitae atque dulcedinem venatui nostro speciale 
diuersorium elegimus, illice postmodum diuino 
cultui condignum Oratorium haberetur “. 


Gleichwohl fol der Ort Neuſtatt von einem gewiſſen 
Hatto dem Megingaudus, Biſchof von Wirzburg, ge 
ſchenkt, und dann von dieſem, um das Jahr 883, das 
Kloſter geſtiftet worden ſeyn ). 


Nicht weniger auffallend iſt, daß in der Recognitions⸗ 
Formel der Urkunde ein Willisarius Cancellarius ad 


1) In dem vom Kloſter veranſtalteten Abdruck heißt es: «Meingau- 
dum rogante duleissima». Leuckfeld hat «Magnigau- 
dius», aber Heumann, 1. c., T. I. p. 157. lieſet richtig: «Me. 
gingaudusv. Dieſer war ſeit 753 Biſchof von Wirzburg geweſen, 
hatte als ſolcher reſignirt und ſich nach Neuſtatt begeben, wo er 
der erſte Abt des Kloſters ward. Ussermann, I. c., p. 329. 

2) Heumann, I. e., T. I. p. 157. — Uffermann in feiner oben 

angef. Ausgabe dieſer Urkunde, ſetzt in einer Note hinzu: «De— 

functa a. 783 v. 

Heumann, I. e., T. I. p. 157. Eckhart, commentarii de 

rebus Franciae orientalis, T. I. p. 704. Ussermann, I. c., 

p. 325 


3 


— 
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vicem Lulli ) Archicapellani erſcheint, ungeachtet wer 
der ein Williſarius, noch ein Lullus jemals Caroliniſche 
Urkunden recognoſcirt haben >). 


Und noch ſonderbarer iſt, daß hier eines Archica- 
pellani Lulli gedacht wird. Nun iſt zwar nicht zu 
laͤugnen, daß ſchon unter den Carolingern die beiden 
wichtigen Aemter eines Erzcapellans und eines Erzcanz 
lers zuweilen in einer Perſon vereinigt geweſen ſind, und 
daß in den Urkunden Conrad's J. immer nur des Ar- 
chicapellani, nie aber des Erzeanzlers erwähnt wird J. 
Ja, Hiterius Abbas, welcher Carl's des Groſſen Ur— 
kunden als Canzler unterſchrieben hat, heißt bei Ana ſta—⸗ 
ſius (in Hadriano J.) Carls Capellanus et Notarius. 
Allein, gleichwohl findet ſich vor der Regierung des (ſeit 
877 auch italiaͤniſchen) Königs Carlomann Ci 880) kein 
Beiſpiel, daß Jemand als Archicapellan kaiſerliche 
oder koͤnigliche Urkunden unterſchrieben haͤtte ). 


Gleich bemerkenswerth iſt, daß die Regierungs- 
jahre Carl's des Groſſen in der chronologiſchen Formel: 


1) Wenn dieſer Erzeaplan Lullus, der, wie zu vermuthen, derſelbe 
Archiepiscopus Lullus iſt, von welchem und dem Biſchof Wil- 
libald die Kirche zu Neuftatt in Carl's des Groſſen Gegenwart 
eingeweiht ward, wie die Urkunde von 794 meldet, ſo iſt zu be— 
merken, daß Lullus und Willibald beide ſchon vor Ausfertigung 
dieſer Urkunde, und zwar, wie es ſcheint, im Jahr 784, geſtor— 
ben ſind, wie Uſſermann, a. a. O., S. 325, meldet. 

(Anm. neuerer Zeit). 

2) Pfeffinger, Vitriarius illustratus, T. I. p. 1075. sg. He u- 
mann, T. I. p. 119. sqd. et p. 157. Joachim, Einleit. zur Di⸗ 
plomatik, S. 213 f. — In dem Tranſumt des Biſchofs Berthold 
(Beilage III) heißt der angebliche Canzler Waltarius. 

3) De Goebel, de capellanis imperii et cancellariis (Helmst. 1733. 
4.) p. 7. sq. Du Fresne, glossarium, h. v. 


4) Mabillon, de re diplomatica, lib. II. c. 11. $. 6. p. 114. 
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„Anno regni Caroli Regis excellentissimi in 
Francia XVIIII. U) et in Italia XII. 


vollig unrichtig angegeben werden. Denn ſeit Carl's Re: 
gierung, d. i. ſeit 768, bis 794 waren in Francia 
XXVI Jahre, oder ſeit ſeiner Alleinherrſchaft im fraͤn— 
kiſchen Reich, nach feines Bruders Carlomann's Tode, d. 
h. ſeit 771, XXIII Jahre verfloſſen; und von Italien, 
wo Carl im Jahr 774 den Langobardiſchen König De— 
ſiderius überwunden hatte, müßte es XX heiſſen ). Die 
in der Urkunde angefuͤhrten Regierungsjahre Carl's des 
Groſſen, deuten hingegen auf das Jahr Chriſti 786 ), 


1) In dem Abdruck bei Leuckfeld ſteht XVIII. — So auch in dem 
bei Ussermann, in deſſen Episcopatus Wirceburgensis ete. 
(1794) in dem beigefügten Codex probationum, p. 4., wo der 
Herausgeber meldet, die Urkunde ſey ihm «ex archivo Neosta- 
densi» mitgetheilt worden. Er fest hinzu: «Vulgavit quoque 
sed corrupte Leuckfeld in antiq. Poeld. p. 241. 


2) Heumann, I. c., T. I. p. 127. 


3) Ein ſonſt ſehr achtbarer Geſchichtforſcher, der im Mai 1821 ver⸗ 
ſtorbene J. A. von Schultes, erlaubte ſich hier eine Interpolation; 
er meint, es ſey unbedenklich, in dieſer Urkunde die Jahrzahl 794 
umzuändern in 786. In einem Probeblatt, welches er feiner ano: 
uym gedruckten, vom 1. Febr. 1797 datirten Ankündigung eines 
(meines Wiſſens nicht erſchienenen) „Diplomatiſchen Repertoriums, 
zur Kenntniß der Geſchicht- und Staatenkunde der ſämmtlichen 
fränkiſchen Kreislande“ beifügte, reihte er die hier in Rede ſte— 
hende Urkunde von 794 unter das Jahr 786, nachſtehende An— 
merkung als vermeinte Rechtfertigung hinzufügend: „Die in der 
Urkunde angegebene Jahrzahl DCCXCIV, iſt ohne Zweifel unter: 
geſchoben; indem Carl der Groſſe in feinen Handfeſten, ſich der 
chriſtlichen Zeitrechnung noch nicht bedienet hat. Nach den ange— 
gebenen Regierungs-Jahren, die ohnehin mit der Jahrzahl 794 nicht 
übereinfommen, kann man alſo dieſe Urkunde um fo gewiſſer in das 
J. 786 ſetzen, da Carl 768 zum fränkiſchen, und 774 zum Longo— 
bardiſchen Reiche gelangte“. — Dieſelbe vermeinte Berichtigung 
der Jahrzahl 794 hatten früher ſchon ſich erlaubt, Georgiſch 
(1740) in ſeinen Regesta chronologico-diplomatica, T. I. p. 47. 
a. 786. n. 3. und Uſſermann (1794) in feinem Episcopatus 
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in welchem Carl nicht nach Aachen, dem in der Ur: 
kunde angegebenen Orte der Ausfertigung, gekommen iſt ). 


Nicht ohne Bedeutenheit ſcheint zu ſeyn, daß der 
Monatstag nicht angegeben iſt, wie doch meiſt in echten 
Caroliniſchen Urkunden geſchieht ). 


Auf Rechnung des Abſchreibers der Urkunde kann 
man ſchreiben, daß in der Sieglungs-Formel: 


„Anuli nostri impressione signari jussimus 


Annulus ſteht, ſtatt Anulus, wie das Wort in den 
Caroliniſchen Urkunden immer geſchrieben wird ). 


Die angegebene Indiection II. iſt zwar für das 
Jahr 794 richtig: allein bewährte Diplomatiker ) ſehen 


Wirceburgensis, Cod. prob. p. 4. sd. Allein eines Theils über⸗ 
ſchreitet eine Emendation ſolcher Art die Befugniß eines Heraus⸗ 
gebers und Beurtheilers, andern Theils hilft auch ſie hier nicht 
aus der Noth, weil im J. 786 Carl d. G. in Aachen, auf wel⸗ 
ches das Datum loci hinweiſet, nicht geweſen iſt. An einem an: 
dern Ort deſſelben Werkes (S. 326) legt Uſſer mann folgendes 
Geſtändniß von dieſem Diplom ab: «Unde (wegen der Unſicher⸗ 
heit des Datums) illud postea fuisse inter po latum aut re- 
feet um haud diffitemur, quin tamen cum Eccardo sup po- 
sitium dicere audeamus, quum ibidem enarrata satis cum 
caeteris cireumstantiis concordent, nec ipse Eccardus aliam 
hujus coenobii originem prodere valeat». (Anm. ſpäterer Zeit). 

1) Heumann, I. c., T. I. p. 157. — Auſſer der hier in Frage ſte⸗ 
henden Urkunde, findet ſich keine diplomatiſche Spur, daß er im Jahr 
786 zu Aachen geweſen ſey. Jo. Frid. Bo ehmer, regesta 
chronologico-diplomatica Karolorum (Francof. 1833. 4.) p. 15 

(Jetziger Zuſatz.) 

2) Man vergl. unter andern eine Urkunde von 790, bei Retten- 
pacher, Annales monasterii Cremifanensis, (Salisb. 1677. 
fol.), p. 28. Auch die echten Caroliniſchen Urkunden von 777, 
794, 807 und 811, in der Monumentorum Boicorum collectio 
nova, T. I. (1829) p. 1— 9. 

3) Mabillon, de re diplomatica, p. 108. 


4) Dan. Papebroch, propylacum antiquarium, P. I. «8 $. 
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es als ein Kennzeichen der Unechtheit an, wenn dieſelbe 
in Caroliniſchen Urkunden vor dem Jahre 801 angegeben 
wird; und Papebroch hat aus dieſem Grunde zwei Ur: 
kunden Pipin's und Carl's, welche Brower bekannt 
gemacht hatte, fuͤr untergeſchoben erklaͤrt. Indeß, da in 
unverdaͤchtigen Caroliniſchen Urkunden, welche aͤlter, als 
das Jahr 801 ſind, zuweilen der Indiction gedacht 
wird ), und hingegen dieſelbe in Urkunden nach dem 
Jahre 801 zuweilen fehlt ); ſo moͤchte dieſe Regel kein 
ſicheres Merkmal der Echtheit enthalten. 


8 8. 


Aber auch die Urkunde von 812 hat, auſſer den 
bereits (§. 6) angezeigten, nicht minder erhebliche) Ver⸗ 
dachtumſtaͤnde wider ſich. 


Sogleich im Anfang faͤllt die Anrufungsformel: 
„In nomine sanctae et individuae trinitatis /, 


auf; eine Formel, welche in echten Diplomen Carl's des 
Groſſen ungewoͤhnlich iſt, und deren erſt Ludwig der 
Fromme und Carl der Dicke ſich bedient haben ). 


116. 117. Mabillon, I. c., c. 26. $. 5. p. 190. Heumann, 
I. c., T. I. p. 127. — Auch Uſſermann, a. a. O., S. 5, macht 
bei feinem Abdruck dieſer Urkunde die Anmerkung: «Indictio huie 
anno (794) congruit, sed ambo (die Indiction und das Datiren 
nach der chriſtlichen Zeitrechnung) a Caroli M. diplomatibus 
absunt. Restituendus igitur annus 786, ex annis regni. 
Wider dieſe Reſtitution f. man oben S. 371, Note 3, und unten S. 375. 

1) Zum Beiſpiel die Urkunde von 790, bei Rettenpacher, I. e., 
wo die chronologiſche Note 5 lautet: «Dat. III. Non. Januar. 
Ind. XIV». 

2) Man fehe z. B. Ughelli, Italia sacra, T. V. p. 326. Mabil- 
lon, vetera analecta, p. 294. 8ꝗ. 

3) Uffermann, a. a. O., S. 326, ſagt ſogar, dieſes Diplom fey 
«majoribus difficultatibus obnoxium» als das von 794. 

4) Pp. Wö Gercken, vermiſchte Abhandlungen, Th. III, S. 156. 
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Sodann führt Carl an, daß feine Schweſter Gew 
trude die Kirche zu Neuſtatt ſehr anſehnlich dotirt habe: 
7 qualiter Ecclesia — — nostro rogatu a sorore 
nostra Gertrude, optimis villis, et plurima fa- 
milia sit dotata . 
Und doch hatte Carl keine Schweſter dieſes Namens; 
vielleicht war Gertrude eine Tochter Carloman's, des 
Bruders Carl's des Groſſen ). 


Auch findet hier bei der Sieglungsformel: an- 
nuli (ſtatt anuli) nostri impressione, dieſelbe Bemer- 
kung Statt, wie bei der Urkunde von 794 ($. 7). 

Die Indiction iſt für das Jahr 812 richtig an— 
gegeben; es findet dabei dieſelbe Bemerkung Statt, wie 
bei der Urkunde von 794 ($. 7). Aber was die Bezeich⸗ 
nung des Regierungsjahrs betrifft, ſo ſollte ſtatt 
anno regni ſtehen anno imperii. Das Regierungs⸗ 
jahr XII, welches der Kloſter-Abdruck angibt, paßt eben: 
falls auf das Jahr Chriſti 812: nicht aber XIII, wie 
bei Leuckfeld ſteht ). Eher koͤnnte, ſtatt XIII ſtehen 
XI, weil diejenigen Chronologen, welche das Jahr mit 
Chriſti Geburt anfangen, annehmen, daß Carl der Groſſe 
im Jahr 801 Kaiſer geworden ſey. Indeß hat Carl 
ſelbſt ſich dieſer Zeitrechnung nicht bedient, ſondern den 
Anfang feines Imperii vom Jahr 800 gerechnet. 

In der Indicationsformel des Monogramms: 

Signum Caroli gloriosi Regis /, 


1) De Eckhart, I. c., p. 631. — Uſſermann, a. a. O., S. 327, 
meint, Gertrud werde in dem Diplom «in sensu latiore Caroli 
soror» genannt, ſtatt fratris filia! 

2) Uſſermann macht hier, bei feinem Abdruck diefer Urkunde (Epis- 
copatus Wirceburgensis, Cod. prob. p. 6.) die Anmerkung: 
sAlii habent XIII. imperii seilicet, aut potius solius regni 
Francici, quod anno 782. convenit v. Sehr fein iſt hier der oben 
im Text erwähnte Fehler angedeutet! (Anm. ſpäterer Zeit). 
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ſollte ſtatt Regis ſtehen Imperatoris oder Augusti, 
wie in allen Caroliniſchen Urkunden, welche nach dem 
Jahr 800, oder nach Carl's Kaiſerkroͤnung, ausgefertigt 
worden find ). 


Naͤchſtdem pflegte Carl auſſer dem anno imperii, 
auch feine annos regni in Francia et Italia beizuſetzen ). 


Das Datum loci der Urkunde iſt auf das Kloſter 
Neuſtatt geſtellt: 


„Acta sunt haec in ecclesia Newenstatensi ; 


gleichwohl hat Carl dieſes Jahr 812, nach den vorhan⸗ 
denen urkundlichen Nachrichten, in Aachen zugebracht ), 
fo daß alſo der Beweis des alibi hiedurch geführt wer: 
den kann. 


Am Schluß fehlt die Recognition des Erzeanz— 
lers, welches ganz wider Carl's und der übrigen fraͤn— 
kiſchen Koͤnige Gewohnheit iſt ). Ja, die Stelle der 


1) Martene, T. I. vet. monum. p. 60. Ughelli, Italia sacra, 
T. V. p. 1095. Heumann, I. e., p. 117. $. 62. — Aus allen 
dieſen Unrichtigkeiten meint Uſſermann, a. a. O., S. 327, gehe 
hervor, hoc diploma «esse interpolatum. Spectat igitur 
potius ad annum 782, qui a morte Pipini a 768 decimus ter- 
tius fuit et pariter indictionem V. praestulit, quove adhuc in 
vivis agebat Berta (oder Bertrada) regina mater», Carl's des 
Groſſen Mutter. Könnte eine ſolche Ent-, oder vielmehr Heraus— 
wickelungsmanier vor dem Tribunal der diplomatiſchen Critik be— 
ſtehen? Vergl. oben S. 371 u. 373. (Anm. ſpäterer Zeit). 


2) Heumann, I. c., p. 137. sq., die aber in unſerer Urkunde 
fehlen. 


3) Heumann, I. c., p. 157. (Joh. Friedr. Böhmer, a. a. O., 
S. 27). 


4) Papebroch, propylaeum antiquarium, P. I. c. 3. $. 53. ſagt: 
«non solum hoc dicere possum, praeter omnem omnino 
usum vel Regum Francorum primae secundaeque stirpis, 
velRomanorum Imperatorum usque ad Fridericum Aeno- 
barbum fuisse, quod expedirentur diplomata sub solius Regis 
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von Carl dem Groſſen vermehrten Legum Langobar- 
dorum (Lib. III, tit. 41.), welche die Unterſchrift (Con— 
traſignatur) der Canzler fordert, iſt vielleicht ſogar eine 
Verordnung Carl's. 


Die Worte der Urkunde: 


„et si quis per triennium talem censum non 

persolverit, quotidianae servituti et juri sub- 

jacebit /, 
ſcheinen ſich auf die Verordnung des roͤmiſchen Rechtes 
zu beziehen, daß ein Emphyteuticarius, ob non solu- 
tum intra triennium canonem, a domino expellirt 
werden darf. Der Gebrauch des roͤmiſchen Rechts ſchlich 
ſich aber erſt im zwoͤlften Jahrhundert in Teutſchland 
ein ), bis daſſelbe hierauf im folgenden Jahrhundert faſt 
allgemein, auch in Urkunden, angewendet ward ). 


Zieht man endlich noch in Erwaͤgung, daß in der 
Urkunde von 812 Spuren des Abzugsgeldes und 
Beſthauptes, in folgenden Stellen 


„De viro vero, optimum jumentum, si habet, 
sin autem, melius vestimentum eius Ecclesia 
habebit, femina praetiosius vestimentum da- 
bit “. — — „Qui extra familiam Ecclesiae 


vel Imperatoris signaculo, sic ut non adderetur Cancellarii, 
Notarii, Archicapellani recognoscentis auctoritas.» 


1) J. C. H. Dreyer, de usu genuino juris Anglo-Saxoniei ete., pag. 
27. H. C. de Senckenberg, methodus jurisprudentiae, 
p. 130. 


2) J. P. Lang's diplomatiſche Blumenleſe, Num. 17; in Meuſel's 
Geſchichtforſcher, Bd. II. (1776. 8.) S. 162. Struben, Neben⸗ 
ſtunden, Th. V, S. 19. C. G. Riecius, spicilegium historico- 
diplomaticum, quo juris Justinianei usus pragmaticus jam inde 
a seculo XIII. et XIV. eruitur et ostenditur. Frf. et Lips. 
1738. 4. 


377 


nupserit, gemina pars substantiae eius Ecelesiae 

erit /, 
vorzukommen ſcheinen, da doch noch ſehr zweifelhaft iſt, 
ob beide teutſche Rechts Inſtitute ſchon in dem Anfang 
des neunten Jahrhunderts uͤblich geweſen ſind; ferner, 
daß die Latinitaͤt und der Inhalt dieſes Diploms, 
welches im Grunde nichts anders, als eine Zins- und 
Dienſtrolle iſt, auf ein neueres Alter deſſelben hinzuweiſen 
ſcheinen; und daß dieſer Urkunde in den Beglaubigungs— 
Documenten der Biſchoͤfe und des Domdechants und 
Domcapitels zu Wirzburg von den Jahren 1279, 1311 
und 1537 (oben §. 2, Num. 5 — 7) nicht auch gedacht 
wird; ſo iſt nicht unwahrſcheinlich, daß dieſe Urkunde 
von 812 in noch neuerer Zeit, als die aͤltere von 794, 
ihr unechtes Daſeyn erhalten habe. 


Erlangen, im October 1789. 


Klüber's Abhandlungen ꝛc., 2. Bd 24 
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B i lg ge n. 


Zwei Urkunden von Kaiſer Carl dem Groſſen, 
für das Benedictinerkloſter Neuſtatt am Main, 
aus den Jahren 794 und 812, mit den ihnen vorge 
ſetzten Beſtaͤtigungsurkunden der Kaiſer Carl V. 
vom 23. Maͤrz 1541, Carl IV. von 1366, und 
Otto III. von 1000, und mit einer dieſen drei 
letzten Urkunden nachgeſetzten Anerkennungsurkunde 
Ludwig's des Frommen von 823, alſo im Ganzen 
ſechs Urkunden. 


(1. Beſtätigungsurkunde Carl's V. vom 23. März 1541.) 
CAROLUS QUINTUS divinä favente clementiä Ro- 


manorum Imperator, Augustus, ac Rex Germaniae. Hispaniarum. 
vtriusque Siciliae. Hierusalem, Hungariae, Dalmaciae, Croatiae, 
Insularum Balearum, Sardiniae, Fortunatarum, et Indiarum, ac 
Terrae Firmae Maris*Oceani etc. Archidux Austriae. Dux Bur- 
gundiae, Lotharingiae, Brabantiae, Lymburgiae, Lucemburgiae, 
Geldriae, Wirtembergiae etc. Comes Habspurgi, Flandriae, 
Tyrolis, Arthesiae, et Burgundiae, Palatinus Hannoniae, Hol- 
landiae, Zelandiae, Ferreti, Kiburgi, Namurci, et Zutphaniae, 
Laudtgravius Alsatiae, Marchio Burgoviae, et Sacri Romani 
Imperii ete. Princeps Sueviae, et Dominus Phrisiae, Molinae, 
Salinarum, Tripolis et Mechliniae etc. Ad perpetuam rei me- 
moriam, recognoscimus et notum facimus tenore praesentium 
universis. Imperatoriae Majestatis ofieium à Deo Optimo Ma- 
ximo nobis ereditum, nos admonet, ut Ecclesis Dei, et Reli- 
giosis, ac Deo dicatis personis clementer assistamus, ac virtute 
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auctoritatis nostrae, quod suum est, unicuique conservemus, 
Hinc est, quod quum nobis pro parte honorabilis et devotorum 
nobis dilectorum, Conradi Abbatis, et Conventus Monasterij 
Newenstat in: Episcopatu Herbipolensi expositum fuerit, quod 
nonnulli tam Divi Romanorum Imperatores et Reges praedeces- 
sores nostri augustae memoriae, quam et Reges Francorum, 
praesertim Carolus Magnus ejusdem Monasterij Fundator, Ludo- 
vicus ejus filius cognomento Pius, Otto tertius, et Carolus 
Quartus, ipsis Abbati et Conventui, eorumque praedecessoribus 
et Monasterio Newenstat, diversas donationum et fundationum 
literas et privilegia successive concesserint, ac confirmarint, 
nobis humiliter supplicando, quatenus et nos dietorum praede- 
cessorum nostrorum vestigiis inhaerentes, has easdem donatio- 
num, fundationum, et confirmationum literas et privilegia, om- 
niaque et singula in eis contenta approbare, confirmare, et 
innovare, de benignitate nostra imperiali dignaremur. Quarum 
quidem literarum et privilegiorum tenor sequitur in haec verba. 


(2. Beſtätigungsurkunde Carl's IV. von 1366.) 
IN NOMINE Sanctae et individuae Trinitatis foeliciter Amen. 


CaroLus otakrus Divina favente clementiä Romanorum Im- 
perator, semper Augustus, et Boemiae Rex. Ad perpetuam 
rei memoriam. Quamque ex innata nobis benignitatis clementia 
et de assumptae dignitatis officio subjectorum nobis devotorum 
et ſidelium delectemur commoda procurare. Ad illorum tamen 
profectus, et statum tranquillum benigniori quadam gracia, et 
amplioris favoris studio non dedignamur intendere, qui spretis 
mundı blandiciis, et transitoria saeculi vanitate contempta, Re- 
sum Regi, et Dominantium Domino, in simplicitate mentis, et 
mundicia corporis jugiter famulantur. 

Sane constitutus in nostrae Majestatis presentia, Venera- 
bilis et Religiosus Gotfridus Abbas Monasterii in Neuenstat, 
ordinis Sancti Benedicti Herbipolen: Diocesis, Cappellanus, 
familiaris, et Devotus noster dilectus, nobis humiliter suppli- 
cavit, quatenus sibi, suo Conventui, et Monasterio ibidem 
quaedam Privilegia, Literas, Libertates, et gracias, per Divos 
Beatum Carolum Fundatorem ipsorum, et Ottonem, aliosque 
Romanorum Imperatores et Reges, predecessores nostros, nec 
non ceteros Prelatos, Nobiles, et devotos Homines, ipsis con- 
cessas, sive concessa, de speciali nostra graciä, et auctoritate 
Imperiali dignaremur gratiosius confirmare. Quarum Jiterarum 
dietorum predecessorum nostrorum tenores, secuntur in haec 
verba. 

24* 
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(3. Stiftungs- und Ausſtattungsurkunde Carl's des Grofjen für 
das Kloſter Neuſtatt, von 794.) 


In nomine Domini Dei Omnipotentis, Patris, et Filü, et 
Spiritus Sancti. Cakolus H superna favente clementia, Franco- 
rum Rex. Quidquid pro Ecclesiarum oportunitate, — quiete 
servorum Dei ereximus, id nobis procul dubio, Domino adju- 
vante ad aeternam beatitudinem proficere RE Ideo 
notum esse volumus omnibus nostris fidelibus, tam presentibus 
quam et futuris, quale initium habuerit Monasterium , quod 
vocatur Rorlacha sive Newenstat, quod construximus in sylva 
Speshart, eirca fluvium Moyna, et ubi nos primitüs ob jocun- 
ditatem vitae atque dulcedinem venatui nostro speciale diver- 
sorium elegimus, illic postmodum divino cultui condignum 
Oratorium haberetur. Congregantes illuc multitudinem servorum 
Dei, quos Burghardus Episcopus ex Anglorum gente adduxerat, 
alios eircumquaque, qui in solitudinibus, et in cavernis terrae 
pro Christi amore latitabant, ut supradicto Diversorio nostro, 
quasi terreni cultores, quanto secretiüs commanentes, tanto 
liberiùs pro statu tocius Regni, nostraque salute, Deum exorare 
valerent, Quibus eciam Meingaudum rogantes 2), duleissimä geni- 
trice nosträ Bertrada Abbatem praetulimus , post cujus obitum, 
perpetuam et liberam illis Monachis eligendi, cum opus fuerit, 
Abbatem, inter se licentiam et arbitrium Regalitatis nostrae pie- 
tate concedimus. Sumpsimus autem de Capsellä nosträ reliquias 
Sanctae Mariae perpetuae Virginis, Sanctique Martini Confes- 
soris Christi, aliorumque Sanctorum plurimorum, quas ad me- 
moratum locum delatas, Ecclesiam in honere Salvatoris nostri, 
et Sanctae Mariae Matris ejus, per Lullum Archiepiscopum, et 
Willibaldum Episcopum in praesentiä nostri XI. Calend. Sep- 
tembris consecrari jussimus, in cujus dotem Ecclesiae, partem 
praedii in silva Speshart proprietatis jure perpetualiter abs que 
contradictione possidendum, Regali auctoritate nosträ concessi- 
mus. Quod ab hys terminis circumdatur, ä fluvio Moyna super 
Lachperg, inde ad Erphenbrunn per ipsum Erphenbuch, inde 
ad Bennebett, inde deorsum Wigolffsthal, super fluviolum Lar, 
inde sursum ad langenrein, supra Stauflling, ad locum qui 
dicitur Turn, inde deorsum Schonofsthal in Wachenbach, et 
sic deorsum usque quo Steinbach influit. Inde supra montem 
Trautberg ad supremum altae Villae in Kuniglurspach, et sic 


1) Carl der Groſſe ſelbſt, ſchrieb ſich, wenigſtens in feinen Mono⸗ 
grammen, Karolus. 
2) Wird heiſſen ſollen: rogante duleissima. 
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per decursum ejus in fluvium Moyna, cum villulis infra positis 
aut ponendis, cum onnibus ‚suis utensilibus, pertinentiis tam 
terris, quäm aedificiis, Areis, Pratis, Pascuis, silvis, aquis, 
Aquarümve decursibus, in montibus et collibus, cultis et in- 
cultis, mobilibus et immobilibus, exitibus et egressibus, cum 
omnibus, quae quomodocunque dici vel nominari possunt, uti- 
litatibus in ipso praedio constitutis aut constituendis, Locum 
eciam Hoemburg nominatum, cum omni questu Burghardi Epis- 
copi Scabinorum judicio hereditario jure ad nos pertinentem, 
omnia haec in dotem memoratae Ecclesiae Newenstatt ex integro 
contulimus, nec inde aliquid unquam in jus Fisci Regalis exi- 
gendum praecipimus, scilicet, ut in alimoniam Pauperum et 
stipendia Monachorum ibidem Deo famulantium perhennibus 
temporibus proſiciat in augmentis. Preceptum autem hoc spe- 
cialius per hanc praesentem cartam decernimus ordinandum, 
quod in perpetuum volumus esse mansurum, ut semper idem 
locus à nobis dilectus sub nostro Mundiburde vel defensione 
quietus susistat. Statuimus eciam Episcopum, in cujus Parro- 
chiä situm est Monasterium, ex qualibet occassione ibi irrum- 
pere, seu Monachos irrationabiliter inquietare non debere, nec 
ex rebus Monastery in omni Regni nostri ditione Thelonei 
actionem fieri, nec publicum judicem quemlibet ex judiciariä 
potestate, vel aliam aliquam personam, quicquam potestatis aut 
negotii, sine voluntate ac permissu Abbatis exercere debere, 
in rebus saepedicti Monasterij, quas in presenti tempore in 
quibuslibet Pagis, aut Territoriis videtur habere, vel postea 
comparando, aut à fidelibus dando attrahere potuerit. Omnes 
quoque ingenuos, seu servos, in possessionibus Monasterij 
commanentes, injuste distringere, seu ipsas possessiones contra 
Abbatis Decretum intrare, seu ad causas audiendas, seu Man- 
siones faciendas, aut freda vel Tributa exigenda, vel ullam in 
aliquo violentiam faciendam, omnibus hominibus per hanc 
nostrae Immunitatis conscriptionem prorsus interdieimus, et 
quod nos pro nostra mercede vel stabilitate Deo adjuvante 
Regni francorum ad ipsam Ecelesiam ad serviendum Deo, et 
Matri ejus indulsimus, ab omnibus fidelibus nostris Successori- 
bus et haeredibus, conservatum atque indultum in omnibus 
esse censemus. Et ut haec authoritatis nostrae concessionis 
firmior habeatur, et per futura tempora melius observetur, ve- 
riusque credatur, manu propria nosträ subtüs eam firmavimus, ac 
Annuli nostri impressione signari jussimus. Signum (Monogramma) 
Dni Caroli Regis gloriosissimi. Willisarius Cancellarius ad 
vicem Lulli Archicapellani recognovi. Data Mensis May anno ab 
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Incarnatione Domini D. CC. XC. IIII. Indietione MH. Anno 

Regui Caroli Regis excellentissimi in Francia XVIIII. et in 

Italia XII. Actum Aquisgrani Regio palatio feliciter. Item Tenor 

secundae literae est tulis. 

(4. Schenkungs- und Beſtätigungsurkunde Carl's des Groſſen, 
für das Kloſter Neuſtatt, von 812.) 

In Nomine Sanctae et individuae Trinitatis. Canolus su- 
perna favente clementia Rex Francorum et Longobardorum, 
ac Patricius Romanorum. Sapientia Dei, sanctam Ecclesiam 
duobus gladiis munitam, atque tutam esse voluit, gladio seilicet 
spirituali atque materiali. Quapropter gladio materiali nobis 
divinitus collato, prout Dominus donavit, eam gubernare et 
defendere, honorare non cessamus. Inde est, quod praesen- 
tibus scriptis, omnibus post nos venturis intimamus, qualiter 
Ecclesia per nos constructa Newenstatt scilicet sive Rorenlacha 
dicta, nostro rogatu à sorore nostra Gertrude, optimis villis, 
et plurima familia sit dotata. Nam eadem soror nostra coeles- 
tem sponsum siciens, omnemque mundi pompam, mente et 
corpore relinquens, de omnibus, quae jure haereditarıo possi- 
debat in Theutonicis partibus Ecelesias vicinas fecit esse hae- 
redes, fuerant autem duae villae Steinfeld et Cella nominatae, 
non longiüs uno miliario à nostro Monasterio sequestratae. 
Has igitur, ut diximus, nostro rogatu, una cum viris ac mulie- 
ribus inibi manentibus, parochiam cum decimis, omnia ob 
aeternae vitae premium super altare Sanctae Dei Genitricis Ma- 
riae in nostri (sie!) praesentia propria manu donavit. Eodem 
etiam die plurimae fämiliae tam à nobis, quam ä Comitibus 
Runchulpho atque Rynoldo eidem Eeclesiae suut donatae, 
quibus omnibus suisque posteris praesenti testamento jura da- 
mus, ne vel ipsi vel posteri eorum injustä servitute oppriman- 
tur, vel debitum servicium minime solvant Ecclesiae. Igitur 
quosdam ex illis in quotidianum servicium computamus, qui 
singulis Ebdomadis una die in Ecclesia ministrent, qui vero 
servieium solvere voluerit, viginti denarios Ecclesiae solvat, et 
sic per annum ä servitute liber existat, excepta vehitione vini 
et frumenti, undecunque in usus fratrum, eorumque portatione 
in granarium atque cellarium. Foeminae vero in principali 
loco sui juris manentes tres denarios solvant, alias vero degen- 
tes sollidum. Si autem vir mortuus fuerit, gemina pars sub- 
stantiae ejus in usus Ecclesiae veniat, tertia parte uxori et Alis 
ejus remanente. Si foemina, tertia pars Ecelesiae solvatur. 
Qui sine haerede mortuus fuerit, Ecclesia suhstantiae illius 
haeres erit. Jlli vero, qui censuales per nos faeti sunt, sive 
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vir sive mulier, quinque denarios in assumptione Sauctae Ma- 
riae solvant. Et si quis per triennium talem censum non per- 
solverit, quotidianae servituti et juri subjacebit, de viro vero, 
optimum jumentum si habet, sin autem, melius vestimentum 
ejus Ecclesia habebit, foemina praetiosius vestimentum dabit. 
Qui extra familiam Ecclesiae nupserit, gemina pars substantiae 
ejus Ecelesiae erit. Mansionarij autem statutum servitium et 
censum de huba sua solvent. Qui hubam habens, et in propria 
Curti contra voluntatem Abbatis sedens mortuus fuerit, duae_ 
partes substantiae ejus Ecclesiae erunt. Qui censualem duxerit 
uxorem, sive extraneam, filij ejus haeredes hubae non erunt, 
et ideo mortuo eo, gemina pars substantiae ejus Ecclesiae sol- 
vetur. Qui in huba mortuus fuerit, optimum jumentum cum 
vestitu superiori Ecclesia habebit, et filius ejus haeres hubae 
erit. Mansionarius hubam non habens viginti denarios solvet, 
foemina autem sollidum. Si autem contigerit, quod alium Ad- 
vocatum quam nos, liberosque nostros, Ecclesia jam nominata 
habuerit, quilibet virorum modium ei solvat avenae, et tres 
denarios. Et si quid amplius dederint, magis rapinae quam 
justitiae reputabitur. Ista vero, quae ä nobis rationabiliter 
ordinata sunt, ut ab omnibus fidelibus nostris successoribus per 
futura tempora firmius observentur, veriusque eredatur, manu 
propria subter eam firmavimus, et annulli nostri impressione 
signari jussimus. Acta sunt haec anno Dominicae Incarnationis 
DCCCXII. Indictione quintä. Anno Regni nostri XII. signum 
(Monogramma) Caroli gloriosi Regis acta sunt haec in Ecclesia 
Newenstatensi. Item tenor tertii Privilegii videlicet Ottonis Im- 
peratorris noscitur esse talis. 

(5. Schutz- und Anerkennungsurkunde K. Otto’s III. für das Kloſter 

Neuſtatt, von 1000.) 

In nomine sanctae et individuae Trinitatis. Orro supernä 
favente clementiä Romanorum Imperator Augustus. Quidquid 
ad Ecclesiarum Dei Sanctorumque suorum praebuerimus exal- 
tationem, id nobis ad saecularis vitae longitudinem, et aeternae 
remunerationis praemium prodesse non ambigimus. Ob hoc 
noverit omnium fidelium nostrorum tam praesens quam et futura 
multitudo, qualiter nos interventu ac petitione Venerabilis Hen- 
rici Würzburgensis Episcopi Monasterio Newenstat dicto, in 
honore Sanctae Mariae semper Virginis, sanctique Martini Con- 
fessoris Christi in silva speshart nominata, juxta fluvium Moyna 
constructo, supplicante ejusdem loci Abbate Bernhardo, dota 
lem possessionem praefatae Ecclesiae à quodam Eben temerarıa 
praesumptione aliquanto tempore injuste invasam, qui eidem 
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loco Advocatı jure praefuerat, sed hunc hostiliter spoliaverat, 
favente sibi occasione temporis ex morte Rectoris, per hanc 
nostram imperialem paginam restituimus atque redonamus, id 
est quidquid de praedicta sylva eidem Monasterio à piae re- 
cordationis Carolo Principe, qui praenominatum locum ex dul- 
eissimo venatüs sui quondam diversorio, in honorem Domini 
suaeque sanctissimae Genitricis ä fundamentis erexit. Post hune 
Ludovico, item Ludovico Imperatoribus, aliisque Antecessoribus 
nostris, proprietatis jure concessum est, quod ab his terminis 
circumdatur, ä fluvio Moyna super Lachberg, inde ad Erphen- 
brun, per ipsum Erphenbuch inde ad Benebett, inde deorsum 
Wigolfsthal super fluviolum Lara, inde sursum ad Langenrein 
supra Steuflingen, ad locum, qui dicitur Turn, inde deorsum 
Schonolfsthal in Wachenbach, et sie deorsum usque quo Stein- 
bach influit, inde super montem Trautberg ad supremum Alt- 
vildi in Kuniglursbach, et sic per decursum ejus in fluvium 
Moyna, cum villulis infra positis, cum omnibus suis utensilibus 
et pertinentiis. Et nos in dominium et jus praedieti Coenobij 
perpetuä stabilitate transfundimus, cum omnibusque quomodo- 
cunque nominari possunt utilitatibus ad ipsum praedium 1 
tinentibus, ea videlicet ratione, ut eadem possessio cum uni- 
versis er adjacentiis sit defensa, tuta, atque munita, ne ali- 
quis mortalium, excepto ejusdem loci Provisore, aliquod jus 
ibi habeat, vel negotium exerceat. Et ut nostrae ingenuitatis 
auctoritas Fr et inconvulsa omni permaneat tempore, manu 
propria corroborantes, sigillo nostro jussimus sigillari. Signum 
(Monogramma) Domini Os Caesaris invictissimi. Heikderke 
Cancellarius. vice Willicisi Archicancellarii recognovi. Datae 
II. Idus Aprilis. Anno Dominicae Incarnations Millesimo. 
Ind. XIII. Anno Tertii Ottonis. Regno sedecimo. Imperii quinto. 
Actum Ingelbeim. 


(Fortſetzung der Beſtätigungsurkunde Carl's IV.) 


Nos igitur, qui vota quorumlibet justa petentium gratiose 
compleetimur, ad laudem et honorem Dei Omnipotentis et in- 
temeratae Virginis Mariae Matris ipsius, nec non dictorum 
Patronorum dich Monasterij, et ut ipsi Abbas et Conventus, 
imperiali nostro freti praesidio in tranquilitate status et vitae 
pro universali salute oranium Christi fidelium, Creatori omnium, 
uberiüs valeat deservire. Ipsis supradicta privilegia, sive lite- 
ras, libertates, concessiones, et gratias, in omnibus ipsorum 
articulis, prout exprimuntur superiüs, aliaque universa et sin- 
gula privilegia, literas, libertates, concessiones, donationes, et 
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gratias, quae et quas à dictis praedecessoribus nostris, Roma- 
norum Imperatoribus et Regibus, nobis et sacro Romano Im- 
perio, caeterisque Principibus, Ecelesiasticis et saecularibus, 
Praelatis, Comitibus, Baronibus, Nobilibus, Militibus, Clien- 
tibus, ac cujuscunque statüs hominibus obtinuisse noscuntur in 
omnibus eorum seu earum tenoribus, punctis et clausulis, de 
verbo ad verbum prout scripta seu scriptae, concessa, seu 
concessae sunt, et si tenores omnium forent praesentibus in- 
serti, vel de his jure vel consuetudine deberet fieri mentio 
specialis, de singulari nostra gratia, et ex certa nostra scientia, 
nec non de Imperialis nostrae potestatis plenitudine, appro- 
bamus, ratificamus, de novo concedimus, ac tenore presentium 
gratiosius confirmamus. Nulli ergo omnino hominum liceat 
hanc nostrae approbationis, ratificationis, Innovationis , conces- 
sionis, et confirmationis gratiam infringere, vel ei quovis ausu 
TEN quomodolibet contraire. Si quis autem contrarium 
attemptare presumpserit, gravem nostrae indignationis poenam, 
et centum Marcarum Auri puri tociens quociens contrafactum 
fuerit, se noverit incursurum, cujus medietatem Imperialis nostri 
fisci sive aerarii, residuam verò partem dictorum Abbatis et 
Conventus, injuriam passorum usibus volumus applicari, nostris 
et Imperii sacri ac quorumlibet aliorum juribus semper salvis. 
Signum Serenissimi et invietissimi Principis et Domini Domini 
Caroli Quarti, Romanorum Imperatoris et gloriosissimi Boëmiae 
Regis. Testes hujus rei sunt Venerabilis Gerlacus sanctae 
Sedis Moguntinae Archiepiscopus, sacri Romani Imperii per 
(Grermaniam Archicancellarius. IIlustres Rupertus senior Comes 
Palatinus Rheni, sacri Romani Imperij Archidapifer, et Dux 
Bavariae, Rudolphus Dux Saxoniae, sacri Romani Imperii Archi- 
Marescaleus, et Otto Marchio Branden ürgends sacrı Romani 
Imperii Archi Camerarius, Principes Electores, Venerabiles 
Johannes Archiepiscopus Pragensis, Johannes olomucensis, sa- 
crae Imperialis Aulae Cancellarius. Lambertus spirensis. Al- 
bertus Luthomuslensis. Rudolphus Verdensis et Petrus Curien- 
sis Ecelesiarum Episcopi. Illustres Rupertus Lignicensis et 
Heinrieus Bregensis Duces. Spectabiles Ebirhardis de Wir- 
temberg. Johannes de Nassaw. Ulricus de Helfenstein. Hein- 
ricus de Schwarzburg, et Ebirhardus de Wertheim Comites, 
et Johannes Landgravius Luthembergen: Nobiles, Gotfridus et 
Crafto de Hoenloch, Wanco jesco, et Benessius de Wartem- 
berg. Johannes de Michelsperg, Judocus et Johannes fratres 
de Rosenperg, Wilhelmus de Hasemburg, et Thimo de Col- 
dit: Magistri Camerae et alıı quam plures nostri et Imperii 
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sacrı Principes, Comites, Barones, Nobiles et fideles, praesen- 
tium sub Imperialis nostrae Majestatis sigillo testimonio litera- 
rum. Dat: Pragae Anne Domini Millesimo tricentesimo sexa- 
gesimo sexto, Indictione quarta, III. Idus Januarii., Regnorum 
nostrorum Anno vicesimo, Imperii vero undecimo. per Domi- 
num Imperatorem, Johannes Eystetten. 


(6. Anerfennungs- und Beftätigungsurfunde Ludwig's des 
Frommen, von 83.) 


In Nomine Domini Dei, et Salvatoris nostri Jesu Christi. 
HLupovicus divina ordinante clementia Imperator, Augustus. 
Cum peticionibus servorum Dei justis et rationabilibus divini 
cultus amore, ad augenda servitia Dei favemus, superni mune- 
ris donum nobis à Domino impertiri credimus. Idcirco noverit 
omnium fidelium nostrorum tam praesentium quam et futurorum 
industria. Quia Venerabilis Spatto, Episcopus et Abbas ex 
Monasterio, quod vocatur Niuuenstatt, quod est situm in silva 
spechteshart, juxta fluvium Moyna, detulit obtutibus nostris 
auctoritatem Immunitatis Domini et Genitoris nostri Caroli 
bonae memoriae serenissimi Imperatoris, in qua continebatur 
insertum, eo quod ipse. propter venationis suae dulcissimum 
diversorium, quod ibi primitüs habuit, praedictum Monasterium 
fundatum, bonisque suis ditatum, in honorem sanctae Dei 
Genetricis, semperque Virginis Mariae consecrari jusserit, 
ipsumque locum nimium diligens, cum rebus et hominibus ad 
hunc pertinentibus, sub plenissima defensione et immunitatis 
tuicione usque ad finem vitae suae habuerit, cujus loci defen- 
sionem et immunitatis tuicionem, nobis haereditario jure relic- 
tum, paternum morem sequentes nostris diebus, Deo adjuvante, 
per nosmet ipsos seu per fideles viros ac mulieres nostris 
cohortacionibus multiplicare, dilatare, tali modo complacuit, 
tres sorores nobilissimis ortae natalibus, quarum una Filomuet, 
altera Hebbure, tertia Aldigard. Hae onmes omnia praedia 
sua, quae in orientali francia habere videbantur, ad promerenda 
perpetuae Virginis Mariae suffragia, nostra Imperiali manu ad- 
juncta, ob firmitatem rei, ad praedictum Monasterium perpe- 
tualiter possidenda contradiderunt, cum infinitis mancipiis, et. 
vario ornamentorum apparatu, auro, argento, gemmis, lapidibus 
pretiosis, sericiis vestibus, et deauratis Tentoriis, Dorsalibus, 
Cortinis, Mappaliis mensarum ac lectisterniis. Sed tertia Soror 
Aldigart filium unicum habens, Sterefridum nomine, virum stre- 
nuum et bellicosum, qui saeculum relinquens, Monachumque 
se in saepedicto Monasterio faciens, haec praedia cum Matre 
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eidem contulit: Villam omnem, quae Münster dieitur, cum 
villa Egelezhausen, seu quidquid ad Eberharteshusen habere 
videbatur, et in Hobbach tertiam partem cujusque utilitatis, et 
villam Insingen, Cellam iterum Cellam, quod praedium ne ab 
adjacentibus praediis minuatur, vel abstrahatur, praedictus Ste- 
refridus sie circumductum, sanctae Mariae perpetuae Virgini 
cum omni liberalitate, per nostram auctoritatem contradidit, à 
Villa Insingen usque in vallem, quä discernitur praedium sancti 
Bonifacii Martyris, et praedium sanctae Mariae contraditum, 
quod dicitur Geroldesberge; per illam vallem deorsum, usque 
Breittinsul usque ad Vuidinsul, inde ad Vuilaudesbrunnen, inde 
ad fontem sanctae Mariae usque villam Iusingen, cum Marcha 
integra circumquaque porrecta. Et ex bine cum omnibus, 
quae quomodocunque nominari possunt utilitatibus, usque in 
medium fluminis Moyni, id est, pascuis, silvis, aquis, aqua- 
rumve decursibus, montibus et vallibus, cultis et incultis, 
mobilibus, et immobilibus, cum omnibus omnino. utilitatibus in 
ipso praedio constitutis, aut constituendis. Haec omnia libera- 
lissime et potestative cum omni proprietatis jure, per hanc 
nostram imperialem paginam in dominium praedicti Coenobii 
perpetua stabilitate transfundimus, ea videlicet ratione, ut prae- 
nominatae villae ac possessiones cum omnibus suis adjacentijs, 
in perpetuum sint defensae, tutae atque munitae, ne aliquis 
mortalium , excepto ejusdem locis provisore aliquod ibi jus 
habeat, vel negotium exerceat. Placuit etiam hoc nostrae auc- 
tobitatis pracbeptum heri, per quod praecipimus, atque jubemus, 
ut omnia bona, quae dictus genitor noster Carolus divae me- 
moriae in dotem illi Monasterio contulit, vel quae diversis 
temporibus ad haec divina pietas adauxerit, sub immunitatis 
nostrae defensione, quieto ordine possideat. Et ne ullam in 
aliquo violentiam patiatur, omnibus omnino hominibus interdici- 
mus, quatenus ipsos servos Dei, qui ibidem Deo famulantur, 
pro nobis, conjuge, proleque nosträ, atque stabilitate tocius 
Iınperij ä Deo nobis concessi, atque conservandi, jugiter mise- 
ricordiam Domini exorare delectet. Et ut haec auctoritas 
nostris et futuris temporibus Domino protegente valeat incon- 
vulsa manere, manu propria supra firmavimus, et annuli nostri 
impressione signari jussimus. Signum Domini Hludovici Sere- 
nissimi Regis. Helifachur Cancellarius ad vicem Richolff 
Archi- Capellani recognovi. Data VI, Calend. Sept. Anno ab 
Incarnatione Domini DCCCXxXIII. Indiens X. Anno Christo 
propitio III. Imperij Domini Hludovici pijssimi Augusti. Actum 
Noviomago palatio Regio in Dei Nomine feliciter Amen etc. 
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Fortſetzung der Beſtätigungsurkunde Carl's V.) 

Nos igitür, qui justa petencium vota libenter amplectimur, 
et eorum praesertim, qui suis precibus vota quoque nostra 
apud Deum omnipotentem juvare ac promovere possunt atten- 
dentes eorundem Abbatis et Co.uventüs sincerae devocionis 
affectum et laudabilem vitae et religionis eorundem conversatio- 
nem et observantiam, animo deliberato ex certa nostra scientiä, 
sano principum et procerum nostrorum accedente consilio, et 
auctoritate nostra jmperiali praeinserta omnia et singula dona- 
tionum, fundationum, et confirmationum privilegia ac litteras 
eidem Monasterio Newenstat et Abbati ac Conventui ejusdem 
per supra nominatos Romanorum Imperatores et Reges praede- 
cessores nostros, concessa et concessas, ac onmia et singula 
in eis contenta, in omnibus suis punctis, clausulis, articulis, 
sententijs, et continentijs, prout ea omnia rite et legitime pro- 
cesserunt, approbamus, ratificamus, et innovamus. eisque vim, 
robur et auctoritatem nostram impartimurs (sie). Decernentes ea 
omnia et singula, perpetuum robur et firmitatem obtinere, 
supplentes eadem auctoritate nostra Romanä Caesarea-omnes 
defectus, siqui in praemissis quovis modo intervenissent. Hoc- 
que nostro Imperiali statuentes edicto, ne quis Princeps Eecle- 
siasticus, aut saecularis, Dux, Marchio, Comes, Baro, Domi- 
nus, Nobilis, Magistratus, Communitas, Universitas, seu homi- 
num quicunque, in quacunque dignitate, officio aut statu con- 
stitutus, praedictos Abbatem et Conventum aut Monasterium 
Newenstatt, illorumque successores, in hujusmodi privilegiis, 
donationum, fundationum, confirmationum literis legitime et 
rationabiliter introductis, sicuti eadem praedecessores sui hac- 
tenus possederunt, et aliäs ad ipsum Monasterium jure vel de 
consuetudine pertinent, jam per nos approbatıs, ratificatis, et 
innovatis, impedire seu molestare praesumat, quovis quaesito 
colore seu praetextu, sed potiüs in eisdem, nostro et Imperii 
nomine ac vice tueantur et manuteneant. Et à quibusvis gra- 
vaminibus seu oppressionibus defendant, omni contradictione 
et impedimento cessante. In praemissisis tamen nostris, et 
Imperii sacri juribus semper salvis. Nulli ergo omnino homi- 
num liceat hanc nostrae approbationis, ratificationis, confirma- 
tionis, innovationis, Decreti, et voluntatis paginam infringere, 
aut ei quovis ausu temerario contraire. Siquis autem in con- 
trarium attentare praesumpserit, nostram et sacri Imperii in- 
dignationem gravissimam, et ultra poenam in singulis privilegüs 
dicti Monasterii contentam seu expressam poenam quadraginta 
Marcarum auri puri, toties quoties contrafactum fuerit, se no- 
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verit irremissibiliter incursurum. Quarum omnium medietatem 
aerario seu Fisco nostro caesareo, reliquam verò partem ipsi 
Monasterio, Abbati et fratribus in Neuenstat decernimus applı- 
candam. Harum testimonio literarum manu nosträ subscripta- 
rum, et sigilli nostri adpensione munitarum. Dat: in Civitate 
nostra Imperiali Ratispona, Die vicesimo tercio Mensis Martii. 
Anno Domini Millesimo quingentesimo quadragesimo primo, 
Imperii nostri vigesimo primo, et Regnorum nostrorum vige- 
sımo sexto. 


Carolus 


Vt palatinus Ad Mandatum Caesareae 
c Catholicae Majestatis proprium. 
Vt Nauetz Obernburger. m. pr. 
— Ze 


II. 


Verſicherungsurkunde Kaiſer Carl's V. vom 30. Juni 
1541, fuͤr die Echtheit ſowohl der ihm im Original 
vorgelegten Beſtaͤtigungsurkunde Car'ls IV. von 1366, 
als auch ſeiner eigenen Beſtaͤtigungsurkunde vom 
23. Maͤrz 1541. ö 


CAROLUS QUINTUS. Divina favente clementia Roma- 
norum Imperator Augustus, ac Germaniae, Hispaniarum , utrius- 
que Siciliae, Hierusalem, Hungariae, Dalmatiae, Croatiae, etc. 
Rex, Archidux Austriae, Dux Burgundiae, Brabantiae etc. 
Comes Habspurgi, Flandriae, Tyrolis etc. Ad perpetuam rei 
memoriam recognoscimus, et notum facimus tenore praesentium 
Universis, Quod quum nuper, videlicet decimä tertiä die pro- 
xime praeteriti Mensis Marti praesentis Anni Honorabili, et 
Religiosis Devotis nobis Dilectis Gonrado Lieb Abbati et Con- 
ventui Monasterij Newenstat ad flusium Moeni, in Episcopatu 
W ircembergensi, et Ducatu Franciae orientalis siti, quasdam 
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fundationes, Donationes , privilegia, et literas d divis Roma- 
norum Imperatoribus, et Regibus Praedecessoribus nostris Au- 
gustae memoriae, dicto Monasterio, Abbati, et Conventui pro 
tempore ewistentibus concessa, et concessas , approbaverimus, 
ratificaverimus, et innovaverimus, et inter alias literas Confir- 
mationis Divi Curoli Quarti Romanorum Imperatoris Praede- 
cessoris prae: memo. quibus hae nostrae transfixae sunt. (Quum 
autem hae Caroli Quarti Praedecessoris nostri literae tempore 
praedictae Confirmationis, et approbationis nostrae, tam in 
scriptura, quam in Pergameno, et sigillo illaesae, ac omni 
vitio carentes, in originali oblatae, et exhibitae essent, forte 
fortuna accidit, ut inter rescribendum chordulae sericeae, qui- 
bus sigillum ejusdem Dioi Caroli Quarti dependebat , forsitan 
antea situ, et putredine corruptae, ex toto dissolutae sint, 
Ita quöd sigillum d literis originalibus et econtra literae d si- 
gillo facile dimoveri divellique possent. Nos verö etsi praedictis 
Abbati et Conventui, ac Successoribus eorundem ex praenarrata 
Confirmatione, et Innovatione nostra literarum praedictarum 
Caroli Quarti Praedecessoris nostri satis superque cautum judi- 
cemus, tamen ad rei memoriam, et veterum monumenta con- 
servanda, et ad omnem alium bonum ſinem et efectum, et ne 
ex hoc fortuito casu dictis Abbati et Conventui, eorumve Suc- 
cessoribus, aliquod imposterum exoriri possit praejudicium dam- 
num, aut ulla sinistra suspicio, easdem literas Confirmationis 
Caroli Quarti, et omnia in eis contenta per has literas nostras 
illis transfixas,, auctoritate nostra Imperiali, et ex certa nostra 
scientiä denuo approbamus, confırmamus, ratificamus et Inno- 
vamus, Decernentes eadem nostra auctoritate Imperiuli, eisdem 
literis Caroli Quarti (non obstante chordularum dissolutione et 
sigilli avulsione) vigore hujus nostrae Confirmationis , approba- 
tionis, et Innovationis, intra et extra judicium quocunque tem- 
pore, loco et statu fidem, et authoritatem omnimodam dandam 
et adhibendam esse, non secus, ac si sigillum ipsum chordulis 
unis atque integris praefati Divi Caroli Quarti Privilegio ap- 
pensum esset. Supplentes propterea omnes et quoscunque de 
fectus, tum juris, quùm facti, ac solemnitates cujuscunque, tam 
intrinsecae, quam facti, ac solemnitatis cujuscunque, tam in- 
frinsecae, quam extrinsecae, et formalis, si qui vel si quae in 
praemissis quoquo modo intervenisse, aut intervenire debuisse 
dici aut allegari possent. Non obstantibus in contrarium fa- 
cientibus quibuscunque. In quorum omnem fıdem et testimonium 
has nostras Confirmationis, et Innovationis literas, originalibus 
literis praefati Caroli Quarti Romanorum Imperatorie Praede- 
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cessoris nostri transfixas, manu nostra subscriptas, sigillo nostro, 
una cum sigillo ab Ipsius Caroli Quarti literis, ut supra dic- 
tum est, avulso, capsulae ligneae inserto, ac unis eisdemque 
chordulis hic subtus appenso, munire jussimus. Dat. in Civi- 
tate nostra Ratispona die ultima Mensis Junij, Anno Domini 
Millesimo Quingentesimo quadragesimo primo, Imperü nostri 
vigesimo primo, et Regnorum nostrorum vigesimo sexto. 


* Carolus 


Obernburger. 
Vt. Palatinus. 


Vt. Nauetz. 


III. 

Des Biſchofs Berthold zu Wirzburg und feines 
Domcapitels Verſichexungsurkunde von 1279, 
für die Echtheit ſowohl der Stiftungs- und Aus- 
ſtattungsurkunde Carl's des Groſſen von 794, 
als auch der Schutz- und Anerkennungsurkunde Ot— 
to's III. von 1000, beide oben in der Beilage I, 
Num. 3 und 5. 


BERTHOLDUS Der gratiä Herbipolensis Ecclesiae Epis- 
copus, totümque Capitulum, universis Christi fidelibus prae- 
sentes literas inspecturis, salutem in omnium salutari. Noverint 
universaliter singuli, et singulariter universi, quod nos vidimus 
privilegia Monasterij Sanctae MaArıae in Nuwenstatt, Ordinis 
S. Benedicti Diocesis supradictae ipsi Monasterio à Divis Im- 
peratoribus et Romanis Regibus indulta, formam subscriptam 
sine cancellatura, ac sine diminutione sui de verbo ad verbum 
et signis per omnia continentem. 


In Nomine Dni. Dei omnipotentis Patris et Filii, et Spi- 
ritüs Sancti. Carolus superna favente clementia Francorum Rex, 
Quicquid pro Ecclesiarum oportunitate etc. 
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Data Mense Majo. Anno ab Incarnatione Dni. DG6C.XC.1I11 
Indictione II. Anno Curoli Regis excellentissimi in Francia 
Al in Italia AI. Actum Aquisgrani regio Palatio. 


R 


S Regis gloriosissimi Wall- 
tarius Cancellarius ad 
vicem Lulli Archicapel- 


L lani recognovi. 


Signum Domini Caroli R 


In Nomine sanctae et individuae Trinitatis. 

Otto superna favente clementia Romanorum Imperator 
Augustus. Quicquid ad Ecclesiarum Dei etc. Data III. Idus 
Aprilis Anno Dni. Incarnationis M. Indict: XIII. Anno tercii 
Ottonis regn. Imp. V. Actum Ingelheim. 


Signum Domini 2 O S Ottonis Caesarıs In- 
victissimi. 
Herilgerus Can cellarius vices Wili- 
gisi Archicapellani re- 
cognovi. 


In cujus rei testimonium praesens Scriptum Sigillorum 
nostrorum munimine duximus roborandum. Anno Domini 


MCCLXXIX. in Vigilia Ascensionis Domini. 


IV. 

Verſicherungsurkunde des Biſchofs Andreas, von 1311, 
für die Echtheit ſowohl der Stiftungs- und Aus 
ſtattungsurkunde Carl's des Groſſen von 794, 
als auch der Schutz- und Anerkennungsurkunde 
Otto's III. von 1000, beide oben in der Ber 
lage I, Num. 3 und 5. 

NOS Andreas Dei gratia Episcopus Herbipolensis, ad 


universorum et singulorum, quos oportunum noscere fuerit, 
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notitiam cupimus pervenire, quod nos foelicis recordationis 
Dni Bertholdi Episcopi Eeclesiae Herbipolensis nostri Praede- 
cessoris, et totius Capituli ejusdem Eeclesiae, literas non can- 
cellatas, non abolitas, non suspectas, nec in aliqua sui parte 
viciatas, suis sigillis veris signatas recepimus, vidimus, et de 
verbo ad verbum perlegimus, quibus ijdem noster Praedecessor, 
et Capitulum profitebantur, se vidisse privilegia Monasterii 
S. Mariae in Nuwenstat ordinis S. Benedicti nostrae Diocesis 
eidem Monasterio & divis Imperatoribus Romanorum Regibus 
indulta formam subscriptam sine Cancellaturä et sine diminu- 


tione sui de verbo ad verbum et signis per omnia continentia. 


In Nomine Dei omnipotentis Patris, et Filü, et Spiritüs 
Sancti. Carolus superna favente clementia Francorum Rex. 


Quicquid pro Ecclesiarum oportunitate etc. 


Signum Domini Caroli Regis gloriosissimi etc. 


Walttarius Cancellarıus ad vicem 
Lulli Archicapellani recognovi. 


In Nomine Sanctae et individuae Trinitatis. 


Otto superna favente clementia Homanorum Imperator 
Augustus. Quidquid ad Ecclesiarum Dei. etc. 


Signum Domini Ottonis Cesaris invictissimi. 


Herilgerus Cancellarius vices Wil- 
ligisi Archi Capellanı recognovi, 


Desiderantes itaque libertates seu immunitates et gralias 
dieti Monasterij Praemissas nostris temporibus non minui sed 
augeri, eisdem ipsum Monasterium gaudere volumus, in antea 
pacificè atque frui. In quorum praemissorum testimonium has 


literas conscribi, et nostri sigilli patrocinio jussimus consignari. 


Datum anno Domini M. CCC. XI. pridie calend. Octobris. 


Klüber's Abhandlungen ze, 2. Bd. 
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V. 

Verſicherungsurkunde des Biſchofs Conrad, des Dom— 
dechants von Guttenberg und des geſammten 
Domcapitels zu Wirzburg, von 1537, für die 
Echtheit der Stiftungs- und Ausſtattungsurkunde 
Carl's des Groſſen von 794, der Anerkennungs⸗ 
und Beſtaͤtigungsurkunde Ludwig's des Frommen 
von 823, und der Schutz- und Anerkennungsurkunde 
Otto's III. von 1000, alle drei oben in der Bei⸗ 
lage I, Rum. 3, 6 und 5. 


Nos Conradus Dei gratia Episcopus Herbipolensis et Fran- 
ciae Orientalis Dux, et Joannes d Guttenberg Decanus, nec 
non totum Capitulum Ecelesiae Cathedralis Herbipolensis, uni- 
versis et singulis praesentes has literas, aut hoc praesens trans- 
sumptum inspecturis, lecturis, legive audituris publice significa- 
mus, nofümque facimus. per praesentes, quòd nos hoc die, quo 
nde nostrae. literae dutae sunt, vidimus, manibus nostris te- 
nuimus, palpavimus, ac de verbo ad verbum legimus, ternas 
infra scriptas literas, Regias et Imperiales, gloriosissimorum 
et invictissimorum Principum et Dominorum nostrorum, Domi- 
norum quondam Caroli Francorum Regis, et Ludouuichi pij ac 
primi, ac Ottonis tertii, Romanorum Imperatorum Augustorum: 
scripturä, litterarum ductibus, sigillis adhuc integras, illaesas, 
incorruptas, nec non omni suspicione et vitio carentes. Quarum 
quidem litterarum Regiarum et Imperialium tenores de verbo 
ad verbum sequunfur, et sunt tales 


In nomine Domini Dei omnipotentis Patris, et Filii, et 
Spiritus Sancti. CaroLus superna favente clementia Francorum 
Rex. Quidquid pro Ecclesiarum opportunitate etc. 

Signum Domini KAROLI Regis gloriosissimi. 


Vuolcharius Cancellarius ad vicem 
Lulli Archicapellani recognovi. 
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In nomine Domini Dei et Salvatorıs nostri Jesu Christi. 
Hlupoubichus divina ordinante clementia Imperator Augustus. 
Cum petitionibus servorum Dei etc. 


Hluodouuici serenis- 
simi Regis 


Signum Domini 


Helifachur Can cellarius ad vicem Ri- 


cholfi Archicapellani 


recognovi. 


Data VI. Calen: Septembr. Anno ab Incarnatione Dni 
DCCC. XXIII Indictione. X. Anno Christo propicio. III. Im- 
perij D. Hludouuici piissimi Augusti Actum Noviomago palatio 
Regio In Dei nomine feliciter Amen. 


In Nomine Sanctae et individuae Trinitatis. 


Orro superna favente clementia Romanorum Imperator Augus- 
tus. Quicquid ad Ecclesiarum Dei, sanctorumque suorum etc. 


Signum Domini Ottonis Caesaris invictissimi. 


Heribergus Cancellarıus vice Vuil- 
ligisi Archicapellani recognovi. 
Data IIII Idus April. Anno Domini incarnationis. M. In- 
dietione XIII. Anno tertii Ottonis Regn. XVI. Imperii M. 
Actum Ingilnheim. 


Ad has itaque praeinsertas literas regias et Imperiales 
originales, Roc nostrum transumptum seu descriptas literas ad- 
hibitas coram nobis diligenter, et distincte recitari, legi et con- 
ferri fecimus, quas quidem cum originalibus suis omnibus et 
ad verbum concordare animadvertimus , intelleximüsque. In 
quorum omnium fidem et perpetuam memoriam has praesentes 
nostras literas. Mos praenominatus Conradus Episcopus etc. 
nostri sigilli, et nos Joannes d Guttenberg Decanus ac Capitu- 
lum suprodicti, nostri Capituli sigilli appensionibus communiri, 
corroborarique fecimus. Datum et actum die Sabbathi post 
festum visitationis beatae Mariae Virginis, Anno d Christo 
salvatore nostro nato, Millesimo quingentesimo trigesimo septimo, 
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VI. 


Erneuerungs- und Beſtaͤtigungsurkunde Kaiſer Ru— 
dolph's II. von 1611, in Beziehung auf alle 
oben ſtehenden kaiſerlichen Urkunden, zugleich Schuß: 
brief für das Kloſter, und Erklaͤrung feiner Reichs⸗ 
unmittelbarkeit. 


Rupolpfus Secundus divina favente Clementia Roma- 
norum Imperator semper Augustus ac German: Hung: Boh: 
Rex etc. Ad Romani Regni molimina evocati vocatione illius, 
qui fastidiosam superborum eludens superbiam devotam humili- 
tatem humilium collocat in sublimi in mente disponimus jugi 
meditatione revolvere non cessamus, qualiter ä supremo Rege 
Regum in Majestatis solio constituti in instauratione pacis 25 
tranquilitatis Reipublicae officii nostri debitum exequamur, et 
oppressos Tyrannide nostrae Tuitionis praesidio consolemur. 
Eapropter ad universorum notitiam tenore praesentium volumus 
pervenire, quod honorabiles et Religiosi viri Martinus Abbas, 
Valentinus Prior et Conventus de Neuenstatt S. Benedicti Ord: 
dilecti et devoti nostri, quorum insignis Religio suavitatis ob- 
lectamento nos reficit cum attinentibus suis bonis et hominibus 
sub umbra nostrae protectionis respirare volentes nobis humi- 
liter supplicaverint, ut privilegia quaedam, gratias, immunitates 
et jura ipsis ac Monasterio à divis Imperatoribus et Romano- 
rum Regibus Praedecessoribus nostris indulta et concessa appro- 
bare, innovare et confirmare ex benignitate regia dignaremur, 
quorum Privilegiorum tenor talıs est: 


A: Sequitur Fundatio D: Caroli Magni dd. Aquisgrani 
Mense Mayo 794. 

: Ejusdem dd. Neuenstat ao. 812. 

Ludovici pij dd. Noviomagi 6. Calend: Ybris 823. 

Ottonis III dd. Lullide pridie Jdus Äbris ao. 993. 

: Ejusdem dd. Inglheim àto Jdus Aprilis ao. 1000. 


Nos verò cognoscentes bonae rei cultum dare, nedum 
praesentis vitae commoda, verum etiam aeternae beatitudinis 


Sa: 
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praemia subinferre, devotis ac rationabilibus ipsorum suppli- 
cationibus favorabiliter iuclinati, praescripta privilegia, gratias, 
libertates, immunitates et jura ipsis ac Monasterio ipsorum nec 
non Fratribus inibi habitantibus à divis Imperatoribus ac Ro- 
manorum Regibus Praedecessoribus nostris indulta et concessa, 
et diversa in hac charta non contenta Regis Philippi, Caroli 
Ati et Sti aliorumque Imperatorum piae recordationis, omnia 
istorum privilegia et continentias omnium ipsorum speciales et 
generales authoritate regia approbamus, innovamus, et ex 
certa sententia confirmamus, et cum nulli penitus homini juris- 
dictio in ipsos ac Monasterium suum nee non praedia ejusdem 
Monasterii competat, Romano solo excepto Imperio, Monaste- 
rium cum Monachis et Fratribus cum omnibus bonis suis ubi- 
cunque in Imperio nostro positis mobilibus et immobilibus 
recipimus sub protectione Regiae Majestatis, statuentes, et 
Regia Majestate praecipientes, quatenus imposterum nullus 
hominum cujuscunque statüs ac conditionis, Eeclesiasticus sive 
saecularis humilis sive sublimis ausu temerario praesumat con- 
tra factum nostrum venire aut supradietum Coenobium super 
possessionibus suis aut immunitatibus sive libertatibus aliquam 
inſerre molestiam aut gravamen, quod qui fecerit, praeter in- 
dignationem Dei Omnipotentis, quam ipsum novimus incursu- 
rum, regali edicto statuimus, ut centum libras auri componat, 
unam medietatem Camerae nostrae, et reliquam passo injuriam 
persolvendam, et ad hujus rei memoriam perpetuam praesens 
privilegium sigilli nostri impressione fecimus roborari. 


Rudolphus. 


Caradocius per Germaniam vice Cancellarius loco Wolf- 
gangi Archi-Epıscopi Moguntinensis recognovi data Ata Idus 
Aprilis A0 Dominicae Incarnationis 1611 Indictione gnà A0 
Imperij 36. Actum in arce nostra regia Pragae. 


Ad Mandatum Sacrae 


Caesareae Majestatis proprium. 


An. Hanniwald. 


rz m ÿ ̃3—ᷣ—ᷣ—]—U— —ñ— 


VIII. 


Kreitmayr's 


Urtheil über die Verworrenheit des kr 
miſch-juſtinianeiſchen Geſetzbuchs. 


(Nachtrag zu oben, Bd. I, S. 369.) 


Der verewigte Freiherr von Kreitmayr, Reichs⸗ 
hofrath, dann kurbaieriſcher geheimer Rath und Confe— 
renzminiſter, zuletzt geheimer Kanzler und OberſtLehnpropſt, 
dem Baiern drei Geſetzbuͤcher, ein buͤrgerliches, ein pein— 
liches und eine Gerichtsordnung zu danken hatte, der ſich 
auszeichnete durch theoretiſch-practiſche Rechtskunde, durch 
practiſche Urtheilskraft, durch vielgeuͤbten Sinn für 
Zweckmaͤſigkeit, der zu Utrecht und Leiden, auch zu In— 
golſtadt und Salzburg, das roͤmiſche Recht gruͤndlich ſtu— 
dirt hatte, faͤllte, vor achtzig Jahren, uͤber die Verwor— 
renheit des roͤmiſchen Corpus juris folgendes Urtheil ). 

„Nicht ohne beſondern Eckel kann man das entſetz— 
liche Chaos in den Roͤmiſchen Geſetz-Buͤchern anſehen; 
denn es haͤngt von Anfang bis zu Ende nichts darin zu— 
ſammen, ſondern es liegt alles in der groͤßten Verwir— 
rung durcheinander da, wie ein groſſer Haufen von Bau— 

Materialien, welche nur die Hand des Baumeiſters erwarten, 


1) In der Vorrede zu ſeinen ee uber den Codicem 
juris Bavarici judiciariiv (München 1754.), S. 11 der münchener 
neuen Auflage von 1813. 
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um in geſchickte Ordnung und Symmetrie zu kommen. 
Ein engliſches Gedaͤchtniß, oder eiſerne Geduld, und un— 
beſchreibliche Mühe wird erfordert, einen ſolchen cumu- 
lum legum inordinatum, et molem indigestam in 
den Kopf ſo zu rangiren und zu behalten, daß man ſich 
deſſen gleich bei jeder Gelegenheit gehörig bedienen kann -. 

„Wie es ohne Wunder moͤglich geweſen ſey, daß 
ſich ein ſo voluminoͤſes und unordentlich geſchriebenes 
Werk, als das corpus juris Romani iſt, ſo weit aus— 
breiten, und ſo lange habe ſouteniren koͤnnen, ſcheint 
Conringio und vielen Andern unbegreiflich zu ſeyn, da— 
ber nennen fie es confusionem divinitus conservatam “. 


WEHT Lt 


— — 


A. 


Aachen, Reichsſtadt, ihr falſches Stif— 
tungs Diplom von Carl d. G. 362. 

Abzugsgeld, in e. urkunde Carls d. 
Groſſen 376. 

Adel, hoher in Teutſchland, wer da⸗ 
zu gehört 193. deſſen Vergleichung 
mit dem hohen Adel in England, 
Schottland und Irland 194. 
ſpricht für analogiſche Standes⸗ 
gleichheit beider 200. ausländiſcher 
gilt dem teutſchen gleich 167—169. 
203. 

Adel, niederer, wer dazu gehört 193. 
deſſen Ehen mit Herren von hohem 
find keine Mißheurathen 156 ff. 
ausländiſcher macht hievon keine 
Ausnahme 167 — 169. 203. die 
Ehe eines Mannes von niederem 
Adel mit einer persona plebeja 
erkannte der Reichshofrath für voll- 
wirkend für die Gattin und Kinder 
161. 

Adelsverhältniſſe in England, Schott⸗ 
land u. Irland 200 ff. 

Aichelberg, Dorothee Chriſtiane v., 
ihre Ehe mit Herzog Chriſtian von 
Holſtein-Plön 175. 

Alibi, in urt. Carls d. Groſſen 372. 
375. 

Ameland, Inſel, ihre Geſchichte 39. 

Ameland, Lady, ein von der Gemah— 
lin des Hzgs. v. Suſſex angenom⸗ 
mener Titel 39 


Andreas, Biſchof von Wirzb., 349. 
Urkunde von ihm 392. 

Anglikaniſche Kirche, weſentlich nicht 
unterſchieden von der evangeliſchen 
115. 

Anhalt-Bernburg- Schaumburg, 
Fürſt Victor Amadeus Adolph, ſeine 
Ehe mit Hedwig Sophie Gräfin 
v. Henkel⸗Donnersmart 186. 

Anhalt-Cöthen, Fürſt Emanuel Leb- 
recht, feine Ehe mit Giſela Agnes 
v. Rathen 184. Fürſt Auguſt Lud⸗ 
wig, ſeine Ehen mit Wilhelmine 
Agnes v. Wuthenau, dann mit 
Chriſtiane Johanne Emilie Gräfin 
v. Promnitz, endlich mit Anne Frie⸗ 
derite, Schweſter der vorigen 185. 

Anhalt-Zerbſt, Fürſt Joh. Ludw., 
feine Ehe mit Chriſtiane Eleon. v. 
Zeutſch 182. 

Anrufungsformel, in urk. Carls d. 
Groſſen 373. 

Anulus ſtatt annulus, in Urf. Carls 
d. Groſſen 372. f 
Apanagirte Mitglieder reichsſtändiſcher 
Häuſer, ihre Reichsunmittelbarkeit 

53 ff. 

Arenberg, Herzog Prosper, ſeine Ehe 
mit Mademoiſelle Stephanie Taſcher 
de la Pagerie 169. 

Arran, gräfl. Familie 16. 

Aſch, Herrſchaft, 327. 

Atholl, herzogl. Familie 11. 

Austräge, ſ. Stammausträge. 

Azo v. Eſte, Stammvater des Hauſes 
Braunſchweig 17. 


B. 


Baden, Ehe des Kurprinzen Carl 
mit Stephanie Beauharnois, Adop— 
tivTochter Napoleon's u. kaiſ. Prin⸗ 
zeſſin v. Frankreich 169. 

Baden, Markgraf Carl Friedrich, ſeine 
Ehe mit Luiſe Caroline Freiin v. 


Geyer 165. 
Baden-Baden, Markgraf Eduard 
Fortunat, ſeine Ehe mit Maria 


van Eycken 171. 

Baden-Durlach, Markgraf Ernſt, 
ſeine Ehe mit Urſula v. Roſenfeld 
177. und mit Anna Bombaſt v. 
Hohenheim 178. 

Baiern, herzogliches Haus 174. 

Baptiſta, Johann, Abt des Kloſters 
Neuſtatt 342. 

Baron, in England, Schottl. u. Ir⸗ 
land 194. 199. / 

Baronagium 200. 

Barones regni in England 194. 

Baronet 198 f. 


Beauharnois, Stephanie, Adoptiv— 
Tochter Napoleon's u. kaiſ. Prin⸗ 
zeſſin v. Frankr., ihre Ehe mit dem 
Kurprinzen v. Baden 169. 

Bentinck, Graf, fein Verhältniß we— 
gen Varel zu Oldenburg 295. 

Berthold, Biſch. v. Wirzburg 349. 
deſſen Urkunde 391. 

Beſtätigungsurkunden 347. 354. 
362. 


Beſthaupt, in e. Urk. Carls d. Groſ— 
ſen 376. 

Birkenfeld-Gelnhauſen, Pfalzgraf 
Johann Carl, ſeine Ehe mit Eſther 
Marie v. Witzleben 173. 

Braunſchweig-Calenberg oder Han- 
nover, Erbprinz Georg Ludwig, 
ſeine Ehe mit Sophie Dorothee 
Gräfin v. Wilhelmsburg 180. glän⸗ 
zende Nachtommenſchaft aus dieſer 
Ehe 181. 

Braunſchweig u. Lüneburg, Herzog 
Otto, feine Ehe mit Mette v. Cam- 
pen 179. 

Braunſchweig-Lüneburg zu Celle, 
Herzog Georg Wilh., ſeine morga— 
natiſche Ehe mit Eleonore Desmiers 
d'Olbreuſe 180. glänzende Nach— 
kommenſchaft aus dieſ. Ehe 181. 
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Braunſchweig-Lüneburg, ſ. Hanno: 
ver, Azo, Eſte. N 

Bünau, Chriſtiane Wilh. v., ihre Ehe 
mit d. Herzog Joh. Adolph J. v. 
Sachſen-Weiſſenfels 184. 

Bundesverſammlung, teutſche, ob 
und wann wider Beſchlüſſe oder 
gegen die Verfahrungsweiſe derfel- 
ben, der Recurs eines Bundesglie— 
des unmittelbar an die Geſammtheit 
der Bundesgenoſſen Statt habe 261. 


C. 


Campen, Mette v., ihre Ehe mit 
Hzg. Otto von Braunſchweig und 
Lüneburg 179. 

Carl der Groſſe, Streitigkeiten über 
angeblich von ihm ertheilte Urkun— 
den 342 ff. 382. Urkunden deſſelben 
von 794 u. 812, 345 u. 380. 382. 
Prüfung ihrer Echtheit 345. ſeine 
Titulatur 363. ſein Monogramm 
392. ſ. Diplomatiſche Kriege. 

Carl IV., urtunde deſſelben 347. 
379. 384. 4 

Carl V., Urkunden deſſelben 348 ff. 
378. 388. 389. 

Chatelherault, herzogl. Familie 16. 


Chriſtliche Zeitrechnung, ſ. Zeitrech— 


nung. 
Cloncurry, Lord, fein EheRechtsfall 84. 
Commonalty, in Großbritannien u. 
Irland 198. 
Commons, f. Commonalty. 
Conditio religionis mutandae vel 
non ee 233. 238 ff. 
ee 347. 354. 
2 


Conrad, Biſchof v. Wirzburg, Ur- 
kunde von ihm 394. 

Contraſignatur, ſ. Recognition. 

Coß, Chriſtiane Frieder. v., ihre Ehe 
mit d. Prinzen Chriſtian v. Sachſen— 
Saalfeld 185. 

Court of Arches, erzbiſchöfl. Gericht 
in London, erklärt die Ehe des Hzas. 
v. Suſſex für nichtig 29 ff. wo es 
incompetent iſt 76—83. 

Court of Doctors Commons f. 
Court of Arches. 

Cumberland, Heinr. Friedr. Herzog 
v., ſeine Ehe mit Anna Lutrell 208. 
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Daneskiold-Samſbe, Luiſe Sophie 
Gräfin v., ihre Ehe mit dem Hzg. 
Chriſtian ꝛc. v. Holſtein⸗Sonderburg ⸗ 
Auguſtenburg 164. 

Datum loci, falſches in urk. Carls 
d. Groſſen 372. 375. 

Derby, gräfl. Familie 11 f. 

Desmiers, ſ. Olbreuſe. 

Diplomatiſche Kriege 345. 342. 358. 

Domänenſchulden 332. 

Duke, in England, Schottl. u. Ir⸗ 
land 194 f. 

Dunmore, gräfl. Familie 11. 

Dyk, Herrſchaft 327. 

Dynaſten im alten ſtaatsrechtl. Sinn, 

viele Ehen derſelben mit Perſonen 

von Ritterart oder von niederem 

Adel 186. 


* 


E. 


Earl. Adelstitel in Großbritannien u. 
Irland, fein Alter und Vorzug 166. 
196. 

Ebenbürtigkeit der fo gen. mediatifir- 
ten fürſtl. u. gräfl. Häufer, in Be⸗ 
ziehung auf Ehen mit Prinzen aus 
ſouverainen teutſchen Häuſern 188 
f., Note. 

Eckhart, Joh. Ge. v., ſtreitet wider 
die Echtheit etlicher Urkunden von 
Carl d. Gr. 342. 354. 

Ehe, der Mangel väterlicher Einwil⸗ 
ligung iſt kein vernichtendes Ehe— 
hinderniß 122 ff. zumal bei Er⸗ 
lauchten 122. 124. 129. die Ehe 
iſt ein Conſenſual Vertrag, nach ge» 
meinem Reichsrecht unabhängig von 
kirchl. Sinſegnung 106 ff. vermeinte 
136. ungleiche 143. Verbot ſtandes⸗ 
mäſiger Ehe für beſtimmte Nach⸗ 
gebohrne 242. ſ. auch Gewiſſensehe, 
Trauung, Mißheurath. 

Eheſachen der proteſtant. reichsunmit⸗ 
telbaren Erlauchten, gehörten nicht 
vor die Reichsgerichte 55 f. 

Electio fori, ſ. Hannover. 

Erbach ⸗ Fürſtenau, Graf Philipp 
Carl, feine Ehe mit Anna Charl. 
Gräfin v. Kunowitz, dann mit So⸗ 
phie Freiin v. Speßhard 184 f. 


Erlauchte, reichsunmittelbare, Rechts ⸗ 
gültigkeit ihrer ohne kirchliche Trau 
ung geſchloſſenen Ehen 114. 117. 
ſ. auch Apanagirte und Adel, hoher. 
desgl. Ehe, Gewiſſensehe, Trauung, 
Mißheurath. 

Erskine, Thomas, ſeit 1806 Pair, 
Schreiben des Hzgs. v. Suſſerx an 
ihn 33. 219. 

Erzcaplan, feine Contraſignatur in 
Urkunden 370. 

Esmiers, d', ſ. Olbreuſe. 

Esquire 199. 

Eſte, markgräfl. Familie in Italien 

17 f. 

Eſte, Auguſt v., Sohn aus des Her- 
zogs v. Suſſex Ehe mit Lady Au⸗ 
guſta Murray 27. wann er den 
Namen Eſte erhielt 17. ſeine Ab⸗ 
ſtammung von gekrönten Häuptern 
u. a. erlauchten Perſonen 211—218. 
fein Familien⸗ und Standes verhält · 
niß, feine Succeſſions Fähigkeit in 
den väterl. Standes⸗, Stamm» u. 
Familienrechten, in England, Schott ⸗ 
land, Irland u. im Königr. Han⸗ 
nover 5— 232. f. auch Murray u. 
Suifer. 

Eſte, Augufta v., Tochter aus des 
Higs. v. Suſſer Ehe mit Lady Au⸗ 
guſta Murray 37 f. ſ. Suſſex u. 
Murray. f 

Exterritorialität im T. Reich 54. 

Eycken, Maria van, ihre Ehe mit 
d. Markgrafen Eduard Fortunat 171. 


F. 


Freyberg, Freiherr, feine Gewiſſens⸗ 
ehe 119. 

Frieſenhauſen, Philippine v., ihre 
Ehe mit e. Grafen v. Schaumburg⸗ 
Lippe Alverdiſſen 162. 


G. 


Galloway, gräfl. Familie 16. 

Gentlemen 199. 

Gentry, niederer Adel in Großbri- 
tannien u. Irland 198. 

Gewiſſensehen, geſchloſſen von Sou— 
verainen, von teutſchen Landesherren 
u. a. reichsunmittelbaren Erlauchten, 
ſelbſt von Reichsunmittelbaren von 


niederem Adel u. von andern Stan- 
desperſonen, wurden in u. auſſer 
Teutſchland, gerichtlich und auſſer⸗ 
gerichtlich als rechtsgültig und voll 


wirkend anerkannt 117 ff. des Her⸗ 


zogs v. Suſſex 120. f. auch Ehe, 
Trauung, Mißheurath. 

Geyer v. Geyersberg, Luiſe Freiin 
v., ihre Ehe mit dem Markgr. Carl 
Friedr. v. Baden 165. 

Glouceſter, Wilh. Heinr. Herzog v., 
feine Ehe mit der Witwe Lady Ma: 
rie Waldegrave 205 f. 

Großbritannien u. Irland, dortige 
Adelsverhältn iſſe 194 ff. 

Gunn, engl. Geiſtlicher, traut in Rom 
den Hzg. v. Suſſex mit ſ. Gemah⸗ 
lin 24. 

Guttenberg, v., Domdechant zu 
Wirzburg 350. Urkunde deſſelben 
394. 


- 


H. 


Hamilton, gräfl. Familie 16 f. 
Hannover, Mehrheit der Recht Sub- 
jectivität bei den Mitgliedern dieſes 
Hauſes 48. ſie hatten im T. Reich 
das privilegium electionis fori 
55. für Streitigkeiten unter ihnen 
beſtehen Stamm- oder Familienaus⸗ 
träge 55. Haus- und Staatspraxis 
in Abſicht auf Mißheurathen 166. 
168 ff. 204. ſ. auch Braunſchweig, 
Azo, Eſte, Suſſex. 
Hardenbergiſches Seniorat, in Ab— 
ſicht auf den Genuß der Lehngüter 
Schlöben, Raabis und Mökeren 
283 f. 
Hausgeſetze über Mißheurathen, ob ſie 
im T. Reich rechtsgültig waren 158. 
Henkel-Donnersmark, Hedwig So- 
phie Gräfin v., ihre Ehe mit dem 
Fürſten Vietor Amadeus Adolph v. 
Anhalt⸗Bernburg⸗Schaumburg 186. 
Henneberg, gefürſtete Grafen, ihr 
Verhältniß zu Schwarza 318 ff. 
Heſſen⸗Rheinfels-Rothenburg, ſein 
Verhältniß zu Kurheſſen 295. 
Heyden, v. der, ihre Ehe mit einem 
Grafen v. Sayn-Wittgenſtein 163. 
Hohenheim, Anna Bombaſt v., ihre 
Ehe mit d. Markgr. Ernſt v. Baden- 
Durlach 178. 
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Hohenlohe-Neuenſtein, fein Ver— 
hältniß wegen Gleichen zu S. Gotha 
295. 

Hohenlohe-Waldenburg-Schillings⸗ 
fürſt, Erbprinz Carl Albr. Chr., 
ſeine Ehe mit Judith v. Rewitzky 165. 

Hohenzollern-Sigmaringen, Erb: 
prinz Carl Anton, ſeine Ehe mit 
Mademoiſelle Antoinette Murat 
Druent 169. 

Hohnſtein, gräfl. Stolbergiſche Graf⸗ 
ſchaft unter Hannover. Staatshoheit, 
ihr Rechtszuſtand 294 ff. ihre ältere 
Geſchichte 296 f. 299. jetzt getheilt 
zwiſchen Stolberg = Stolberg und 
Stolb. Wernigerode 298 ff. hanno⸗ 
ver. Mannlehn 300. Behörden, 
Rent⸗, Lehn⸗ u. obrigkeitl. Ver⸗ 
waltung 302. receßmäßiges Verhält⸗ 
niß zu Hannover 303—316. gräfl. 
Einkommen daſelbſt 316. 

Hohnſtein, Titel Graf zu, wird ge⸗ 
führt von Kurbrandenburg u. Sayn⸗ 
Wittgenſtein 297. 

Holſtein⸗ (Schleswig-) Plön zu Nor⸗ 
burg, Herzog Chriſtian, ſeine Ehe 
mit Dorothee Chriſtiane v. Aichel⸗ 
berg 175. 

Holftein -Sonderburg-Auguſten— 
burg, Herzog Chriſtian Carl Friedr. 
Aug., ſeine Ehe mit Luiſe Sophie 
Gräfin v. Daneskiold 164. 

Holſtein-Sonderburg-Beck, Herzog 
Friedr. Carl Ludwig, ſeine Ehe mit 
e. Gräfin v. Schlieben 164. 

Homburg an der Mark 327. 

Horton, Chriſtoph, Esquire, war 
erſter Gemahl von Anna Lutrell, 
Gemahlin des Herzogs Heinr. Friedr. 
v. Cumberland 208. 


J. 
Jever, Erbherrſchaft 327. 
Ilfeld, Stift, ſein Verhältniß zu 
Stolberg u. Hannover 303. 313. 
Indiction, ihr Gebrauch in Urkunden 
Carls d. Groſſen 372. 374. 

Interpolation in alten urkunden 371. 
373. 378 

Johann Caſimir, König v. Polen, 
ſeine Gewiſſensehe 118. 

Irland, ſ. Großbritannien u. Royal 
Marriage Act. Deſſen Repräfen- 
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tation in dem Oberhauſe des Par- 
laments des Vereinigten Reichs von 
Großbritannien und Irland 195. 
Juden, können ihren Kindern die 
Nichtänderung ihrer moſaiſchen Re- 
ligion zur Bedingung machen für 
einen Fideicommiß Genuß 246. 


K. 


Kammergüter, ihr Ertrag ſoll mit 
zu dem Staatsaufwand dienen 333. 

Kammerſchulden, 332 f. 

Katholiken, erhalten 1806 in den 
herzogl. ſächſiſchen Landen gleiche 
bürgerliche und politiſche Rechte mit 
den Evangeliſchen 251 f. 255. 

Kempinsky, Suſanne Eliſabeth v., 
ihre Ehe mit d. Herzog Albr. III. 
v. Sachſen-Coburg 183. 

Kinſale, Gräfin, ihre Gewiſſensehe 118. 

Kirchenſtaat, Rechtsverhältniß der 
unter Proteſtanten dort zu ſchlieſſen— 
den und geſchloſſenen Ehen 102 ff. 

Klettenberg, ſ. Lohra. 

Hnight 198. 

Kniphauſen, Freie Herrſchaft 327. 

Köſt, ſ. Naſſau⸗ Saarbrücken. 

Kreitmayr, ſein urtheil über das 
röm. Geſetzbuch 398. 

Kriege, diplomatiſche 345. 342. 358. 

Kunowitz, Anna Charl. Gräfin v., 
ihre Ehe mit d. Grafen Phil. Carl 
v. Erbach-Fürſtenau 185. 
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Lady, Bedeutung dieſes Titels in 
England, Schottl. u. Irland 195. 

Landeshoheit, untergeordnete, Bei— 
ſpiele davon im T. Reich 243 ff 

Landesſchulden, 333. 

Landkron, Herrſchaft 327. 

Leiningen-Dachsburg-Falkenburg, 
Graf Joh. Ludwig, ſeine Gewiſ— 
ſensehe 118. 

Liebau, Rittergut 327. 

Liebenſtein, Freiherren v., Rechtsfall 
ſie betr. 162. 

Lippe, Fall einer Mißheurath in dieſ. 
Haufe 164. ſ. Schaumburg - Lippe. 

Lohra u. Klettenberg, Herrſchaften 297. 

Lord, Adelstitel in Großbritannien u. 
Irland, ſeine Bedeutung 194 ff. 


Lothringen, Heinr. v., Herzog v. 
Bar, ſeine Gewiſſensehe 117. 


Löwenſtein-Wertheim, Graf Carl, 


feine Ehe mit einer v. Strzticz 162. 
Ehe eines Grafen mit e. Nichtade— 
lichen, erkannte der Reichshofrath 
für Mißheurath 161. 

Löwenſtein-Wertheim-Roſenberg, er⸗ 
hält das Kloſter Neuſtatt am Main 
344. 

Ludwig d. Fromme, Urkunde deſſelben 
349 u. 386. ſein Monogramm 395. 

Lutrell, gräfl. Familie in Irland 208. 
Anna Lutrell wird Gemahlin des 
Herzogs Heinr. Friedr. v. Cumber⸗ 
land ebendaſ. 


M. 


Majorat, eigentlich Seniorat, in der 
Familie von Hardenberg 233 f. 
Man, Inſel mit eigener Souverai⸗ 
netät, ihre Geſchichte und Beherr— 
ſcher 12 f. 

Marquis, in England, Schottl. u. 
Irland 194 f. 

Mayſcheid 327. 
Mediatiſirte, ſo genannte, fürſtl. u. 
gräfl. Familien, ſ. Ebenbürtigkeit. 
Mehrheit der Recht Subjecte in Einer 
Individualperſon 42 ff. 

Mißheurath, ihr Rechtsbegriff 143. 
145. Beſtimmungen des alten und 
mittleren teutſchen Rechts 147. des 
römiſch-juſtinianeiſchen 148. des ca⸗ 
noniſch-päpſtlichen 149. des neuen 
teutſchen 149. eine Ausnahme macht 
dieſes ſeit 1742 für Ehen von Her— 
ren aus reichsſtändiſchen Häuſern 
149. Reichshofr. Coneluſum deßhalb 
154 fu. Reichsſchluß 155. wonach 
Ehen mit Perſonen von niederem 
Adel keine Mißheurathen find 156 f. 
Hausgeſetze über Mißheurathen 158. 
Herkommen in unbeſtrittenen Fällen 
163 ff. in beſtrittenen 171 ff. reichs⸗ 
gerichtl. Praxis u. Herkommen, auch 
in Hinſicht auf ausländiſchen Adel 
u. die Hannoveriſche Haus- u. 
Staatspraxis 166. 

Monatstag in Urt. Carls d. Groſſen 
372: 

Monogramm, von Carl d. Groſſen 
u. Otto III. 392. von Ludwig d. 


Fr. 395. deſſen Indications Formel 
in Urk. Carls d. Groſſen 374. 
Montaut et de la Serre, Iſabelle 
Clare Eugenie, ihre Ehe mit einem 

Fürſten v. NaſſauSiegen 172. 

Murat-Druent, Antoinette, ihre 
Ehe mit dem Erbprinzen Carl An⸗ 
ton von Hohenzollern-Sigmaringen 
169. 

Murray, gräfl. Familie, ihre Ge: 
ſchichte 10 ff. 

Murray, Lady Auguſta, Geſchichte 
ihrer Vermählung mit dem Hzg. v. 
Suſſex, u. deren Folgen 9. 19—41. 
ihre Abſtammung 10 — 17. 212 — 
218. Verwandtſchaft mit ihrem Ge⸗ 
mahl 18. 


N. 


Naſſau⸗ Saarbrücken, Fürſt Ludwig, 
ſeine Ehe mit Cath. Marg. Köſt, 
nachher v. Ludwigsdorf, zuletzt Grä⸗ 
fin v. Ottweiler 161. 

Naſſau⸗Siegen, Fürſt Johann Franz 
Deſiderat, ſeine Ehe mit Iſabelle 
Clare Eugenie de Montaut et de la 
Serre 172. 

Neuſtadt unter dem Hohenſtein, Flecken 
301. 

Neuſtatt am Main, Benedictinerkloſter 
340. fein Landeshoheit Streit mit 
Wirzburg ebend. Deduction deſſelben 
341. 345. Streit über die Echtheit 
der angebl. von Carl d. Gr. ihm 
ertheilten Stiftungs- und Ausſtat⸗ 
tungsurkunden 342 ff. Säculariſa⸗ 
tion des Kloſters 344. 

Nobility, hoher Adel in Großbritan⸗ 
nien u. Irland 194. hat 5 Stufen 
ebendaf. 


O. 


Olbreuſe, Eleonore Desmiers d', ihre 
Ehe mit d. Herzog Georg Wilh. v. 
Braunſchw.⸗Lüneburg zu Celle 180. 

Osnabrück, Bisthum, ſo gen. diploma⸗ 
tiſcher Krieg wegen einer von Carl 
d. Gr. ihm ertheilten Urkunde 342. 

Otto III., urtunde deſſelben 348 u. 
383. ſein Monogramm 392. 

Ottweiler, Gräfin, ſ. Naſſau⸗Saar⸗ 
brücken, 


405 
P. 


Pagerie, Taſcher de la, ſ. Taſcher. 

Pairſchaft in England, Schottland u. 
Irland 195 ff. 200 ff. des Hzes. 
v. Suſſex daſelbſt 9. 

Peerage ſ. Pairſchaft. 

Persona plebeja 161. 

Pfalz⸗ Birkenfeld, jetzt herzogl. Haus 
Baiern 174. 

Plebeja, persona, 161. 

Privatzürftenrecht 48. 

Privatſchulden der entſchädigtenReichs⸗ 
ſtände 332. 

Promnitz, Chriſtiane Johanne Emilie 
Gräfin v., ihre Ehe mit d. Fürſten 
Emanuel Lebr. v. Anhalt-Cöthen, 
desgl. ihrer Schweſter Anne Friede— 
rike mit Ebendemſelben 185. 


R. 


Rathen, Giſela Agnes v., ihre Ehe 
mit d. Fürſten Eman. Lebr. v. Ans 
halt-Cöthen 184. 

Recht Subjecte, Mehrheit derſelben in 
Einer IndividualpPerſon 42 ff. 

Recognition des Erzkanzlers in Urk. 
Carls d. Groſſen 375. des Erz: 
caplans 370. 

Recurs eines Mitgliedes des T. Bun⸗ 
des unmittelbar an die Geſammtheit 
der Bundesgenoſſen, wegen Be— 
ſchwerde wider Beſchlüſſe oder gegen 
die Verfahrungsweiſe der Bundes⸗ 
verſammlung 261. Recurs Denkſchrift 
des Fürſten v. Reuß-Lobenſtein u. 
Ebersdorf 264. 

Reformirte erhalten 1806 in d. her: 
zogl. ſächſiſchen Landen gleiche bür⸗ 
gerliche u. politiſche Rechte mit den 
Augsburgiſchen Glaubensverwandten 
252. 255. 

Regierungsjahre, in urk. Carls des 
Groſſen 370. 374. 375. 

Reichs DeputationsHauptſchluß von 
1803, Erläuterung feines §. 28, 
S. 331. franzöſ. Original Text feiner 
erſten 47 $$. 335. 

Religionsclauſel, ihre Rechtsgültigkeit 
in der Bedingung eines benannten 
kirchlichen Glaubensbekenntniſſes zu 
dem Genuß beſtimmter Vortheile, 
insbeſondere zu der Sueceſſions Fähig⸗ 
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keit bei Stamm- u. a. Privatrechten 
233. rechtskräftiger Richterſpruch 
dafür 258. 

Reuß⸗Lobenſtein und Ebersdorf, 
fein Streit mit Reuß - Schleiz, 
über den Maasſtab, nach welchem 
ihr Bundes Contingent unter ihnen 
zu vertheilen ſey 262 ff. Recurs⸗ 
Denkſchrift des erſten 264. Reuſſi⸗ 
ſche Stammausträge 267. 272. 287. 


Reuß ⸗Schleiz, fein Streit mit Reuß⸗ 
Lobenſtein ꝛc. |. Reuß⸗Lobenſtein ze. 

Rewitzky, v., ihre Ehe mit e. Erb⸗ 
prinzen v. Hohenlohe 165. 

Rhade, Herrſchaft 327. 

Rheda 327. 

Rom, ſ. Kirchenſtaat. 

Römiſches Geſetzbuch, Kreitmayr's 
Urtheil über daſſelbe 398. 

Roſenfeld, urſula v., ihre Ehe mit 
d. Markgr. Eruſt v. Baden-Durlach 
177. 

Roſſi, Flaminia de, ihre Ehe mit d. 
Erbprinzen v. Salm⸗Salm 168. 
Royal Marriage Act v. 1772, kö⸗ 
nigl. Vermählungs Statut in Groß⸗ 
britannien 28 f. 226. wird ange⸗ 
fochten von der Oppoſition 65 ff. 
iſt nicht anwendbar auf die Ehe des 
Hzgs. v. Suſſer 71-76. gilt nicht 
in Irland 88. ſeine Unvereinbarkeit 
mit dem Grundſatz vollkommener 
Gleichheit der Thronfolge u. perſön⸗ 
licher Identität des Staatsober⸗ 
hauptes in Großbritannien u. Ir⸗ 

land 93. 
Rudolph II., Kaiſer, urkunde deſ— 
ſelben 350. 


S. 


Sachſen, ſämmtliche Herzoge verpflich- 
teten ſich 1806 den Katholiken 
gleiche bürgerliche u. politiſche Rechte 
mit den Evangeliſchen einzuräumen 
231. 

Sachſen⸗Coburg, Herzog Albrecht III., 
feine Ehe mit Suſanne Eliſab. v. 
Kempinsky 183. 

Sachſen⸗ Meiningen, Herzog’ Anton 
Ulrich, ſeine Ehe mit Philippine 
Eliſab. Cäſarea Schurmann 153 ff. 
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Sachſen-Saalfeld, Prinz Chriſtian 
v., ſeine Ehe mit Chriſtiane Frieder. 
v. Coß 185. 

Sachſen-Weiſſenfels, Herzog Joh. 
Adolph I., feine Ehe mit Ehriftiane 
Wilh. v. Bünau 184. 

Salm-Salm, Erbprinz Wilh. Flo- 
rentin, ſeine Ehe mit Flaminia de 
Roſſi 168. 

Sayn-Wittgenſtein-Sayn, Graf 
Carl Wilh. Guſtav, ſeine Ehe mit 
einer von der Heyden 163. 

Sayn-Wittgenſtein-Wittgenſtein, 
führt den Titel Graf zu Hohnſtein, 
woher 297. 

Schauen 327. 

Schaumburg an der Lahn 327. 

Schaumburg-Lippe -Alverdiſſen, 
Graf Friedr. Ernſt, feine Ehe mit 
Philippine v. Frieſenhauſen 162. 

Schleswig, f. Holftein. 

Schlieben, Gräfin Fried. Amalie, ihre 
Ehe mit dem Herzog Friedr. Carl 
Ludw. v. Holſtein⸗Sonderburg⸗Beck 
164. 

Schmidt, Joh. Chriſtian, Deductjons⸗ 
Schriftſteller 341. 

Schönburg, fürſtl. u. gräfl. Haus, 
ſein Verhältniß zu Königr. Sachſen 
295. 

Schottland, deſſen Repräſentation in 
dem Oberhauſe des Parlaments des 
Vereinigten Reichs Großbritannien 
u. Irland 195. hoher Rang der 
dortigen Pairs 204. ſ. auch Groß⸗ 
britannien u. Royal Marriage Act. 


Schulden der durch den R. Dep. Haupt⸗ 
ſchluß v. 1803 entſchädigten Reichs⸗ 
ſtände, ihre Verſchiedenheit 331. 

Schwarza, Flecken, feine Geſchichte 
u. Rechtszuſtand 318. ff. ſein Ver⸗ 
hältniß zu Henneberg, Wirzburg, 
Königreich Sachſen u. Preuſſen eben ⸗ 
daf. in dem T. Reich eine unmittel⸗ 
bare freie Reichsherrſchaft 325 ff. 
Einwohnerzahl 327. ehemal. Staats: 
u. Patrimonial Einkommen daſelbſt 
329. Unbedeutenheit der öffentl. 
Abgaben 330. 

Schwarzburg, machte Anſpruch auf 
Lohra u. Klettenberg 298. 

Schwarzburg-Rudolſtadt, fein Ver⸗ 
hältniß wegen Ilm zu S. Gotha 295. 


Seniorat, in der Famille v. Harden ⸗ 
berg 233 f. 

Serre, de la, ſ. Montaut. 

Sieglungsformel, in urk. Carls d. 
Groſſen 372. 374. 

Solms-Wildenfels, fein Verhältniß 
zu Königr. Sachſen 295. 

Speßhard, Sophie Freiin v., ihre 
Ehe mit d. Grafen Phil. Carl v. 
Erbach⸗Fürſtenau 185. 

Spies, P. E., großer Kenner der 
Urkundenwiſſenſchaft 343. 

Staatsſchulden 333. 

Städeliſches Inſtitut zu Frankf. 409. 

Stadtrecht, dem Dorf Schwarza vom 
Kaiſer verliehen 329. 

Stammausträge, fürſtl. Reuſſiſche 
267. 272. 283. 287. 

Stanley, Baronatfamilie 12. 

Steuern ſollen nur ſubſidiariſch zu 
dem Staatsaufwand erhoben werden 
333 

Stewart, altadeliche Familie 15. ſeit 
1623 gräflich 16. 

Stolberg, gräfl. Haus, ſein Verhält⸗ 
niß wegen Wernigerode u. Stolberg 
zu Preuſſen 295. wegen Hohnſtein 
zu Hannover 296 ff. wegen Schwar⸗ 
za zu Preuſſen 318. ſ. Hohnſtein 
u. Schwarza. 

Strzticz, ihre Ehe mit e. Grafen v. 
Löwenſtein⸗Wertheim 162. 

Superiotas territorialis subordi- 
nata, ſ. Landeshoheit. 

Suffer, Herzog v., die Rechtsgültig⸗ 
keit u. Standesmäſigkeit ſeiner Ehe 
mit Lady Auguſta Murray 1 ff. 
ſeine Pairwürden 9. ſeine Abſtam⸗ 
mung 17. Verwandtſchaft mit ſeiner 
Gemahlin 18. 212-218. feine Ehe⸗ 
geſchichte 19—41. 64. fein Teſta⸗ 
ment 229. Mehrheit ſeiner Recht⸗ 
Subjectivität 50 ff. ſeine Ehe mit 
Lady Auguſta Murray iſt rechtsgül⸗ 
tig in Großbritannien 83. in Irland 
85. 91. 96. ſummariſche Beurthei⸗ 
lung ihres Rechtsbeſtandes u. Folgen 
97. ſie iſt rechtsbeſtändig u. ſtandes⸗ 
mäſig in dem T. Reich u. in Han⸗ 
nover 99 ff. 142. 168. 191. 200. 
204. 209 f. ſie iſt keine Mißheu⸗ 
rath 146. 187. insbeſ. nach der 
Hannoveriſchen Haus- u. Staats⸗ 
praxis 74. 166. 168 ff. 204. weder 
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das großbritanniſche Statut v. 1772 
noch das Londoner erzbiſchöfl. Ge⸗ 
richtsurtheil wirken vernichtend auf 
die Ehe, in Abſicht auf die Hanno⸗ 
veriſchen Rechtsverhältniſſe des Her⸗ 
zogs, ſeiner Gemahlin u. Kinder 
132. ſogar eine nur vermeinte Ehe 
würde für die Kinder väterliche Eben⸗ 
bürtigkeit u. alle Privat: u. Sue⸗ 
ceſſions Rechte begründen 136. denen 
auch ein Verſehen oder eine Nach⸗ 
läſſigkcit der Eltern nicht ſchaden 
könnte 140. ſ. auch Braunſchweig 
u. Hannover. 


ER 


Taſcher de la Pagerie, Stephanie, 
ihre Ehe mit d. Herzog Prosper v. 
Arenberg 169. 

Terres, Bedeutung dieſes Wortes 335. 

Trauung, kirchliche, kein weſentl. Er⸗ 
forderniß zu der Rechtsgültigkeit 
einer Ehe, 107. bei Katholiken u. 
Evangeliſchen 108. daher ſind die 
ohne fie eingegangenen Ehen rechts— 
gültig, u. den daraus abſtammenden 
Nachkommen gebührt das Recht der 
vollen Legitimität 110. zumal und 
vorzugweiſe bei Ehen reichsunmittel⸗ 
barer Erlauchten 114. 117. ſ. auch 
Ehe, Gewiſſensehe, Mißheurath, 
Erlauchte. 

Tucher v. Simmelsdorf, nürnberger 
Patricier, ihr Familienvertrag ver» 
ordnet den Verluſt des Genuſſes 
gewiſſer Fideicommißgüter für den 
Fall einer Abtretung von der evan- 
gel. Religion 257. 

Tudor, Owen, feine Gewiſſensehe 117. 


1 
Umpfenbach, Dorf 327. 


V. 


Varel f. Bentinck. 

Väterliche Gewalt, Natur derſelben, 
zumal bei Erlauchten 122. 

Vermeinte Ehe 136. 

Viscount, in England, Schottl. u. 
Irland 194 f. 
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Waldegrave, gräfl. Familie in Eng⸗ 
land 205. Vermählung der Witwe 
eines Earl v. Waldegrave mit dem 
Herzog v. Glouceſter 205 f. 

Walpole, gräfl. Familie in England 
206. Sir Eduard, ſeine uneheliche 
Tochter wird Gemahlin des Herzogs 
Wilh. Heinr. v. Glouceſter 205 f. 

Welfiſches Haus, deſſen Erbin ver⸗ 
mählt mit dem Markgr. v. Eſte 17. 

Wellingsbüttel 327. 

Wilhelmsburg, Sophie Dorothee Grä⸗ 
fin v., ihre Ehe mit dem Erbpr. 
Georg Ludw. v. Braunſchw⸗Calen⸗ 
berg 180. 

Wirzburg, Biſchöfe v., Berthold u. 
Andreas 349 f. Domcapitel 350. 


394. des Hochſtifts Streit mit dem 
Kloſter Neuſtatt 340 ff. 
Wirzburg, Hochſtift, feine Lehnherr⸗ 
lichteit über Schwarza 319. 323. 
Wittgenſtein, ſ. Sayn ze. 
Witzleben, Eſther Marie v., ihre Ehe 
mit d. Pfalzgrafen Joh. Carl v. 
Birkenfeld 173. 
Wuthenau, Wilhelmine Agnes v., 
ihre Ehe mit d. Fürſten Emanuel 
Lebr. v. Anhalt⸗Cöthen 185. 


3. 
Zeitrechnung, chriſtliche, wann ſie in 
Urk. aufgekommen 367. 
Zeutſch, Chriſtiane Eleon., ihre Ehe 
mit dem Fürſten Joh. Ludw. von 
Anhalt⸗Zerbſt 182. 
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Berichtigung. 


Die oben, Bd. I, S. 340, aus einem öffentlichen Blatt aufgenom— 
mene Nachricht von dem Vergleich des Städeliſchen Inſtituts zu 
Frankfurt a. M., iſt, nach glaubwürdiger Verſicherung, dahin zu berich— 
tigen, daß die Vergleichſumme auf 311,000 Fl. überhaupt, zu Abfindung 
der von den Städeliſchen InteſtatErben gemachten Anſprüche, ohne irgend 
eine Nebenbeſtimmung, feſtgeſetzt worden iſt. 


— 


Dü. 


260, Z. 4 von unten, iſt ftatt » Fideicommiffed « zu leſen »Fidejeommiſſars«, 

20, Z. 3 von unten, iſt ſtatt 30 zu ſetzen 6. 

. 33, 3. 14, iſt ſtatt 30 zu ſetzen 6. 

8, 3. 15, iſt ſtatt »galt« zu ſetzen: geltend blieb. ; 

. 8, Z. 18 u. 19, iſt zu feßen: Dieſem Reichsrecht zufolge, welches durch 
reichsgerichtliche Praxis und durch Herkommen, namentlich auch in Hinſicht 
auf ausländiſchen Adel, bekräftigt iſt, und ſelbſt — u. ſ. w. 

. 239, 3. 10 v. u., ſtatt „mit“ ift zu ſetzen: von. 
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